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Hinweis: In der vorliegenden Arbeit gilt für alle geschlechtlichen Formulierungen aus 
sprachlichen Gründen und zur besseren Lesbarkeit sowohl die männliche als auch die 
weibliche Form. Wenn nicht ausdrücklich unterschieden wird, sind immer beide biologischen 






Die Fragestellung dieser Dissertation knüpft an eigene Forschungsprojekte an und verbindet die 
dort verbliebenen offenen Fragen miteinander. Dies stellt den persönlichen Anlass für die 
Arbeit dar. In dem BMBF-Verbundprojekt Entwicklung eines Früherkennungs- und 
Kontrollsystems zur Unterstützung einer flexiblen Stadtentwicklungsplanung standen die 
Messung der Raumveränderung als Beitrag zur nachhaltigen Planung unter 
Schrumpfungsbedingungen im Mittelpunkt; im Zusammenhang mit der vorliegenden Arbeit ist 
die Frage nach der Herkunft und der Beschaffenheit lokalspezifischer normativer Aussagen 
offen geblieben.  
Das BMBF-Verbundprojekt Kooperative Kernregion Mitteldeutschland fokussierte auf 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede von Zielen der überörtlichen und gemeindlichen 
Flächenpolitik, während die Verbindung zum Stadtumbau-Programm und gebäudepolitische 
Themen nicht im Vordergrund standen. Das BMBF-Verbundprojekt Energieeffiziente Stadt 
Leipzig (Projektgebiet Leipziger Osten) setzte sich unter anderem mit dem Verhältnis der 
Stadtumbaukonzepte zur Bauleitplanung auseinander; dabei wurden die offenen Fragen zu 
den institutionellen Rahmenbedingungen der genannten Instrumente herausgearbeitet.  
Nun bin ich Mitglied im Team des Wissenschaftlichen Begleitvorhabens zur BMBF-
Fördermaßnahme Nachhaltiges Landmanagement (Modul B) und bringe mich dort in die 
Metaanalyse ein. Die komplexen Fragestellungen der 13 Verbundprojekte thematisieren 
überwiegend Stadt-Land-Verflechtungen; nicht im Mittelpunkt stehen jedoch raumplanerische 
Ziele innerhalb einzelner Gemeinden.  
Die Verbindung unterschiedlicher Fragen prägte auch meine Zeit an der Universität Leipzig. 
Als Diplom-Ingenieur für Stadt- und Regionalplanung konnte ich meine raumbezogene 
Expertise in die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät einbringen. Umgekehrt habe ich viele 
ökonomische Perspektiven kennengelernt. 
Vor diesem Hintergrund möchte ich allen herzlich danken, die mich auf dem Weg der 
Bearbeitung meiner Dissertation begleitet und unterstützt haben. Zunächst gilt der Dank Frau 
Prof. Weidner für ihre Betreuung. Herrn Prof. Ringel und dem Team am ISB möchte ich für die 
gute und schöne Zusammenarbeit danken. Dies gilt ebenso für Herrn Dr. Weith und dem 
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1 Einleitung 
Räumliche Planung stellt einen grundlegenden gesellschaftlichen Beitrag dar, auf 
Veränderungen der Umweltbedingungen zu reagieren und nachhaltige Antworten zu 
formulieren. Mit dem Planungsprozess wird gesellschaftliches Handeln im Raum vorbereitet. 
Die hierbei unterstellte Wirksamkeit von Planung zur Veränderung des Raumes wird der 
vorliegenden Arbeit zugrunde gelegt.  
Die Arbeit fokussiert auf den Kern planerischer Inhalte: auf die in Plänen formulierten Zielen. 
Dabei wird nicht nur ihre Beschaffenheit analysiert; vielmehr werden Erkenntnisse zu ihrer 
Herkunft entwickelt.  
Das vorliegende Kapitel dient der Vorbereitung der gesamten Arbeit. Entsprechend baut es 
sich folgendermaßen auf:  
 Zunächst (Kap. 1.1) wird die Problemstellung der vorliegenden Arbeit entwickelt. Dies 
erfolgt aus einer grundlegenden Perspektive, während vertiefend der gegenwärtige Stand 
der Forschung den theoretischen Kapiteln zugeordnet wird.1  
 Aus dieser Problemstellung leiten sich Zielsetzung und Fragestellung ab, an die wiederum 
die Ergebnisse geknüpft sind (Kap. 1.2). 
 Im Anschluss (Kap. 1.3) wird die Arbeit in den wissenschaftlichen Diskurs eingeordnet. 
 Schließlich (Kap. 1.4) wird die Vorgehensweise beschrieben. 
1.1 Problemstellung 
Der demografische Wandel und die damit verbundene Stadtschrumpfung führen in vielen 
sächsischen Städten zu städtebaulichen Missständen. Als Reaktion auf diese Missstände leisten 
die Städte mit dem Stadtumbau einen Beitrag zur Wiederherstellung nachhaltiger 
Siedlungsstrukturen. Planerische Grundlage ist dabei das städtebauliche Entwicklungskonzept 
gem. § 171b Abs. 2 BauGB.  
Die Nennung von Zielen und Maßnahmen in den Stadtumbau-Paragrafen als Bestandteil der 
Konzepte zeigt die zentrale Bedeutung, die der Bundesgesetzgeber ihnen für die gemeindliche 
Praxis des Stadtumbaus beimisst. Diese Bedeutung wird ihnen aus der theoretischen 
Perspektive der Zielforschung2 auch allgemein für den Planungsprozess zugewiesen. So 
definiert PETERS Planung im weitesten Sinne als „rationales, zielgerichtetes Handeln zwecks 
einer Verbesserung gegebener gesellschaftlicher Verhältnisse und Zustände“.3 Erst durch den 
normativen Gehalt unterscheidet sich ein Ziel dabei als Planinhalt von einer deskriptiven oder 
analytischen Aussage.   
Jedoch werden im BauGB weder die beiden Begriffe Ziele und Maßnahmen definiert und 
voneinander abgegrenzt noch erfolgt eine Darlegung über den Prozess ihrer Entstehung. 
Daher bleibt unklar, was unter den Begriffen zu verstehen ist und woher die im BauGB 
geforderten Planinhalte kommen. Auch aus wissenschaftlicher Perspektive sind die Kenntnisse 
über ihre Beschaffenheit und ihre Herkunft im Stadtumbau bislang äußerst gering. Daher setzt 
die vorliegende Arbeit in diesen beiden Themenfeldern den Schwerpunkt der Untersuchung. 
                                                 
1  Dies gilt insbesondere hinsichtlich zentraler Begriffe wie Ziel, Eindeutigkeit, Vagheit, Fläche, Gebäude und Stadtumbau. 
2  Zur Zielforschung allgemein vgl. HAUSCHILDT (1977); HAUSCHILDT; SALOMO (2011); GREIVING (2011a). 
3  PETERS (2004: 5); vgl. analog BLAAS; HENSELER (1978: 8).  
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Die wissenschaftliche und planungspraktische Auseinandersetzung mit der Verwendung von 
Zielen in der räumlichen Planung hat im Laufe der letzten Jahrzehnte eine unterschiedlich hohe 
Aufmerksamkeit erfahren.4 Noch in den 1960er Jahren verfolgte die räumliche Planung in 
West- wie Ostdeutschland eine rationale Auffassung und entwickelte den Ansatz einer 
umfassenden Entwicklungsplanung.5 Doch bereits 1972 diskutiert HESSE die „Variabilität und 
Flexibilität“ von Zielen in der Stadtentwicklungsplanung.6 Schließlich resümiert SIEVERTS 1980:  
„Nach Jahren optimistischen Glaubens an quantifizierte, mathematisch formulierte Planungsmodelle 
und Methoden ist gegenwärtig eine gewisse Müdigkeit und Resignation gegenüber rationalen 
Planungsmethoden, die mit logischen Kalkülen arbeiten, festzustellen.“7 
Die Entwicklungsplanung wurde daraufhin durch eine Projektorientierung abgelöst.8 
Entsprechend diskutieren MEISE UND VOLWAHSEN in ihrem Methodenhandbuch die 
Zielstrukturierung zwar als Arbeitsphase des Planungsablaufes,9 vermeiden aber eine 
umfassende Auseinandersetzung.  
Mit der Debatte über neue Leitbilder,10 den perspektivischen Inkrementalismus11 sowie neue 
Umweltziele erstarkte die Auseinandersetzung über Ziele in der räumlichen Planung. Dabei 
stehen aber weniger analytische als normative Fragen im Mittelpunkt. Dies ist zum einen Folge 
normativer Konzepte, z. B. der Nachhaltigkeit, die mithilfe geeigneter Ziele und Indikatoren für 
die Planungspraxis handhabbar gemacht werden sollen.12 Zum anderen werden vor dem 
Hintergrund des globalen Wandels neue Diskussionen zur Anpassung der Raumstrukturen an 
Umweltveränderungen geführt. Schließlich werden neuere Steuerungsansätze zu 
Zielvereinbarungen zwischen Politik und Verwaltung verfolgt.13 
Eine systematische analytische Auseinandersetzung mit Zielen in der räumlichen Planung 
führen erst wieder FÜRST UND SCHOLLES,14 unter anderem bildet SCHOLLES eine Typisierung von 
Zielen ab.15 Die Beschaffenheit wird jedoch nicht diskutiert, insbesondere bleiben die Fragen 
nach den Formen eindeutiger bzw. vager Ziele als Kernmerkmal der Beschaffenheit 
unberücksichtigt.  
In der raumbezogenen Planungsliteratur wird lediglich formuliert, dass Ziele zu entwickeln 
seien;16 es bestehen aber Forschungslücken bei der systematischen Auseinandersetzung mit 
den Formen von Eindeutigkeit und Vagheit, die die methodische Frage nach deren Erfassung 
impliziert. Umfangreiche Beiträge zu dem Themenfeld stammen demgegenüber aus der 
                                                 
4  Dabei haben Ost- und Westdeutschland unterschiedliche Erfahrungen gesammelt, vgl. RITTER (1998). Zur Entwicklung in der 
BRD vgl. ZÖPEL (1991: 17); in der DDR vgl. DIFU UND IFL (2004: 4).  
5  Vgl. RITTER (1998: 10-11). Noch 1974 erstellt das DEUTSCHE INSTITUT FÜR URBANISTIK eine „Dokumentation zu Zielsystemen in 
der Stadtentwicklungsplanung“, vgl. FRANKE (1974); HAMMEL (1972: 198-201) entwickelt den wissenschaftlichen Ansatz der 
Planologie als statistisch basierte Modellbildung; zu ähnlichen ökonomischen Auffassungen vgl. RABENSTEIN (1979). 
6  HESSE (1972: 34). Zur sich abzeichnenden Krise der Entwicklungsplanung vgl. a. GANSER (1991: 57). 
7  SIEVERTS (1980: IX).  
8  Vgl. RITTER (1998: 14); GANSER (1991: 57). 
9  Vgl. MEISE UND VOLWAHSEN (1980: 89-122); vgl. a. den Überblick bei KÖNIG (1977). 
10  STREICH (1988:2-3); BECKER ET AL (1999b: 11-13). 
11  Vgl. GANSER (1991: 59).  
12  Exemplarisch das ExWoSt-Forschungsfeld „Städte der Zukunft“, vgl. FUHRICH (2003b).  
13  Vgl. TONDORF ET AL. (2002). Es sind aber Begriffsunschärfen festzustellen; z. B. bei SCHEDLER UND PROELLER (2009: 137). 
COOLS ET AL. (1992) diskutieren die Übertragbarkeit des New Public Management auf die Raumplanung, definieren aber den 
Zielbegriff nicht. 
14  Vgl. FÜRST UND SCHOLLES (2001). Weitere Beiträge sind KÖCK ET AL. (2008); GREIVING (2011a); WESTPHAL (2008) zur 
städtebaulichen Dichte, DOSCH (2006: 20-21) zu quantifizierten flächenpolitischen Zielen; ROMBEY (2007) zu Leitbildern im 
Stadtumbau; MÖRL (2011) zu städtischen Strategien im demografischen Wandel. Allen Beiträgen fehlt aber eine umfassende 
Auseinandersetzung mit dem Zielbegriff. 
15  Vgl. SCHOLLES (2008e).  
16  Vgl. z. B. GANSER (2005) zu „quantifizierten Zielen“, der den Begriff Quantifizierung aber nicht diskutiert. 
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ökonomischen17 und ökologischen18 Zielforschung, weitere sind aus der 
Verwaltungswissenschaft19 und der Psychologie20 zu nennen. 
In einem Teil dieser Beiträge wird hinsichtlich der Beschaffenheit das Postulat der Eindeutigkeit 
formuliert, wonach Ziele „unmissverständlich und operational festzulegen“ seien.21 Dieses 
korrespondiert mit der den Entscheidungsträgern vermeintlich innewohnenden „Sehnsucht nach 
rationalen Entscheidungsgrundlagen im Städtebau, um richtige und falsche Entscheidungen 
klar begründen zu können“22. Das Postulat findet sich in mehreren Disziplinen wieder,23 
insbesondere in traditionellen Beiträgen etwa der Betriebswirtschaftslehre24 und der 
Verwaltungswissenschaft,25 aber auch der raumbezogenen Planungstheorie.26 
Andere analytische wie normative Beiträge bezweifeln dieses Postulat.27 So problematisiert 
BECKER aus verwaltungswissenschaftlicher Sicht die Starrheit eindeutiger Ziele; dabei 
unterstreicht er, dass ein Planungsträger sich entscheiden kann, ob er eindeutige oder vage 
Ziele formuliert.28 Aus diesen theoretischen Überlegungen heraus strebt nicht jeder 
Planungsträger nach eindeutigen Formulierungen. Die theoretische Skepsis wird insbesondere 
durch ältere empirische Ergebnisse gestützt.29 Es ist jedoch offen, unter welchen Bedingungen 
eher eindeutige und eher vage Aussagen entstehen.  
Dies führt zu der Frage nach der Herkunft der Ziele im Stadtumbau. Zunächst verantwortet die 
Gemeinde als Trägerin der Planung die Formulierung der Ziele. Es ist jedoch nicht 
anzunehmen, dass Ziele ausschließlich autonom von lokalen Planungsträgern entwickelt 
werden. Vielmehr reagiert sie, wie bereits eingangs skizziert, auf situative Veränderungen wie 
den demografischen Wandel und die Stadtschrumpfung. Die Zusammenhänge zwischen 
diesem situativen Kontext und den gemeindlichen Zielen sind aber bisher noch unklar.  
Darüber hinaus ist im Sinne einer zunehmenden institutionellen Verflechtung der Politikebenen 
davon auszugehen, dass sich die Gemeinden an den überörtlichen Vorgaben des Programms 
orientieren. Hieraus entwickelt sich ein institutioneller Kontext, dessen Bedeutung für die 
Zielformulierung im Stadtumbau ebenfalls noch zu erforschen ist.  
Für immer mehr Politikfelder werden von den überörtlichen Planungsträgern Vorgaben 
getroffen, die von den Gemeinden befolgt werden sollen. Neben den aktuellen Beispielen der 
bundespolitisch forcierten Energiewende in Verbindung mit europäischen energiepolitischen 
Zielen und der internationalen Sustainable Developoment Goals ist hier auch die bundes- und 
landespolitische Zielsetzung in der räumlichen Planung anzuführen.  
                                                 
17  Vgl. HEINEN (1976); HAUSCHILDT (1977); SAUERWALD (2007); HAUSCHILDT; SALOMO (2011). Insbesondere die 
Betriebswirtschaftslehre beschäftigt sich seit längerem mit Zielen im Managementprozess, vgl. a. EISENBEIS (2007: 17). 
18  Vgl. FÜRST ET AL. (1992); DICKHAUT (1996); UMWELTBUNDESAMT (2003); JÖRISSEN UND COENEN (2007). 
19  Vgl. BRAUN (1988); BERENDT (2001). 
20  Vgl. FRANK (1998).  
21  So zusammenfassend HAUSCHILDT und SALOMO (2011: 230). 
22  THALGOTT (2010: 6). 
23  Dabei werden eindeutige Ziele sowohl analytisch nachgewiesen als auch normativ gefordert. So sieht CARNAP (1959: 16), 
der damaligen überwiegenden Denkrichtung geschuldet, in quantitativen Begriffen einen Fortschritt. 
24  Vgl. EISENFÜHR ET AL. (2010: 68); BAMBERG ET AL. (2008: 30); SCHRADER UND GÖPFERT (1998: 192). 
25  Vgl. ERDMANN (1978: 27).  
26  Insbesondere in älteren (EEKHOFF UND ZAHL (1974: 209); FRANKE (1974: V-2), aber auch in jüngeren Beiträgen, z. B. RUIZ 
(2003: 11); ebenso DAVY (2004: 94), aber nur für technische Ziele wie Hochwasserschutz und Straßenbau. 
27  Vgl. HAUSCHILDT (1981: 308), ferner HESSE (1972: 34). Für Innovationsprozesse vermuten HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 
230), dass eindeutige Ziele Innovationen verhindern. BAMBERG ET AL. (2008: 31) kritisieren aber die Vermutung. 
28  BECKER (1989: 768). 
29  Vgl. SCHRADER UND GÖPFERT (1998: 192); HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 236-243); HAUSCHILDT (1981: 309-310); BRAUN 
(1988: 223, 257); HESSE (1972: 109). 
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Bislang ist aber offen, in welchem Umfang eindeutige und vage gemeindliche Ziele zur 
räumlichen Entwicklung im Sinne des institutionellen Kontextes durch überörtliche Vorgaben 
erklärt werden können.30 Ferner ist unklar, welche ebenenübergreifenden Zielbeziehungen 
daraus entstehen. Im Stadtumbau fokussieren diese Fragen auf die gesamtstädtischen und 
teilräumlichen Konzepte. Denn ihnen wird, wie in dieser Arbeit noch näher dargelegt wird, 
eine besondere Bedeutung für die räumliche Planung beigemessen. Die Frage nach dem 
Instrumentarium ist dahingehend von Bedeutung, dass ein Zusammenhang zwischen der 
Funktion eines Instrumentes und Beschaffenheit der Ziele besteht. 
Um die Herkunft der Ziele im Stadtumbau theoretisch erklären zu können, stellt sich daher auch 
die Frage nach der Übertragbarkeit der Erkenntnisse über die ebenenübergreifenden 
Verflechtungen der Bauleitplanung auf die Planung im Stadtumbau: Die Verwendung des 
Begriffspaares „Ziele und Maßnahmen“ legt Ähnlichkeiten der Stadtumbaukonzepte zur 
räumlichen Gesamtplanung nahe, die eine Konkretisierung von Zielen verfolgt und mit einem 
Abschluss der Planung durch eindeutige Ziele endet. Dies ist aber hinsichtlich der 
Zielformulierung bislang nicht ausreichend untersucht. Zudem sind die Kenntnisse über den 
Begriff der Konkretisierung sowie den Zusammenhang zu eindeutigen und vagen Zielen noch 
gering. 
Die in der ostdeutschen Stadtumbau-Praxis etablierten Steuerungsformen wurden in 
anwendungsorientierten Beiträgen analysiert.31 Auch in der Planungspraxis liegen Beiträge zur 
Evaluierung vor, insbesondere 
 die Auswertung nach dem Wettbewerb Stadtumbau Ost 200232 sowie 
 jüngere Analysen im Rahmen der Evaluierungen des Stadtumbau-Programms.33  
Diese Beiträge treffen jedoch keine erklärenden Aussagen über die Beschaffenheit und 
Herkunft der Ziele. Dabei bleibt insbesondere unklar, wie sich die gemeindliche Zielsetzung in 
den Stadtumbaukonzepten an den Maßgaben des Bund-Länder-Programms Stadtumbau Ost 
ausrichtet. Damit fehlen wichtige Erkenntnisse zum Einsatz von Zielen in der 
Städtebauförderung insgesamt.34 
Die hohe Dynamik im demografischen Wandel und der damit verbundene raumstrukturelle 
Problemdruck erfordert in Ostdeutschland eine weitaus umfangreiche planerische Antwort als 
im Westen. Auch die beiden Förderprogramme Stadtumbau Ost und West setzen daher 
andere Schwerpunkte.  
Die Entwicklungsverläufe im Freistaat Sachsen sind zum einen typisch für die 
Entwicklungsprozesse in Ostdeutschland insgesamt. Zum anderen blickt der Freistaat auf eine 
im Vergleich zu den anderen ostdeutschen Bundesländern längere Auseinandersetzung mit 
dem demografischen Wandel auf überörtlicher Ebene zurück; aktuell befindet sich diese erneut 
in der Diskussion und Weiterentwicklung. Es fehlen aber wissenschaftliche Erkenntnisse über 
den Einfluss der überörtlichen sächsischen Institutionen auf die Zielformulierung in den 
                                                 
30  Vgl. HUTTER (Interview 9). 
31  Vgl. EBD.; nach dem Forschungsboom zum Aufbau Ost (HANNEMANN ET AL. (2002: 7); HÄUßERMANN UND NEEF (1996) fehlten 
zunächst grundlegende theoretisch erklärende Beiträge zum Stadtumbau-Prozess, vgl. ALTROCK (2005: 151); KABISCH UND 
BERNT (2002: 7); BERNT UND KABISCH (2003: 42-43); HAASE (2003: 25). Mittlerweile liegt aber eine Vielzahl vor, u. a. 
WEIDNER (2005) zur Stadtentwicklungsplanung; WEITH (2007) zur Evaluierung; FRIESECKE (2008) zu Instrumenten; KÜHN UND 
LIEBMANN (2009b) zur Strategieentwicklung; vgl. a. die kombiniert wissenschaftlich-künstlerische Auseinandersetzung im EU-
Projekt Shrinking Cities (OSWALT 2004, 2005b) und bei der IBA Stadtumbau Sachsen-Anhalt 2010 (MINISTERIUM FÜR 
LANDESENTWICKLUNG UND VERKEHR DES LANDES SACHSEN-ANHALT 2010).  
32  BMVBW UND BBR (2003a). 
33  BMVBS UND (BBR 2008). 
34  Vgl. a. WÜSTENROT-STIFTUNG (2003: 236). 
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Gemeinden, die zur Weiterentwicklung des Instrumentariums genutzt werden können. Dies 
rechtfertigt die Auswahl des Freistaats Sachsen. 
Die Auseinandersetzung mit der Beschaffenheit und der Herkunft von Zielen im sächsischen 
Stadtumbau ist für alle Themenfelder der gemeindlichen Politik von Belang. Als zentrales 
Handlungsfeld für die Stadtentwicklung und insbesondere für den Stadtumbau als Teil der 
Städtebauförderung zeigt sich aber die Auseinandersetzung mit siedlungspolitischen Zielen, 
die sich aus flächen- und gebäudepolitischen Zielen zusammensetzen.  
Eine Systematisierung dieser Ziele im Stadtumbau ist bislang nicht erfolgt.35 So formulieren 
BMVBS UND BBR in der Verbindung des Stadtumbau-Instrumentariums mit dem Konzept der 
Flächenkreislaufwirtschaft Forschungsbedarf, 36 der mit der vorliegenden Arbeit befriedigt wird. 
Die theoretische Auseinandersetzung und die methodische Frage zur Erfassung 
siedlungspolitischer Ziele sind somit zentral für die Gemeindepolitik; zugleich sind sie 
exemplarisch für weitere wissenschaftliche Arbeiten; damit ist vorliegende Arbeit als erste 
Untersuchung anzusehen, die die Ziele im Stadtumbau anhand der Siedlungspolitik 
systematisch erforscht.37  
Zusammenfassend fehlen für den sächsischen Stadtumbau erklärende Beiträge zum Einfluss der 
überörtlichen Vorgaben auf die gemeindliche Zielformulierung in der Siedlungspolitik. Daher 
kann in der vorliegenden Arbeit für die räumliche Planung unter Schrumpfungsbedingungen a 
priori weder ein Postulat der Eindeutigkeit noch ein Postulat der Vagheit formuliert werden.38 Es 
fehlen Erkenntnisse über die Beschaffenheit wie über die Herkunft der Ziele. Entsprechend ist 
es erforderlich, zur Beschaffenheit und Herkunft siedlungspolitischer Ziele im sächsischen 
Stadtumbau theoretisch erklärende Aussagen zu entwickeln und sie empirisch zu prüfen. 
1.2 Zielsetzung und Fragestellung  
Aus der in Kap. 1.1 dargelegten Problemstellung leitet sich die grundlegende Forschungsfrage 
der vorliegenden Arbeit ab, die der Zielsetzung vorangestellt wird: 39 
Welchen Einfluss haben überörtliche Vorgaben im sächsischen Stadtumbau auf die 
Formulierung eindeutiger und vager siedlungspolitischer Ziele in den Gemeinden? 
Aus dieser Forschungsfrage werden nun die Zielsetzung (Kap. 1.2.1) und anschließend (Kap. 
1.2.2) die Arbeitsfragen abgeleitet. Abbildung 1 zeigt den Zusammenhang der Arbeit 
zwischen Problemstellung, Zielen, Fragen und Ergebnissen. 
1.2.1 Hauptziel und Teilziele 
In der Forschungsfrage werden grundlegend drei Themen zusammengefasst: Die vorliegende 
Arbeit beschreibt die Beschaffenheit von Zielen. Zudem erklärt sie für den Stadtumbau Ost die 
Herkunft dieser Ziele mit dem Einfluss der überörtlichen Vorgaben auf die gemeindliche 
Planung. Die Fragestellung wird schließlich mit der Siedlungspolitik als Anwendungsfall 
spezifiziert.  
                                                 
35  Bislang wurden nur einzelne Aspekte betrachtet. So fehlen bei KLEMME (2009), SCHMIDT (2010), BRITZE (2008) und bei BOCK 
ET AL. (2001) Aussagen über die Operationalisierung von Zielen. RÖßLER (2005b) fokussiert nur auf die Freiraumentwicklung 
im Stadtumbau, MÖLLER (2006) auf planungsrechtliche Aspekte zu Rückbauzielen. BIZER ET AL. (2010: 287-288) 
unterscheiden sich mit dem Fokus auf die Stadtregion vom Stadtumbau, der auf gemeindlicher Ebene ansetzt. 
36  Vgl. BMVBS UND BBR (2007b:70). 
37  So weist WEIDNER (2005: 240) Forschungsbedarf bei Orientierungswerten, HALLER (2012: 41) bei Leitbildern nach. 
38  Vgl. HESSE (1972: 33-34) für die Stadtentwicklungsplanung; vgl. a. HAUSCHILDT UND SALOMO (2007: 389); SCHRADER UND 
GÖPFERT (1998: 203).  
39  Zur Entwicklung einer Forschungsfrage vgl. grundlegend GLÄSER UND LAUDEL (2010: 33-34; 62-70). 
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Daher wird die Zielsetzung der vorliegenden Arbeit wie folgt festgelegt:  
Hauptziel der vorliegenden Arbeit ist die Ermittlung des Zusammenhangs zwischen den 












Abbildung 1: Vom Problem zum Ergebnis 
(Quelle: Eigene Darstellung) 
Dieses Hauptziel folgt dem wissenschaftlichen Anspruch, nicht nur einen Sachverhalt 
abzubilden, sondern eine bestehende Forschungslücke zu schließen und einen neuen Beitrag 
zum Wissensbestand zu leisten.40 Darüber hinaus soll ein Beitrag für die Praxis geleistet 
werden. Dies umfasst eine vielschichtige Auseinandersetzung. Daher wird das Hauptziel in die 
folgenden Teilziele untergliedert: 
 Ermittlung der Beschaffenheit von Zielen, 
 Erklärung der Herkunft eindeutiger und vager normativer Aussagen im Stadtumbau durch 
den institutionellen Kontext unter Berücksichtigung des situativen Kontextes,  
 Identifizierung geeigneter flächen- und gebäudepolitischer Themenfelder unter 
Schrumpfungsbedingungen als Anwendungsfall, 
 empirische Überprüfung der theoretischen Erkenntnisse anhand typischer Fälle sowie 
 Ableitung von Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen zur Optimierung der 
Siedlungspolitik im Stadtumbau.  
Die ersten drei Teilziele reflektieren die bereits erörterten Forschungsfelder Beschaffenheit und 
Herkunft normativer Aussagen sowie Spezifizierung am Anwendungsfall der Siedlungspolitik. 
                                                 
40  Nach GLÄSER UND LAUDEL (2010: 64) reicht für sozialwissenschaftliche Forschung eine reine Beschreibung nicht aus, vielmehr 
soll sie „[…] einen Zusammenhang zwischen Bedingungen, Verlauf und Wirkungen sozialer Prozesse aufklären.“ 
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Sie verfolgen die theoretische Auseinandersetzung mit dem Thema, indem sie erklärende 
Erkenntnisse über die Zielformulierung liefern. 
Während diese drei Teilziele theoriegeleitet sind, reflektiert das vierte Teilziel der empirischen 
Überprüfung den Anspruch der Arbeit auf eine praxisbezogene wissenschaftliche 
Auseinandersetzung. Mit dem letztgenannten Teilziel der Schlussfolgerungen und 
Handlungsempfehlungen werden die gewonnenen theoretischen Erkenntnisse und empirischen 
Befunde zusammenfassend diskutiert und auf Anwendung reflektiert.41 Damit verfolgt die Arbeit 
grundlagen- und anwendungsorientierte Ziele. 
1.2.2 Untersuchungs- und Arbeitsfragen 
Die in Kap. 1.2.1 identifizierten und aus dem Hauptziel abgeleiteten fünf Teilziele werden im 
Folgenden mit Untersuchungs- und ihnen untergeordneten Arbeitsfragen unterlegt. Den Fragen 
sind jeweils die Kapitel der Arbeit zugewiesen. 
Mit dem Teilziel, die Beschaffenheit der normativen Aussagen zu ermitteln, verbindet sich die 
Untersuchungsfrage nach dem Wesen und der Struktur der Ziele. Sie unterteilt sich in die 
folgenden Arbeitsfragen:  
 Was sind Ziele in der räumlichen Planung? (Kap. 2.1) 
 Was sind eindeutige und vage normative Aussagen? (Kap. 2.2) 
 Welche Typen für Zielhierarchien sind voneinander zu unterscheiden? (Kap. 2.3) 
 Welche Gründe bestehen für die Formulierung eindeutiger und vager Ziele? (Kap. 2.4)  
Zur Erklärung der Herkunft eindeutiger und vager normativer Aussagen im Stadtumbau durch 
den situativen und den institutionellen Kontext dient die Untersuchungsfrage, wie die 
Schrumpfungsbedingungen und die überörtlichen Vorgaben die Formulierung normativer 
Aussagen im sächsischen Stadtumbau theoretisch beeinflussen. Dies führt zu den folgenden 
Arbeitsfragen: 
 Inwiefern beeinflussen demografischer Wandel und Stadtschrumpfung die Formulierung 
von Zielen in der räumlichen Planung? (Kap. 3.1) 
 Welche überörtlichen Vorgaben beeinflussen die Formulierung gemeindlicher normativer 
Aussagen im Stadtumbau? (Kap. 3.2) 
 Welche Zielhierarchie ist im sächsischen Stadtumbau zu erkennen? (Kap. 3.3)  
Aus dem Teilziel der Identifizierung flächen- und gebäudepolitischer Themenfelder unter 
Schrumpfungsbedingungen leitet sich die Untersuchungsfrage ab, welche Kategorien für eine 
nachhaltige gemeindliche Siedlungspolitik als Anwendungsfall der Arbeit heranzuziehen sind. 
Daraus ergeben sich folgende Arbeitsfragen: 
 Welche rahmensetzenden überörtlichen flächenpolitischen Zielvorstellungen sind für die 
gemeindliche Politik zu ermitteln? (Kap. 4.1) 
 Welche siedlungspolitischen Themenfelder sind für die gemeindliche Zielformulierung unter 
Schrumpfungsbedingungen geeignet? (Kap. 4.2) 
 Welche Verbindungen bestehen zwischen der Flächenkreislaufwirtschaft und dem 
Stadtumbau? (Kap. 4.3)  
                                                 
41  Vgl. EISENBEIS (2007: 7); SAUERWALD (2007: 271). 
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Für das Teilziel der empirischen Überprüfung anhand typischer Fälle werden inhaltlich die 
gleichen Untersuchungs- und Arbeitsfragen wie bei den theoretischen Teilzielen herangezogen. 
Diese Verknüpfung wird durch die Formulierung von Hypothesen am Ende des theoretischen 
Teils sowie deren Bekräftigung oder Falsifizierung im empirischen Teil gewährleistet. Der 
empirischen Überprüfung ist daher die (naheliegende) Untersuchungsfrage zugeordnet, zu 
welchen Erkenntnissen die empirische Untersuchung kommt. Damit werden die für den 
theoretischen Teil formulierten Arbeitsfragen empirisch beantwortet. Zusätzlich gibt der 
empirische Teil Antworten auf die folgenden Arbeitsfragen: 
 Welches Design eignet sich am besten für die empirische Untersuchung? (Kap. 7) 
 Welchem Problemdruck sind die Gemeinden ausgesetzt? (Kap. 8.1) 
 Welche Elemente der Zielhierarchie werden in den gemeindlichen flächen- und 
gebäudepolitischen Zielvorstellungen im Stadtumbau übernommen? (Kap. 8.2)  
 Entsprechen die Typen der Zielhierarchie in den Gemeinden den überörtlichen Vorgaben? 
(K 8.3)  
 Orientieren sich die Gemeinden insgesamt an den überörtlichen Vorgaben? (Kap. 8.4) 
Bei dem Teilziel der Ableitung von Schlussfolgerungen sowie von Handlungsempfehlungen zur 
Optimierung der Flächen- und Gebäudepolitik im Stadtumbau ergibt sich die 
Untersuchungsfrage, welche Diskussionsbeiträge die theoretischen und empirischen 
Erkenntnisse liefern. Dies führt zu folgenden Arbeitsfragen: 
 Welche Schlussfolgerungen aus der Bekräftigung bzw. Falsifizierung der Hypothesen 
ergeben sich? (Kap. 10) 
 Welche Ansätze zur Optimierung der Planungspraxis im Stadtumbau sind zu erkennen? 
(Kap. 11) 
Die Antworten auf diese Untersuchungs- und Arbeitsfragen tragen letztlich alle zur 
Beantwortung der Forschungsfrage bei, welchen Einfluss überörtliche Vorgaben im sächsischen 
Stadtumbau auf die Formulierung eindeutiger und vager siedlungspolitischer Ziele in den 
Gemeinden haben. 
1.3 Wissenschaftliche Einordnung der Arbeit 
Die Zielsetzung der vorliegenden Arbeit verbindet empirisch beschreibende mit theoretisch 
erklärenden Elementen.42 Im Mittelpunkt steht der theoriebasierte Erkenntnisgewinn. Zugleich 
werden die theoretischen Erkenntnisse anhand von Beobachtungen aus der Praxis auf ihre 
Gültigkeit geprüft. Darin begründet sich die grundlegende Einordnung der vorliegenden Arbeit 
als grundlagenorientierte, zugleich aber empirische Forschung. 
Im Folgenden wird zunächst (Kap. 1.3.1) der theoretische Erklärungsansatz der vorliegenden 
Arbeit dargelegt. Im Anschluss (Kap. 1.3.2) erfolgt ihre thematische Ein- und Abgrenzung. 
1.3.1 Theoretischer Erklärungsansatz 
Gesellschaftliches Handeln unterliegt einem ständigen Wandel. Dieser begründet sich mit den 
Veränderungen der Rahmenbedingungen des Handelns. Aktuell konzentriert sich die 
                                                 
42  Nach RÖHL (2001: 139) ist Theorie „[…] das Anschauen und Reflektieren über Gegenstände im Gegensatz zur ‚Praxis’, 
welche die Anschauungsobjekte verändert.“ 
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gesellschaftliche Diskussion in diesem Zusammenhang insbesondere auf die Verfügbarkeit 
energetischer Ressourcen und den Klimawandel, aber auch auf den demografischen Wandel.  
Räumliche Planung ist Teil des administrativen und politischen und damit auch des 
gesellschaftlichen Handelns. Auch sie steht daher immer vor der Frage, wie sie sich an den 
neuen Herausforderungen ausrichtet. Die vorliegende Arbeit setzt sich mit dieser Frage vor 
dem Hintergrund des sich verändernden Gesellschaftsaufbaus auseinander, der in der Arbeit 
als demografischer Wandel noch näher untersucht wird.  
Für die Herausarbeitung der Zusammenhänge zwischen dem demografischen Wandel und der 
planerischen Antwort wird in der Arbeit das DPSIR-Modell43 herangezogen. Das Modell hat 
erstmals die Lücken in der Betrachtung von Flächennutzung und Umweltauswirkungen 
geschlossen44 und leistet dabei einen Beitrag zur handlungsleitenden Auseinandersetzung mit 
Mensch-Umwelt-Beziehungen. 
Das Modell erklärt zum einen Veränderungen der Flächennutzung durch Veränderungen der 
Umwelt. Denn es erfasst den Zusammenhang zwischen dem demografischen Wandel (als 
Veränderung der Umwelt) und dessen Auswirkungen auf die Raumstruktur.45 Das Modell 
beschreibt zum anderen die Auswirkungen des räumlichen Wandels auf die gesellschaftlichen 
Antworten, die dann zunächst eine Reaktion darstellen. Indem das Modell zyklisch aufgebaut 
ist,46 ist zugleich erkennbar, dass sich eine proaktive Antwort mindernd auf die 
Umweltveränderungen auswirkt.47 
Die vorliegende Arbeit setzt sich im Sinne der Ziel- und der Policy-Forschung48 mit diesen 
gesellschaftlichen Antworten auseinander. Sie analysiert den siedlungspolitischen Inhalt 
gemeindlicher Instrumente und verbindet diese Analyse mit den normativen Orientierungen der 
Planungsträger. Dabei werden drei Diskurse miteinander verknüpft: 
 der Diskurs der Zielforschung über die Eindeutigkeit und Vagheit normativer Aussagen 
(Kap. 2), 
 der Diskurs der Institutionenforschung über die Programmorientierung im Stadtumbau 
(Kap. 3) sowie 
 der Diskurs der Raumforschung über geeignete siedlungspolitische Ziele (Kap. 4). 
Der damit verbundene Erklärungszusammenhang der vorliegenden Arbeit wird theoretisch mit 
der in der Politikwissenschaft entwickelten Forschungsheuristik des akteurzentrierten 
Institutionalismus erfasst,49 die auch in den raumbezogenen Planungswissenschaften 
Anwendung findet50 (vgl. Abbildung 2). Motivationen, Konstellationen sowie Handlungsmuster 
                                                 
43  Vgl. EEA (1999). Das Modell strukturiert Umweltindikatoren nach Treibern, Druck, Status, Auswirkungen und Antworten 
(driving forces, pressure, state, impact und response, abgekürzt DPSIR). Das Modell baut auf dem PSR-Modell der OECD 
(1994) auf; zur Entwicklung des Modells vgl. a. POTSCHIN (2009: 171); SEGNESTAM (2002). 
44  Vgl. POTSCHIN (2009: 171). 
45  Der Umweltbegriff umfasst hier in einem weiteren Sinne auch gesellschaftliche Elemente. 
46  In der Realität existieren aber vielfältige Wechselbeziehungen zwischen den Elementen. 
47  Zu Strategien zur Minderung des Bevölkerungsrückgangs und der Alterung vgl. BÜRKNER ET AL. (2007: 71). Parallel zum 
demografischen Wandel wird beim Klimawandel über Maßnahmen zur Anpassung-(Adaptation) und zur Minderung 
(Mitigation) diskutiert. 
48  Gegenüber der Erforschung von Polity (Form) und Politics (Prozess) beschreibt Policy den Inhalt von Politik; dabei geht es um 
die „inhaltliche Dimension, d. h. Handlungsabsichten, Programme, Zielsetzungen politischer Akteure und Aktivitäten des 
politisch-administrativen Systems“. Aufgrund ihrer Zielstellung ist die vorliegende Arbeit genauer der materiellen Policy-
Forschung zuzuordnen, „[…] in der ausgehend von bestimmten Politik- oder Problembereichen gefragt wird, wie staatliche 
Politicies aussehen oder aussehen sollten, welche Wirkungen sie haben usw. […].“(EICHHORN ET AL. (2003: 814); vgl. a. 
SCHUBERT UND BANDELOW (2003b: 5); KRITZINGER UND MICHALOWITZ (2008: 191). 
49  Vgl. erstmals MAYNTZ UND SCHARPF (1995a); vgl. a. SCHARPF (2000). 
50  Vgl. für viele GREIVING (2011a: 412); ALTROCK (2004: 259). 
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der Akteure sind demnach in weiten Teilen durch Rahmenbedingungen bzw. den Kontext 
vorbestimmt. Während der demografische Wandel und die Stadtschrumpfung den situativen 
Kontext darstellen, handelt es sich mit dem Förderprogramm Stadtumbau Ost um den 
institutionellen Kontext gemeindlicher Planung.51 
Institutionen werden als „Systeme informeller und formeller Regeln“ verstanden.52 Dabei gehen 
MAYNTZ und SCHARPF davon aus, „[…] daß der institutionelle Kontext […] Handeln ermöglicht 
und restringiert, aber nicht determiniert.“53 Er gibt bestimmte Ziele vor und prägt „gemeinsame 










Abbildung 2: DPSIR-Modell und Programmorientierung 
(Quelle: Eigene Darstellung; Grundlage EEA 1999; MAYNTZ UND SCHARPF 1995a) 
Das politische Handeln ist institutionell in eine Mehr-Ebenen-Struktur im Sinne eines 
Wechselverhältnisses zwischen gemeindlicher und überörtlicher Politik eingebunden. Innerhalb 
des Politikfeldes Stadtumbau erklärt die vorliegende Arbeit am Beispiel der Siedlungspolitik 
das Vorhandensein und die Form gemeindlicher Zielvorstellungen mit der Wirkung der 
überörtlichen Vorgaben der Bundes- und Landespolitik. Zentraler Erklärungsansatz ist hierbei, 
dass die Gemeinden ihr Handeln, unter anderem die räumliche Planung, an den überörtlichen 
Vorgaben des Programms Stadtumbau Ost ausrichten.55  
Diese Orientierung gemeindlicher Planung an überörtlichen Programmen wird in der 
vorliegenden Arbeit Programmorientierung genannt. Zu dem Programm werden in der 
vorliegenden Arbeit aus institutioneller Perspektive alle überörtlichen Vorgaben gezählt, die 
das gemeindliche Handeln im Stadtumbau Ost beeinflussen, unter anderem rechtliche 
Regelungen, Anreize und Kommunikationsstrukturen.  
Aufgrund der Zielstellung der Arbeit werden neben den situativen daher insbesondere die 
institutionellen Erklärungsmuster herausgearbeitet.56 Die internen Strukturen der 
                                                 
51  Vgl. SCHARPF (2000: 53-54). 
52  GLÄSER UND LAUDEL (2010: 8). Die vorliegende Arbeit folgt dabei dem von MAYNTZ UND SCHARPF (1995a: 47) verwendeten 
engeren Institutionen-Begriff, der „Regelungsaspekte“ umfasst, „Praktiken des Alltagslebens“ aber ausblendet. 
53  MAYNTZ UND SCHARPF (1995a: 45). 
54  SCHARPF (2000: 35).  
55  In Kap. 3.2.1.4 der vorliegenden Arbeit werden Inhalt und Konsequenzen der Programmorientierung vertieft reflektiert. 
56  Dabei werden die Institutionen als Variablen angesehen, deren Wirkungen auf die gemeindliche Planung untersucht werden, 
vgl. GLÄSER UND LAUDEL (2010: 80-81). 
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Akteurskonstellationen, auf die der situative und der institutionelle Kontext einwirken, sind 
dagegen nicht Gegenstand der Arbeit.57 
In der gewählten Betrachtung sind gemeindliche Zielvorstellungen als einzelne Stufen einer 
Zielhierarchie erkennbar; in der Gesamtschau der Zielvorstellungen entstehen in den 
Gemeinden unterschiedliche Typen von Zielhierarchien.  
Durch die Programmorientierung werden sowohl die Verwendung einzelner gemeindlicher 
Zielvorstellungen als auch die Herausbildung vollständiger Typen mit der Orientierung der 
Gemeinden an dem überörtlichen Förderprogramm erklärt. Diese Erklärungsmuster führen 
schließlich zu einem Erklärungsmodell der Orientierung von Gemeinden an überörtlichen 
Förderprogrammen.  
Unter einem Modell wird „[…] das i. d. R vereinfachte […], von einem Subjekt für einen 
bestimmten Zweck und Zeitraum […] erstellte Abbild eines natürlichen oder künstlichen 
Originals […] verstanden.“58. Nach WIENOLD besitzen die durch das Modell gewonnenen 
Ergebnisse „[…] einen hypothetischen, häufig auch rein heuristischen Charakter.“59 Vor diesem 
Hintergrund ist es möglich, den lediglich als Forschungsheuristik betrachteten akteurzentrierten 
Institutionalismus für Modellaussagen heranzuziehen.60 
Der akteurzentrierte Institutionalismus ist ein wissenschaftlicher Zugang, um den situativen und 
institutionellen Kontext des gemeindlichen Handelns als Erklärung für die gemeindliche Planung 
zu nutzen. Damit leistet die Arbeit theoretisch erklärende Erkenntnisse über die gegenwärtige 
Politik im Stadtumbau. Sie folgt dabei den Ausführungen von SCHARPF: 
„Wir brauchen Hypothesen, die ein Kausalmodell definieren, das angibt, wie und warum eine 
bestimmte Faktorenkonstellation die fragliche Wirkung hervorbringen könnte, und wir brauchen 
empirische Beweise dafür, daß die von der Hypothese vorhergesagte Wirkung tatsächlich erzeugt 
wird. Da wir unsere Hypothesen nur selten quantitativen empirischen Testes unterziehen können, 
müssen wir die Richtung der methodologischen Diskussion ändern – weg von der dominanten Sorge 
um die Qualität der Testverfahren und hin zu einer stärkeren Kontrolle der Qualität der Hypothesen, 
die wir an unser empirisches Material herantragen.“61 
Aufbauend auf diesen erklärenden Aussagen besteht die Möglichkeit, zukünftig gemeindliches 
Handeln zu beeinflussen, indem das Förderprogramm als institutioneller Kontext verändert 
wird. Daher leistet der theoretische Erklärungsansatz der vorliegenden Arbeit auch einen 
Beitrag zur Politikberatung. Auf Grundlage des Erklärungsansatzes ist es nun möglich, die 
vorliegende Arbeit thematisch ein- und gegenüber anderen Arbeiten abzugrenzen.  
1.3.2 Thematische Ein- und Abgrenzung  
Der im vorherigen Abschnitt entwickelte theoretische Erklärungsansatz basiert auf einer 
interdisziplinären Durchdringung: Es handelt sich um eine raumplanungswissenschaftliche 
Arbeit, die auf die Beiträge anderer Disziplinen zurückgreift.62 Zugleich grenzt sie sich 
                                                 
57  Zu kollektiven und korporativen Akteuren im Sinne des akteurzentrierten Institutionalismus vgl. Scharpf (2000: 101-107). 
58  EICHHORN ET AL. (2003: 693); vgl. a. STACHOWIAK (1973: 131-134). 
59  Vgl. WIENOLD (2011: 452). 
60  Zu Hypothesen in Modellen vgl. a. SCHOLLES (2008c: 522). Im Vergleich der verschiedenen Modellarten handelt es sich in 
der vorliegenden Arbeit um ein Erklärungsmodell (vgl. STACHOWIAK (1973: 268). Es dient der Politikberatung, indem es 
einen Beitrag zur Lösung bestehender Steuerungsprobleme und zugleich einen Bewertungsmaßstab enthält, um die bisherige 
eigene Vorgehensweise zu reflektieren und gegebenenfalls anzupassen. Damit unterscheidet es sich von anderen 
Modellarten, wie z. B. dem Referenzvorgehensmodell, vgl. HARLFINGER (2006: 23-25). Die vorliegende Arbeit folgt der 
Auffassung, dass aus den erklärenden analytischen Aussagen normative gewonnen werden können. 
61  SCHARPF (2000: 62). 
62  Dieses interdisziplinäre Verständnis erklärt sich bereits aus dem Umstand, dass die Arbeit aus gesamtplanerischer Perspektive 
an der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Leipzig geschrieben wurde. Trotz der Bedeutung der 
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thematisch ausreichend ab, um in dem gewählten Forschungsfeld eine Tiefe der Bearbeitung 
zu gewährleisten. So bezweifeln auch MAYNTZ und SCHARPF, dass in einer einzelnen 
Untersuchung alle Aspekte des akteurzentrierten Institutionalismus erfasst werden können; denn 
die Wirklichkeit ist zu komplex, um alle Wechselwirkungen beforschen zu können.63  
In der vorliegenden Arbeit wird daher im Wesentlichen der institutionelle Kontext hinsichtlich 
seiner Auswirkungen auf die Instrumente und die Zielformulierung analysiert. Demgegenüber 
werden die Wechselwirkungen zwischen dem institutionellen und dem situativen Kontext, bei 
denen die Beeinflussung des Förderprogramms insgesamt durch den demografischen Wandel 
im Vordergrund steht, nicht betrachtet.  
Weitere Formen des globalen Wandels, z. B. der Klimawandel, die Verknappung von 
Ressourcen oder der wirtschaftsstrukturelle Wandel, die als situativer Kontext ebenfalls auf die 
gemeindliche Zielformulierung einwirken, sind nicht Gegenstand der Arbeit. Ebenso bleiben 
weitere Kontexte wie z. B. der gesellschaftliche Kontext, Akteurskonstellationen sowie die 
Formen der Aushandlungsprozesse zwischen Akteuren unberücksichtigt. Damit stehen zwar 
lokale Ziele, aber nicht der lokale Prozess zur Verständigung über die Ziele im Vordergrund.64 
Mit dieser Eingrenzung leistet die vorliegende Arbeit einen Beitrag zur Forschung über die 
Programmsetzung.65 Demgegenüber wird nicht untersucht, ob durch Planung der Raum selbst 
verändert wird. Die Arbeit folgt dabei einer politikwissenschaftlichen Fragestellung. Nach 
Diskussion verschiedener Gründe für eindeutige und vage Zielbeziehungen wird die 
Untersuchung am Ende von Kap. 2 auf die vertikalen Zielbeziehungen fokussiert. 
Um ihre Planinhalte bewerten zu können, wird im theoretischen Teil ein Kategorienschema 
erarbeitet, mit dem die Konzepte des empirischen Teils bewertet werden. Die Arbeit stellt 
dennoch keine normative theoretische Forschung dar, weil sie sich auf die Ermittlung derzeit 
diskutierter flächen- und gebäudepolitischer Themenfelder beschränkt und diese in einen 
sinnvollen funktionalen Zusammenhang stellt. Mit dem Beitrag handelt es sich daher vielmehr 
um eine Methodologie. 
Die vorliegende Arbeit beschränkt sich auf die Untersuchung von Gemeinden in Sachsen; wie 
in Kap. 1.1 bereits dargelegt, weist der Freistaat typische Entwicklungsverläufe im 
demografischen Wandel auf und kann zugleich auf eigene langjährige Erfahrungen im 
Umgang mit dem demografischen Wandel zurückgreifen. Zugleich werden die Erfahrungen in 
mit Zielen im Stadtumbau West nicht untersucht, weil sich die Schwerpunkte den beiden 
Programme unterscheiden. Daher bezieht sich die Arbeit auf den Freistaat Sachsen.  
In der Auseinandersetzung mit der Beeinflussung des gemeindlichen Handelns durch das 
Programm haben die gesamtgemeindliche und die teilräumliche Ebene die größte Bedeutung, 
während zwischengemeindliche Aktivtäten sowie die regionale Planungsebene nicht im 
Mittelpunkt stehen. Entsprechend fokussiert die Arbeit auf den Zusammenhang zwischen dem 
                                                                                                                                                        
Strategieforschung gleichermaßen für die Wirtschafts- wie die Planungswissenschaften betont WIECHMANN (2010: 25) 
aufgrund der Unterschiede zwischen den Disziplinen, dass „[…] es nicht um eine naive Übertragung von 
Unternehmensansätzen auf Städte und Regionen gehen [kann]. Vielmehr geht es um Anregungen für die strategische Stadt- 
und Regionalentwicklung aus anderen gesellschaftlichen Bereichen […].“ 
63  Vgl. MAYNTZ UND SCHARPF (1995: 67); vgl. a. GLÄSER UND LAUDEL (2010: 80). 
64  Demnach werden Motivations- und Handlungsmuster der Akteure sowie Menschenbilder in der Planung nicht diskutiert, vgl. 
hierzu HELBRECHT (2003). Da im Stadtumbau im Kern die öffentliche Hand für die Planung im Stadtumbau verantwortlich 
zeichnet, werden die am Ende der vorliegenden Arbeit formulierten Handlungsempfehlungen auch an sie adressiert. 
Dennoch wird anerkennt, dass es innerhalb einer Stadt Akteurskonstellationen gibt, die eine eindeutige oder vage 
Zielformulierung befördern.  
65  Zum Begriff vgl. GÖRLITZ UND BURTH (1998: 179-181). 
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gemeindlichen Handeln und den Einflussmöglichkeiten des Bundes und des Freistaates im 
Rahmen des Förderprogramms. 
Die Arbeit entwickelt neben den erkenntnis- auch handlungsleitende Beiträge.66 Hierbei steht 
die öffentliche Hand der überörtlichen Planungsebenen im Mittelpunkt, weil sie im Gegensatz 
zu den Gemeinden in direkter Weise auf die Ausrichtung des Förderprogramms Einfluss 
nehmen kann. Da die Wirkung des Programms auf gemeindliches Handeln untersucht wird, 
beschränken sich die Handlungsempfehlungen auf die überörtlichen Akteure. 
1.4 Vorgehensweise 
In diesem Unterkapitel wird die Vorgehensweise der vorliegenden Arbeit dargelegt. Es gliedert 
sich in den Aufbau der Arbeit und die angestrebten Ergebnisse (Kap. 1.4.1) und die 
methodologische Einordnung (Kap. 1.4.2).  
1.4.1 Aufbau der Arbeit und angestrebte Ergebnisse  
Die vorliegende Arbeit besteht neben dieser Einführung (Teil A) aus einem theoretischen (B), 
einem empirischen (C) und einem Ergebnisteil (D). Die im theoretischen Teil auf Basis intensiver 
Grundlagenforschung entwickelten Aussagen werden im empirischen Teil geprüft, um im 
Ergebnisteil zusammenfassende Erkenntnisse zu entwickeln. Der Aufbau der Arbeit wird in 
Abbildung 3 grafisch dargestellt und im Folgenden beschrieben. 
Der an die Einführung (Teil A) anschließende Teil B Theorie der vorliegenden Arbeit umfasst 
die Entwicklung des theoretischen Erklärungsmodells zur Programmorientierung im Stadtumbau 
im Sinne des akteurzentrierten Institutionalismus. Zudem werden die Hierarchiestufen sowie die 
Typen der Zielhierarchien herausgearbeitet. Dies erfolgt durch ein Kaskadenprinzip, indem die 
Erklärungszusammenhänge iterativ aufgebaut werden und die theoretische Durchdringung 
jeweils vertieft wird. Den Kapiteln sind die in der Arbeit angestrebten Ergebnisse zugeordnet: 
 In Kap. 2 werden Ziele als Teil der räumlichen Planung definiert sowie Eindeutigkeit und 
Vagheit analysiert. Als Ergebnisse werden Hierarchiestufen und die unterschiedlichen 
Typen der Zielhierarchien herausgearbeitet. 
 In Kap. 3 werden die gewonnenen Erkenntnisse auf das Förderprogramm Stadtumbau Ost 
angewendet, um als Ergebnis ein Modell der Programmorientierung zur Erklärung der 
Zielhierarchien durch überörtliche Vorgaben zu entwickeln. 
 In Kap. 4 werden als Anwendungsfall siedlungspolitische Themenfelder identifiziert und in 
das theoretische Modell der Programmorientierung im Stadtumbau integriert. Als Ergebnis 
entsteht ein siedlungspolitisches Kategorienschema als Grundlage für den empirischen Teil. 
 Diese theoretischen Aussagen werden in Kap. 5 als Hypothesen zusammengefasst. Diese 
liegen quer zu den vorhergehenden Kapiteln, weil diese iterativ aufeinander aufbauen, 
während die Hypothesen übergeordnete Erklärungszusammenhänge erfassen. 
Ergebnis dieses Kaskadenprinzips sind theoretische Annahmen und Erklärungsmuster zu 
Hierarchiestufen, Typen von Zielhierarchien sowie zur Programmorientierung der Gemeinden 
in der Siedlungspolitik des Stadtumbaus. Der theoretische Teil schließt mit einem Fazit ab. 
                                                 
66  Dabei werden institutionelle Fragen untersucht. 
 






































Themenanalyse von Stadtumbaukonzepten in 24 Städten
 
Abbildung 3: Aufbau der Arbeit und Darstellung der Vorgehensweisen 
(Quelle: eigene Darstellung) 
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Im empirischen Teil C Empirie werden die theoretischen Annahmen anhand der Untersuchung 
im Freistaat Sachsen überprüft: 
 In Kap. 7 wird das Untersuchungsdesign des empirischen Teils entwickelt. 
 In Kap. 8 werden die empirischen Analyseergebnisse zu gemeindlichen flächen- und 
gebäudepolitischen Zielvorstellungen im Stadtumbau mit Bezug auf die Hierarchiestufen, 
die Typen und das Modell wiedergegeben. Dabei werden die Hypothesen falsifiziert oder 
bekräftigt, um darauf aufbauend Thesen zu formulieren. 
Der empirische Teil umfasst als Ergebnis die empirischen Befunde und schließt mit einem Fazit 
(Kap. 9) ab. 
Auf Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse werden im Teil D Ergebnis die übergeordneten 
Erkenntnisse der vorliegenden Arbeit zusammengeführt: 
 In Kap. 10 werden als theoretisches Ergebnis die Schlussfolgerungen zu den 
Hierarchiestufen, den Typen sowie dem Modell gezogen.  
 In Kap. 11 werden aus den Schlussfolgerungen als anwendungsbezogenes Ergebnis 
Handlungsempfehlungen zur Weiterentwicklung der Instrumente auf den überörtlichen 
Ebenen entwickelt, um das gemeindliche Handeln in der Flächen- und Gebäudepolitik im 
Stadtumbau zu beeinflussen. (Kap. 11) 
Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen zusammen erfüllen das formulierte Programm 
der vorliegenden Arbeit, einen Beitrag zur empirischen Politikforschung zu leisten.  
Das dem Ergebnisteil zugeordnete Kap. 12 fasst die Arbeit zusammen, reflektiert 
Vorgehensweise und Ergebnisse und gibt einen Ausblick auf offene Fragen. 
Im Teil E Anhang und Verzeichnisse finden sich ergänzende Materialien neben den 
Verzeichnissen. 
Mit diesem Aufbau und den genannten Teilergebnissen wird das Gesamtergebnis der Arbeit 
erreicht. Forschungsfrage und Hauptziel sind erkenntnisleitend und folgen einer theoretischen 
Auseinandersetzung. Damit umfasst das Gesamtergebnis einen theoretischen Beitrag zur 
Programmorientierung im Stadtumbau als Beitrag zur Auseinandersetzung mit dem 
akteurzentrierten Institutionalismus. Zugleich wird mit den beschriebenen empirischen 
Ergebnissen aber auch ein anwendungsbezogener Beitrag erreicht, indem 
Handlungsempfehlungen abgeleitet werden.67  
1.4.2 Wissenschaftstheoretisches Verständnis und Methodik 
Die vorliegende Arbeit folgt dem wissenschaftstheoretischen Verständnis des kritischen 
Rationalismus.68 Denn sie geht zwar von einer objektiven Realität aus; zugleich wird aber 
anerkannt, dass der wissenschaftlichen Durchdringung einer Problemstellung jeweils Grenzen 
gesetzt sind. Neben forschungsökonomischen Grenzen, die den Aufwand zur Beantwortung 
einer Frage determinieren, sind insbesondere die Grenzen des eigenen Wissens zu 
berücksichtigen. Demnach behalten die Erkenntnisse nur so lange Gültigkeit, bis sie durch 
neuere Erkenntnisse widerlegt werden.69  
                                                 
67  Vgl. WOLF (1998: 48). 
68  Vgl. REUBER UND PFAFFENBACH (2005: 30-31). 
69  Nach FÜRST UND SCHOLLES (2008b: 197) ist in allen Disziplinen eine Relativierung des Wahrheitsbegriffes vorgenommen 
worden: Wahr ist das, was nach herrschender Meinung nach anerkannten Regeln der Wissenschaft ermittelt wurde; 
wissenschaftliche Wahrheitsfindung baut daher auf einem Konsens auf, der immer nur vorläufig sein kann. 
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Daher folgt die vorliegende Arbeit dem Prinzip der Falsifikation:70 Zunächst werden 
theoretische Annahmen über Erklärungszusammenhänge herausgearbeitet.71 Am Ende des 
theoretischen Teils werden Hypothesen formuliert.72 Mit dieser Vorgehensweise handelt es sich 
zugleich um eine deduktive Untersuchung.73 MAYNTZ ET AL. definieren eine Hypothese als 
„Behauptung eines vermuteten Zusammenhangs zwischen mehreren Phänomenen“ und 
formulieren dabei drei Anforderungen:74 
 Die Hypothese muss empirisch überprüfbar sein, 
 der behauptete Zusammenhang darf nicht einmalig und zufällig sein, sondern muss 
regelmäßig auftreten, und  
 die Hypothese soll beobachtete Einzelphänomene erklären, insbesondere durch 
Kausalbeziehungen.75 
Auf diesem wissenschaftstheoretischen Verständnis baut die Methodik der vorliegenden Arbeit 
auf. Die Bearbeitung des theoretischen Teils (B) erfolgt durch Auswertung der bestehenden 
Forschungsliteratur und bestehender Erkenntnisse aus der Planungspraxis, die für die 
theoretische Beantwortung der Forschungs- und Arbeitsfragen, die Definition zentraler Begriffe 
sowie für die Herausarbeitung der Hypothesen erforderlich sind. Hierzu zählen auch die 
Aussagen der überörtlichen Ebenen, die zur Hypothesenbildung über die 
Programmorientierung der Gemeinden erforderlich sind. Ergänzt wird diese Quellenarbeit 
durch Interviews mit Wissenschaftlern und Verantwortlichen der Planungspraxis auf 
überörtlicher Ebene. Der Stand der Forschung zu den einzelnen theoretischen Kapiteln wird 
jeweils dort wiedergegeben. 
Der empirische Teil (C) erfordert methodisch die Falsifikation oder Bekräftigung der 
Hypothesen, Hierfür wird eine Methodentriangulation angewendet; quantitative Erhebungen 
werden mit qualitativen Verfahren verbunden, um die Aussagekraft der Ergebnisse zu 
erhöhen.76 Zugleich ist die Prüfung der Ergebnisse auf Repräsentativität erforderlich. Das 
Untersuchungsdesign des empirischen Teils wird eingehend in Kap. 7 diskutiert und 
festgelegt.77 
Der Teil Ergebnis (D) erfordert die Einhaltung der Regeln für die Übertragung analytischer 
Erkenntnisse auf normative Aussagen. Da die vorliegende Arbeit von einer objektiven Realität 
im Sinne des kritischen Rationalismus ausgeht, wird zugleich angenommen, dass eine 
Herausarbeitung von Handlungsempfehlungen auf der Grundlage analytischer Aussagen 
möglich ist: Aus analytischen können normative wissenschaftliche Aussagen abgeleitet werden. 
 
                                                 
70  Vgl. POPPER (2005: 52-53); FÜRST UND SCHOLLES (2008b: 197).  
71  Zur erklärenden im Unterschied zur normativen Theorie vgl. FRICK (2006: 28-29).  
72  Vgl. POPPER (2005: 37); Merten (1995: 317). Nach FÜRST UND SCHOLLES (2008b: 196) sind die Begriffe Theorie und 
Hypothese voneinander zu unterscheiden; denn die Hypothese ist eine falsifizierbare Aussage über empirische 
Zusammenhänge, während die Theorie mehrere Hypothesen auf einer höheren Komplexitätsstufe zusammenführt: „Hypothese 
verhält sich zu Theorie wie Satz zu Text.“ (ohne Artikel i. O.) 
73  Vgl. POPPER (2005: 8-9); HANTSCHEL UND THARUN (1980: 16); REUBER UND PFAFFENBACH (2005: 42). Nach MERTEN (1995: 
316) müssen die Hypothesen „daher vor Kenntnis möglicher Analyseergebnisse formuliert werden.“ 
74  Vgl. MAYNTZ ET AL. (1971: 30). Im Gegensatz zu den Hypothesen gilt für Definitionen nach RÖHL (2001: 27) „[…] die 
Autonomie der Begriffsbildung. Eine Nominaldefinition ist eine willkürliche Festsetzung und kann daher weder wahr noch 
falsch, sondern nur zweckmäßig oder unzweckmäßig sein.“ 
75  Allerdings ist nach MAYNTZ ET AL. (1971: 31) eine Kausalhypothese nicht unbedingt erforderlich. 
76  Vgl. MEIER KRUKER UND RAUH (2005: 5); vgl. a. die ähnliche Vorgehensweise bei HUSEMANN (2005: 8). 
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2 Ziele und Zielhierarchien in der räumlichen Planung 
Dieses planungstheoretische Kapitel analysiert im Sinne einer explikativen Theorie Wesen und 
Struktur der Ziele in der räumlichen Planung. Um dies zu erreichen, wird das Kapitel in 
folgender Weise gegliedert: 
 Zunächst werden Ziele als Element der Stadtplanung definiert (Kap. 2.1); 
 auf dieser Grundlage werden die Formen eindeutiger Zielvorstellungen ermittelt (Kap. 2.2); 
 dann werden Typen von Zielhierarchien herausgearbeitet (Kap. 2.4); 
 schließlich werden die Gründe für eindeutige und vage Zielvorstellungen diskutiert 
(Kap. 2.3). 
Im Ergebnis werden Aussagen zur Beschaffenheit von Zielen generiert. Dabei werden 
verschiedene Elemente der Hierarchiestufen und Typen von Zielhierarchien identifiziert. Das 
Kapitel dient zur Grundlagenbildung in dieser Arbeit, indem das Verständnis von Zielen und 
Zielbeziehungen herausarbeitet wird. Es dient zudem als Methodologie für den empirischen 
Teil, um Ziele erfassen zu können.  
2.1 Ziele in der räumlichen Planung 
Ziele haben für die räumliche Planung, wie in Kap. 1.1 dargelegt, eine konstitutive 
Bedeutung.78 Dabei stehen sie mit den anderen Elementen der Planung in besonderen 
Beziehungen. In diesem Unterkapitel wird zunächst der Begriff der Stadtplanung diskutiert 
(Kap. 2.1.1). Darauf aufbauend wird das Ziel definiert (Kap. 2.1.2). Im Anschluss werden die 
Zielbeziehungen herausgearbeitet (Kap. 2.1.3). 
2.1.1 Stadtplanung als Teil der räumlichen Planung 
Stadtplanung ist ein Teil der räumlichen Planung, die wiederum einen Ausschnitt der Planung 
darstellt. Nach einer Diskussion dieser drei Begriffe wird der Begriff Stadtplanung am Ende 
dieses Abschnitts definiert. 
Planung ist nach SELLE der „Versuch der Vorstrukturierung eigenen Handelns“79. SCHNEEWEIß 
betont in diesem Zusammenhang zwei konstitutive Elemente von Planung: Er verweist zum 
einen auf die Beschreibung künftiger Situationen und bezieht diese auf das „Objektsystem […], 
d. h. das System, das durch die Planung zu gestalten ist“; er nennt zum anderen als 
subjektorientierter Sicht die „gedankliche Vorwegnahme“, die sich auf das „sog. Wertsystem 
[bezieht], das die Beurteilung unterschiedlicher Gestaltungsmöglichkeiten gestattet“.80  
Räumliche Planung ist der vorausschauende raumbedeutsame Beitrag der Politik und 
Verwaltung zum Ausgleich verschiedener gesellschaftlicher Interessen sowie zur Reaktion auf 
den in Kap. 1.1 beschriebenen globalen Wandel.81 Stadtplanung stellt den Teil der räumlichen 
                                                 
78  Vgl. FÜRST UND RITTER (2005: 765); SCHOLLES (2001b: 139); SCHOLL (2005: 1122); FRICK (2006: 87). 
79  SELLE (2005: 17); vgl. ähnl. FÜRST UND RITTER (2005: 765); LUHMANN (2007b: 67); SCHOLL (2005: 1122). Als 
Gemeinsamkeit arbeitet HESSE (1972: 17) die „Antizipation von Zukünftigem“ heraus. 
80  SCHNEEWEIß (1991: 2). 
81  FÜRST (2004: 241) betont dabei im engeren Sinne die formelle Planung als „politisch-administrative[n] Prozess zur 
Bestimmung prioritärer Raumnutzungen.“ TUROWSKI (2005: 894-895) verweist hingegen auf die definitorische Vielfalt des 
Begriffes und die verschiedenen Ebenen vom Bund über das Land bis zur Gemeinde. In der vorliegenden Arbeit wird der 
Begriff zudem mit der Raumplanung gleichgesetzt. 
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Planung dar, welcher sich nur auf die Stadt und nicht auf einen größeren Raum, z. B. die 
Region, bezieht. Der Begriff wird von ALBERS daher als „vorausschauende Lenkung der 
räumlichen Entwicklung einer Stadt“ definiert.82 In dem Begriff vereinen sich zwei 
unterschiedliche Bedeutungen: zum einen die Planung der Stadt im Sinne ihrer Veränderung, 
zum anderen die Planung in der Stadt im Sinne der Veränderung von Objekten innerhalb des 
städtischen Geltungsbereiches. Stadt ist hier einmal Objekt, einmal räumlicher Bezug des 
Planungsprozesses. 
Darüber hinaus ist Stadtplanung instrumentell zu differenzieren. Einerseits handelt es sich 
dabei um die räumliche Gesamtplanung auf gemeindlicher Ebene; in diesem Sinne ist sie ein 
hoheitliches staatliches Vorgehen, das die öffentliche Hand als Trägerin der Planung 
koordiniert.83 Dies begründet sich mit ihrer Aufgabe, das Wohl der Allgemeinheit zu 
verfolgen.84 Das formelle Verfahren setzt sich aus der gesamtstädtischen Flächennutzungs- und 
der teilräumlichen Bebauungsplanung zusammen und schafft mit letzterer außenverbindliches 
Baurecht für Grundstücke. 
Andererseits bestehen aber Alternativen zur räumlichen Gesamtplanung: unter anderem die 
informelle Planung, die aufgrund ihres nicht an ein förmliches Verfahren gebundenen 
Prozesses keine rechtliche Bindung gegenüber dem Grundstückseigentümer entfaltet, die 
sektorale Planung mit thematischem Fokus sowie die Maßnahmeplanung zur Umsetzung 
einzelner Bauprojekte. Stadtplanung wird in diesem Sinne von diversen Akteursgruppen einer 
Stadtgesellschaft und mithilfe verschiedener Instrumente betrieben. Die Akteursgruppen 
verfolgen ihre Ziele für unterschiedliche Teilbereiche und Objekte einer Stadt.  
Stadtplanung insbesondere in der zweiten beschriebenen Form ist eng mit dem Begriff der 
Steuerung in der Stadt verknüpft.85 Diese Verknüpfung erfolgt über den Plan als Ergebnis von 
Planung. Er umfasst schriftliche und zeichnerische Inhalte86 und wird in der vorliegenden Arbeit 
hinsichtlich seiner Inhalte damit synonym zum Begriff des Konzeptes verstanden.87 Er soll „[…] 
Steuerungsfunktionen gegenüber nachfolgenden Entscheidungen wahrnehmen.“88  
Mit der Planung werden spätere Entscheidungen zwar vorstrukturiert, aber nicht vollzogen.89 
Planung im engeren Sinne umfasst lediglich die Phase der Konzipierung und endet mit der 
Formulierung eines Plans, der normative Aussagen enthält; nach einem weiteren Verständnis 
umfasst Planung auch die Analyse. Für die Steuerung ist hingegen zusätzlich der Vollzug, d. h. 
die Umsetzung der Ziele durch Veränderung des Objektes, konstitutiv.90 Darüber hinaus enthält 
                                                 
82  ALBERS (2005b): 1085), vgl. a. den Begriff Entwicklungsplanung bei LENORT (1960: 32). Seit den 1920er Jahren wird der 
Begriff Städtebau oftmals synonym zu dem Begriff der Stadtplanung verwendet, vgl. ALBERS (2005: 1085); FRICK (2006: 36). 
Allerdings werden in der Literatur auch Unterschiede herausgearbeitet; nach diesem Begriffsverständnis ist Städtebau 
lediglich ein Teil der Stadtplanung, welche zusätzlich die soziale, ökonomische und ökologische Dimension umfasst, vgl. 
Frick (2006: 19; 21); abweichend BORCHARD (2005: 1054). 
83  Vgl. BOGUMIL UND HOLTKAMP (2006: 123), vgl. a. KUDER (2004: 57). 
84  Vgl. WÜSTENROT-STIFTUNG (2003: 24-26).  
85  In dieser Arbeit wird daher von der Steuerbarkeit der räumlichen Entwicklung ausgegangen; zugleich wird im Sinne der 
Governance-Theorie staatlichen Beiträgen nur ein Teil der Regelungsstrukturen zuerkannt; vgl. hierzu a. MAYNTZ (2006). 
86  Das Verständnis geht daher über Pläne als lediglich zeichnerische Darstellungen hinaus; vgl. hierzu auch den Bauleitplan.  
87  Hiervon sind Konzepte als Gesamtheit von Vorstellungen zu unterscheiden, z. B. das Konzept der Nachhaltigkeit. 
88  FÜRST; RITTER (2005: 765). Im Sinne des Planmäßigkeitsprinzips wird nach SCHMIDT-AßMANN (1978: 99) die formelle, nach 
AKBAR UND SCHULZ (2007: 15) auch die informelle Planung durch Pläne vorbereitet und geleitet. KLEMME (2009: 247) betont 
zwar, dass für die Zielforschung eine Sichtung der Dokumente, etwa von Plänen, nicht ausreicht; vgl. ähnl. HUTTER (Interview 
9). In der vorliegenden Arbeit wird jedoch an dem Planmäßigkeitsprinzip festgehalten. 
89  Vgl. GREIVING (2011a: 411). 
90  Vgl. KÖTTER (2001: 146) zur Übernahme des Begriffes aus der Betriebswirtschaft und Anwendung auf viele gesellschaftliche 
Bereiche; vgl. a. FREY (2005: 101); NAEGLER (2003: 35); MAYNTZ 1997a: 190); SINNING (2004: 243). 
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sie Elemente einer Evaluierung.91 Als vereinfachte lineare Vorstellung92 sind die Bestandteile 





Stadtplanung im engeren Sinne
Stadtplanung im weiteren Sinne
Steuerung in der Stadt/Urban Management
Analyse
 
Abbildung 4: Stadtplanung und Steuerung/Urban Management 
(Quelle: eigene Darstellung, Weiterentwicklung von GINZEL ET AL 2007: 791) 
Der Management-Begriff wird in der vorliegenden Arbeit synonym zur Steuerung verwendet.93 
Aus planungstheoretischer Perspektive schließt Urban Management die Verwendung 
informeller Instrumente ein, die durch Aushandlungsprozesse und flexiblere Verfahren 
gekennzeichnet sind.94 Informelle Instrumente stellen einen Gegenentwurf zur Bauleitplanung 
dar, die hoheitlich von der öffentlichen Hand durchgeführt wird.  
Im Vergleich der Begriffe grenzt sich Stadtplanung von Steuerung und Urban Management 
durch den Umfang der Bestandteile ab. Planung ist damit grundsätzlich kein Gegensatz, 
sondern ein Ausschnitt von Steuerung und Management. Stadtplanung ist demnach ein Teil der 
weiter gefassten Steuerung,95 welche auch den Vollzug und eine Evaluierung enthält. Unter 
Anerkennung dieses Ausschnittes wird in der vorliegenden Arbeit eine Unterteilung des 
Stadtplanungsbegriffes in Anlehnung an MAYNTZ herangezogen. Demnach sind vier Elemente 
der Stadtplanung zu unterscheiden:96 
 Subjekt, 
 Objekt, 
 Instrument und 
 Ziel.97 
                                                 
91  Notwendiger Bestandteil der Steuerung ist ein Informationsmanagement, vgl. grundlegend RINGEL (2008).  
92  Dies dient nur der Visualisierung. Gegenüber früher (z. B. MEISE UND VOLWAHSEN 1980: 6) werden heute zyklische Verläufen 
und überlagernde Phasen angenommen, vgl. SCHEDLER UND PROELLER (2009: 134-135); ALBERS (2005b: 1086-1087).  
93  Eine Unterscheidung wie bei RITTER (2006: 138) ist für die vorliegende Arbeit nicht erforderlich. 
94  Vgl. FÜRST (2010: 83), FRICK (2006: 181-182) und SINNING (2004: 239) für Urban Management; vgl. WÜSTENROT-STIFTUNG 
(2003: 11-12) für Steuerung. WILSKE (2007: 18-21) stellt eine Annäherung der beiden Verständnisse fest.  
95  Vgl. SELLE (2005: 101).   
96  Vgl. MAYNTZ (1997a: 190-193) für den Steuerungsbegriff. Zur Begriffsschärfung wird in dieser Arbeit das von MAYNTZ als 
„Maßnahme“ bezeichnete Element durch den Begriff Instrument ersetzt; die von ihr zusätzlich erwähnte „Vorstellung der 
Wirkungsbeziehungen zwischen Steuerungsaktivitäten und -ergebnissen“ wird in einem handlungstheoretischen Sinne zur 
Prämisse für den Steuerungsvorgang erklärt und als subjektive Vorstellung dem Steuerungssubjekt zugeordnet. Das Subjekt ist 
ein Akteur der Planung, vgl. a. SCHUBERT UND BANDELOW (2003b: 7). 
97  MAYNTZ (1997a: 191) nennt „eine Intention bzw. ein Steuerungsziel“. Dies wird in dieser Arbeit synonym verwendet. 
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Die in diesem Abschnitt bisher skizzierte und in der Planungstheorie gängige Sichtweise auf 
Stadtplanung betont ein prozedurales Verständnis:98 Auf Grundlage einer Analyse werden 
normative Aussagen zur Veränderung eines Objektes getroffen.99 Darüber hinaus sind in dem 
Begriff der Stadtplanung aber zwei weitere Verständnisse enthalten: 
 Im Sinne eines horizontalen Verständnisses werden in der Planung unterschiedliche 
Belange an die zukünftige räumliche Veränderung zusammengetragen, um sie 
gegeneinander und untereinander abzuwägen. Ergebnis dieses Abwägungsvorganges ist 
eine Gewichtung der Belange und die Auswahl der bevorzugten Lösung.100 
 Im Sinne eines vertikalen Verständnisses sind übergeordnete und untergeordnete 
Ansprüche zu identifizieren, die miteinander in Verbindung stehen. In der Planung wird 
diese Verbindung berücksichtigt. 
Stadtplanung wird in ihrer Gesamtheit erfasst, wenn alle drei Verständnisse berücksichtigt 
werden; sie ergänzen sich gegenseitig und ergeben erst zusammen ein ganzheitliches Bild des 
Begriffes. Zusammenfassend wird Stadtplanung vor dem Hintergrund der skizzierten 
Perspektiven auf den Begriff in der vorliegenden Arbeit definiert als: 
absichtsvolle Vorwegnahme der Veränderung eines Objektes in der Stadt mithilfe geeigneter 
Instrumente, um auf Grundlage einer Analyse die Ziele der Akteure in der Stadt unter 
Berücksichtigung gleichberechtigter sowie über- und untergeordneter Ansprüche zu verfolgen. 
2.1.2 Begriff des Ziels 
Ziele stehen mit drei anderen Elementen der Planung in einem funktionalen Zusammenhang.101 
Sie haben als Bestandteil der Planung eine große Bedeutung: „Jede rationale Planung ist auf 
bestimmte Ziele ausgerichtet.“102 In diesem Unterkapitel wird der Begriff des Ziels definiert. 
Dabei wird er aufgrund der Begriffsvielfalt103 als Sammelbezeichnung für verschiedene 
normative Aussagen verwendet und zudem mit den beiden Begriffen normative Aussage und 
Zielvorstellung gleichgesetzt.104 In diesem Abschnitt werden verschiedene Perspektiven auf den 
Begriff eingenommen, um schließlich eine Definition zu geben. 
Die Auseinandersetzung in diesem Unterkapitel bezieht sich auf Ziele als Inhalte von Plänen, 
d. h. den in Plänen enthaltenen normativen Aussagen. Dies berücksichtigt nicht die 
Auseinandersetzung nach der Intention von Akteuren, d. h. die Treiber für die Planinhalte. Die 
einzelnen Unterabschnitte gehen auf bedeutende Aspekte des Begriffes ein.  
2.1.2.1 Grundlage für Handlung 
Dem Begriff des Ziels werden alltagssprachlich verschiedene Bedeutungen zugewiesen. Eine 
Definition im Bedeutungsfeld dieser Arbeit105 lautet: „[E]tw., worauf jemds. Handeln, Tun o. Ä. 
                                                 
98  Vgl. a. BORCHARD (2005: 1058); KUDER (2004:92); HUNING (2004: 46).  
99  Vgl. MEISE UND VOLWAHSEN (1980: 4-7); vgl. a. SCHÖNWANDT (2011: 298-299). 
100  Diesem Verständnis folgt insbesondere die planerische Abwägung, vgl. SCHOLLES (2008a). 
101  Daraus ergeben sich Funktionen der Ziele, auf die im weiteren Verlauf dieser Arbeit näher eingegangen wird.  
102  EEKHOFF UND ZAHL (1974: 208). Vgl. a. SCHEDLER UND SIEGEL (2005: 113). 
103  Vgl. FRICK (2006: 86). 
104  Die Zusammenfassung normativer Aussagen durch den Begriff Ziel erfolgt unter der Berücksichtigung, dass sich darunter auch 
Zweck, Leitbild, Leitlinien und Standards wiederfinden, auf die im Verlauf der Arbeit noch näher eingegangen wird. Daher 
wäre es denkbar, den Begriff vollständig zu ersetzen; so verwendet FRICK (2006: 88) den Begriff Zielvorstellungen, die  „[...] 
auf unterschiedlichen Konkretisierungsebenen, Beiträge zur Formulierung eines Zielsystems für städtebauliches Handeln liefern 
können.“ Aufgrund der alltagssprachlichen Verwendung sowie der z. T. sprachlich dahingehend ebenfalls ungenauen Zitate 
wird der Begriff Ziel aber auch in der vorliegenden Arbeit als Sammelbegriff eingesetzt. 
105  Nicht betrachtet werden in den folgenden Ausführungen demgegenüber Begriffsbestimmungen im räumlichen („Ort, Punkt, 
den man erreichen will“) und veralteten kaufmännischen Sinne („für eine Zahlung festgesetzte Frist“) (BROCKHAUS WAHRIG 
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ganz bewusst gerichtet ist, was jmd. als Sinn u. Zweck, angestrebtes Ergebnis seines 
Handelns, Tuns zu erreichen sucht“.106 Grundlegend für das Ziel ist demnach die Verbindung 
der Orientierung eines Menschen mit dessen Handlung. Als Grundlage von Motivation 
beeinflusst es „Richtung, Intensität und Ausdauer von Handeln sowie dessen Ergebnis.“107  
Auch aus verwaltungswissenschaftlicher Perspektive sind Ziele „erwünschte Zustände, bzw. 
Situationen und Entwicklungen, die in der Zukunft anzustreben sind, auf die also rationales 
menschliches Handeln auszurichten ist.“108 Die Bedeutung der Ziele nimmt für das politisch-
administrative System zu, „[…] denn die Planungsprozesse sind komplexer und langfristiger 
geworden und verlangen entsprechende Z[iel]formulierungen.“109 Damit einher geht in der 
räumlichen Planung die Zunahme der Messung von Wirkungen, im Sinne von Monitoring und 
Evaluierung.  
Das Ziel unterscheidet sich damit vom Begriff des Belangs, der in der raumplanerischen 
Abwägung eine zentrale Bedeutung hat.110 Allgemein wird der Belang definiert als „alles, was 
jemanden angeht, wichtig für jmdn. ist“111; er ist mit dem Begriff des Interesses gleichzusetzen 
und für die Abwägung in der räumlichen Planung „weit auszulegen.“112 Das Ziel grenzt sich 
durch das ihm konstitutiv verhaftete Handlungsmoment ab.113  
2.1.2.2 Zukunftsbezug und Soll-Ist-Vergleich 
Aus der Perspektive einer betriebswirtschaftlichen Untersuchung definiert HAUSCHILDT Ziele als 
„Aussagen mit normativem Charakter, die einen von einem Entscheidungsträger gewünschten, 
von ihm oder anderen anzustrebenden, auf jeden Fall zukünftigen Zustand der Realität 
beschreiben.“114  
Aus wirtschaftspolitischer Sicht ist eine tragfähige Definition für das Ziel der „Sollzustand einer 
real erfassbaren wirtschaftlichen Größe, dessen Ist-Zustand von den wirtschaftspolitischen 
Entscheidungsträgern als unerwünscht angesehen und dessen Erreichung über den Einsatz 
geeigneter wirtschaftspolitischer Mittel angestrebt wird.“115 Um den Umfang der gewünschten 
Veränderung zu erreichen, muss der Ist-Zustand „so lange bewusst und effektiv bearbeitet 
werden […], bis er dem Sollzustand entspricht.“116 Daher ist aus Sicht der 
Wirtschaftswissenschaften der Soll-Ist-Vergleich ein konstitutives Element für den Zielbegriff. 
Dieser Vergleich kann mit dem Zielerreichungsgrad dargestellt werden.  
Im Soll-Ist-Vergleich werden zwei unterschiedliche Zustände miteinander verglichen: Die Soll-
Aussage bezieht sich auf den erwünschten Zustand des Objektes zu einem zukünftigen 
Zeitpunkt. Der Zukunftsbezug ist damit ebenfalls ein konstituierendes Element des Ziels. Durch 
diese „Handlungssteuerung und die Erfüllungsabsicht“117 grenzt sich das Ziel auch von der 
                                                                                                                                                        
1984: 836) sowie aus dem Bereich des Sports („Ende einer Wettkampfstrecke“ und „etwas, was beim Schießen, Werfen 
o.Ä. anvisiert wird, getroffen werden soll“) (DUDENREDAKTION (2007: 1976). 
106  DUDENREDAKTION (2007: 1976). 
107  FRANK (1998: 15). 
108  EICHHORN ET AL. (2003: 1235; Kommafehler i. O.) 
109  EICHHORN ET AL. (2003: 1236). 
110  Fehler in der Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB können zur Nichtigkeit eines Planes führen. 
111  BERTELSMANN (2004: 208).  
112  Vgl. KRAUTZBERGER (2007a: § 1 BauGB Rn 101). 
113  Vgl. Heinen (1988: 616-623). Zwar setzt BRAUN (1988: 128) den Begriff synonym zum „Belang“, expliziert jedoch diesen 
Begriff nicht. Daher wird seiner Auffassung in der vorliegenden Arbeit nicht gefolgt. 
114  HAUSCHILDT (1977: 9). Dabei werden Ziele als „generelle Imperative“ bezeichnet, vgl. HEINEN (1988: 617). 
115  GABLER (2000: 3523); ähnl. KUDER (2004: 48) für die räumliche Planung. 
116  GABLER (2000: 3587). Denkbar sind aber auch Ziele zum Erhalt des gegenwärtigen Zustands. 
117  PEEMÖLLER (2006: 6377). 
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Prognose ab: Nicht die Wahrscheinlichkeit, sondern der Wunsch steht im Mittelpunkt der 
Aussage. 
2.1.2.3 Ziel, Wert und Zweck 
In der Ökonomie, aber auch in anderen Disziplinen hat im Zusammenhang mit dem Ziel der 
Wert eine größere Bedeutung. Werte sind allgemein „Strukturen normativer Erwartungen, die 
sich im Zuge reflektierter Erfahrung (Tradition, Sozialisation, Entwicklung einer 
Weltanschauung) herausbilden.“118  
Eng verbunden mit den Begriffen Ziel und Wert ist der Zweck. Er wird in der Praxis häufig 
nicht eindeutig von den anderen beiden Begriffen abgegrenzt und daher oft synonym zum Ziel 
verwendet.119 Es ist aber sinnvoll, den Zweck dem Ziel überzuordnen. Demnach sind „Zwecke 
[…] der Grund für das Tun […], sie beantworten die Frage, wozu etwas getan werden soll.“120 
Dagegen sind Ziele „[…] gewünschte Zustände, die das Handeln erreichen soll, um den 
Zweck zu erfüllen […]. Der ‚Beginn’ eines Handlungsvorgangs setzt also mit der Zwecksetzung 
als Wertsetzung über Handlungen ein und wird durch Zielsetzungen konkretisiert.“121 Auch im 
administrativ-politischen System hängen daher „Ziele […] von den Zwecken ab.“122  
Zusammenfassend ordnet sich das Ziel unter den Zweck, es bildet sich demnach eine 
Hierarchie der beiden Normvorstellungen heraus.123 Dieser mehrheitlichen Vorstellung über die 
Hierarchie von Zweck und Ziel wird auch in der vorliegenden Arbeit gefolgt. 
2.1.2.4 Mittel, Maßnahme und Instrument  
In Verbindung mit dem Ziel kommt der Maßnahme eine besondere Bedeutung zu. Nach 
MAYNTZ sind Maßnahmen ein Element der Steuerung, denn sie werden eingesetzt, „[…] um 
das Steuerungsziel zu verwirklichen.“124 Als unerlässliche Voraussetzung zur Wahl der 
Maßnahmen nennt MAYNTZ die „Vorstellung der Wirkungsbeziehungen zwischen 
Steuerungsaktivitäten und -ergebnissen“125 und betont damit zugleich den 
Umsetzungscharakter, der die Steuerung von der Planung abgrenzt. MAYNTZ zählt 
Maßnahmen demnach zur Steuerung. Während die Maßnahme alltagssprachlich als 
„zweckbestimmte Handlung, Vorgehen, Vorkehrung, Regelung“126 definiert wird, ist das 
Instrument ein „Gerät, Werkzeug“127. Nach HÜBLER sind Instrumente in der Raumplanung 
wiederum „[…] Mittel (oder auch Maßnahmen), mit denen Planung realisiert oder 
implementiert wird.“128  
Diese begriffliche Überlagerung, wonach Instrumente bestimmte Maßnahmen seien, ist für eine 
eindeutige Auseinandersetzung nicht förderlich.129 Daher werden für die vorliegende Arbeit 
zur Unterscheidung zwischen Planinhalten (als planinternen Elementen) sowie Handlungen (als 
Folge der Planung) mehrere Begriffe geklärt.  
                                                 
118  GABLER (2000: 3461).  
119  PEEMÖLLER (2006: 6377). Aufgrund der inhaltlichen Nähe ist es möglich, das Ziel als Sammelbezeichnung für normative 
Vorstellungen zu verwenden. 
120  BERENDT (2001: 37, kursiv im Original).  
121  BECKER (1989: 323-324, kursiv i. O.). 
122  BECKER (1989: 766). 
123  Vgl. zum Zweck als zentralem und komplexem Begriff in der Philosophie HOFFMANN (2004) und ULFIG (1993: 500-501)  
124  MAYNTZ (1997a: 192). 
125  MAYNTZ (1997a: 192). 
126  BROCKHAUS WAHRIG (1982: 608). 
127  lat „instrumentum“: Gerät, Werkzeug; vgl. BROCKHAUS WAHRIG (1981a: 760). 
128  HÜBLER (2005: 635). Er verweist damit auf die inhaltliche Nähe zwischen Instrument und Maßnahme. 
129  Auch SINNING (2003 18) problematisiert die fehlende eindeutige Definition für „Instrument“ in Wissenschaft und Praxis. 
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Der Zusammenhang zwischen Zielen und Maßnahmen ist zunächst einleuchtend: Sie sind 
durch einen Umsetzungsbezug miteinander verbunden; Maßnahmen sind ein Mittel zum 
Erreichen der Ziele.130 Konstitutiv ist für die Maßnahme daher, dass sie einem Ziel 
untergeordnet ist und handlungsorientiert zur Zielerfüllung geeignet erscheint. Die Verwendung 
des Begriffes umfasst im Planungsalltag jedoch zwei unterschiedliche Bedeutungen:  
 Zum einen kann die Maßnahme wie ein Ziel während des Planungsvorganges fixiert 
werden. Damit ist sie eine als Planinhalt fixierte handlungsorientierte normative Aussage.  
 Zum anderen kann die im Plan fixierte Maßnahme im Anschluss an den Planungsprozess 
ergriffen werden: Durch den Vollzug der Maßnahme wird die Planung umgesetzt.131 Damit 
ist sie die Vollzugshandlung auf Basis einer vorliegenden Planung. 
Im Sinne der ersten Bedeutung ist kein Unterschied zwischen Maßnahmen und 
handlungsorientierten Unterzielen festzustellen, denn Maßnahmen können „[…] als Unterziele 
zur Erreichung von Oberzielen aufgefaßt werden […].“132 Entsprechend erfolgt in dieser Arbeit 
eine Gleichsetzung: Maßnahmen sind handlungsorientierte Unterziele, die ein übergeordnetes 
Ziel verfolgen. Um die Mehrdeutigkeit des Begriffes zu vermeiden, sind Maßnahmen im Sinne 
der zweiten Bedeutung planvollziehende Handlungen. 
Instrumente sind in dieser Arbeit gegenüber Maßnahmen „Werkzeuge, mit denen 
Raumentwicklung gestaltet werden kann.“133 Sie werden in dieser Arbeit als eines der vier 
Planungselemente deklariert. Beispiele für Instrumente sind der Flächennutzungsplan, der 
Bebauungsplan und das städtebauliche Entwicklungskonzept für den Stadtumbau. Die in einem 
Bebauungsplan enthaltenen Festsetzungen sowie die Darstellungen des FNP und der 
informellen Konzepte sind als Planinhalte codierte Zeichen, welche die Ziele134 der Planung 
repräsentieren. Daher ergibt sich schließlich für den Plan die Definition als Instrument, das als 
Ergebnis der Planung Ziele enthält. Schriftliche und zeichnerische Darstellungen und 
Festsetzungen der Pläne sind damit Träger von Zielen. Da Plan und Konzept in der 
vorliegenden Arbeit synonym verwendet werden,135 gilt diese Definition auch für ein Konzept. 
In Folge der Unterscheidung der Maßnahme von der planvollziehenden Handlung wird eine 
weitere begriffliche Unschärfe deutlich. Sie besteht in dem in Wissenschaft und Praxis 
verwendeten Terminus „Ziel-“ (bzw. „Zweck-)Mittel-Relation“, der daher in dieser Arbeit durch 
zwei andere Begriffe ersetzt wird. Die Unschärfe besteht erneut darin, dass sich ein 
objektgeleitetes und ein handlungsgeleitetes Verständnis überlagern. Diese beiden 
Verständnisse hängen mit den beiden beschriebenen Bedeutungen der Maßnahme zusammen.  
Denn zum einen wird unter dem Terminus das Verhältnis zwischen Zielen und Maßnahmen 
verstanden, die beide bereits in einem Plan dargestellt werden, um Aussagen über die 
zukünftige Entwicklung eines Objektes zu treffen. Dieses Verhältnis zwischen Ziel und Mittel 
wird in der vorliegenden Arbeit mit dem Begriff Ziel-Mittel-Hierarchie erfasst. Zum anderen 
wird unter dem Begriff das Verhältnis zwischen Planinhalten und den im Anschluss an die 
Planung getätigten Handlungen verstanden. Diese Handlungen erfolgen, um die Ziele der 
                                                 
130  Vgl. KNIELING (2000: 29-30) im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung mit Leitbildern.  
131  Dieser Vollzug ist, wie in Kap. 2.1.1 erörtert, nicht durch den hier verwendeten Planungsbegriff abgedeckt; er ist aber Teil 
des Urban Managements bzw. der Steuerung in der Stadt. 
132  PFOHL (2004b: 768). Zur Gleichsetzung von Maßnahmen und Unterzielen vgl. a. SCHOLLES (2008a: 299). Auch LANGKAU-
HERRMANN UND TANK (1974: 9) weisen darauf hin, dass zwischen den Begriffen Ziele, Mittel und Maßnahmen eine exakte 
Trennung nicht möglich ist. Im weiteren Verlauf dieser Arbeit wird näher auf über- und untergeordnete Ziele eingegangen. 
133  In Anlehnung an die Definition von SINNING (2003: 18). 
134  Und damit, wie festgelegt, grundsätzlich auch die Maßnahmen. 
135  Vgl. Kap. 2.1.1. 
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Planung zu erreichen, indem die Inhalte der Planung umgesetzt werden. Dieses Verhältnis wird 
in der vorliegenden Arbeit Ziel-Vollzugs-Handlung genannt. 
In beiden Fällen folgt im Sprachgebrauch des Planungsalltags dem Ziel eine Maßnahme; im 
objektbezogenen Verständnis stellt sie aber ein Handlungsziel als Teil der Planung, im 
handlungsgeleiteten Verständnis hingegen eine planvollziehende Handlung als Teil des 
Vollzugs dar.  
2.1.2.5 Ziel und Strategie 
Ziele weisen Ähnlichkeiten zu Strategien auf, sind begrifflich aber zu unterscheiden. Allerdings 
erfolgt in der planungswissenschaftlichen Auseinandersetzung die Differenzierung nicht immer 
in der nötigen Konsequenz.136 Nach THIEL weist der Begriff Strategie daher Unschärfen auf.137  
In der vorliegenden Arbeit wird dem Begriffsverständnis von KÜHN gefolgt, der den 
ursprünglich militärischen und später ökonomischen Begriff der Strategie auf die Stadtplanung 
überträgt: Dabei „[…] lassen sich Strategien als eine Steuerungseinheit aus langfristiger 
Orientierung und kurzfristiger Umsetzung verstehen. Visionen, Leitbilder und Ziele für die 
Orientierung der Akteure, wie auch Projekte und Maßnahmen für die Umsetzung stellen für 
sich alleine noch keine Strategie dar, sondern erst die Kombination von beiden.“138 Ziele sind 
damit ein Teil von Strategien. 
2.1.2.6 Ziele der Raumordnung 
Die Definition von Zielen in der Stadtplanung ist von der spezifischen Verwendung des 
Zielbegriffes in der überörtlichen Planung abzugrenzen; die dort vorgenommene spezifische 
und zugleich einschränkende Definition für ein raumordnerisches Ziel wird dem allgemeinen 
Verständnis nicht gerecht. Denn in der Konvention der Raumordnung bilden Ziele zusammen 
mit Grundsätzen und sonstigen Grundsätzen die Erfordernisse der Raumordnung.139  
Gegenüber den anderen beiden Erfordernissen sind Ziele der Raumordnung von den 
Gemeinden zu „beachten“.140 Dies bedeutet im Rechtssinn, dass die Ziele befolgt werden 
müssen. Im Abwägungsvorgang der Gemeinden können die von der überörtlichen Planung 
formulierten „Ziele der Raumordnung“ nicht überwunden werden.141 Ziele der Raumordnung 
entfalten daher die weitestgehenden Bindungswirkungen gegenüber den nachfolgenden 
Planungsebenen. Entsprechend sind an raumordnerische Ziele weit strengere materielle und 
verfahrensrechtliche Anforderungen zu stellen als an Grundsätze und sonstige Erfordernisse 
der Raumordnung.142  
Dieser „Letztentscheidungscharakter“143 unterscheidet Ziele der Raumordnung daher von dem 
bisher erörterten Begriffsverständnis von Zielen. Um diese spezifische Definition zu 
respektieren, zugleich aber eine eigene zu ermöglichen, wird in der Arbeit für den spezifisch 
                                                 
136  So setzen z. B. GOLDSCHMIDT UND TAUBENEK (2010: 495) Ziele und Strategien gleich. Doch ist die Unterscheidung zwischen 
Ziel und Strategie erforderlich, um zwischen einfacher Planung und Strategischer Planung unterscheiden zu können. 
137  Vgl. THIEL (2008: 22); vgl. a. WIECHMANN UND HUTTER (2010a: 10); KÜHN UND FISCHER (2010: 18); WIECHMANN (2007: 
12). 
138  KÜHN (2010: 87); vgl. a. SCHOLL (2005: 122). 
139  Vgl. RUNKEL (2005: 1315). 
140  Gem. § 4 ROG sind „Grundsätze“ demgegenüber lediglich zu „berücksichtigen“. Es bestehen demnach zwei Arten von 
Bindungswirkungen, welche sich hinsichtlich der Striktheit der Pflicht unterscheiden. Dabei ist „beachten“ strikter als 
„berücksichtigen“. 
141  Dagegen können „Grundsätze der Raumordnung“ durch Abwägung im folgenden Planungsvorgang überwunden werden. 
142  Vgl. RUNKEL (2005: 1315-1317). 
143  Vgl. BERENDT (2001: 39). 
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raumordnerischen Begriff der Ausdruck Ziel der Raumordnung eingeführt, während für den 
bisher erörterten Begriff der Ausdruck Ziel angewendet wird. Als zusammenfassender Begriff 
wird in der vorliegenden Arbeit von Zielvorstellungen gesprochen. 
2.1.2.7 Zusammenführung zu einer Definition  
Die Definition von Ziel im Sinne des planungstheoretischen Verständnisses dieser Arbeit 
umfasst als Ergebnis der in diesem Abschnitt geführten Diskussion verschiedene Bestandteile, 
um als Element der räumlichen Planung Verwendung finden zu können. Zusätzlich werden die 
in Kap. 2.1.1entwickelten Ergebnisse herangezogen. Das Ziel in der Stadtplanung wird in 
dieser Arbeit daher definiert als  
Teil einer Hierarchie normativer Aussagen der Planungsträger über die zukünftige Höhe der 
Veränderung eines Objektes oder Systemzusammenhanges in einem definierten Teilraum der Stadt 
als schriftliche oder zeichnerische Grundlage für Handlungen. 
In Abbildung 5 werden die Bestandteile der Definition den einzelnen Elementen der Planung 




„eines Objektes oder 
Systemzusammenhanges






„als schriftliche oder zeichnerische 
Grundlage für Handlungen“
„Teil einer Hierarchie 
normativer Aussagen“




Abbildung 5: Definition des Ziels in Verbindung mit den anderen Planungselementen 
(Quelle: eigene Darstellung) 
2.1.3 Zielbeziehungen in der Stadtplanung  
Im Planungsprozess wird in der Regel nicht nur ein Ziel formuliert. Vielmehr werden in der 
Regel parallel verschiedene Ziele verfolgt. Damit sind Ziele in vielfältige Zielbeziehungen 
eingebettet.144 Eine Zielbeziehung wird in der vorliegenden Arbeit definiert als 
Verhältnis eines Ziels zu einem anderen Ziel oder einem anderen Element der Steuerung.145 
                                                 
144  Vgl. CORSTEN (2008: 932); BEA (2004: 1675).  
145  Hier wird bewusst der Begriff der Steuerung verwendet, um Beziehungen zwischen Ziel und Vollzug einzubeziehen. 
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Korrespondierend mit den in Kap. 2.1.1 identifizierten drei Verständnissen von Planung, sind 
drei Zielbeziehungen voneinander unterscheidbar, vertikale, horizontale und prozedurale:146 
 Die horizontale Zielbeziehung ist zwischen gleichrangigen Zielen festzustellen.147 Aus der 
Zugehörigkeit zum gleichen Rang leitet sich die Notwendigkeit der Abwägung von Zielen 
ab, um eine Priorisierung zu erhalten und die Inhalte eines Plans zu bestimmen.  
 Die vertikale Zielbeziehung wird durch Ziele unterschiedlichen Ranges, das heißt über- und 
untergeordnete Ziele, ausgebildet. Aus der Zugehörigkeit zu unterschiedlichen Rängen 
entwickelt sich die Ziel-Mittel-Hierarchie.148 
 Die prozedurale Zielbeziehung umfasst die Beziehung zwischen Zielen und anderen 
Elementen des Steuerungsprozesses, insbesondere der Analyse und des Vollzugs.149 Ziele 
können aus prozeduraler Sicht „[…] zur Entscheidungsvorbereitung, Entscheidung, 
Ausführung und Kontrolle […] verwendet werden.“150 Sie erfassen damit die Ziel-Vollzugs-
Handlung. 
Die drei Zielbeziehungen ergeben drei parallele Funktionen der Ziele151 (vgl. Abbildung 6): 
 Horizontal: Die in einem Plan enthaltenen Zielvorstellungen entstehen durch die Ermittlung 
und Abwägung gleichrangiger Ziele und der darauf aufbauenden Priorisierung einzelner 
Belange. Dabei handelt es sich in der Regel um eine Abwägung der Belange 
verschiedener Akteure. Die horizontalen Zielbeziehungen ermöglichen den Vergleich 
gleichrangiger Ziele untereinander; dadurch werden Synergien und Konflikte zwischen 
normativen Aussagen deutlich. Daraus ergibt sich die Funktion der Gerechtigkeit in der 
Zielauswahl. 
 Vertikal: Die Zielvorstellungen leiten sich aus übergeordneten normativen Aussagen ab,152 
die für die Planung herangezogen werden. Dies sind zunächst eigene übergeordnete 
Zielvorstellungen, im Sinne des institutionellen Kontextes darüber hinaus unter anderem 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung, aber auch Ziele eines Förderprogramms. Die 
vertikalen Zielbeziehungen haben dabei die Funktion, im Sinne der Ziel-Mittel-Hierarchie 
die Durchgängigkeit normativer Aussagen zu gewährleisten.153 
 Prozedural: Die Zielvorstellungen sind im Sinne des situativen Kontextes eine Reaktion auf 
die Analyse und Bewertung des gegenwärtigen Zustandes oder eine proaktive Antwort auf 
die angenommene zukünftige Entwicklung. Die prozeduralen Zielbeziehungen 
gewährleisten einen Ringschluss zwischen den Elementen des Steuerungsprozesses (v. a. 
Analyse, Vollzug und Evaluierung).154 Dabei identifizieren sie ein Problem als solches, weil 
                                                 
146  Die beiden erstgenannten Beziehungen werden in der Literatur häufig zur Kategorisierung der Ziele herangezogen, vgl. z. B. 
GABLER (2000: 3524), während die prozedurale Zielbeziehung vor allem im Zusammenhang mit dem Monitoring diskutiert 
wird. In vertikalen und horizontalen Zielbeziehungen sind vielfältige Verknüpfungen und Abhängigkeiten zwischen den 
Zielen festzustellen; vgl. SCHOLLES (2008f: 282), dieser aber nur für Zielen gleichen Ranges. Dabei handelt es sich um so 
genannte Interdependenzbeziehungen, vgl. HEINEN (1988: 619); SAUERWALD (2007: 58); vgl. a. GEMPER (2008: 857) für 
die Volkswirtschaftslehre und CORSTEN (2008: 932) für die Betriebswirtschaftslehre. Interdependenzbeziehungen sind für 
prozedurale Zielbeziehungen nicht möglich, weil es sich dort nicht um Beziehungen zwischen Zielen untereinander handelt. 
147  Vgl. GABLER (2000 3587). 
148  FRICK (2006: 109) weist in diesem Zusammenhang auf die Konstruktion von „Zielbäumen“ hin. 
149  Der Begriff prozedurale Zielbeziehungen wird in der vorliegenden Arbeit neu eingeführt; denn trotz der vielfältigen Beiträge 
zum Zusammenhang zwischen Zielen und anderen Elementen des Steuerungsprozesses fehlt hierfür bislang ein Begriff. Daher 
ist die Definition für Zielbeziehung aus der zusammenfassenden Betrachtung der drei Kategorien auch weiter gefasst als z. B. 
die von FREY (2005: 158) gegebene Definition („Verhältnis mindestens zweier Ziele untereinander“). 
150  Vgl. BRAUN (1988: 137). 
151  Zu Funktionen von Zielen vgl. grundlegend BRAUN (1988); HESSE (1972). 
152  Denkbar ist umgekehrt aber auch eine Aggregation untergeordneter zu übergeordneten Zielen. 
153  MEISE UND VOLWAHSEN (1980: 90) beziehen diese „Koordination des Mitteleinsatzes“ auch auf vertikale Beziehungen. 
154  Erneut sei darauf verweisen, dass der Steuerungsprozess in der Realität nicht linear, sondern komplex erfolgt. 
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sie eine Ableitung eines Zielerreichungsgrades ermöglichen; die Wirklichkeit kann dadurch 
erst bewertet werden.155 Zugleich bilden sie die Grundlage für die Auswahl von 
Handlungen sowie die Evaluierung vollzogener Maßnahmen.156  
Ziel-Mittel-Hierarchie
Ziele unterschiedlichen Ranges
Vom über- zum untergeordneten Ziel
 vertikale Zielbeziehung 
Ziel-Vollzugs-Handlung
Ziele und andere Elemente der Steuerung
Von der Analyse über Planung und 











Von der gleichrangigen Behandlung von Zielen 






Abbildung 6: Funktionen des Ziels aus der Perspektive der Zielbeziehungen 
(Quelle: eigene Darstellung) 
Die drei Funktionen der Zielbeziehungen verbinden sich in der Planungspraxis. Übergeordnete 
Funktion des Ziels in der Planung ist es, normative Aussagen fixieren. 
Die Zielbeziehungen können systematisch zu einem Zielsystem weiterentwickelt werden. Dieses 
wird nach SCHOLLES als „Anordnung aller für eine Planung oder Entscheidung relevanten 
Ziele“157 definiert. Während bei der Formulierung von Zielbeziehungen kein Anspruch auf 
Vollständigkeit besteht, umfassen Zielsysteme eine vollständige Ordnung aller relevanten Ziele.  
EEKHOFF UND ZAHL weisen, der rationalen Planungsauffassung der 1970er Jahre geschuldet, 
dem Zielsystem eine große Bedeutung zu.158 Derartige Annahmen eines vollständigen Ziel- und 
damit auch Planungssystems konnten in damaligen Untersuchungen aber empirisch oftmals 
nicht nachgewiesen werden.159 PEEMÖLLER verdeutlicht zudem, dass Ziele lokal- und 
problemspezifisch angepasst werden müssen.160 So zeigt auch das Beispiel der nachhaltigen 
                                                 
155  Vgl. MEISE UND VOLWAHSEN (1980: 90). Sie weisen Zielen dabei auch eine Funktion als „Frühwarnung“ zu. Zur Thematik 
Frühwarnung und Früherkennung vgl. auch RINGEL (2008).  
156  Vgl. PEEMÖLLER (2006: 6378) für die Betriebswirtschaftslehre. Dies ist modifiziert auf die Raumplanung übertragbar. 
157  SCHOLLES (2008f: 282); vgl. ähnl. PEEMÖLLER (2006: 6377) und RUIZ (2003: 6). 
158  Vgl. EEKHOFF UND ZAHL (1974: 209). 
159  In einer Untersuchung des Deutschen Instituts für Urbanistik zu städtischen Zielsystemen wurde nur in zwei der elf untersuchten 
Städte eine Zielhierarchie komplett (im Sinne eines Zielsystems) nachgewiesen, in zwei anderen Städten teilweise; die 
anderen sieben Städte hatten keine hierarchische Darstellung gewählt, vgl. FRANKE (1974). In der Untersuchung von HESSE 
(1972) wird in keiner der 55 Klein-, Mittel- und Großstädte ein Zielsystem ermittelt. SCHOLLES (2008b: 313) skizziert daher 
die Grenzen bei der Formulierung von Zielsystemen.  
160  Die für Unternehmen getroffenen Aussagen (PEEMÖLLER 2006: 6383) sind die räumliche Planung übertragbar. 
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räumlichen Entwicklung, dass die Ziele jeweils an die lokalspezifischen Rahmenbedingungen 
und Wertvorstellungen der Akteure anzupassen sind. Allgemeingütig formulierte und einfach 
übertragbare Zielsysteme sind nicht realistisch. Daher wird in der vorliegenden Arbeit auf die 
Entwicklung von Zielsystemen verzichtet und stattdessen das Konzept der Zielbeziehungen 
verwendet.  
2.1.4 Kurzfazit 
In diesem Unterkapitel wurden drei grundlegende Begriffe der vorliegenden Arbeit definiert, 
Stadtplanung, Ziel und Zielbeziehungen. 
Stadtplanung als Teil der räumlichen Planung ist die absichtsvolle Vorwegnahme der 
Veränderung eines Objektes mithilfe geeigneter Instrumente, um auf Grundlage einer Analyse 
die Ziele in der Stadt unter Berücksichtigung gleichberechtigter sowie über- und 
untergeordneter Ansprüche zu verfolgen.  
Ziele sind ein konstitutives Element der räumlichen Planung. Sie werden definiert als Teil einer 
Hierarchie normativer Aussagen der Planungsträger über die zukünftige Höhe der 
Veränderung eines Objektes oder Systemzusammenhanges in einem definierten Teilraum der 
Stadt als schriftliche oder zeichnerische Grundlage für Handlungen. 
Ziele sind mit den anderen drei Elementen der Stadtplanung – Akteuren, Objekten und 
Instrumenten – verbunden. Weitere Verbindungen sind über die Zielbeziehungen festzustellen. 
Diese werden definiert als Verhältnis eines Ziels zu einem anderen Ziel oder einem anderen 
Element der Steuerung. Es sind drei Zielbeziehungen voneinander zu unterscheiden: vertikale, 
horizontale und prozedurale. 
2.2 Eindeutigkeit und Vagheit von Zielen 
In diesem Unterkapitel wird die Eigenschaft eindeutiger und vager Ziele diskutiert. Hierfür wird 
zunächst der Begriff der Zieldimension als Untereinheit eines Ziels eingeführt (Kap. 2.2.1). 
Darauf aufbauend wird das Konzept der Eindeutigkeit entwickelt (Kap. 2.2.2). Folgendes 
fiktives Beispiel für ein Ziel wird für die weitere Auseinandersetzung in der vorliegenden Arbeit 
herangezogen:  
Als Beitrag zur nachhaltigen Raumentwicklung beabsichtigt die Gemeinde Neustadt bis 2020 einen 
vollständigen Rückgang der Flächenneuinanspruchnahme im gesamten Stadtgebiet, indem nur noch 
Baugenehmigungen für Vorhaben im Innenbereich erteilt werden. 
2.2.1 Zieldimensionen: Untereinheiten von Zielen 
In diesem Abschnitt wird das Ziel in Untereinheiten161 zerlegt, um eine analytische Grundlage 
für die weitere Arbeit, insbesondere für den empirischen Teil, zu schaffen. Die Bestandteile des 
eben eingeführten Beispiels spiegeln die Bestandteile der Definition für das Ziel wider, wie 
Tabelle 1 verdeutlicht. An der Ausführlichkeit des Beispiels zeigt sich, dass die Definition 
inhaltlich sehr weit reicht, weil es viele Informationen enthält. Nicht alle Ziele sind so 
ausführlich formuliert, manche geben eine knappe normative Aussage wieder. Da z. B. die 
Gemeinde Träger der Bauleitplanung ist, wird nicht für jedes Ziel im Bebauungsplan ein 
Hinweis darüber gegeben. 
                                                 
161  Grundlegende Quellen hierzu sind HEINEN (1976: 59-89);. BRAUN (1988: 96-127); HAUSCHILDT (1977: 7-16); HAUSCHILDT 
UND SALOMO (2011: 231-232). 
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Definition „Ziel“ Beispiel Zieldimension notwendig/
ergänzend
Eigene Formulierung





…normativer Aussagen… …beabsichtigt… Normierung notwendig
…der Planungsträger… …die Gemeinde Neustadt… Zielsubjekt ergänzend
…über die zukünftige… …bis 2020… Zeitlicher Bezug notwendig
…Höhe… …einen vollständigen… Zielausmaß notwendig
…der Veränderung… …Rückgang… Zieleigenschaft notwendig










…als schriftliche oder 
zeichnerische Grundlage 
für Handlungen
…indem nur noch Baugeneh-




Tabelle 1: Von der Definition zu den Zieldimensionen 
(Quelle: eigene Darstellung) 
Daher korrespondiert die inhaltliche Bandbreite der Ziele – von „sehr einfachen, spezifischen 
und momentanen Zielen […] bis hin zu sehr komplexen, zeitlich ausgedehnten sozialen 
Phänomenen“162 – auch mit deren Form. Um diese Bandbreite abbilden und zugleich 
Gemeinsamkeiten wie Unterschiede zwischen Zielen methodisch fassen zu können, ist für die 
Analyse der Ziele die Einführung von Untereinheiten erforderlich. Diese Untereinheiten werden 
in der Zielforschung (Ziel-)Dimensionen163 genannt. 
BRAUN unterscheidet die Dimensionen Zielobjekt, Zielinhalt, Zielausmaß und zeitlicher 
Bezug.164 Diese Dimensionen beziehen sich auf die für diese Arbeit maßgebliche 
Zieldefinition, indem mit dem Zielobjekt die Objekte und Systemzusammenhänge, mit dem 
Zielinhalt (als Synonym für Zieleigenschaft) die Veränderung dieser Objekte, mit dem 
Zielausmaß die Höhe der Veränderung und mit dem zeitlichen Bezug die Angabe über den 
Zeitraum der Veränderung abgebildet werden.  
Wie Tabelle 1 zeigt, sind damit aber nicht alle Bestandteile der Definition und des Beispiels 
abgedeckt. Zur vollständigen Erfassung wird in dieser Arbeit eine weitergehende 
Differenzierung der Dimensionen vorgenommen. Zusätzlich zur Einteilung von BRAUN sind die 
Dimensionen Zielsubjekt, Normierung, Ziel-Mittel-Hierarchie, räumlicher Bezug und 
Umsetzbarkeit Bestandteile eines Ziels.  
Im Folgenden werden, unter Rückgriff auf die Bestandteile der Definition, alle Zieldimensionen 
hinsichtlich ihrer Ausprägung diskutiert.165 
                                                 
162  FRANK (1998: 15). 
163  Vgl. HEINEN (1988: 617). Alternativ benutzen HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 231) den Begriff „Zielemente“.  
164  BRAUN (1988: 96-97). 
165  Die Reihenfolge der folgenden Diskussion begründet sich mit der inhaltlich-logischen Verknüpfung einzelner Zieldimensionen. 
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2.2.1.1 „Planungsträger“: Zielsubjekte 
Die Zielsubjekte166 sind die Träger der Planung. Sie zeichnen für die abschließende 
Formulierung des Zieles verantwortlich. Zwar wird in der Zieldefinition auf die verteilte 
Gestaltungsmacht verwiesen, da es dort um Aussagen der Planungsträger geht. In dem oben 
eingeführten Beispiel stellt das Zielsubjekt aber „die Gemeinde Neustadt“ dar. Der Begriff 
„Gemeinde“ deutet auf ein hoheitliches Subjektverhalten, weil im Beispiel Aussagen etwa über 
Bürger oder private Firmen fehlen.  
Für den Inhalt eines Ziels ist der Bezug zu den Zielsubjekten von großer Bedeutung, denn mit 
der Formulierung des Ziels versuchen diese, ihre Belange durchzusetzen. Bei Zielen handelt es 
sich daher um subjektive Aussagen, die ihrerseits auch wieder Rückschlüsse auf die Subjekte 
ermöglichen. In einem Konzept ist allerdings davon auszugehen, dass alle darin enthaltenen 
Ziele von dem Träger der Planung befürwortet werden. Daher ist es nicht notwendig, in jedem 
Ziel das Zielsubjekt zu wiederholen. 
2.2.1.2  „Objekt oder Systemzusammenhang“: Zielobjekt 
Zielvorstellungen der Zielsubjekte beziehen sich auf ein bestimmtes Objekt. In dem oben 
eingeführten Beispiel formuliert die Gemeinde Neustadt ihre Zielvorstellung hinsichtlich der 
Flächenneuinanspruchnahme. In der Planung wurde bereits das Element „Objekt“ identifiziert; 
es findet seine Entsprechung in dem Zielobjekt167 als Dimension des Ziels: Es „[…] beschreibt 
den Ausschnitt der Realität, auf den sich die Zielformulierung erstreckt“168 und ist daher ein 
wichtiger Bestandteil des Ziels. 
Das Zielobjekt hat deskriptive Eigenschaften; es beschreibt oft gegenständliche Elemente, aber 
nicht immer: Ziele können sich in einem gesellschaftsräumlichen Verständnis auch auf 
systemische Zusammenhänge als Objekte beziehen, etwa funktionale Verflechtungen, 
Beziehungen zwischen raumbezogenen und raumlosen oder nur mittelbar räumliche 
Aussagen. Dies ermöglicht die Betrachtung der Adressaten zur Umsetzung des Ziels als 
Zielobjekt. Zielsubjekte, die ein Ziel formulieren („Zielverfasser“), und Subjekte zur Umsetzung 
des Ziels („Zieladressat“) sind daher oft nicht identisch.169 
2.2.1.3 „Veränderung“: Zieleigenschaft 
In der Zielformulierung ist es maßgeblich, wie sich das Zielobjekt verändern soll. Als 
Zieleigenschaft wird daher diejenige Dimension bezeichnet, welche „das Streben des 
Entscheidungsträgers“170 abbildet. Sie beschreibt „[…] die relevanten Ergebnisse des 
Handelns“.171  
Zugleich bezieht sie sich auf den gegenwärtigen Zustand, indem sie die Frage beantwortet, 
„welche Kriterien […] zur Beschreibung der gegenwärtigen Zielerfüllung und zur Bewertung 
                                                 
166  Zur Herstellung einer Analogie zu den Planungselementen. Synonym verwendet HAUSCHILDT (1977: 14-16) „Zielartikulanten“. 
167  Vgl. HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 231); BRAUN (1988: 98). 
168  BRAUN (1988: 98); vgl. a. HAUSCHILDT (1977: 10). 
169  Vgl. a. MAYNTZ (1997a: 192). So wird etwa ein Bebauungsplan von der Gemeinde beschlossen, er adressiert aber in der 
Regel private Grundstückseigentümer. Doch nicht nur bei privaten, sondern auch bei öffentlichkeitsorientierten baulichen 
Vorhaben unterscheiden sich im Zusammenhang mit den Liberalisierungs- und Privatisierungsbestrebungen kommunaler 
Daseinsvorsorge (vgl. BOGUMIL UND HOLTKAMP (2006: 80)) oftmals Planverfasser und Planungsadressat. Aus Governance-
Perspektive ist jedoch eine Verbindung zwischen Zielverfasser und Zieladressat denkbar. 
170  HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 231-232), die auf die synonym verwendeten Begriffe Zielinhalte, Zielvariablen, Zielattribute 
und Entscheidungskriterien verweisen. Zur Verwendung des Begriffes Zielinhalt vgl. a. HEINEN (1976: 58-82). 
171  BRAUN (1988: 96). Das Zielobjekt wird damit präzisiert, vgl. CORSTEN (2008:931). 
 
Ziele und Zielhierarchien in der räumlichen Planung  35 
 
von Handlungsalternativen geeignet erscheinen.“172 Sie erfasst damit gewollte Veränderungen 
eines bestehenden Zustandes, Erhalt oder Negativaussagen.173 In dem eingeführten Beispiel 
handelt es sich um den Begriff „Rücknahme“. Denkbar sind aber auch Ziele zum Erhalt des 
gegenwärtigen Zustands. 
2.2.1.4 „Höhe“: Zielausmaß  
Der in der Definition enthaltene Begriff der Höhe bezieht sich auf den Umfang der 
beabsichtigten Veränderung eines Zielobjektes. Hierfür wird das Zielausmaß174 eingeführt: 
„Unter Zielausmaß wird üblicherweise die erwünschte Ausprägung eines Zielinhaltes 
verstanden“.175 Zielobjekt, -eigenschaft und -ausmaß zusammen beschreiben den zukünftigen 
Zustand; während aber beim Zielobjekt der Planungsgegenstand als solcher und bei der 
Zieleigenschaft die Veränderung betrachtet werden, umfasst das Zielausmaß dessen 
Ausprägung. In dem vorliegenden Beispiel wird das Zielausmaß mit dem Begriff „vollständig“ 
wiedergegeben. Eng verbunden mit dem Zielausmaß ist der Begriff Zielerreichungsgrad. Er 
wird definiert als „Maß für das Erreichen eines Zieles“176 und bildet daher den Soll-Ist-
Vergleich ab.  
2.2.1.5 „in einem definierten Teilraum der Stadt“: räumlicher Bezug 
Mit dem räumlichen Bezug wird eine räumliche Abgrenzung formuliert, innerhalb derer die 
normative Aussage über das Zielobjekt gilt. Nach MEISE UND VOLWAHSEN ist räumliche 
Planung „[…] ohne Definition des räumlichen Zielhorizonts […] nicht denkbar“.177 Und FRANKE 
stellt fest: „Erst durch die lokale Zuordnung […] wird es möglich, daß die formulierten 
Zielvorstellungen nicht nur allgemein akzeptable Absichtserklärungen von Rat und Verwaltung 
bleiben.“178 
Wenn das Zielobjekt sprachlich genau gefasst ist, hat der räumliche Bezug für die 
Aussagekraft des Ziels aber eine geringere Bedeutung; so ist das Ziel in dem fiktiven Beispiel 
„Abriss des Technischen Rathauses im Stadtzentrum“ auch ohne den räumlichen Bezug 
verständlich. Eine große Bedeutung kommt dem räumlichen Bezug hingegen insbesondere 
dann zu, wenn Zielobjekt und Zielausmaß nicht näher präzisiert wird, zum Beispiel in der 
Aussage „Alle Gebäude im Stadtteil Schöneberg erhalten“. Das Ziel ist dann genau, wenn die 
Grenze des räumlichen Bezuges genau festgelegt ist. Hier zeigt sich die Bedeutung auch der 
zeichnerischen Planinhalte.179 
                                                 
172  BRAUN (1988: 99). 
173  So erachten HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 246-247) die Formulierung eines Negativkataloges als sinnvoll, weil ein 
Entscheidungsträger sich damit bewusst wird, welche Zieleigenschaften er nicht will. 
174  Vgl. BRAUN (1988): 124. Synonym werden die Begriffe „Zielmaßstab“ (HAUSCHILDT UND SALOMO 2011: 232), 
„Höhenpräferenzen“ (BRAUN 1988: 181) und „Zielgröße“ (EICHHORN ET AL. (2003: 1236) verwendet; eine weitere 
Differenzierung des Begriffes wie bei PEEMÖLLER (2006: 6382) ist für diese Arbeit nicht erforderlich.  
175  BRAUN (1988: 181). 
176  Modifiziert von GABLER (2000: 3588) für „Zielerfüllungsgrad“; vgl. a. EEKHOFF UND ZAHL (1974: 208). 
177  MEISE UND VOLWAHSEN (1980: 94). Bei der Definition zur Stadtplanung wurde verdeutlicht, dass beim Zielobjekt die Frage 
im Vordergrund steht, was verändert werden soll, während der räumliche Bezug auf die Umgebung des Objektes fokussiert. 
178  FRANKE (1974: I-132) mit Bezug auf Aufgabenprogramme. 
179  Allerdings ist es in der Bauleitplanung erforderlich, die Grenze des Geltungsbereiches auch genau schriftlich zu fassen, vgl. 
§ 9 Abs. 7 BauGB. 
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2.2.1.6 „zukünftig“: zeitlicher Bezug 
Der zeitliche Bezug eines Ziels enthält die Aussage, wann ein erwünschter Zustand erreicht 
werden soll.180 Mit dem zeitlichen Bezug wird eine normative Aussage getroffen, die sich von 
prognostischen und damit analytischen Darstellungen unterscheiden. 
Der zeitliche Bezug ist von wesentlicher Bedeutung für die Zielformulierung, weil gleiche Ziele, 
die zu unterschiedlichen Zeitpunkten erreicht werden, häufig nicht als gleichwertig erachtet 
werden.181 In dem oben gewählten Beispiel soll das Ziel bis 2020 erreicht werden.  
2.2.1.7 „normative Aussagen“: Normierung 
Intrinsischer Bestandteil eines Zieles ist die Formulierung einer Soll-Aussage, mit Bezug auf 
einen gegenwärtigen Zustand („Ist“) oder auf eine Entwicklung, die ohne Formulierung und 
Verfolgung dieses Ziels eintritt.182 Sie wird in der vorliegenden Arbeit Normierung genannt.183  
Die besondere Bedeutung der Normierung für die Zielformulierung ist am oben eingeführten 
Beispiel zu erkennen: Das Ziel lautet „Als Beitrag zur nachhaltigen Raumentwicklung 
beabsichtigt die Gemeinde Neustadt bis 2020 einen vollständigen Rückgang der 
Flächenneuinanspruchnahme“. Ein Satz ohne Normierung würde lauten: „Als Beitrag zur 
nachhaltigen Raumentwicklung wird die Gemeinde Neustadt bis 2020 die 
Flächenneuinanspruchnahme vollständig reduzieren.“ Zur weiteren Verdeutlichung sei auch 
eine gegenteilige Normierung genannt: „Die Gemeinde Neustadt verweigert bis 2020 einen 
vollständigen Rückgang der Flächenneuinanspruchnahme.“  
Ohne eine Normierung verbliebe eine beabsichtigte Zielaussage auf der Sachebene,184 
weshalb es sich um eine wichtige Dimension handelt. 
2.2.1.8  „Teil einer Hierarchie“: Ziel-Mittel-Hierarchie 
Ein Ziel steht im Zusammenhang mit den ihm übergeordneten normativen Aussagen sowie ihm 
untergeordneten Mitteln. Daher beinhaltet ein Ziel im Sinne der Ziel-Mittel-Hierarchie 
Aussagen, wie es aus übergeordneten normativen Aussagen abgeleitet wird.185 Es ist aber 
denkbar, dass der Verweis auf eine übergeordnete Aussage nicht Bestandteil des formulierten 
Zieles ist, sondern separat erfolgt. 
Im gewählten Beispiel ist mit der Aussage „Als Beitrag zur nachhaltigen Raumentwicklung“ die 
Ziel-Mittel-Hierarchie dargestellt; sie erfolgt im gleichen Satz wie die Formulierung des Ziels.  
2.2.1.9 „schriftliche oder zeichnerische Grundlage für Handlungen“: Umsetzbarkeit 
Der Inhalt eines Plans soll realisiert werden, indem das in dem Plan enthaltene Ziel im Vollzug 
zur Umsetzung kommt. Entsprechend wird ein Ziel umsetzbar formuliert. In dem gewählten 
Beispiel handelt es sich um die Aussage „indem nur noch Baugenehmigungen für Vorhaben im 
Innenbereich erteilt werden“.  
                                                 
180  Vgl. HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 232); vgl.  a. BRAUN (1988: 97); EICHHORN ET AL. (2003: 1236). Alternativ benutzt 
PEEMÖLLER (2006: 6382) den Begriff „Zielperiode“. 
181  Vgl. HEINEN (1988: 619). 
182  Es ist z. B. möglich, das Ziel mit Status-quo-Szenarien in ein Verhältnis zu setzen; dies kann ebenfalls als Soll-Ist-Vergleich 
betrachtet werden. 
183  Vgl. HAUSCHILDT UND SALOMO (2007: 366-368); HAUSCHILDT (1977: 9).  
184  Zur Unterscheidung zwischen deskriptiven und normativen Werturteilen vgl. VOSSENKUHL (1984: 931). 
185  Diese Hierarchie wird im Verlauf der Arbeit in Kap. 2.3.1 noch näher analysiert. 
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Die Formulierung des Ziels muss den Vollzug gewährleisten, daher wird die Umsetzbarkeit186 
zur Zieldimension erklärt.187 Für die Formulierung des Ziels ist die Darstellung der 
Umsetzbarkeit nicht zwingend. Fehlen diese Aussagen, kann das Ziel unter Umständen 
dennoch umsetzbar sein; da der Nachweis aber nicht während der Zielformulierung erbracht 
wird, wird sich die Umsetzbarkeit erst während der Vollzugsphase zeigen.  
Die in der Definition des Ziels benannte schriftliche oder zeichnerische Grundlage reflektiert 
den Umstand, dass in der räumlichen Planung aufgrund des Planmäßigkeitsprinzips die 
maßgeblichen Inhalte in einem Plan festgehalten werden sollen. 
2.2.1.10 Notwendige und ergänzende Dimensionen 
Ein Ziel ist vollständig formuliert, wenn Aussagen über alle neun beschriebenen 
Zieldimensionen vorliegen. Dabei werden oftmals nicht nur im Ziel selbst, sondern auch im 
Umfeld des Ziels Aussagen über die Dimensionen getroffen. So stehen bestimmte Aussagen 
„vor der Klammer“ und gelten gleichermaßen für mehrere Ziele.  
Nicht immer werden aber alle Zieldimensionen angegeben. Zielsubjekt, Ziel-Mittel-Hierarchie 
und Umsetzbarkeit sind als ergänzende Zieldimensionen zu verstehen, während alle anderen 
Dimensionen als notwendig anzusehen sind (vgl. Tabelle 1). Sind diese notwendigen 
Dimensionen vorhanden, ist das Ziel ausreichend formuliert. Fehlen notwendige Dimensionen 
hingegen, ist das Ziel unvollständig. 
Mit der Unterteilung des Ziels in Dimensionen sowie der Unterscheidung in notendige und 
ergänzende Dimensionen entsteht nach HAUSCHILDT UND SALOMO ein „Zielbaukasten“; als 
„Checkliste für die systematische Vervollständigung der Zielfigur“188 soll er 
Entscheidungsträgern bereitstehen, um Ziele auf Vollständigkeit zu überprüfen und sie ggf. zu 
ergänzen. Tabelle 1 bildet die Grundlage für diesen Zielbaukasten. 
2.2.2 Messbarkeit, Eindeutigkeit und Gegenständlichkeit 
Die Messbarkeit von Zielen stellt die notwendige Grundlage für die Ermittlung der Eindeutigkeit 
von Zielen dar. Entsprechend wird in diesem Abschnitt zunächst die Messbarkeit definiert. 
Darauf aufbauend werden eindeutige und vage Ziele voneinander abgegrenzt und mit der 
Konkretisierung in Verbindung gebracht. Schließlich erfolgt die Auseinandersetzung mit 
gegenständlichen Zielobjekten. 
2.2.2.1 Messbarkeit der Ziele 
Der Begriff Messen erfasst die Zuordnung einer Aussage „[…] zu Objekten oder Ereignissen 
gemäß Regeln […].“189 Dabei ist unter Messen nicht lediglich ein mathematischer Vorgang zu 
verstehen, indem etwa eine Länge oder Höhe einer Ausprägung festgestellt wird. Maßgeblich 
ist die Zuordnung von Attributen, mit der Unterschiede zwischen zwei verschiedenen Aussagen 
festgestellt werden können.  
                                                 
186  Synonym verwendet KUDER (2004: 48) „Machbarkeit“, während PFOHL (2004a: 765) von „Durchsetzbarkeit“ spricht.  
187  In der verwendeten Literatur zur Zielforschung wird, wie bereits oben beschrieben, die Ziel-Mittel-Hierarchie ausführlich 
erörtert; trotzdem wird eine eigenständigen Dimension „Umsetzbarkeit“ selten dargestellt. Da aber räumliche Planung im 
Kern auf eine Umsetzung abzielt, wurde in dieser Arbeit konsequenterweise diese Zieldimension eingeführt.  
188  HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 245). 
189  SZYPERSKI (1962: 56), dessen Bezugnahme nur auf Zahlen für die vorliegende Arbeit aber zu kurz greift; daher wird 
allgemeiner von einer Aussage gesprochen.  
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Der Begriff messbar wird synonym zum Begriff operational verwendet.190 Die 
Operationalisierung eines Ziels bedeutet folglich, es „leichter meßbar zu machen.“191 Sie 
umfasst die Umwandlung eines bisher nicht oder nur schlecht messbaren in ein besser 
messbares Ziel. Die vollständige Operationalisierung wird nach BECKER erreicht, „[…] wenn 
alle Dimensionen des Ziels genau beschrieben sind.“192 Daraus ergeben sich zwei Attribute für 
ein vollständig messbares Ziel: 
 Im Ziel sind Beschreibungen für alle notwendigen Dimensionen enthalten.193 
 Darüber hinaus sind diese Beschreibungen genau. 
Die Genauigkeit einer Beschreibung ergibt sich mit der Verwendung der Skalenniveaus. 
Nominale, ordinale und quantitative bzw. metrische Skalenniveaus werden voneinander 
abgegrenzt.194 Je höher das Skalenniveau, desto genauer ist eine Aussage. In der Regel setzen 
sich Ziele aus mehreren Dimensionen unterschiedlicher Skalenniveaus und damit 
unterschiedlich genauer Messbarkeit zusammen. Das folgende Beispiel verdeutlicht dies: 
„Überlegung zum nahezu hundertprozentigen Abriss der Schillersiedlung im Stadtteil Rödental 
bis spätestens 2020.“ Das niedrigste Skalenniveau ist die Nominalskala der Normierung und 
des Zielobjektes. Dennoch ist der zeitliche Bezug metrisch skaliert. Insgesamt ist die 
Messbarkeit des Ziels damit gegeben. Daher ist es für die Messung eines Ziels erforderlich, 
zunächst die Zieldimensionen im Einzelnen zu erfassen, um die Aussage über die Messbarkeit 
schließlich zu aggregieren. 
BECKER hat die Maßgaben für ein vollständig messbares Ziel formuliert. Aber auch 
unvollständige Ziele können zum Teil gemessen werden, wenn nur ein Teil der Dimensionen 
vorhanden und dieser auch nur zum Teil genau beschrieben ist.195 Im Ergebnis lassen sich 
Ziele hinsichtlich ihrer Messbarkeit sortieren. Daraus leitet sich für die bessere Messbarkeit 
eines Ziels folgende je-desto Aussage ab: Je mehr Zieldimensionen beschrieben und je 
genauer diese beschrieben sind, desto besser kann ein Ziel gemessen werden.  
Allerdings reicht es für ein messbares Ziel nicht aus, wenn lediglich ein Zielobjekt formuliert 
wird, etwa in einem vermeintlichen Ziel „Dichte“: Aufgrund des deskriptiven Charakters des 
Zielobjektes ist keine normative Aussage enthalten. Als Grundbedingung für ein messbares Ziel 
ist als Mindestumfang neben dem Objekt mindestens eine normative Zieldimension 
erforderlich; das messbare Ziel „höhere Dichte“ besteht aus dem Zielausmaß und dem 
Zielobjekt, während sich der „Rückgang der Flächenneuinanspruchnahme“ aus Zieleigenschaft 
und Zielobjekt zusammensetzt. Nicht messbare Ziele sind entsprechend Ziele, die als 
Zieldimension nur ein Zielobjekt enthalten. 
Das eben angeführte Beispiel zum Abriss der Schillersiedlung wirft eine weitere, grundlegende 
Fragestellung im Zusammenhang mit der Erfassung von Zieldimensionen auf: Zielausmaß und 
zeitlicher Bezug sind hier zwar metrisch skaliert, dennoch lassen sie in ihrer Aussage 
Interpretationsspielraum: Es wird ein nahezu hundertprozentiger Abriss bis spätestens im Jahr 
2020 erwogen; damit bleiben der genaue Umfang und der genaue Zeitpunkt unklar.196 
                                                 
190  Vgl. HEINEN (1976: 115-118), der anstelle messbarer den alternativen Begriff „operationale“ Ziele verwendet. Analog 
handelt es sich bei der Operationalität um die Messbarkeit eines Ziels; vgl. a. ALBACH (1961 357). 
191  SCHNEEWEIß (1991: 29).  
192  BECKER (1989: 768); er spricht dabei von „mehrere[n] Grade[n] der Operationalisierung“; vgl. a. HAUSCHILDT (1981: 308). 
193  Gegenüber BECKER wird diese Maßgabe auf notwendige Dimensionen beschränkt. Die ergänzenden Dimensionen tragen 
aber zusätzlich zur besseren Messung bei. 
194  Dabei können quantitative bzw. metrische Skalen nochmals in Intervall- und Verhältnisskalierung unterscheiden werden, vgl. 
die differenzierte Darstellung in den Tabellen A bis C im Anhang. 
195  BECKER (1989: 768). 
196  Vgl. zu der Problematik auch BRAUN (1988: 187).  
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Umgekehrt ist die Aussage „Vollständiger Erhalt aller Gebäude“ trotz der ordinalen Skalierung 
des Zielausmaßes und des Objektes präzise. Diese Formulierungen zeigen, dass die 
Messbarkeit der Zieldimensionen zwar eine wichtige Bedingung für eindeutige Ziele ist, aber 
nicht die einzige, wie im folgenden Unterabschnitt herausgearbeitet wird.  
2.2.2.2 Eindeutigkeit und Vagheit in den Zieldimensionen 
Der Begriff eindeutig wird alltagssprachlich mit „nur eine Bedeutung habend, nur eine Deutung 
zulassend, unmißverständlich, sehr klar“ definiert.197 Eindeutige Ziele werden in der 
vorliegenden Arbeit daher mit präzisen und mit klar formulierten Zielen gleichgesetzt. 
Eindeutig sind Ziele in der vorliegenden Arbeit demzufolge, wenn sie in ihrer Aussage keinen 
oder kaum Interpretationsspielraum für die Umsetzung aufweisen.198 Das Antonym zu eindeutig 
ist der Begriff vage. Er hat die Bedeutung „unbestimmt, ungenau, verschwommen“199 und wird 
daher in dieser Arbeit mit dem Begriff „unklar“ gleichgesetzt.200 
In dieser Arbeit wird für die Erfassung eindeutiger und vager Ziele eine dichotome 
Vorgehensweise gewählt. In der Aggregation aller Zieldimensionen wird das Ziel als 
eindeutiges oder als vages Ziel erfasst.201 Das Konzept der Eindeutigkeit eines Ziels geht über 
das Konzept der Messbarkeit hinaus. Die Erhöhung der Messbarkeit wird erreicht, indem mehr 
und genauer beschriebene Zieldimensionen formuliert werden. Demgegenüber ist für die 
Eindeutigkeit nicht nur die Höhe des Skalenniveaus, sondern auch die Form der Zieldimension 
maßgeblich.202  




Normierung beabsichtigt, erwägt verbietet, erlaubt
Zielausmaß in sinnvollem Umfang
alles, nichts; vollständig; des, 
der (bei genauer Angabe des 
Zielobjektes)
Zieleigenschaft Optimierung Erhalt, Verzicht
Zielobjekt geeignete Flächen Villa Henckel, MeyerscheHäuser
Räumlicher Bezug an geeigneten Standorten entlang der gesamten Straße der Jugend
Zeitlicher Bezug bald immer, nie; immerwährend; fortlaufend
 
Tabelle 2: Beispiele für vage und eindeutige nominal skalierte Zieldimensionen 
(Quelle: eigene Darstellung) 
                                                 
197  BROCKHAUS WAHRIG (1981b: 386).  
198  Vgl. BRAUN 1988: 186; SCHRADER UND GÖPFERT (1998: 197). 
199  BROCKHAUS WAHRIG (1984: 454).  
200  Vgl. SCHRADER UND GÖPFERT (1998: 197). Dass unklare Ziele auch ungeachtet ihrer Eindeutigkeit oder Vagheit von den 
Zieladressaten teilweise nicht verstanden werden (vgl. BRAUN (1988: 153); SCHRADER UND GÖPFERT (1998: 204); RÖHL 
(2001: 20-21)), ist für die vorliegende Arbeit nicht von Bedeutung, weil sie nicht auf die Wirkungsforschung fokussiert. Auch 
die Unterscheidung vager Ziele danach, ob sich der Zielverfasser über die Vagheit in der Formulierung bewusst war oder 
nicht (SCHRADER UND GÖPFERT (1998: 197), ist für diese Arbeit nicht von Belang; denn im Ergebnis werden sie identisch 
formuliert; so werden in der Literatur zur Zielforschung keine Unterschiede zwischen den Formen bewusst und unbewusst 
formulierter vager Ziele diskutiert, und sie erzielen beim Zieladressaten die gleiche Wirkung. 
201  Vgl. die ähnliche Vorgehensweise von BRAUN (1988: 186). 
202  Vgl. BRAUN (1988: 183). LAUX (2007: 23-24) verwendet synonym den Begriff „Zielart“. 
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Analog zur besseren Messbarkeit wird die höhere Eindeutigkeit zunächst mit dem höheren 
Skalenniveau erreicht. Gegenüber der Messbarkeit enthält die Eindeutigkeit dabei aber eine 
Besonderheit: Die Nominalskalierung kann sehr eindeutig sein, wenn die sich gegenseitig 
ausschließenden Kategorien zu einer genauen Aussage führen, etwa bei den 
Gegensatzpaaren „immer – nie“ oder „verbietet – erlaubt“. Beim räumlichen Bezug etwa ist 
die höhere Eindeutigkeit nominal skalierter Aussagen gegeben, wenn mit einer adressscharfen 
Nennung eine genaue Zuordnung der Aussage zu einem bestimmten Teilraum möglich ist. 
Auch die verbale Beschreibung eines Geltungsbereiches entwickelt eine hohe Eindeutigkeit, 
obwohl es sich um eine nominale Aussage handelt. 
Eine beispielhafte Gegenüberstellung vager und eindeutiger Formen bei der 
Nominalskalierung notwendiger Zieldimensionen enthält Tabelle 2. Ein Beispiel für ein 
eindeutiges Ziel, das vollständig aus nominal skalierten Zieldimensionen besteht, lautet 
demnach: „Erlaubnis des dauerhaften Erhalts der Meyerschen Häuser entlang der gesamten 
Straße der Jugend“. Daher sind nominal skalierte Aussagen mit genauer Angabe eindeutig. 
Ergänzt um diese Sonderform, ergibt sich die folgende aufsteigende Reihenfolge zur 
Eindeutigkeit von Skalenniveaus:203  
 nominal ohne genaue Aussage, 
 ordinal, 
 nominal mit genauer Aussage und 
 quantitativ. 
Allerdings reicht das höhere Skalenniveau für eine hohe Eindeutigkeit nicht aus. Darüber 
hinaus ist die Form der Formulierung maßgeblich. Die Höhe der Eindeutigkeit in der 
Formulierung einer Zieldimension korrespondiert mit den Bestrebungen eines Zielsubjektes. Die 
Zielform gibt das Streben des Zielsubjektes wieder. Sie wird in der vorliegenden Arbeit 
definiert als die Art, wie die notwendigen Zieldimensionen in ihrem Skalenniveau näher 
beschrieben werden, um das Bestreben des Zielsubjektes abzubilden.204 Zieldimensionen sind 
entsprechend nach der Art ihrer Formulierung und damit nach ihrer Form unterscheidbar.205 
Die gewählten Formen der einzelnen Zieldimension beeinflussen in ihrer Gesamtheit erheblich 
die Eindeutigkeit des Ziels insgesamt. Dabei sind verschiedene Formen der Bestrebungen zu 
unterscheiden, wie Abbildung 7 zeigt.206 
                                                 
203  Dieses Ergebnis folgt in einem gewissen Umfang der alltäglichen Auffassung, dass es sich bei quantitativ skalierten 
Zielausmaßen um eher eindeutige Ziele handele.  
204  HAMEL (1992: 2643) bezieht in der Zielfunktion eine „notwendige Ergänzung des Zielmaßstabes“ und ein „Argument zur 
Steuerung des Zielerfüllungsprozesses“ ein. Wie bereits dargelegt wurde, reicht eine Betrachtung ausschließlich des 
Zielausmaßes nicht aus; vielmehr sind alle normativen Zieldimensionen zu betrachten. 
205  Vgl. HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 232). 
206  Auf Grundlage von HAUSCHILDT (1977: 65-73). 
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Abbildung 7: Bestrebungen der Zielsubjekte 
(Quelle: Eigene Darstellung; inhaltliche Grundlage: HAUSCHILDT 1977: 73, verändert) 
Aus diesen unterschiedlichen Bestrebungen leiten sich unterschiedliche Formulierungen der 
Zieldimensionen ab.207 Die hier formulierten Bestrebungen werden daher der Diskussion der 
Eindeutigkeit in den Zieldimensionen zugrunde gelegt.  
Im Anhang wird dargestellt, welche Zielformen existieren (Anlage A) und wie diese Formen die 
Eindeutigkeit des Ziels erhöhen (Abbildung A für den räumlichen Bezug). 
2.2.2.3 Konkretisierung 
In der Planung ist es möglich, vage in eindeutige Ziele zu überführen. Dies wird sprachlich mit 
dem Begriff der Konkretisierung gefasst. Er bedeutet alltagssprachlich „bestimmt und dabei 
präzise; deutlich“, „als etwas sinnlich, anschaulich, Gegebenes erfahrbar“ oder „auf einen 
infrage stehenden Einzelfall bezogen.“208 Gemäß dieser Definition erfordern konkrete Ziele 
 eine Eindeutigkeit in möglichst vielen Zieldimensionen und zusätzlich 
 eine gegenständliche Aussage im Zielobjekt.209 
Gegenüber den in Kap. 2.2.2.2 diskutierten Formen der Eindeutigkeit unterscheidet sich ein 
konkret formuliertes Zielobjekt daher durch seine Gegenständlichkeit. Für die vorliegende 
Arbeit wird daher festgelegt, dass es sich bei konkreten Zielen um die höchste Stufe der 
eindeutigen Ziele handelt, indem sie eindeutig und zugleich gegenständlich formuliert 
werden.210 
Im Sinne dieser Definition wird konkretisieren alltagssprachlich definiert als „einen Sachverhalt 
konkret(er), gegenständlich(er) machen, veranschaulichen, (im einzelnen, am Einzelfall) 
ausführen, verdeutlichen.“211 Hierfür ist die Vorstellung einer Lupe hilfreich: Der Blick für Details 
wird schärfer. Eine Konkretisierung erfolgt demnach durch die Umwandlung abstrakter und 
                                                 
207  Maßgeblich sind dabei für die vorliegende Arbeit die explizit verwendeten Formulierungen, nicht implizite Aussagen.  
208  WISSENSCHAFTLICHER RAT DER DUDENREDAKTION (1999): 2213): Eintrag „konkret“; von lateinisch „concretus= 
zusammengewachsen, verdichtet“, vgl. auch MAYNTZ (1973: 92-93). 
209  Eine Eindeutigkeit des räumlichen Bezuges im Sinne einer lokalspezifischen Zielvorstellung hat eine große Bedeutung, wird 
aber bereits mit in Kap. 2.2.2.2 diskutierten Formen zur Eindeutigkeit des räumlichen Bezuges erreicht. 
210  Analog stellen abstrakte Ziele die höchste Stufe vager Ziele dar, die nicht gegenständlich formuliert werden. Sie sind „von 
der Wirklichkeit abgetrennt, begrifflich verallgemeinert, nur gedacht, unanschaulich,“ (BROCKHAUS WAHRIG (1980: 95). 
211  BROCKHAUS WAHRIG (1982: 238, Kleinschreibung i. O.). 
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vager in eindeutige bis gegenständliche Ziele. Eine Abstrahierung wandelt demgegenüber 




















Abbildung 8: Konkretisierung und Abstrahierung 
(Quelle: eigene Darstellung; inhaltliche Grundlage: BRAUN 1988) 
2.2.2.4 Gegenständlichkeit des Zielobjektes 
Mehr als die Zielform, die mithilfe der Eindeutigkeit abgebildet wird, steht bei der Frage nach 
der Konkretisierung die Gegenständlichkeit als materielle Prägung des Ziels im Mittelpunkt.  
Die Diskussion über gegenständliche Ziele in der räumlichen Planung212 erfordert eine 
Auseinandersetzung mit der Eignung des Raumes als konkretem Zielobjekt.213 Dabei geht es 
nicht um die Frage nach dem „ontologischen Status von ‚Raum’“,214 sondern um die Frage 
nach geeigneten Inhalten der Raumplanung:215 Maßgeblich für ein Zielobjekt ist nicht, ob es in 
der Wirklichkeit existiert, sondern ob die Zielsubjekte es als existent betrachten.216 Hierfür 
ermöglicht grundlegend LÄPPLES Konzept des Matrix-Raumes,217 Vorstellungen sowohl über den 
gesellschaftlichen Raum im Sinne der gelebten Stadt als auch über den physischen Raum im 
Sinne der gebauten Stadt zu formulieren.218 Zur Formulierung dieser Vorstellungen dient ein 
„räumliches Zeichen-, Symbol- und Repräsentationssystem“219 (vgl. Abbildung 9). 
                                                 
212  Und damit auch der Stadtplanung. 
213  Die Herausforderung besteht darin, mit dem Zielobjekt sowohl einen gegenständlichen Planungsinhalt zu formulieren als auch 
einen Begriff einzuführen, der sich im Sinne des gesellschaftlichen Aushandlungsprozesses als Grundlage für die Planung und 
den Inhalt des Plans eignet. Vgl. hierzu a. KABISCH (2006a: 7); GLOCK (2006). 
214  D. h. die Frage nach der Verfasstheit des Raumes selbst, vgl. WERLEN (1999:141); vgl. a. EINSTEIN (1980); REDEPENNING 
(2006: 1); BARTELS (1968: 182); LÖW (2001: 224-230). 
215  Vgl. SCHÖNWANDT UND JUNG (2005: 790). 
216  Nach RÖHL (2001: 13) kann ein Gegenstand aus sprachanalytischer Perspektive: „alles sein, für das wir ein Wort haben.“  
217  LÄPPLE (1991). 
218  Zur „gebauten Stadt“ und der „gelebten Stadt“ vgl. WEIDNER (2005: 10). 
219  Im Sinne von LÄPPLE. Zur Verwendung von Zeichen in der räumlichen Planung vgl. a. WUCHERPFENNIG ET AL. (2003: 73). 
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Abbildung 9: Raum als Planinhalt vs. ontologischer Status 
(Quelle: eigene Darstellung mit Bezug zu WERLEN 1999: 41) 
Die Formulierung konkreter Ziele in der räumlichen Planung erfordert, die hinter den Begriffen 
Raum und Stadt stehende Komplexität von Zielinhalten zu reduzieren und die normative 
Aussage mit einem geeigneten gegenständlichen Zielobjekt zu fassen. Nach LÄPPLE ist die 
Gegenständlichkeit eines Zielobjektes dann gegeben, wenn dieses ein gesellschaftliches 
Repräsentationssystem ermöglicht. Hierfür eignet sich insbesondere der physische Raum als 
gebauter Abdruck der gelebten Stadt.  
In der Raumplanung stehen in einem bodenrechtlichen Verständnis als Grundeinheit des 
physischen Raumes mehrere alternative Zielobjekte zur Auswahl. Unter Berücksichtigung der 
anderen in der Literatur diskutierten Begriffe Land220, Grund221, Grundstück222 und Boden223 
wird in der vorliegenden Arbeit der in der räumlichen Gesamtplanung häufig verwendete224 
Begriff der Fläche als konkretes Zielobjekt herangezogen. 
                                                 
220  THIEL (2008: 13) definiert Land als „geogenes, juristisches, soziologisches, psychologisches, ökonomisches und 
informatorisches Objekt.“. Der vielschichtige Begriff umfasst Verständnisse wie Grundstück, (Grund-)Fläche, Boden, 
Landschaft und Gebiet, woraus zugleich ein integrativer Charakter erwächst (EDB.: 13-16). Dabei betont LEOPOLD (1992: 
166): „Land ist mehr als nur Boden.“  
221  Der Begriff wird in der Bodenschutzklausel § 1a Abs.  2 S. 1 BauGB verwendet; eine Definition wird nicht vorgenommen.  
222  Nach BATTIS (2007: § 200 Rn. 2) ist dieser Begriff im BauGB nicht definiert, im bauplanungsrechtlichen Sinne ist es aber 
„[…] eine Fläche, auf der nach bauplanungsrechtlichen Vorschriften ein Hauptgebäude zulässig ist.“ (EBD.: § 200 Rn. 5). 
223  Der Begriff hat verschiedene Inhalte, die über eine bodenkundliche Definition als „oberste Schicht der Erdrinde“ (WOLFRAM 
(2005: 115) hinausgehen, mit Bezug zu Territorium, Immobilie und Umwelt, vgl. DAVY (2006: 20-22); vgl. a. SPARWASSER ET 
AL. (2003: 580-581); THIEL (2008: 49). Für die Raumplanung ist das Bodenrecht von großer Bedeutung, weil auf dessen 
Grundlage das Baugesetzbuch erlassen worden ist, vgl. PIEROTH (2009: Art 74 Rn. 38). In der räumlichen Planung geht der 
Boden- zwar über den Flächenbegriff hinaus (WOLFRAM 2005: 116), und DAVY (2005: 117) formuliert sogar, dass es sich 
beim Boden um keine Tatsache, sondern nur um eine „soziale Konstruktion“ handele. Jedoch erfolgt im BauGB keine 
differenzierte Verwendung, wie die Bodenschutzklausel § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB zeigt; vgl. a. LÖHR UND WIECHMANN (2005: 
317) zum Flächen- und Bodenmanagement. 
224  Z. B. bei der Festlegung „überbaubarer Grundstücksflächen“ als Bestandteil von Bebauungsplänen gem. § 9 und 
§ 30 BauGB oder bei städtebaulicher Entwicklung „freigelegter Flächen“ im Stadtumbau gem. § 171a Abs. 3 Nr. 6 BauGB. 
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Die Fläche wird in der vorliegenden Arbeit als zweidimensionale Begrenzung 
mehrdimensionaler Objekte im physischen Raum definiert.225 Der Begriff Fläche bezieht sich 
zudem auf die unterschiedlichen Kategorien der Nutzung.226 Die Nutzungskategorien 
unterstreichen die Eignung des Begriffes für eine gegenständliche Formulierung des 
Zielobjektes.227 Im Sinne einer baulichen Erweiterung der flächenbezogenen zur physisch-
räumlichen Betrachtung werden auch Gebäude als dreidimensionale gegenständliche 
Zielobjekte hinzugezählt und mit den flächen- zu siedlungspolitischen Zielen zusammengefasst.  
2.2.3 Kurzfazit  
Eindeutige Ziele sind präzise formulierte normative Aussagen, die nur eine bestimmte Deutung 
zulassen. Im Gegensatz dazu sind vage Aussagen ungenau und lassen einen großen 
Interpretationsspielraum zu. Die Ermittlung eindeutiger und vager Ziele basiert auf der 
Bestimmung messbarer Ziele, die mithilfe der Unterscheidung zwischen zwei verschiedenen 
Aussagen erfolgt.  
Gegenüber messbaren Zielen ist bei der Eindeutigkeit die Nominalskalierung zu 
unterscheiden, weil es nominal skalierte Aussagen mit hoher Eindeutigkeit sowie mit eher 
vager Formulierung gibt. Zudem prägen die Zielformen maßgeblich die Eindeutigkeit bzw. 
Vagheit von Zielen. 
Sowohl die Erfassung der Messbarkeit als auch der Eindeutigkeit erfordert zunächst die 
Analyse der Zieldimensionen als Untereinheiten der Ziele, um anschließend eine dichotome 
Aussage über das Ziel insgesamt treffen zu können. Es sind verschiedene Zieldimensionen 
voneinander abzugrenzen, die sich in notwendige und ergänzende Dimensionen aufteilen. 
Viele Ziele enthalten nur einen Anteil der möglichen Zieldimensionen. Darüber hinaus prägen 
die Zielformen die Eindeutigkeit des Ziels.  
Konkrete Ziele unterscheiden sich von eindeutigen Zielen durch die Gegenständlichkeit des 
Zielobjektes. Mithilfe einer Konkretisierung werden demnach abstrakte oder vage Ziele in 
eindeutige bis konkrete Ziele umgewandelt. Im Gegenlauf erfolgt eine Abstrahierung der Ziele. 
In besonderer Weise eignet sich für die räumliche Planung die Fläche als gegenständliches 
Zielobjekt, ergänzt durch das Gebäude. Zusammen bilden flächen- und gebäudepolitische 
Ziele die Gruppe siedlungspolitischer Ziele. Sie repräsentieren den dreidimensionalen 
physischen Abdruck des mehrdimensionalen Gesellschaftsraumes. Daher wird den 
siedlungspolitischen Zielen zuerkannt, dass sie zugleich gesellschaftliche Ziele repräsentieren. 
2.3 Vertikale Konkretisierung: Zielhierarchien 
Zielvorstellungen können nach ihrer Eindeutigkeit unterschieden werden. Dabei ist es möglich, 
sie in einer hierarchischen Reihenfolge abzubilden. Ziel des Unterkapitels ist daher die 
Formulierung einer Zielhierarchie und die Typisierung verschiedener Formen dieser 
Hierarchien.  
                                                 
225  In Erweiterung der alltagssprachlichen Definition, wonach eine Fläche eine „Ebene als Begrenzung des Körpers“ darstellt 
(BROCKHAUS WAHRIG 1981b: 767). 
226  In der amtlichen Statistik wird die Siedlungs- und Verkehrs-„Fläche“ erfasst; im Mittelpunkt der Raumbeobachtung steht dabei 
die Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfläche als Realnutzung im zeitlichen Verlauf. KÖTTER (2001:146) führt als 
Beispiele der Flächennutzungen unter anderem Freifläche, Grünfläche, Baufläche an. 
227  Auch in der wissenschaftlichen Diskussion über die „Flächenkreislaufwirtschaft“ (vgl. vertiefend Kap. 4) und in dem 
Förderprogramm des BMBF „Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme und ein nachhaltiges Flächenmanagement 
(REFINA)“, (vgl. BOCK ET AL. 2011) wird das Objekt Fläche betont. 
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Hierfür werden die Struktur einer Zielhierarchie dargelegt (Kap. 2.3.1) sowie die 
verschiedenen Typen der Zielhierarchie herausgearbeitet (Kap. 2.3.2). 
2.3.1 Elemente der Zielhierarchie 
Das Ziel ist gemäß seiner Definition Teil einer Hierarchie: Das untergeordnete Ziel ist ein Mittel 
zum Erreichen des übergeordneten Ziels, wodurch eine Ziel-Mittel-Hierarchie, verkürzt 
Zielhierarchie entsteht.228 In diesem Sinne besteht zwischen den jeweils aufeinanderfolgenden 
Hierarchiestufen eine um-zu-Beziehung. Dieser Zusammenhang stellt daher eine „Beziehung 
von Zielen mit Mittelcharakter“229 dar. Dabei werden die untergeordneten von den 
übergeordneten normativen Vorstellungen dominiert.230  
Entsprechend ist es für ein Themenfeld möglich, Ziele nach ihrer Dominanz zu ordnen und 
dabei in einer Zielhierarchie abzubilden.231 Eine Zielhierarchie ist dabei die Darstellung einer 
vertikalen Ordnung normativer Aussagen eines Themenfeldes nach ihrer Konkretisierungsstufe 
in der Ziel-Mittel-Beziehung.232 Wie bereits der Begriff Ziel wird auch die Zielhierarchie als 
Sammelbegriff angesehen, denn sie umfasst neben Zielen im engeren Sinne auch den Zweck, 
Leitbilder und Leitlinien. 
Abbildung 10 gibt eine Übersicht aller für diese Arbeit relevanten Hierarchiestufen,233 die im 
Folgenden in der deduktiven Reihenfolge der Konkretisierung erörtert werden.  

























Abbildung 10: Zielhierarchie: Vom Zweck zum Handlungsziel 
(Quelle: eigene Darstellung unter Verwendung von SCHOLLES 2008f; SANDHÖVEL 1997: 27) 
                                                 
228  Vgl. HEINEN (1988: 619); SCHOLLES (2008f: 284). 
229  GABLER (2000: 3587); vgl. a. SAUERWALD (2007: 57). 
230  Bei übergeordneten Zielen handelt es sich in der vorliegenden Arbeit um Zweck, Leitbild, Leitlinien; ebenso werden die 
Standards hinzugezählt, weil sie keine konkreten Aussagen enthalten; bei untergeordneten Zielen handelt es sich um 
Qualitäts- und Handlungsziele  
231  Vgl. SCHOLLES (2008e); MAYNTZ (1973: 93); CORSTEN (2008: 932); vgl. a. DEHNE (2005: 608). Im Gegensatz zu einem 
Zielsystem besteht bei einer Zielhierarchie kein Anspruch auf Vollständigkeit.  
232  Daher unterscheiden sich vertikale Zielbeziehungen und Konkretisierung: Bei der vertikalen Zielbeziehung ist die Ziel-Mittel-
Hierarchie („um-zu-Beziehung“) ausschlaggebend, bei der Konkretisierung die gegenständlichere Formulierung des Ziels. 
233  Die relativ geringe Anzahl der Hierarchiestufen entspricht den methodischen Anforderungen dieser Arbeit entspricht; sie folgt 
SCHOLLES UND PUTSCHKY (2008b) und SCHOLLES (2008e). Auf eine detailliertere Ausformung wird daher verzichtet. 
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Die Eindeutigkeit der normativen Aussagen nimmt innerhalb der Zielhierarchie von der 
obersten Hierarchiestufe bis zu den untersten Stufen zu.234 Mit der vertikalen Konkretisierung in 
der Zielhierarchie handelt es sich demnach um die Ableitung eindeutiger untergeordneter aus 
vagen übergeordneten normativen Aussagen.235 Diese Form der Konkretisierung verfolgt einen 
deduktiven Ordnungsvorgang, weshalb die übergeordneten auch zeitlich vor den 
untergeordneten Zielen formuliert werden. Bei der Abstrahierung ist der Entstehungsprozess, 
auch zeitlich, umgekehrt.236 Schließlich ist im Sinne eines Gegenstromes auch eine Mischform 
von Deduktion und Induktion denkbar.  
Neben der vertikalen Konkretisierung in der Zielhierarchie ist die horizontale Konkretisierung 
zu nennen, bei der auf gleicher Hierarchiestufe eine vage Formulierung durch eine eindeutige 
Formulierung ersetzt wird. Im Gegensatz zur vertikalen bedingt die horizontale Konkretisierung 
keinen Wechsel der Hierarchiestufe. Dies erklärt, warum es auf einer unteren Hierarchiestufe 
sowohl eindeutige als auch vage Ziele geben kann.  
In dieser Arbeit wird im Folgenden zwar vor allem auf die Zielhierarchie eingegangen, weil 
sie mit der Erfassung der um-zu-Aussagen einen wesentlichen Beitrag für die Konkretisierung 
leistet. Zugleich wird jedoch auch die horizontale Konkretisierung anerkannt. 
2.3.1.1 Übergeordnet: Zweck, Leitbilder und Leitlinien  
Zweck, Leitbilder und Leitlinien sind vage normative Aussagen, die insbesondere das 
Zielobjekt erfassen und daher schwer messbar sind. Sie leisten jedoch einen wichtigen Beitrag 
für die Zielhierarchie, indem sie die Grundlage für die Deduktion konkreter Aussagen bilden. 
Der Zweck ist die oberste normative Aussage der Zielhierarchie und wird entsprechend 
abstrakt formuliert.237 Daher sind oft nur Aussagen über das Zielobjekt enthalten. Der Zweck ist 
gesellschaftlich (z. B. politisch) gesetzt. Nach POPPER ist eine naturwissenschaftliche 
Bestimmung nicht möglich:  
„Durch rein rationale oder wissenschaftliche Mittel läßt sich keine Entscheidung über Ziele 
herbeiführen. Trotzdem können sich Argumente als außerordentlich hilfreich erweisen bei dem 
Bestreben, zu einer Entscheidung über Ziele zu gelangen.“ 238 
Von Seiten der Wissenschaft können daher lediglich Aussagen getroffen werden, welche 
untergeordneten Ziele zur Erreichung des Zwecks geeignet sind.  
Leitbilder leiten sich aus dem Zweck ab.239 In Wissenschaft und Praxis fehlt eine einheitliche 
Begriffsdefinition und -verwendung.240 So stehen Leitbilder sowohl für den physischen als auch 
für den mehrdimensionalen gesellschaftlichen Raum nebeneinander; sie können 
                                                 
234  Vgl. PEEMÖLLER (2006: 6383).  
235  Vgl. MEISE UND VOLWAHSEN (1980: 97-98). Vgl. a. KEMPF (1977: 170); MAYNTZ (1973: 93) problematisiert die Deduktion, 
weil auf der untergeordneten Ebene immer eine Wahlmöglichkeit zwischen alternativen Zielen bestehe. 
236  Dies erfolgt als induktiver Ordnungsprozess von unter- zu übergeordneten Zielen, vgl. BECKER (1989: 767). SCHOLLES UND 
PUTSCHKY (2008b: 294) nennen die Konkretisierung folglich „Top-Down-Ansatz“, im Gegensatz zum „Bottom-Up-Ansatz“, 
welcher der Abstrahierung entspricht. 
237  Vgl. MAYNTZ (1973: 91). Synonym werden die Begriffe Ober- und Primärziele verwendet, vgl. SCHOLLES UND PUTSCHKY 
(2008b: 285). Zur „Leerformel Oberziel“ vgl. EEKHOFF UND ZAHL (1974: 209). 
238  POPPER (2009: 550, kursiv i. O.) Vgl. a. NIEMANN (2006: 422); SCHOLLES UND PUTSCHKY (2008b: 285) LEHNES UND HÄRTLING 
(1997: 19) fassen zusammen: „[P]rimäre Ziele werden um ihrer selbst willen verfolgt.“ 
239  Vgl. SCHOLLES UND PUTSCHKY (2008b: 288). 
240  Vgl. KONTER (1997: 54-55); vgl. KNIELING (2000: 22) für die Praxis. Auch das Planungsrecht gibt keine Definition, verwendet 
aber z. B. das Leitbild der nachhaltigen Siedlungsentwicklung im BauGB, vgl. JESSEN (2005: 602). 
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allgemeingültig und überörtlich, aber auch spezifisch für eine einzelne Stadt oder einen 
Stadtteil formuliert werden.241  
Insgesamt ist in der jüngeren Vergangenheit eine Renaissance der Leitbilder festzustellen; 
KNIELING kennzeichnet sie wegen ihrer neuen lokalspezifischen Ausrichtung als „Leitbilder der 
zweiten Generation“.242 In der vorliegenden Arbeit werden daher Leitbilder als nicht messbare 
normative Aussagen verstanden, die einen bestimmten Zweck verfolgen und zugleich die 
Möglichkeit der Konkretisierung geben. Dies lässt sowohl eine allgemeingültige als auch eine 
lokalspezifische Ausrichtung des Leitbildes zu.  
Leitbilder werden in reduzierter Weise formuliert, indem sie sich aus wenigen vagen 
Zieldimensionen zusammensetzen. Daher sind sie nur in geringem Umfang messbar. Sowohl 
für die Binnen- als auch für die Außenwirkung ist eine Einprägsamkeit erforderlich, die mit 
einer starken Vereinfachung und Mehrdeutigkeit korrespondiert.243 Leitbilder dienen daher als 
Vision, auf die die Interessen der verschiedenen an der Planung beteiligten Akteure projiziert 
werden können.244 
Leitlinien werden in dieser Arbeit als Grundsätze der räumlichen Planung verstanden,245 die 
die Leitbilder konkretisieren. Sie sind ebenfalls meist vage formuliert, weshalb sie schlecht 
gemessen werden können; allerdings sind sie häufig in Gesetzen aufgeführt,246 z. B. in 
§ 1 Abs. 6 BauGB. Sie enthalten bereits mehr Zieldimensionen als Zweck und Leitbilder. 
2.3.1.2 Untergeordnet: Qualitäts- und Handlungsziele  
Qualitäts- und Handlungsziele bilden zusammen die Gruppe der Umweltziele, indem sie 
Vorstellungen zur Qualität der Umwelt oder zum Umgang damit enthalten.247 Sie sind 
konkreter als Zweck, Leitbilder und Leitlinien.248 Die vertikale Konkretisierung ermöglicht 
messbare und eindeutige Aussagen. 
Die Qualitätsziele249 geben „[…] bestimmte, sachlich, räumlich und ggf. zeitlich definierte 
Qualitäten von Ressourcen, Potentialen oder Funktionen an, die in konkreten Situationen 
erhalten oder entwickelt werden sollen.“250 Sie fokussieren auf den angestrebten Zustand des 
Zielobjektes251 und sind „an Rezeptoren oder Betroffenen, nicht an Verursachern orientiert.“252 
Dabei beziehen sie sich „[…] immer auf Ausschnitte der Umwelt, weil eine Gesamtqualität in 
einem Ziel nicht operational abbildbar ist.“253 Mit Hilfe eindeutiger Qualitätsziele soll „[…] der 
Unverbindlichkeit politischer Aussagen entgegen gewirkt werden.“254  
                                                 
241  Vgl. STREICH (1988: 90). 
242  KNIELING (2000: 23). Weitere Merkmale sind die kooperative Erarbeitung (SINNING 2004: 240; STREICH 1988: 74-75) und 
ihre Beschränkung auf partielle und handhabbare Aussagen (KRAU 2010b: 94), zugleich aber die Einbeziehung 
gesellschaftspolitischer Inhalte (Becker et al. 1999a: 13); KUDER (2004: 57). 
243  SIEVERTS (1999: 29). DEHNE (2005: 612) widerspricht daher dem Vorwurf, Leitbilder fixierten einen starren Endpunkt. 
244  Aufgrund der akzeptanzfördernden Mehrdeutigkeit wird der Kritik an dem autoritären Charakter (KONTER 1997: 58) nicht 
gefolgt, ebenso wenig der Kritik an der „Leerformel“ (HESSE (1972: 26; vgl. a. KRAU 2010a: 32; KNIELING 2000: 27); denn 
das Leitbild kann konkretisiert werden, vgl. a. STREICH (1988: 46). 
245  Vgl. FÜRST ET AL. (1992: 10). SCHOLLES (2008e: 282). 
246  Vgl. SCHOLLES UND PUTSCHKY (2008b: 293). 
247  Da die vorliegende Arbeit mit der Flächenpolitik Fragen der nachhaltigen Nutzung von Umweltressourcen berührt (vgl. 
BORCHARD 1999: 2), wird die Literatur zu Umweltzielen verwendet; dabei wird auch die soziale Umwelt berücksichtigt. 
248  Vgl. GOLDSCHMIDT (2010a: 153). 
249  Qualitätsziele sind nicht zu verwechseln mit der in Kap. 2.2.2.2 dargestellten Skalierung.  
250  FÜRST ET AL. (1992:9) für Umweltqualitätsziele. 
251  BERENDT (2001:25).  
252  FÜRST ET AL 1992: 9). 
253  Vgl. FÜRST ET AL (1992: 9).  
254  SCHOLLES (2008b): 313. vgl. AD-HOC-ARBEITSGRUPPE (2004: 7). 
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Handlungsziele auf der untersten Ebene der Zielhierarchie sind umsetzungsorientiert 
formuliert.255 Sie stellen die notwendigen Schritte zur Erreichung der Qualitätsziele dar und 
sind „[…] im Gegensatz zu Qualitätszielen auf die Belastungsfaktoren ausgerichtet, also 
verursacherorientiert.“256 Der Unterschied zwischen Qualitäts- und Handlungszielen wird an 
dem Gegensatzpaar zu Immissionen und Emissionen deutlich: Erstere sind den Qualitätszielen, 
zweitere den Handlungszielen zuzuordnen. Als gegenständliche Ziele der Raumplanung 
fokussieren Qualitätsziele auf den Erhalt der Umweltressource Boden oder andere physische 
Elemente des Raumes, während die Handlungsziele die erforderlichen Maßnahmen 
beschreiben, um den Erhalt der Umweltqualität zu gewährleisten. Dadurch wird die Ziel-Mittel-
Hierarchie erkennbar. Handlungsziele sind mit Maßnahmen gleichzusetzen.257  
Seit der Formulierung des Leitbildes einer nachhaltigen Entwicklung hat sich die Debatte über 
Umweltziele intensiviert. Während BERENDT seitdem eine Zunahme von Qualitätszielen im 
Vergleich zu den Handlungszielen erkennt,258 betont SANDHÖVEL, dass nur eine Kombination 
aus dem Schutz der Umweltgüter und der Optimierung des Handelns Erfolg versprechend 
sei.259 Für den Aufbau der Zielhierarchie sind beide Zielarten von Bedeutung. 
2.3.1.3 Standards 
Standards sind „Bewertungsmaßstäbe zur Bestimmung von Schutzwürdigkeit, Belastung, 
angestrebter Qualität“.260 Durch das Setzen von Standards werden Vorgaben für die 
Handlungsziele formuliert;261 sie werden als messbare normative Aussagen formuliert.262 Noch 
mehr als Umweltqualitätsziele erfassen Standards höchstens Teilbereiche eines 
Themenfeldes.263 
Standards dienen zwar zur Konkretisierung der Ziele in der Zielhierarchie und werden 
eindeutig formuliert; weil sie allgemeingültig und nicht lokalspezifisch für einen konkreten 
Teilraum formuliert werden, sind sie jedoch keine konkreten normativen Aussagen im Sinne der 
vorliegenden Arbeit.264 Als Beispiel dienen Orientierungswerte zur Siedlungsdichte, die nicht 
konkret für einen Teilraum, sondern allgemeingültig formuliert werden. Standards sind 
hinsichtlich ihrer Rechtskraft in hoheitliche und nicht-hoheitliche Normen unterscheidbar.265 Eine 
Differenzierung in die Teilbegriffe befindet sich in Anlage B im Anhang der Arbeit. 
In den letzten Jahrzehnten wurden Standards unterschiedlich häufig eingesetzt. Seit den 
1990er Jahren haben sie sowohl international als auch in Deutschland266 wieder an Bedeutung 
gewonnen. Auch im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung über die Daseinsvorsorge, 
                                                 
255  MAYNTZ (1973: 92). Daher können ihnen leicht Verantwortlichkeiten zugeordnet werden, vgl. FREY (2005: 165). 
256  SCHOLLES (2008e: 299); vgl. a. UMWELTBUNDESAMT (2000b: 32); BERENDT (2001:25); SCHOLLES (2008e: 299). 
257  Vgl. FÜRST (2001: 148). MEISE UND VOLWAHSEN (1980: 91) bezeichnen diese Ziele als „Zielkriterien“.  
258  Vgl. BERENDT (2001: 25). 
259  Vgl. SANDHÖVEL (1997: 43). 
260  FÜRST ET AL. (1992:11). Sie sind eng mit dem Begriff Wert verbunden, wie z B. der Unterbegriff Orientierungswert zeigt. 
261  Vgl. SANDHÖVEL (1997: 30); vgl. RAABE (1979: 387) mit Bezug auf Richtwerte.  
262  Dies ermöglicht den Einsatz von Indikatoren, vgl. UMWELTBUNDESAMT (2000b: 32); SCHOLLES (2008e: 299). 
263  Vgl. SCHOLLES (2001a: 149).  
264  Im Widerspruch zu FÜRST ET AL. (1992:11). Standards formulieren aber keinen eindeutigen räumlichen Bezug. Auch örtliche 
Standards beziehen sich nicht auf einen konkreten Teilraum, sondern sind für mehrere Teilräume anwendbar.  
265  Nach SCHOLLES (2008e: 300) bestehen alternative Unterscheidungen, z. B. nach fachlicher Aussage.  
266  Bereits 1939 erschien das Buch „Die neue Stadt“ von FEDER, in dem Orientierungswerte formuliert werden. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg wurde in der BRD vielfach an Standards festgehalten (WWW.PEOPLE.FREENET.DE) oder neu formuliert, z. B. 
Richtzahlen für die Regionalplanung, vgl. RAABE (1979). In der Territorialplanung der DDR hatten Richt- und 
Orientierungswerte eine vergleichbare Stellung, vgl. WINKEL (1993: 391). Die Verwendung von Standards wich in den 
1970er Jahren in der BRD aber zunehmend einer Politik des „Machbaren“ (BLAAS UND HENSELER (1978: 4); vgl. a. BORCHARD 
(1974); ILS (1978); BAHLBURG UND KUNZE (1979); FÜRST (2010: 212). SULZER (2007a: 8-9) reflektiert vor dem Hintergrund 
des globalen Wandels die Notwendigkeit, über Werte in der Stadtentwicklung zu diskutieren; vgl. a. MÜLLER (2007: 11). 
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der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse und der (infrastrukturellen) Stabilisierung des 
ländlichen Raumes vor dem Hintergrund des demografischen Wandels gewinnen die 
Formulierung und Einhaltung von Standards wieder an Bedeutung.267 In der Siedlungspolitik 
kommen sie gegenwärtig aber kaum zum Einsatz.  
2.3.2 Typisierung der Zielhierarchien 
Die in Kap. 2.3.1 dargestellte Zielhierarchie wird in der Planungspraxis in der Regel nicht 
vollständig formuliert.268 Vielmehr sind verschiedene Typen voneinander abgrenzbar. 
In diesem Abschnitt werden daher verschiedene Typen herausgearbeitet. Die Typisierung der 
Zielhierarchien dient als Grundlage für die empirische Auseinandersetzung, indem die zu 
untersuchenden Fälle mithilfe der in diesem Kapitel entwickelten Typisierung eingeordnet 
werden können. 
2.3.2.1 Typen der Zielhierarchien 
Die in der räumlichen Planung zum Einsatz kommenden unterschiedlichen Planungstypen 
korrespondieren mit ebenso verschiedenen Typen von Zielhierarchien. Diese wiederum setzen 
sich aus unterschiedlichen Elementen der Zielhierarchie zusammen (vgl. Abbildung 11). 
Die Zielpyramide folgt einem rationalen Planungsverständnis. Ihr Aufbau entspricht der in 
Kap. 2.3.1 erfassten Zielhierarchie. In der Regel werden keine Hierarchiestufen ausgelassen, 






Abbildung 11: Strategische Planung, Parametrische Steuerung, ausschließliche Leitbildplanung und 
ausschließliches Maßnahmekonzept 
(Quelle: eigene Darstellung) 
Die Strategische Planung soll Akteure mobilisieren, Orientierung geben und politische 
Handlungsfähigkeit demonstrieren.270 Es gibt verschiedene Varianten Strategischer Planung;271 
in der Regel werden aus einem übergeordneten Leitbild strategische Projekte abgeleitet,272 die 
                                                 
267  Vgl. Rößler (2010b). In der Literatur ist aber bislang keine Debatte abgebildet, in der Standards für die schrumpfende Stadt 
diskutiert oder z. B. als einzelne Werte abgebildet werden.  
268  Z. B. ist es nach FÜRST ET AL. (1992:11) möglich, dass Qualitätsziele ohne Standards existieren, wenn Handlungsziele direkt 
abgeleitet werden können.  
269  Vgl. PEEMÖLLER (2006: 6383).Es wird im Folgenden von verkürzten Zielpyramiden gesprochen, wenn z. B. Zweck, Leitlinien 
oder Standards fehlen. Häufig bestehen sie aus Qualitäts- und Handlungszielen; teilweise werden sie um Leitbilder ergänzt.  
270  Vgl. WIECHMANN UND HUTTER (2010: 7); HUTTER (2006: 2010); SIEVERTS (2011: 9); SCHOLL (2005: 1129); KÜHN (2009: 
89); RITTER (2006: 141). Zur Strategie vgl. Kap. 2.1.1.5.  
271  Vgl. krit. GREIVING (2011b: 392); SCHOLL (2005: 123); HUTTER (Interview 9) zu den Formen Strategischer Planung. 
272  Strategische Projekte stellen daher „Leuchtturmprojekte“ dar, die die Akteure mit anderen Projekten zur Nachahmung 
bewegen sollen, vgl. KNIELING (2005: 815), vgl. a. KÜHN (2009: 93); KÜHN UND LIEBMANN (2009a: 340). In schrumpfenden 
Städten ist dieses „ständige Wechselspiel“ zwischen Orientierung und Projektplanung ein hoher Anspruch, der sich „[…] in 
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eindeutig formuliert werden.273 Um eine Starrheit der Zielformulierung zu vermeiden, wird 
häufig keine vollständige Zielpyramide erarbeitet,274 sondern eine Kombination aus einem 
Leitbild und ausgewählten Handlungszielen vorgezogen. 
In der Parametrischen Steuerung werden operationalisierte Ziele, so genannte Parameter, 
durch den Akteur einer höheren Planungsebene vorgegeben oder gemeinsam mit dem 
Adressaten einer unteren Ebene vereinbart.275 Konstitutiv für das Konzept ist die institutionelle 
Trennung zwischen Ziel- und Umsetzungsebene.276 Dem Akteur auf der unteren Ebene bleibt 
der Weg der Zielerreichung weitgehend selbst überlassen. Dadurch wird die in Kap. 2.3.1 
dargelegte Verteilung der eindeutigen Ziele umgekehrt: Bereits zu Beginn werden eindeutige 
Ziele formuliert.277  
Die ausschließliche Leitbildplanung enthält nur übergeordnete Zielvorstellungen; da Aussagen 
auf den untergeordneten Hierarchiestufen fehlen, erfolgt keine Konkretisierung der Aussagen. 
Die Leitbildplanung enthält damit ausschließlich eine generelle Orientierung für die räumliche 
Entwicklung. Gegenüber dem in Kap. 2.3.1.1 dargestellten Leitbild als eine von mehreren 
Hierarchiestufen handelt es sich bei der Leitbildplanung um eine abgrenzte normative 
Aussage, die sich nur auf eine einzige Hierarchiestufe bezieht und damit keine um-zu-
Beziehungen enthält. 
Demgegenüber setzt das ausschließliche Maßnahmekonzept nur an den Handlungszielen und 
damit auf der untersten Hierarchiestufe an. Es fehlen dabei jegliche Bezüge zu übergeordneten 
normativen Aussagen und damit auch Aussagen zur Ziel-Mittel-Hierarchie. 
Neben den genannten fünf Typen sind hybride Sonderformen denkbar, welche sich aus 
verschiedenen Hierarchiestufen oder mehreren Typen der Zielhierarchien zusammensetzen.  
Diese Typen der Zielhierarchien sowie die damit korrespondierenden Planungstypen werden 
entweder innerhalb einer Planungsebene herangezogen, um etwa für ein Quartier innerhalb 
einer Stadt eine Zielpyramide vom Leitbild bis um Handlungsziel zu formulieren – oder die 
Typen erstrecken sich über mehrere Planungsebenen hinweg. 
2.3.2.2 Zielhierarchien und raumpolitische Mehr-Ebenen-Struktur 
NAEGLER betrachtet Planung als Selbstorganisation der Akteure, die weitgehend auf 
hierarchische Koordinationsformen verzichtet.278 Unter Anerkennung dieser Annahme würde 
sich eine Zielhierarchie immer nur auf eine Planungsebene erstrecken. Diese Annahme ist aber 
für die Stadtplanung nicht realitätsnah. Vielmehr ist sie in eine raumpolitische Mehr-Ebenen-
Struktur eingebunden, die eine Analyse dieser vertikalen Verflechtungen erfordert.279  
                                                                                                                                                        
der Planungspraxis der Mittelstädte kaum realisieren lässt. In der Praxis bleibt die Anwendung des Modells oft fragmentarisch 
[…].“ (KÜHN UND FISCHER 2010: 171) 
273  HUBER (2004: 467). Nach HUTTER (2006: 210) verfügt Strategische Planung daher „[…] über eine klare Zielorientierung 
(z. B. in Form quantitativer Ziele) und zeigt eine enge Verbindung von Zielen und Handlungen auf.“ (kursiv i. O.) Eine 
Leitbildplanung reicht ebenso wenig aus wie eine reine Projektplanung, vgl. HUTTER (Interview 9). 
274  Vgl. KÜHN (2009: 88-89).  
275  Konstitutiv für das Konzept ist nach COOLS ET AL. (2003: 15; 23) die institutionelle Trennung zwischen Ziel- und 
Umsetzungsebene. Nach FÜRST (2010: 212) gewinnt die Parametrische Steuerung mit den neueren Steuerungsmodellen in 
der öffentlichen Verwaltung sowie mit der Operationalisierung der Ziele zur nachhaltigen Raumentwicklung an Bedeutung. 
276  Vgl. COOLS ET AL. (2003: 15; 23). 
277  In dem ähnlichen Konzept des Neuen Steuerungsmodells (vgl. KNIELING (2000: 27) soll der Gemeinderat strategische Ziele 
formulieren, während die Verwaltung für deren Umsetzung verantwortlich zeichnet, vgl. BOGUMIL UND HOLTKAMP (2006: 80-
87). Das Konzept zur internen Arbeitsteilung zwischen Politik und Verwaltung wird dieser Arbeit nicht zugrunde gelegt. 
278  NAEGLER (2003: 34).  
279  KILPER (2009: 111; 120). 
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Daher ist in die Frage nach der Ausbildung von Zielhierarchien auch eine institutionelle 
Fragestellung eingebunden. Zum Beispiel können in der Parametrischen Steuerung eindeutige 
Ziele auf der Ebene der Region vereinbart werden, während der Weg zur Umsetzung den 
beteiligten Gemeinden freigestellt wird. Im Ergebnis entstehen ebenenübergreifende 
Zielhierarchien, die durch die Verteilung von Hierarchiestufen auf verschiedene raumpolitische 
Ebenen und die damit erforderlichen Abstimmungsprozesse gekennzeichnet sind.  
Dies wird im Folgenden am Beispiel der räumlichen Gesamtplanung erörtert. Die räumliche 
Gesamtplanung umfasst eine so genannte Stufenfolge, „[…] die sich vom jeweils größeren 
Raum stufenweise bis zur Nutzungsregelung für das einzelne Grundstück konkretisiert.“280 In 
dieser Arbeit wird angenommen, dass die Stufenfolge auch für informelle Planungen gilt. 
Aufgabe der räumlichen Gesamtplanung ist es, Ziele „[…] räumlich zu verankern, über die 
verschiedenen Planungsstufen hinweg textlich und kartographisch zu konkretisieren und – nach 
Möglichkeit – unter Berücksichtigung der spezifischen Bedingungen des jeweiligen 
Planungsraumes und in Abwägung mit anderer Belangen in der Realität umzusetzen.“281 
Hieran zeigt sich, dass die Stufenfolge eng mit der Zielhierarchie verknüpft ist.  
Zunächst wird auf jeder Planungsstufe ein Plan erarbeitet, der – mehr oder weniger stark 
ausgeprägt – eine eigene Zielhierarchie entwickelt. So werden z. B. Leitbilder nicht nur auf 
Bundes- oder Landesebene, sondern auch auf gesamtstädtischer bis hin zur teilräumlichen 
Ebene erarbeitet. Allerdings werden nicht auf allen Planungsstufen jeweils alle Elemente einer 























Konkretes Ziel für ein 
Grundstück
 
Abbildung 12: Stufenfolge der räumlichen Gesamtplanung – ebenenübergreifende Zielhierarchie 
(Quelle: eigene Darstellung) 
                                                 
280  LÖHR (2007: § 8 Rn. 2). Der im Zitat verwendete Begriff der Planungsstufe wird in dieser Arbeit synonym zum Begriff der 
Planungsebene verwendet; so wird von der Stufenfolge, aber zugleich von der raumpolitischen Mehr-Ebenen-Struktur 
gesprochen. In dem Zitat von LÖHR wird die Stufenfolge mit der vertikalen Konkretisierung verknüpft. 
281  Vgl. UMWELTBUNDESAMT (2003: 240).  
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Die Stufenfolge der räumlichen Gesamtplanung bildet ein vertikal gegliedertes Planungssystem 
aus, das eine Zielpyramide als ebenenübergreifende Zielhierarchie impliziert. Dabei werden 
ebenenübergreifend die für die Raumentwicklung relevanten Ziele verfeinert: von Leitbildern 
und übergeordneten Zielvorstellungen auf der europäischen Ebene bis zu parzellenscharfen 
Qualitätszielen auf der Ebene des Bebauungsplanes. Konkrete Aussagen für die Überplanung 
eines Grundstückes sind nur im Bebauungsplan enthalten. Mit der Formulierung konkreter 
Qualitätsziele und der Schaffung außenverbindlichen Rechts schließt er die Stufenfolge der 
Planung ab.  
Im Bebauungsplan sind aber nicht unbedingt eindeutige Zielvorstellungen erforderlich, auch 
vage Aussagen reichen aus. Zudem ist sie lediglich eine Angebotsplanung, die die mögliche 
bauliche Nutzung eines Grundstückes festsetzt; der Vollzug der Planung wird durch den 
Bebauungsplan nicht gewährleistet.282  
Das Beispiel der räumlichen Gesamtplanung zeigt im Ergebnis, dass die Zielhierarchie (als 
materielle Aussage über die Ordnung der Hierarchieelemente) mit der Stufenfolge der Planung 
(als institutionelle Ordnung der raumpolitischen Planungsebenen) verbunden ist. In der 
vorliegenden Arbeit wird angenommen, dass die getroffenen Ausführungen zur 
ebenenübergreifenden Zielhierarchie der räumlichen Gesamtplanung auch auf andere Formen 
der räumlichen Planung übertragbar sind. Folglich bildet sich auch zwischen informellen 
Konzepten verschiedener raumpolitischer Ebenen eine Zielhierarchie aus. 
2.3.3 Kurzfazit 
In diesem Unterkapitel wurden die Elemente der Zielhierarchie identifiziert sowie die 
verschiedenen Typen von Zielhierarchien voneinander abgegrenzt. Erfolgt eine Konkretisierung 
im Rahmen der vertikalen Zielbeziehungen, entsteht eine Zielhierarchie. Die Elemente der 
unterschiedlichen Hierarchiestufen sind durch um-zu-Beziehungen miteinander verbunden. 
Hieran zeigt sich die Ziel-Mittel-Hierarchie.  
Es sind verschiedene Typen von Zielhierarchien festzustellen. Sie unterscheiden sich m Aufbau, 
aber auch in der Frage nach der Konkretisierung: Nicht alle Typen enthalten eindeutige bzw. 
konkrete Aussagen. Neben den Prototypen Pyramide, Strategische Planung, Parametrische 
Steuerung, Leitbildplanung und Maßnahmekonzept sind auch hybride Sonderformen denkbar. 
Die Zielhierarchien sind innerhalb einer Planungsstufe oder zwischen verschiedenen 
raumpolitischen Ebenen aufgespannt, wodurch eine ebenenübergreifende Zielhierarchie 
entsteht. Dies gilt sowohl für die formelle räumliche Gesamtplanung als für informelle 
Planungen. 
Nicht alle Typen der Zielhierarchie enthalten eine Konkretisierung, die zu eindeutigen 
Aussagen führt. So beschränkt sich die Leitbildplanung vollständig auf vage Aussagen, 
während die Parametrische Steuerung auf der Planungsebene des übergeordneten Akteurs 
keine eindeutigen Aussagen für den Zieladressaten trifft. Die anderen Typen sind zwar 
grundsätzlich so konzipiert, dass mit eindeutigen Qualitäts- oder Handlungszielen die Planung 
zum Abschluss kommen soll; im Sinne der Ausführungen zur horizontalen Konkretisierung ist es 
aber denkbar, dass diese Ziele nicht eindeutig, sondern vage formuliert werden. Damit ist aber 
unklar, welche Gründe für die Formulierung eindeutiger und vager Ziele bestehen. 
                                                 
282  Die Bauleitplanung verwirklicht durch die Schaffung eines bestimmten Angebots für die Nutzung der Grundstücke ihren 
Entwicklungs- und Ordnungsauftrag, vgl. KRAUTZBERGER (2007a: § 1 BauGB Rn. 10). Ihr fehlen mobilisierende Elemente.  
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2.4 Gründe für eindeutige und vage Ziele 
In diesem Unterkapitel werden die Gründe für die Formulierung eindeutiger und vage Ziele 
diskutiert. Grundlage für diese Auseinandersetzung bilden zunächst die drei in Kap. 2.1.2 
identifizierten Zielbeziehungen, die mit Zielfunktionen korrespondieren. Wie dort ermittelt 
wurde, besteht die übergeordnete Funktion des Ziels in der Planung darin, normative Aussagen 
zu treffen.  
Diese Funktion lässt jedoch offen, ob die normativen Aussagen eindeutig oder vage formuliert 
werden: Die vertikale Konkretisierung von Zielen legt zwar nahe, dass am Ende der 
Zielhierarchie eindeutig formulierte Handlungsziele stehen. Aber wie in Kap. 1.1 mit dem 
Postulat der Vagheit wiedergegeben und in Kap. 2.3.2 mit den unterschiedlichen Typen 
ermittelt worden ist, ist die Formulierung eindeutiger Ziele nicht von vornherein vorauszusetzen. 
Entsprechend ist es erforderlich, mit Bezug auf die Zielbeziehungen Gründe für eindeutige und 
für vage Ziele zu identifizieren. 
In diesem Unterkapitel wird daher eine planungstheoretische Diskussion über die Verwendung 
eindeutiger und vager Zielvorstellungen geführt, indem die Diskussion an den 
Steuerungselementen fixiert wird.283 Ausgangsüberlegung hierfür ist die Annahme der 
doppelten Koordinationsleistung284 der Raumplanung: Zunächst wird die objektbezogene 
Koordinationsleistung im Sinne einer Entscheidungsorientierung (Kap. 2.4.1), im Anschluss die 
subjektbezogene Koordinationsleistung im Sinne einer Verständigungsorientierung der Planung 
(Kap. 2.4.2) untersucht.285 Die Gründe für eindeutige und vage Ziele korrespondieren dabei 
mit der Frage nach dem Instrumenteneinsatz; denn wie in Kap. 2.3.2 dargelegt wurde, sind 












Abbildung 13: Entscheidungs- und Verständigungsorientierung  
(Quelle: eigene Darstellung)  
Hinsichtlich der Ziele wird in der Literatur häufig unterstellt, dass die Entscheidungsorientierung 
zur Eindeutigkeit, die Verständigungsorientierung zur Vagheit führe.286 Dies wird in den 
                                                 
283  Damit erfolgt eine Verschneidung der die Diskussionen über Zielbeziehungen und über Steuerungselemente. 
284  Vgl. KRAU (2010b: 114); REUTER (2010: 135); NAEGLER (2003: 23-24; 45); vgl. a. BLAAS UND HENSELER (1978: 529). 
285  Daraus leiten sich entsprechend zwei Planungskulturen ab. 
286  Exemplarisch schreibt NAEGLER: (2003: 47): „Eine notwendige Konsequenz verständigungsorientierten Planens besteht darin, 
die Ziele so unscharf zu fassen, dass die verschiedenen Akteure ihre Interessen darin gewahrt sehen können.“ Vgl. ähnl. 
GREIVING (2011a: 412).  
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folgenden Untersuchungen überprüft: Beiden Koordinationsleistungen werden jeweils Gründe 
für eindeutige und für vage Ziele zugeordnet, nochmals differenziert nach den drei 
Zielbeziehungen. Dabei soll herausgefunden werden, ob die Zuordnung der Eindeutigkeit zur 
Entscheidungsorientierung aus planungstheoretischer Sicht tragfähig ist.287  
2.4.1 Objektbezug: Entscheidungsorientierung 
Die Hauptaufgabe der räumlichen Planung wird verschiedentlich in der Funktion als „process 
architect“ angesehen,288 der im Wesentlichen die Aufgabe der Moderation zwischen 
unterschiedlichen Raumnutzungsansprüchen zukommt. Die vorliegende Arbeit folgt jedoch der 
Auffassung, dass sie darüber hinaus „eigene fachliche Beiträge zur Stadtentwicklung“ 
leistet.289 Mit dieser objektbezogenen Koordinationsleistung bereitet die Raumplanung einen 
Realisierungsprozess vor,290 indem sie eine Vision über die zukünftige Veränderung eines 
Objektes entwickelt291 und zugleich umsetzbare Planinhalte formuliert. Dies korrespondiert mit 
der Entscheidungsorientierung,292 welche die Verwendung von Kriterien und Zielen 
erfordert.293 Dennoch können die normativen Aussagen eindeutig oder vage sein. 
2.4.1.1 Gründe für Eindeutigkeit 
Eine Eindeutigkeit von Zielen erfolgt aus der Perspektive der objektbezogenen 
Koordinationsleistung, weil mit der präzisen Formulierung der Planungsprozess optimiert wird. 
Vertikale Zielbeziehungen 
Die Eindeutigkeit von Zielen begründet sich ist aus vertikaler Perspektive zunächst mit der 
Konkretisierung durch die Ausbildung einer Zielpyramide und dem Abschluss der 
Stufenfolge,294 unter anderem verstärkt durch die Formulierung eindeutiger Umweltziele.295 
Eindeutigkeit in der Umweltpolitik führt auch zur Formulierung von Standards. 
Die umweltpolitischen Vorgaben werden aber nicht nur auf den untergeordneten politischen 
Ebenen getroffen; vielmehr werden sie auf nationaler und europäischer Ebene formuliert und 
wirken als eindeutige Vorgaben bis in die gemeindliche Handlungsebene hinein. Dies betrifft 
aber nicht nur die Ordnungspolitik, sondern auch die förderpolitischen Anreize, mit denen 
eindeutige Standards formuliert werden. 
Horizontale Zielbeziehungen 
Aus der Perspektive horizontaler Zielbeziehungen begründet sich die Verwendung eindeutiger 
Ziele mit der Möglichkeit, normative Aussagen miteinander zu vergleichen.296 Die räumliche 
Planung, die eine interdisziplinäre Abwägung vornimmt, steht hierbei vor einer großen 
Herausforderung, weil sehr unterschiedliche Belange miteinander verglichen werden müssen. 
                                                 
287  Für diese planungstheoretische Auseinandersetzung werden Argumente der raumbezogenen Planungstheorie und anderer 
Disziplinen, die sich mit Eindeutigkeit und Vagheit auseinandersetzen herangezogen. Dabei werden auch neuere 
theoretische Planungs- und Steuerungskonzepte der Raumentwicklung ausgewertet, die als Modernisierungstendenzen zum 
Teil auch im lokalen politisch-administrativen System angewendet werden, vgl. BOGUMIL UND HOLTKAMP (2006: 80).  
288  IASS (2011: 18). 
289  DOEHLER-BEHZADI ET AL. (2005: 77). 
290  Vgl. NAEGLER (2003: 45). 
291  Vgl. PEEMÖLLER (2006: 6378); vgl. a. NAEGLER (2003: 25) zur Emotionalität von Leitbildern. 
292  Zur Entscheidungsorientierung vgl. grundsätzlich LAUX (2007), weiterführend ADERHOLD (1973: 22).  
293  Vgl. HEALEY (1997: 264).  
294  Vgl. FREY (2005: 149). 
295  Vgl. BERENDT (2001: 26), während ein geringer Konkretisierungsgrad problematisiert wird, vgl. UMWELTBUNDESAMT (2003: 
240). 
296  Vgl. FREY (2005: 149); BRAUN (1988: 146). 
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Hierfür bietet sich der Einsatz neutralisierender (z. B. monetärer) Einheiten an,297 weshalb auch 
Scoring- und Benchmarking-Verfahren angewendet werden können. 
Mithilfe eindeutiger Aussagen werden Ähnlichkeit, Konvergenz und Divergenz zwischen den 
Zielen deutlich. Dies erleichtert die Abwägung298 und Gewichtung der Ziele, um schließlich 
Prioritäten zu setzen und ein Ziel gegenüber anderen zu bevorzugen.299 Die Verwendung 
eindeutiger normativer Aussagen stärkt somit die sachgerechte Abwägung und die Auswahl im 
Planungsprozess.300 Als Ergebnis dieses Abwägungsvorgangs besteht die Möglichkeit, in der 
Bebauungsplanung eindeutige Festsetzungen zu treffen, z. B. mithilfe der Festsetzung von 
Baukörpern. 
Schließlich können eindeutige Ziele auch einen Beitrag zu der in jüngerer Zeit erstarkenden 
integrierten Planung301 leisten, bei der ganzheitliche Konzepte anstelle sektoraler 
Lösungsansätze entwickelt werden. Eindeutige Ziele ermöglichen den Vergleich verschiedener 
Belange und die Integration einzelner Aussagen in die übergeordnete Zielsetzung. Eine in 
diesem Sinne verstandene integrierte Planung führt zu einer intensiveren Auseinandersetzung 
mit Zielbeziehungen und eindeutigen Zielen.302 
Prozedurale Zielbeziehungen 
Eindeutige Ziele begründen sich aus der Perspektive prozeduraler Zielbeziehungen mit dem 
optimierten Messvorgang in allen Prozessschritten der Steuerung: der Analyse, 
Informationsvermittlung, Zielsetzung, Durchführung und Überprüfung der Zielerreichung. Unter 
den eindeutigen Zielen erlauben quantitative Aussagen gegenüber ordinal und nominal 
skalierten die meisten Rechenoptionen; die exakt messbare Größe ermöglicht die beste 
Formulierung, Umsetzung und Überprüfung und eignet sich besonders für ein Monitoring. 
Daher wird die Operationalisierung in der Literatur vor allem mit prozeduralen 
Zielbeziehungen begründet.303 
Monitoring und Managementkonzepte sind bereits vor der Debatte um Schrumpfungsprozesse 
sowohl in der Eigen- als auch der Fremdevaluierung bedeutender geworden.304 Dies begründet 
sich zum einen mit dem gegenständlichen Planungsobjekt des physischen Raumes, das in allen 
Phasen des Planungs- und Implementierungsprozesses gut messbar ist. Zum anderen liegt dies 
an der quantitativ-raumwissenschaftlichen „Revolution“ der 1960er und 1970er Jahre, in der 
die geographische Analyse weiterentwickelt und raumbezogene Aussagen stärker quantifiziert 
wurden.305 
                                                 
297  Vgl. EEKHOFF UND ZAHL (1974: 213). Einschränkend ist festzuhalten, dass weiterhin Probleme beim Vergleich verbleiben. 
298  Gem. § 1 Abs. 7 BauGB. Vgl. hierzu a. MEISE UND VOLWAHSEN (1980: 90). 
299  Vgl. SCHEDLER UND PROELLER (2009: 140-141); BECKER (1989: 768-772); MEISE UND VOLWAHSEN (1980: 90; 109-133). Für 
die Gewichtung stehen verschiedene Planungsmethoden zur Verfügung z. B. die Nutzwertanalyse und die Kosten-Nutzen-
Analyse, vgl. EEKHOFF UND ZAHL (1974: 210). Letztere anerkennen aber (EBD.: 212), dass in realiter eine unvollkommene 
Information vorliegt; vgl. kritisch a. BRAUN (1988: 139). 
300  Der Begriff der Sachgerechtigkeit bezieht sich nicht auf eine soziale Gerechtigkeit (etwa die Berücksichtigung aller Akteure 
zu gleich hohem Anteil), sondern lediglich auf den sachgerechten Umgang mit allen Belangen. 
301  Im Gegensatz zur Leipzig-Charta (vgl. BMVBS UND BBR (2007b: 17-18) unterscheidet diese Arbeit zwischen der 
objektbezogenen Integration und der subjektbezogenen Kooperation. Integriert meint daher „alle Belange erfassend“.  
302  Dieses Potenzial steht der Annahme einer vagen Formulierung in integrierten Konzepten gegenüber, wie noch dargelegt 
wird. 
303  Vgl. HEINEN (1985: 99); FRICK (2006): 86; FUHRICH (2003b: 51); SCHEDLER UND PROELLER (2009: 137); BRAUN (1988: 144; 
152; 336); BAMBERG ET AL. (2008: 31); PEEMÖLLER (2006: 6382); SZYPERSKI (1962: 53-54); BERTHEL (1973: 20). 
304  Vgl. WIECHMANN UND HUTTER (2010: 9). Für den Aufbau eines Montorings ist es sinnvoll, das DPSIR-Modell (Kap. 1.3.1) zu 
nutzen, um die Zusammenhänge zwischen Raumbeeinflussung, Raumveränderung, Planung und Vollzug zu erfassen. 
305  Vgl. WERLEN (1999 15; 17).  
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2.4.1.2 Gründe für Vagheit 
Aus der Perspektive der objektbezogenen Koordinationsleistung sind aber auch vage 
Zielformulierungen denkbar.  
Vertikale Zielbeziehungen 
In der Planungspraxis wird aus der Perspektive vertikaler Zielbeziehung die Verwendung 
eindeutiger Ziele problematisiert. So können starre übergeordnete Zielvorgaben mit den 
demokratischen Prinzipien der Abwägung untergeordneter Ziele kollidieren.306 SCHOLLES sieht 
auch bei der Verwendung von Standards „[…] besondere Vorsicht geboten, weil neben die 
Gefahr der völligen Starrheit die Gefahr der falschen Verwendung tritt.“307 Daher werden 
Planinhalte nicht eindeutig formuliert.308 
Horizontale Zielbeziehungen 
Aus der Perspektive horizontaler Zielbeziehungen begründen sich vage Ziele allgemein in der 
Absicht, im Planungsprozess nicht alle Inhalte eindeutig zu formulieren.309 Werden in einer 
Planung für mehrere Handlungsfelder vage Ziele formuliert, wird eine Integration alternativer 
Handlungsziele in den Plan ermöglicht. Dies stellt den zweiten Ansatz dar, integrierte Planung 
zu betreiben.310 
Wie beschrieben, ist die Bebauungsplanung im Vergleich zu anderen Instrumenten als 
eindeutig einzustufen. Dennoch bestehen hier Möglichkeiten, vage Planinhalte wiederzugeben; 
in diesem Fall handelt es sich um eine bewusst formulierte Offenheit, um gleichrangige 
Alternativen zuzulassen. Bei der Angabe von Korridoren,311 z. B. der planerischen Festsetzung 
einer Mindest- und Höchstgrenze der Geschossflächenzahl, verbleiben dem Eigentümer eines 
Grundstückes mehrere Alternativen, mit welcher Geschossflächenzahl er sein Grundstück 
bebauen möchte.312.  
Prozedurale Zielbeziehungen 
Vage Zielformulierungen erklären sich aus prozeduraler Sicht zunächst mit der komplexen 
Ausgangslage, in der sie formuliert werden.313 Über diese Komplexität hinaus unterliegen die 
Prognosen und Projektionen der ex-ante-Analyse größer werdenden Unschärfen und führen zu 
neuen Risiken in der Planung.314 Diese begründen sich mit den vielfältigen Formen des 
                                                 
306  Vgl. FRICK (2006: 87). Nach NAEGLER (2003: 25-26) sollen Leitbilder die Denkmuster privater Akteure beeinflussen; dies wirft 
die Frage nach der Legitimation von Leitbildern und daraus abgeleiteten Zielen auf, die von der öffentlichen Hand formuliert 
werden, aber von privaten Akteuren in der Stadt umgesetzt werden sollen. 
307  SCHOLLES (2008b: 315).  
308  Vgl. PEEMÖLLER (2006: 6380). 
309  Eine bewusste Vagheit ist zuweilen Bestandteil in Gesetzen, z. B. durch bewusst offen gehaltene Begriffswahl in 
Bundesgesetzen. 
310  Er steht im genauen Gegensatz zu dem ersten formulierten Ansatz, bei dem ein kohärentes Zielsystem entwickelt wird.  
311  Im Sinne von Extremalzielen. 
312  HÜBLER (2005: 637-638) bezeichnet die Bebauungsplanung daher als nicht finalisierte, sondern „Ende-offene-Planung“; vgl. 
a. die Ansätze, Ungeplantes zuzulassen (NUTZ 1998: 199) und Möglichkeitsräume zu eröffnen (Davy 2004). 
313  Dies gilt insbesondere für gesellschaftliche und gesellschaftsräumliche Wechselwirkungen, vgl. FUHRICH (2003b: 51); vgl. a. 
SCHEDLER UND PROELLER (2009: 137); HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 234); HESSE (1972: 56). 
314  Vgl. Greiving (2002); BLAAS UND HENSELER (1978: 15); HAUSCHILDT (1981: 313); RITTER (1998: 2); KÖNIG (1977: 84); 
HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 242) für das Innovationsmanagement. Das Risiko wird im Sinne der Ungewissheit über 
räumliche Veränderungsprozesse in dieser Arbeit der objektorientierten Auseinandersetzung zugeordnet. Zugleich werden 
die gesellschaftlichen Fragen der Werthaltung anerkannt; vgl. a. SCHOLLES (2008d: 353-356) zur Planung unter Unsicherheit. 
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globalen Wandels, der in immer schnellerer Zeit erfolgt.315 Unschärfen und Dynamik des 
dieses Wandels stellen die lange Verfahrensdauer und starre Zielformulierungen infrage.  
Daher wird gegenwärtig stärker über die Abkehr von eindeutigen Zielen thematisiert.316 Als 
Lösungsansatz zum Umgang mit den zunehmenden Unschärfen wird die Erhöhung der 
Resilienz, d. h. der Anpassungsflexibilität des Raumes diskutiert.317 Dies führt zu vagen Zielen, 
weil der zukünftige Entwicklungsverlauf in Korridoren gefasst und das Handeln danach 
ausgerichtet wird; so werden Mindest- und Höchstwerte festgelegt. 
2.4.1.3 Ergebnis 
Für die objektbezogene Koordinationsleistung sind gleichermaßen Gründe für eindeutige und 
für vage Formulierungen anzuführen. Zwar sind Konkretisierung, Abwägung und Monitoring 
wichtige Gründe für eine eindeutige Formulierung; genauso bedeutend sind jedoch die 
bewusste Formulierung vager Ziele, um Handlungsalternativen in die Planung einzuschließen, 
sowie die zunehmende Unschärfe aufgrund der Unsicherheiten in der ex-ante-Analyse. 
Einerseits ist damit eine zunehmende Bedeutung eindeutiger Aussagen in der Planung 
festzustellen; andererseits nimmt die Gewissheit zu, die zukünftige räumliche Entwicklung 
planerisch nicht vollständig vorwegnehmen zu können. Es ist daher aus der Perspektive der 
Entscheidungsorientierung nicht möglich, einen Vorrang bei der Verwendung eindeutiger oder 
vager Ziele festzustellen.318 Daher bedeutet Entscheidungsorientierung auch, sich bewusst für 
vage Ziele zu entscheiden. 
2.4.2 Subjektbezug: Verständigungsorientierung 
Räumliche Planung ist Teil eines gesellschaftlich-politischen Prozesses.319 Daher stehen bei 
dieser Koordinationsleistung die Zielsubjekte und ihre Machtverhältnisse320 im Mittelpunkt der 
Betrachtung. Die Koordination des gesellschaftlich-politischen Prozesses korrespondiert mit der 
Verständigungsorientierung. Dies wird insbesondere durch kooperative Planungsinstrumente 
ermöglicht, die auf die Einbeziehung verschiedener Akteure in der Stadt fokussieren und den 
Dialog betonen.321  
In der Literatur wird dabei einerseits ein communicative turn angenommen, wonach die 
Entscheidungs- von der Verständigungsorientierung abgelöst werde.322 Anderseits wird diese 
Ablösung bestritten,323 weil weiter ein notwendiges Zusammenwirken der beiden 
                                                 
315  Vgl. HUBER (2004: 89). 
316  Vgl. DOEHLER-BEHZADI ET AL. (2005: 76). 
317  Vgl. SIEVERTS (2011); HUBER (2004: 101-102); vgl. a. LENDI (2004: 22); OSWALT (2005a: 17). 
318  Damit ist der Begriff der Entscheidungsorientierung von dem Postulat der Eindeutigkeit entkoppelt. 
319  SCHARPF (1973: 170) spricht nur von einem „politischen Prozeß“; im Sinne eines Governance-orientierten Verständnisses 
wird die Formulierung entsprechend erweitert. Geteilt wird SCHARPFS situationsorientierter Ansatz, bei dem nicht auf den 
einzelnen Akteur, sondern das Zusammenwirken der Handlungsmuster aller beteiligten Akteure fokussiert wird.  
320  Entscheidungen sind generell in Ein- und Mehrpersonenentscheidungen unterteilbar (vgl. SCHNEEWEIß 1991): 236. Für die 
Raumentwicklung sind im Regelfall Mehrpersonenentscheidungen relevant. 
321  Dabei werden neue Akteursgruppen einbezogen; WIECHMANN UND HUTTER (2010: 9); HERKOMMER (2005: 29); BOGUMIL UND 
HOLTKAMP (2006: 80; 123); SACK UND GISSENDANNER (2007: 32). Dies begründet sich zum einen mit der Privatisierung 
ursprünglich öffentlicher (baulicher) Infrastrukturen und (institutioneller) Aufgaben, vgl. SELLE (2005: 38), zum anderen mit der 
Reorganisation des Siedlungsbestandes. Analog werden neue Beteiligungsformen erprobt, vgl. NAEGLER (2003: 104). 
322  Vgl. HEALEY (1997); vgl. a. COOLS ET AL. (2003: 33); SIEVERTS (2011: 9). So zeigt sich nach KRAU (2010b: 113) empirisch in 
vielen Städten, „[…] dass die Arbeit der Planungsämter sich nicht mehr allein auf die ‚Produktqualität‘, sondern zunehmend 
auf die ‚Prozessqualität‘ bezieht. Die Gründe dürften maßgeblich darin liegen, dass vorab konzipierte Maßnahmen und 
Pläne sich kaum noch gegen die öffentliche Meinung durchsetzen lassen – aber erfolgreich mit ihr.“ 
323  Vgl. SELLE (2005): 24; FÜRST (2010: 180); vgl. a. DANIELZYK UND KNIELING (2011: 476; 495-496). Zum Begriff der 
informellen Planung als Beitrag zur verständigungsorientierten Planungskultur vgl. DANIELZYK (2005: 468). 
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Orientierungen gesehen wird.324 Dieser Auffassung wird in der vorliegenden Arbeit gefolgt. 
Daher wird anerkannt, dass auch in den hierarchischen Planungsinstrumenten Formen der 
gesellschaftlich-politischen Verständigung enthalten sind,325 wenngleich diese im Dialog 
weniger offen ausgeprägt sind als in den kooperativen Instrumenten.  
Die vorliegende Arbeit bezieht sich auf die Zielbeziehungen, dennoch bestehen aufgrund der 
räumlichen Planung als Mehr-Personen-Entscheidung auch Beziehungen zwischen den 
Akteuren, die mit den Zielbeziehungen zusammenhängen. So repräsentieren z. B. Zielkonflikte 
zugleich Konflikte zwischen den Akteuren, weshalb die Abwägung von Zielen auch einen 
Verhandlungsprozess zwischen Akteuren enthält. Dies gilt sowohl für horizontale als auch für 
vertikale Zielbeziehungen. Schließlich bestehen im Sinne der prozeduralen Zielbeziehungen 
auch Verbindungen zwischen Zielsubjekt und Zieladressat. 
2.4.2.1 Gründe für Eindeutigkeit 
Auch bei den subjektbezogenen Gründen für die Eindeutigkeit von Zielen ist eine 
Unterscheidung nach den drei Zielbeziehungen sinnvoll. 
Vertikale Zielbeziehungen 
In der Stufenfolge der Planung entstehen durch die vertikale Konkretisierung der 
Zielvorstellungen vertikale Zielbeziehungen. Für die Verständigungsorientierung ist bedeutend, 
dass sich dies nicht nur innerhalb einer einzelnen Planungsebene, sondern über mehrere 
raumpolitische Planungsebenen erstreckt.326 Entsprechend werden im politischen 
Planungssystem von dem überörtlichen Planungsträger ausreichend vage verbleibende 
Zielvorstellungen formuliert, während auf gemeindlicher Ebene eine Konkretisierung erfolgt. 
Als Alternative zur Zielhierarchie werden in der Strategischen Planung strategische Projekte im 
Sinne eindeutiger Handlungsziele formuliert. Schließlich werden in der Parametrischen 
Steuerung bereits auf der übergeordneten Planungsebene eindeutige Ziele, oft als 
Qualitätsziele, fixiert. 
Auch bei Förderprogrammen wie der Städtebauförderung werden bereits durch die 
überörtliche Ebene auf Grundlage von Programmzielen Bedarfskriterien formuliert, nach denen 
eine Gemeinde Fördermittel erhält.327 Mithilfe dieser Programmorientierung328 kann der 
Fördergeber seine Zielvorstellungen bis in die gemeindliche Ebene hinein befördern, indem die 
Gemeinde diese Ziele in ihre Planung aufnimmt. Eine Konkretisierung innerhalb der Stufenfolge 
der Planung erfolgt dann im Wesentlichen nur durch die Verortung der Fördermittel innerhalb 
der Gemeinde, während der Zuwendungsgegenstand durch den Fördermittelgeber 
vorgegeben ist. Die Programmorientierung beeinflusst daher das gemeindliche Handeln: Eine 
Konkretisierung der raumplanerischen Ziele wird bereits durch die überörtliche Ebene 
vorgenommen.  
                                                 
324  Vgl. SELLE (2010: 22); vgl. a. NAEGLER (2003: 25); REUTER (2010: 135). 
325  Z. B. die vorbereitende Bürgerbeteiligung im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens. Am weitesten entfernt von einer 
kooperativen Vorgehensweise betont REUTER (2004: 66), dass planerisches Handeln keinen Konsens benötige. 
Kooperationen erhöhen aber die Wahrscheinlichkeit, dass die Planungsergebnisse von den Adressaten umgesetzt werden. 
Daher wird in der vorliegenden Planung an der Verständigungsorientierung der Planung festgehalten. 
326  Vgl. Kap. 2.3.2.2. 
327  Vgl. z. B. die in der Förderbekanntmachung des SÄCHSISCHEN STAATSMINISTERIUMS DES INNERN (2010a) formulierten 
Programmziele und Bedarfskriterien, unter denen sich sowohl vage als auch eindeutige Formulierungen finden. 
328  Zur Programmorientierung vgl. Kap. 1.3.1; in Kap. 3 wird nochmals vertiefend darauf eingegangen.  
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Horizontale Zielbeziehungen 
Eindeutige Zielformulierungen erklären sich aus Sicht der horizontalen Zielbeziehungen 
zunächst mit dem Aspekt der Abwägung. Voraussetzung der sachgerechten Abwägung ist die 
Möglichkeit zur Teilhabe aller von der Planung Betroffenen. Die in der 
Entscheidungsorientierung formulierten Gründe gelten daher auch für die 
Verständigungsorientierung. Insbesondere ist bei eindeutig formulierten Zielen eine 
Überprüfung des Abwägungsergebnisses auf Rechtmäßigkeit einfacher, und für negativ von 
der Abwägung Betroffene können Nachteile leichter ausgeglichen werden (z. B. im Rahmen 
von Entschädigungsleistungen). 
Eindeutige Ziele haben darüber hinaus ein großes Konsenspotenzial in der Kommunikation,329 
weil mit ihnen Kommunikation transparenter wird. Verhandlungen über Projekte, etwa in der 
kooperativen Planung, fallen leichter, wenn sich die Zielsubjekte eindeutig artikulieren. Dies 
erfolgt insbesondere in Themenfeldern, die dem Zielsubjekt wichtig sind. Mithilfe des 
gegenständlichen Zielobjektes wird die Kommunikation noch weiter erleichtert.330 Mit 
eindeutigen Forderungen können die Verhandlungspositionen der am Planungsprozess 
Beteiligten besser erkannt werden.331 Nach Verzicht auf Maximalforderungen wird ein 
Konsens mit befriedigenden Zielvorstellungen erreicht, die eine Eindeutigkeit aufweisen.332 Dies 
ermöglicht zudem einen Vorteils- und Lastenausgleich. 
Prozedurale Zielbeziehungen 
Im Bereich der prozeduralen Zielbeziehungen werden aus verständigungsorientierter Sicht 
eindeutige Ziele eingesetzt, um in wichtigen Themenfeldern der Unverbindlichkeit politischer 
Aussagen entgegenzuwirken.333 Zudem erfolgt dies in den Bereichen, „[…] in denen der 
Zielartikulant ein hohes Problemverständnis besitzt und gleichzeitig vom Grad der 
Zielerreichung direkt betroffen ist“.334 Liegen aus der Analyse eindeutige Aussagen vor, 
können auch leichter eindeutige Ziele formuliert werden.335 Dies verbessert schließlich die 
anschließende Eigen- oder Fremdevaluierung. 
Die im Prozess der Raumentwicklung verstärkt zum Einsatz kommenden Formen des 
Managements enthalten Beiträge zur Evaluierung der Zielvorstellungen.336 Daher werden 
eindeutige Ziele eingesetzt, um die Motivation der Zieladressaten zu erhöhen.337 Die 
Zielverfolgung kann durch Anreizinstrumente (wie z. B. Förderprogramme) hinterlegt werden.  
Die Wiedergabe der raumplanerischen Zielvorstellungen erfolgt in den Plänen durch eine 
schriftliche und zeichnerische Codierung.338 Deren Eindeutigkeit gewährt die Bindung der 
Planungsbeteiligten und -adressaten an die Planinhalte. Für formelle Pläne wird dadurch zudem 
                                                 
329  Vgl. FREY (2005: 168). 
330  Vgl. SCHRADER UND GÖPFERT (1998: 202). 
331  Dies unterliegt der Annahme eines rational handelnden Akteurs, der die Motivation seines Handelns eindeutig artikulieren 
kann. Zum Homo Oeconomicus vgl. SCHRÖDER (2003b). 
332  Vgl. BRAUN (1988: 143); HAUSCHILDT (1981: 309); HESSE (1972: 109). 
333  Vgl. SCHOLLES (2008b). 
334  SCHRADER UND GÖPFERT (1998: 198; Hervorhebung Strauß). 
335  Vgl. BAMBERG ET AL. (2008: 31). 
336  D. h. nach abschließender Formulierung der Zielhierarchie oder unabhängig von vertikalen Zielbeziehungen. 
337  Empirische Studien der Organisationspsychologie belegen, dass schwierigere und herausfordernde, zugleich aber auch 
präzise formulierte und spezifisch ausgerichtete Ziele zu höherer Leistung führen als Ziele mit gegenteiligem Status. Dies kann 
durch Anreizsysteme unterstützt werden, vgl. GABLER (2000: 3588); vgl. a. BRAUN (1988: 144). 
338  Um die Nachvollziehbarkeit der zeichnerischen Aussagen zu gewährleisten, werden für die formelle Planung gesetzliche 
Regelungen herangezogen, z. B. die Planzeichenverordnung für die Bauleitplanung. 
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die Rechtsicherheit der planerischen Aussagen gewährleistet.339 Aber auch für informelle Pläne 
ergibt sich durch die Codierung planerischer Aussagen durch Zeichen die Möglichkeit 
eindeutiger Aussagen, wenn alle Planungsbeteiligte die Zeichen gleichermaßen interpretieren. 
2.4.2.2 Gründe für Vagheit  
Die subjektbezogene Perspektive auf die Planung führt schließlich ebenfalls zu Gründen für 
vage Ziele. 
Vertikale Zielbeziehungen 
Die Formulierung vager Ziele auf überörtlicher Ebene begründet sich zunächst 
verfassungsrechtlich mit der Selbstverwaltungsautonomie der Gemeinden, die ihr einen 
Planungsspielraum gewährt. Darüber hinaus wird mit dem Subsidiaritätsprinzip auch 
anerkannt, dass die gemeindliche Planungsebene besser Problemstellung und 
Lösungsmöglichkeiten kennt.  
In der Strategischen Planung werden neben strategischen Projekten strategische Leitbilder 
entwickelt, die „[…] langfristige Ziele und gemeinsame Zukunftsvisionen auf der 
gesamträumlichen Ebene der Stadt und Region“ bestimmen.340 Damit dienen sie der 
Verständigungsorientierung der Planung, sind als vage normative Aussage aber zugleich mit 
konkreten Projekten verknüpft. Schließlich werden auch ohne Ausbildung einer Ziel-Mittel-
Beziehung vage Aussagen formuliert; die ausschließliche Leitbildplanung dient der 
Bewusstseinsbildung und wird nicht durch Ziele weiter konkretisiert.341 
Horizontale Zielbeziehungen 
Aus der Perspektive horizontaler Zielbeziehungen sind die den Gründen für eindeutige Ziele 
zugrundeliegenden Annahmen eines rational handelnden Akteurs umstritten; denn das damit 
verbundene Verständnis von umfassender Rationalität impliziert eine vernunftgemäße 
Vorgehensweise, die im Sinne des Homo Oeconomicus mit der Maximierung des Eigennutzes 
gleichgesetzt wird. Vor allem aus gesellschaftswissenschaftlicher Perspektive werden aber 
alternative Rationalitätsmuster, z. B. zur Gemeinwohlorientierung, diskutiert.342 Dabei verfolgt 
der einzelne Akteur nicht immer eindeutige, sondern auch vage Ziele.343 Diese vagen Ziele 
fließen in den Planungsprozess ein.344 
Zudem korrespondiert im Sinne von SIMON die begrenzte Rationalität345 des einzelnen 
Planungsbeteiligten insbesondere mit dessen Unentschiedenheit in der Zielsetzung346 und der 
Unwissenheit über die Absichten der anderen Planungsbeteiligten.347 Vor dem Hintergrund der 
Diskussion über den Homo Oeconomicus wird die Einstufung der räumlichen Planung als Teil 
eines ökonomischen Managements zum Teil kritisiert.348  
                                                 
339  Die Eindeutigkeit von Planinhalten ist von Belang, wenn diese vor Gericht verhandelt werden, vgl. FÜRST (2010: 137). 
340  KÜHN (2009: 93; kursiv i. O.). 
341  In diesem Fall schließt sich keine weitere Planungsebene an; vgl. a. NAEGLER (2003: 105); KNIELING (2000: 29).  
342  Z. B. wird soziales Verhalten von DAVY (2004: 143) „[…] durch das Zusammenspiel von vier Rationalitätstypen erklärt: 
Hierarchie, Gemeinschaft, Individualismus, Fatalismus“; dies führt zur Polyrationalität und zu gemeinsamen Lösungen. 
343  Zum Beispiel verfolgen negativ orientierte Individuen Ziele, welche nicht exakt nachprüfbar sind, vgl. BERTHEL (1973: 20). 
344  Vgl. NAEGLER (2003: 104); HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 244-245). 
345  Vgl. a. GREIVING (2011a: 412); HESSE: (1972: 54); HASSE (2003: 27).  
346  HAUSCHILDT (1981: 311-312) nennt „Begrenzungen der Erkenntniskapazität“ und „Einschränkungen der Suchkapazität“. 
347  Vgl. BLAAS UND HENSELER (1978: 16).  
348  So argumentiert DAVY (1998: 96), dass Gerechtigkeitsfragen nicht durch effizienteren Umweltverbrauch beantwortet werden 
sollten, „[…] nicht zuletzt, weil ansonsten wichtige Handlungsmöglichkeiten übersehen werden.“ 
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Als Planungsergebnis werden vage Ziele oft aus politischen Gründen formuliert, insbesondere 
für heikle Aufgaben.349 Denn sie stellen ein hohes Identifikationspotential der 
Planungsbeteiligten dar: Sie sind sprachlich so weit gefasst, dass eine Vielzahl ihrer Ziele 
eingeschlossen wird.350 Daher haben vage Ziele konfliktvermeidende Wirkung.351 
Mit dem scheinbaren Gegensatz zu dem hohen Konsenspotential, welches in Kap. 2.4.2.1 
eindeutig formulierten Zielen zuerkannt wird, werden zwei unterschiedliche Funktionen der 
Planung deutlich: Sollen konkrete Projekte geplant werden, sind eindeutige Ziele erforderlich. 
Sollen sich viele Akteure mit dem Planungsprozess identifizieren können, werden vage Ziele 
formuliert.352 Dies gilt nicht nur für Leitbilder, sondern auch für untergeordnete Zielebenen: 
Vage Ziele haben das Potenzial für ein breites Spektrum möglicher Alternativen, weshalb sie 
als Lösungsgeneratoren gelten.353 Diese beiden Alternativen der Zielformulierung zeigen, dass 
Kooperation in der Planung sowohl eindeutige als auch vage Ziele befördern kann. 
Prozedurale Zielbeziehungen  
Die politischen Gründe zur Formulierung vager Ziele bestehen nicht nur hinsichtlich der 
horizontalen, sondern auch der prozeduralen Zielbeziehungen. Das Bestreben zum 
Machterhalt im Sinne der Neuen Politischen Ökonomie wirkt sich sowohl auf die Abwägung 
und endgültige Formulierung der Planinhalte als auch auf die damit verbundene Umsetzung 
der Planinhalte aus.354 Vage Ziele werden insbesondere in den Bereichen formuliert, „[…] in 
denen der Zielartikulant ein niedriges Problemverständnis besitzt und/oder vom Grad der 
Zielerreichung nicht oder nur indirekt betroffen ist“.355 Der politisch Verantwortliche kann sich 
damit einer Evaluierung entziehen, weil die Zielerreichung eines vagen Ziels nur schwer 
messbar ist.356 
Vage Planungsergebnisse entstehen aus prozeduralen Gründen, die bereits bei der 
Objektorientierung angeführt wurden. Als Gründe sind die Unsicherheit bei der Beurteilung zu 
erwartender Konsequenzen sowie die geringere Anfälligkeit gegenüber zukünftigen 
Veränderungen im Vergleich zu eindeutigen Zielen zu nennen.357 
Schließlich werden vage Planergebnisse auch formuliert, wenn kein genauer Adressat zur 
Umsetzung der Planung identifiziert werden kann. Entsprechend werden zum Beispiel im 
Rahmen der Stadterneuerung Maßnahmen vorgesehen, deren objektgenaue Verortung erst im 
Nachgang zur Planung je nach Verhandlungen mit den Grundstückseigentümern und damit je 
nach realem Bedarf erfolgt. 
2.4.2.3 Ergebnis 
Aus der Perspektive der subjektbezogenen Koordinationsleistung der Planung sind sowohl 
Gründe für eindeutige als auch für vage Zielformulierungen zu nennen. Es ergibt sich daher 
keine klare Begründung für eindeutige oder für vage Ziele. Sollen eine konkrete Umsetzung 
geplant werden, sind eindeutige Ziele erforderlich. Soll der Planungsprozess die 
Sensibilisierung der Akteure erhöhen und Identifikation stiften, werden vage Ziele formuliert. 
                                                 
349  Vgl. SCHOLLES (2008b: 313); DAVY (1998: 93); DAVY (2004: 94) bei regionalen Kooperationen; vgl. a. FRICK (2006: 87). 
350  Vgl. NAEGLER (2003): 23; vgl. a. Braun (1988: 143; 270-271) aus verwaltungswissenschaftlicher Sicht. 
351  Vgl. SCHRADER UND GÖPFERT (1998: 192-193). 
352  Vgl. BRÖSSE (1972: 40); LUHMANN (1991: 217).  
353  Vgl. FUHRICH (2003b: 55); BRAUN (1988: 146). 
354  Vgl. FREY ET AL. (2005: 6); BRAUN (1988: 136-137). 
355  SCHRADER UND GÖPFERT (1998: 198). 
356  Vgl. FREY (2005: 168) 
357  Vgl. Kap. 2.4.1.2. 
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Auch bei der Strategischen Planung ist kein eindeutiges Ergebnis festzustellen: Es ist ein vages 
Leitbild erforderlich, aber auch konkrete Leuchtturmprojekte, auf die sich die Akteure 
verständigen und die ausstrahlen und Nachahmung finden sollen. Dabei wird keine 
durchgehende Zielhierarchie, sondern nur separat ein Leitbild und ein Handlungsziel 
abgebildet. Zugleich zeigt sich, dass vage und eindeutige Aussagen ihren Sinn haben. 
2.4.3 Kurzfazit 
Eine Zuordnung eindeutiger Ziele zur Entscheidungsorientierung und vager Ziele zur 
Verständigungsorientierung, wie sie in der Einführung des Unterkapitels aus der Literatur 
ermittelt wurde, wird in der vorliegenden Arbeit verworfen. Die Gründe zeigen sich 
zusammenfassend am Beispiel der zur Verständigungsorientierung dienenden Strategischen 
Planung: Hier wird zunächst ein Leitbild entwickelt, das den Planungsadressaten eine generelle 
Orientierung geben soll; darüber hinaus werden aber auch konkrete Projekte vereinbart.358  
Weiterhin zeigt auch die vorliegende Differenzierung der Eindeutigkeit und Vagheit nach den 
Zielbeziehungen, dass jeweils Gründe für eindeutige und für vage Ziele bestehen. Die drei 
Zielbeziehungen wurden in Kap. 2.1.2 als drei Erklärungsmuster für die Herkunft der Ziele in 
der räumlichen Planung dargestellt. Dies reicht aber nicht aus. Es verbinden sich vertikale 
Zielbeziehungen mit vertikalen institutionellen Verflechtungen. Daraus entsteht eine 
ebenenübergreifende Zielhierarchie. Damit verbindet sich schließlich die Frage nach dem 
geeigneten Instrumentarium, um eindeutige bzw. vage Ziele zu befördern. 
2.5 Fazit 
In diesem Kapitel wurden Wesen und Struktur der Ziele untersucht. Dies erfolgte, um die 
Beschaffenheit normativer Aussagen und die Formen ihrer Konkretisierung zu ermitteln. Als 
zentrales Ergebnis wurde zunächst die Stadtplanung definiert. Dabei wurden vier Elemente der 
Planung identifiziert. Zudem wurden drei Zielbeziehungen erfasst. Stadtplanung lässt sich 
daher durch vier konstitutive Elemente beschreiben. Ziele sind eines der vier konstitutiven 
Elemente. Sie bilden drei Beziehungen aus: vertikale, horizontale und prozedurale. 
Ziele werden in dieser Arbeit definiert Teil einer Hierarchie normativer Aussagen der 
Planungsträger über die zukünftige Höhe der Veränderung eines Objektes oder 
Systemzusammenhanges in einem definierten Teilraum der Stadt als schriftliche oder 
zeichnerische Grundlage für Handlungen. Der Begriff entspricht den Begriffen normative 
Aussagen und Zielvorstellungen und stellt umgangssprachlich einen Sammelbegriff dar. 
Ziele sind in eindeutige und vage Aussagen unterscheidbar. Die Ermittlung der Eindeutigkeit 
basiert auf dem Konzept der Messbarkeit. Hierfür ist es erforderlich, Ziele in die 
Zieldimensionen, d. h. in Untereinheiten, zu zerlegen und die Eindeutigkeit der einzelnen 
Dimensionen zu ermitteln. Die Eindeutigkeit eines Ziels wird durch die Aggregierung der 
Aussagen über die Dimensionen ermittelt. 
Konkrete Ziele unterscheiden sich von eindeutigen Aussagen durch die Gegenständlichkeit des 
Zielobjektes. In der Stadtplanung eignet sich die Fläche als gegenständliches Objekt; zur 
siedlungspolitischen Betrachtung wird es durch das Gebäude als dreidimensionales Element 
des physischen Raumes ergänzt. Die Konkretisierung von Zielen ist hinsichtlich der 
                                                 
358  In vergleichbarer Weise wurde im Zusammenhang mit der der IBA Emscher Park der Perspektivische Inkrementalismus 
entwickelt, bei dem ebenfalls vage und eindeutige Ziele entstehen, vgl. GANSER (1991: 59). 
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horizontalen und der vertikalen Zielbeziehungen möglich. Als vertikale Form ergibt sich eine 
Zielhierarchie, mit der die um-zu-Beziehungen der Ziele erfasst werden. 
Eine denkbare Zielhierarchie ist die Zielpyramide, die durchgehend Elemente der 
verschiedenen Hierarchiestufen enthält. Weitere prototypische Formen sind die Strategische 
Planung, die Parametrische Steuerung, die Leitbild- und die Maßnahmeplanung sowie hybride 
Sonderformen. Zielhierarchien bestehen innerhalb einer raumpolitischen Planungsebene oder 
erstrecken sich über raumpolitische Planungsebenen hinweg. Dabei verbinden sich vertikale 
Zielbeziehungen mit vertikalen institutionellen Verflechtungen. Dies gilt sowohl für die 
räumliche Gesamtplanung als auch für informelle Planungen. 
Es bestehen vielfältige Gründe für eindeutige, zugleich aber auch für vage Ziele. Dies 
korrespondiert mit den unterschiedlichen Gründen für die Anwendung der verschiedenen 
Typen von Zielhierarchien. Die Gründe ergeben sich sowohl aus der objektbezogenen 
Entscheidungsorientierung als auch aus der subjektbezogenen Verständigungsorientierung. 
Eine Zuordnung eindeutiger Ziele zur Entscheidungsorientierung ist ebenso wenig möglich wie 
die Zuordnung vager Ziele zur Verständigungsorientierung. Auch bei den drei 
Zielbeziehungen besteht näherer Untersuchungsbedarf hinsichtlich der Verwendung 
eindeutiger und vager Ziele. Im Vergleich zu den anderen beiden ist dieser Bedarf bei 
vertikalen Zielbeziehungen aber größer. Dies hat folgende Gründe: 
 Eindeutige Ziele sind mit der Frage nach vertikalen Zielbeziehungen stärker verknüpft als 
mit den anderen beiden Zielbeziehungen (methodischer Grund). 
 In der Planungspraxis fehlen ausreichende normative Aussagen über flächen- und 
gebäudepolitische Zielvorstellungen im Stadtumbau (materieller Grund). 
 Im Besonderen fehlen normative Aussagen vor dem Hintergrund der 
Schrumpfungsbedingungen (Hintergrund). 
 Die Auseinandersetzung mit vertikalen Zielbeziehungen in Verbindung mit den vertikalen 
institutionellen Verflechtungen bezieht sich in direkter Weise auf das Instrumentarium im 
Stadtumbau (instrumenteller Grund). 
 Ein Beitrag in diesem Themenfeld ist von großer Bedeutung für die grundlagenorientierte 
und anwendungsbezogene Auseinandersetzung (wissenschaftlicher Grund). 
Diese Gründe rechtfertigen eine Schwerpunktsetzung der vorliegenden Arbeit in den folgenden 
Kapiteln im Bereich der vertikalen Zielbeziehungen. Die Forschung in diesem Bereich schließt 
größere Lücken als in den anderen beiden Themenfeldern. Die horizontalen Zielbeziehungen 
im Stadtumbau werden in der vorliegenden Arbeit nicht untersucht; hier kann bereits auf 
zahlreiche Beiträge zum Stadtumbau zurückgegriffen werden.359 Auch die prozeduralen 
Zielbeziehungen werden daher im Wesentlichen nicht berücksichtigt;360 lediglich der situative 
Kontext des demografischen Wandels wird im Rahmen des akteurzentrierten Institutionalismus 
der Zieldiskussion zugrunde gelegt. 
                                                 
359  Zu Akteuren im Stadtumbau Ost und ihren Handlungsmustern vgl. grundlegend HUNGER (2002: 24); ALTROCK (2005: 158); 
BMVBS UND BBR (2008: 298); GOLDSCHMIDT (2010a: 91-103). Zu planungsrechtlichen Fragen der Beteiligung vgl. FIESELER 
(2010: C § 171b BauGB Rn.14). Zu wohnungswirtschaftlich dominierten urbanen Regimes vgl. FRANZ (2007:38); BERNT 
(2002: 19-2). Zur Einbindung privater Kleineigentümer vgl. HACKENBROCH (2007: 161-162). Auch auf das Verhältnis 
zwischen Politik und Verwaltung wird in dieser Arbeit nicht eingegangen; zur Problematisierung der Neutralität in der 
Verwaltung vgl. NAEGLER (2003: 101). Zu Problemen mit der kooperativen Planung unter Schrumpfungsbedingungen vgl. 
SCHOLL (2005: 1124); KNIELING (2000: 16). 
360  Zur Evaluierung im Stadtumbau und weiteren Aspekten prozeduraler Zielbeziehungen vgl. grundlegend WEIDNER (2005: 
220-230) sowie BMVBS und BBR 2008; vgl. a. STADT LEIPZIG (2007) und STADTPLANUNGSAMT LEIPZIG (Interview 2) zum 
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3 Programmorientierung der Gemeinden im Stadtumbau 
Der demografische Wandel stellt eine erhebliche Herausforderung für die Gesellschaft dar. Die 
gesellschaftlichen Antworten auf diese Herausforderung werden auch mit der räumlichen 
Planung gegeben. In diesem Kapitel werden daher für Sachsen zunächst die Zusammenhänge 
zwischen dem demografischen Wandel, seinen Auswirkungen auf den physischen Raum und 
den normativen raumbezogenen Aussagen aufgezeigt, um im Anschluss den Einfluss 
überörtlicher Institutionen auf das gemeindliche Handeln zu erfassen. Im Mittelpunkt dieser 
Auseinandersetzung stehen hierbei die vertikalen Zielbeziehungen. 
Ziel dieses Kapitels ist daher die Erklärung der Herkunft eindeutiger und vager normativer 
Aussagen im sächsischen Stadtumbau durch den institutionellen Kontext unter Berücksichtigung 
des situativen Kontextes. Um dieses Ziel zu erreichen, nutzt die Arbeit, wie bereits in 
Kap. 1.3.1 beschrieben, den Erklärungsansatz des akteurzentrierten Institutionalismus, ergänzt 
durch das DPSIR-Modell zum situativen Kontext. Dabei werden, entsprechend der Fokussierung 
in Kap. 2.5, insbesondere die vertikalen Zielbeziehungen untersucht. Daraus leitet sich die 
Gliederung ab: 
 Zunächst wird der situative Kontext durch den demografischen Wandel sowie die damit 
einhergehende Stadtschrumpfung als Grundlage für die Zielbildung im Stadtumbau 
herausgearbeitet (Kap. 3.1); 
 dann wird das Bund-Länder-Programm Stadtumbau Ost als institutioneller Kontext 
untersucht. (Kap. 3.2); 
 im Anschluss wird die dadurch entstehende ebenenübergreifende Zielhierarchie erfasst 
(Kap. 3.3). 
Im Ergebnis wird ein Modell361 der Programmorientierung der sächsischen Gemeinden 
formuliert, das auf den in Kap. 2 entwickelten Aussagen zur Beschaffenheit der Ziele aufbaut.  
3.1 Demografischer Wandel als situativer Kontext 
Städte und Regionen sind einem ständigen umfassenden Wandel unterzogen. Dieser Wandel 
setzt sich zunächst aus raumbeeinflussenden Größen zusammen. Er wirkt sich auf die 
raumkonkreten Größen und schließlich auf die gesellschaftlichen Antworten aus. In diesem 
Unterkapitel wird mit Hilfe des DPSIR-Modells362 untersucht, wie der demografische Wandel 
die planerischen Antworten beeinflusst. 
Um das DPSIR-Modell in der vorliegenden Arbeit nutzen zu können, wird der demografische 
Wandel als raumbeeinflussende Größe im Sinne der Driving Forces von der Stadtschrumpfung 
als raumkonkrete Größe im Sinne des State abgetrennt. Beide Begriffe werden im Folgenden 
diskutiert (Kap. 3.1.1). Als Konsequenz von demografischem Wandel und Stadtschrumpfung 
werden die Herausforderungen für die Planung als Form gesellschaftlicher Antwort (Response) 
abgeleitet (Kap. 3.1.2). Ein Schwerpunkt liegt dabei auf den Herausforderungen für die 
Formulierung von Zielen. 
                                                 
361  Zum Begriff des Modells vgl. Kap. 1.3.1. 
362  Vgl. Kap. 1.3.1. 
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3.1.1 Demografischer Wandel und Stadtschrumpfung 
In diesem Abschnitt werden die beiden Begriffe demografischer Wandel und 
Stadtschrumpfung definiert und hinsichtlich ihrer Ausprägungen reflektiert. 
3.1.1.1 Demografischer Wandel  
Der demografische Wandel363 ist eine von mehreren Formen des globalen Wandels.364 Er setzt 
sich konstitutiv aus folgenden Elementen zusammen: aus  
 der zurückgehenden Bevölkerungszahl aufgrund der natürlichen Bevölkerungsentwicklung 
und der Wanderungsbewegungen,  
 dem sich verändernden Bevölkerungsaufbau, der sich aus den vorgenannten Gründen 
sowie zusätzlich der höheren Lebenserwartung bzw. Alterung ergibt, sowie aus 
 den sich verändernden Lebensstilen, die ein unterschiedliches kulturelles und damit auch 
ein sich veränderndes Raumnutzungsverhalten implizieren. 
Der demografische Wandel wird in dieser Arbeit daher definiert als 
Veränderung der Bevölkerungsstruktur, resultierend aus der zurückgehenden Bevölkerungszahl, dem 
sich verändernden Bevölkerungsaufbau und den sich verändernden Lebensstilen.  
Der demografische Wandel stellt gegenwärtig in fast allen ostdeutschen und in immer mehr 
westdeutschen Gemeinden eine erhebliche Herausforderung für die gesellschaftliche 
Entwicklung dar. Er ist aber kein neues Phänomen; so gingen in Westdeutschland die 
Einwohnerzahlen bereits in den 1970er Jahren zurück.365 
In Ostdeutschland war die Bevölkerungsentwicklung bereits zwischen 1949 und dem 
Mauerbau 1961 rückläufig, vor allem aufgrund der hohen Abwanderung in den Westen; der 
in den 1970er Jahren zunehmende Sterbeüberschuss wurde Mitte des Jahrzehnts mit der 
Einführung so genannter „pronatalistischer Maßnahmen“ abgewendet.366 Dennoch kam es 
aufgrund von Wanderungsbewegungen zu regionalen Bevölkerungsverlusten. So ging z. B. in 
Leipzig die Bevölkerungszahl bereits seit 1966 zurück: bis Anfang der 1980er Jahre vor allem 
aufgrund der Abwanderung nach Berlin und in die Nordbezirke der DDR; seit 1984 waren 
die Westwanderung und der Sterbefallüberschuss immer bedeutender.367 
Seit der politischen Wende ist der demografische Wandel in Ostdeutschland im Wesentlichen 
auf den gesamtgesellschaftlichen Strukturwandel nach 1989 zurückzuführen, der gegenüber 
dem früheren Einwohnerrückgang im Westen in erheblich kürzerer Zeit verlief.368 Dabei hat er 
                                                 
363  SCHMIDT-EICHSTAEDT (2005: 470) kritisiert die Verwendung des Begriffes als politisch motivierte Verschleierung: Denn 
„demografischer Wandel“ meine eigentlich einen Wandel der Demografie als beschreibender Bevölkerungswissenschaft. 
Weil er sich aber in der Wissenschaft und Praxis etabliert hat, wird er in dieser Arbeit verwendet.  
364  Auf diese anderen von FRIEDRICHS (2005: 1059-1060) beschriebenen veränderlichen Dimensionen der Stadtentwicklung 
sowie die damit zusammenhängenden Formen des Wandels wird in der vorliegenden Arbeit nicht weiter eingegangen; weil 
ihre spezifische Ausprägungen zu anderen raumstrukturellen und steuerungsbezogenen Konsequenzen führen. 
365  Zusammenfassend vgl. FUHRICH (2003a: 589-590. Als einer der ersten Beiträge fordert GÖB (1977: 151) die Abkehr von 
der Wachstumseuphorie. Bereits im gleichen Jahr sagt ALBERS (1977: 8) voraus, dass „[…] die Bevölkerung unseres 
mitteleuropäischen Wirtschaftsraumes nicht mehr wächst, sondern schrumpft“, vgl. a. HÄUßERMANN UND SIEBEL (1985, 1986). 
In altindustriellen westdeutschen Agglomerationen wurden diese Tendenzen bereits in den 1980er Jahren auch in der 
Planungspraxis wahrgenommen (vgl. FORSCHUNGSAGENTUR 2004), konnten zunächst aber raumstrukturell durch die 
zunehmende Wohnfläche pro Eigentümer ausgeglichen werden. 
366  Vgl. HÜBL UND MÖLLER (1996: 25).  
367  Vgl. DOEHLER UND RINK 1996: 265). 
368  Vgl. KRAUTZBERGER (2002: 98); der demografische Wandel z. B. im Ruhrgebiet vor der Wende verlief über 20 Jahre und 
konnte von den Immobilienbesitzern besser verkraftet werden. Zu Unterschieden und Gemeinsamkeiten des demografischen 
Wandels in Ost- und Westdeutschland vgl. GLOCK (2006:24-43). Auch KRAUTZBERGER (2007b: 36) kommt daher zu dem 
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verschiedene Ursachen, die PRIGGE in Prozesse der Deindustrialisierung, Suburbanisierung 
sowie soziokulturellen und politischen Transformation in Osteuropa unterteilt.369 
Mit dem Ende der DDR setzte ab 1989 ein verstärkter Fernwanderungsprozess von Ost- nach 
Westdeutschland ein,370 der im Westen die bisherigen Bevölkerungsverluste überlagerte, 
während er im Osten aufgrund von Hoffnungen auf blühende Landschaften und erstarkende 
Städte nicht ausreichend zur Kenntnis genommen wurde. In Ostdeutschland ging die 
Geburtenrate in erheblichem Umfang zurück,371 die durchschnittliche Haushaltsgröße nahm 
ab, und die Lebensstile differenzierten sich. Dies korrespondierte mit einer Zunahme der 
Lebenserwartung. Zusätzlich sind die sich ausdifferenzierenden Lebensstile zu nennen. Im 
Ergebnis konnten auch zwischenzeitliche Zuwanderungsgewinne von 1992 bis 1997 die 
erheblichen Einwohnerverluste bei weitem nicht ausgleichen.372  
Während in den ostdeutschen Gemeinden bislang vor allem nah- und fernräumliche 
Wanderungsbewegungen zu erheblichen Veränderungen der Einwohnerzahlen geführt haben, 
werden sich zukünftig immer stärker Geburtendefizit und Sterbeüberschuss auswirken. Durch 
den drastischen Rückgang der Geburtenziffer seit der politischen Wende wird ab 2020 ein 
ebenso erheblicher Rückgang von Haushaltsneugründungen erwartet.373 Die negative 
natürliche Bevölkerungsentwicklung wird zukünftig auch durch potenzielle 
Wanderungsgewinne kaum ausgeglichen werden.374 
Aktuell ist zwar bundesweit aufgrund von Außenwanderungsgewinnen aus Ost- und 
Südeuropa375 ein leichter Bevölkerungszuwachs zu verzeichnen; jedoch sind die 
Einwohnerzahlen mit Ausnahme Berlins in allen ostdeutschen Bundesländern rückläufig.376 Dies 
trifft die ostdeutschen Bundesländer umso mehr, als sie bereits in der Vergangenheit viele 
Einwohner verloren haben. Daher ist ungeachtet der Bevölkerungsentwicklung in Deutschland 
insgesamt eine heterogene Verteilung von Regionen mit Einwohnerzuwachs und -verlust 
festzustellen. 
Kleinräumig enthalten die Bevölkerungsprognosen allerdings jeweils Unschärfen. Zwar ändert 
sich das generative Verhalten in der Regel377 nur langsam, weshalb die natürliche Entwicklung 
gut vorhergesagt werden kann. Jedoch ist das Wanderungssaldo auf unterschiedliche 
Beweggründe, insbesondere auf ökonomische, kulturelle, politische und zukünftig bedeutender 
werdende klimatische, zurückzuführen.378 So sind für die intraregionalen 
Umzugsentscheidungen bei Bewohnern insbesondere kulturelle und sozioökonomische Motive 
maßgeblich. Diese Beweggründe sind schwer prognostizierbar. Deshalb kann das 
Wanderungssaldo schlechter vorhergesagt werden. Im Ergebnis ist festzustellen, dass der 
                                                                                                                                                        
Schluss, dass die aktuelle Problematik „unvergleichlich größer ist als vergangene Entwicklungen, so dass auch von einer 
anderen Qualität gesprochen werden kann.“  
369  Vgl. PRIGGE (2004: 42). 
370  Alleine von 1989 bis 1991 verließen 750.000 der zu Wende 16,6 Millionen Ostdeutschen die neuen Bundesländer, vgl. 
HÜBL UND MÖLLER (1996: 25).  
371  Vgl. HÜBL UND MÖLLER (1996: 25).  
372  Vgl. KOMMISSION (2000: 12). 
373  Vgl. KOMMISSION (2000: 2). 
374  DEUTSCHER BUNDESTAG (2012: 41). 
375  STATISTISCHES BUNDESAMT (2012a). Aufgrund der geringen Geburtenrate der Migranten wird in der vorliegenden Arbeit nicht 
davon ausgegangen, dass dadurch dauerhaft der Bevölkerungsrückgang vermieden wird. 
376  Vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT (2012b: 7). 
377  Allerdings zeigt der drastische Geburtenrückgang 1989 die Anfälligkeit des generativen Verhaltens gegenüber äußeren 
Rahmenbedingungen. Zudem ist das generative Verhalten spät gebärender Mütter noch nicht ausreichend in die Prognosen 
einbezogen. 
378  Z. B. Außenwanderungsgewinne durch eine neue Einwanderungspolitik. 
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demografische Wandel ex post eher gut erfasst ist, während ex-ante-Aussagen insbesondere 
bei kleinräumigen Aussagen mit Unschärfen behaftet sind.  
3.1.1.2 Raumstrukturelle Folgen: Stadtschrumpfung 
Als raumbeeinflussende Größe im Sinne des DPSIR-Modells hat der demografische Wandel 
direkte Auswirkungen auf die raumstrukturelle Entwicklung, weshalb auch die Unschärfen der 
Bevölkerungsprognosen Auswirkungen auf die Aussagen über die zukünftige räumliche 
Entwicklung aufweisen. 
Der demografische Wandel in Ostdeutschland führt im Sinne des DPSIR-Modells zu 
verschiedenen raumstrukturellen Veränderungen.379 Aufgrund seiner Erheblichkeit wird von 
einer nichtzyklischen Entwicklung ausgegangen, weshalb anstelle eines allmählich 
verlaufenden raumstrukturellen Wandels auch von einem Strukturbruch gesprochen werden 
kann. Im Zusammenhang mit Geburtenrückgang und Wanderungsverlust sinkt die Nachfrage 
der Haushalte380 nach raumkonkreten Gütern;381 mit Bezug auf Alterung, 
Haushaltsverkleinerung und sonstiger Veränderung der Lebensstile verändert sie sich. 
Insgesamt entstehen im Bereich wohnungs- und wohnumfeldbezogener Nutzungen: 
 Angebotsüberhänge durch Nachfrageausfälle im Zusammenhang mit der negativen 
natürlichen Bevölkerungsentwicklung und dem negativen Wanderungssaldo. Die Folge sind 
Leerstände von Wohnungen und Infrastruktureinrichtungen;382 
 Angebotsüberhänge in bestimmten Ortsteilen und damit Brachflächen aufgrund geänderter 
Nachfragestrukturen vor dem Hintergrund ebenso geänderter Lebensstile. Nach einer 
Phase der Suburbanisierung383 ist seit Mitte der 1990er Jahre in einem messbaren Umfang 
eine Tendenz zur Reurbanisierung bzw. zu Standortentscheidungen zugunsten zentral 
gelegener Gemeindeteile festzustellen;384 
 Angebotsüberhänge in bestimmten Objekten ebenfalls aufgrund geänderter Lebensstile; 
dies ergibt sich z. B., wenn trotz verfügbarer Wohnungen im Geschosswohnungsbau neue 
Einfamilienhäuser errichtet werden oder wenn Objekte an Ausfallstraßen keine Nachfrage 
erzielen, weil sie erhöht Lärmimmissionen ausgesetzt sind. 
Im Wohnungs- und Wohnumfeldbereich hat sich vor allem die Haushaltsnachfrage reduziert, 
während das Angebot nicht in gleichem Maße zurückgegangen ist.385 Bereits zur politischen 
Wende 1989 war der Leerstand in den innerstädtischen Quartieren Ostdeutschlands sehr 
                                                 
379  Zu den Zusammenhängen vgl. zusammenfassend BÜRKNER ET AL. (2007). Wie der demografische Wandel wurden auch 
dessen raumstrukturelle Folgen bereits in den 1980er Jahren in Westdeutschland wahrgenommen, da Gebäude leer standen 
und Flächen brach fielen (vgl. HÄUßERMANN UND SIEBEL (1985) und (1986); vgl. GANSER (2001: 27); GLOCK (2006: 31). 
Wie die Erfahrungen aus dem Verbundprojekt FKS (RINGEL 2008) zeigen, wurden raumstrukturelle Konzepte zum Umgang 
mit Schrumpfungsprozessen mit den einsetzenden innerdeutschen Wanderungsbewegungen aber nicht mehr weiterverfolgt.  
380  Für die Nachfrage nach Wohneinheiten und anderen raumkonkreten Gütern ist nicht die Zahl der Einwohner, sondern der 
Haushalte maßgeblich, vgl. BÜRKNER ET AL. (2007: 41). 
381  Z. B. Siedlungsflächen Wohnungen, Infrastruktur. 
382  Mindernd auf den Wohnungsüberhang wirken sich die Verkleinerung der Haushalte, die Erhöhung der Lebenswertung sowie 
der nach der Wende in größerem Umfang erfolgte Umwidmungsprozess von Wohn- in gewerbliche Nutzungen aus, vgl. 
HÜBL UND MÖLLER (1996: 41).  
383  Vgl. NUISSL UND RINK (2004b: 34). Am Beispiel von Leipzig weisen NUISSL UND RINK (2004b: 26) allerdings nach, dass die 
Suburbanisierung nicht zu einem Doughnut-Effekt wie in Detroit geführt hat, sondern vorrangig ein dispers verteilter Leerstand 
entstanden ist, während der Stadtkern als Geschäftsviertel gestärkt werden konnte.  
384  Vgl. BRAKE UND HERFERT (2012a: 412-413). 
385  Vgl. GOLDSCHMIDT (2010a: 48); WEIDNER (2005: 19). 
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hoch,386 insbesondere weil dort die unsanierte Bausubstanz in größerem Umfang 
unbewohnbar war;387 demgegenüber wurde in den neu errichteten Großwohnsiedlungen am 
Stadtrand mit ihrem vergleichsweise hohen Komfort eine hohe Belegungsquote verzeichnet.388  
Seit 1989 verschärfte sich das Ungleichgewicht zwischen Nachfrage und Angebot 
zunehmend. Bundespolitisch durch Förderprogramme gestützt, wurden in der Nachwendezeit 
viele Alt- und Plattenbauten saniert389 sowie gleichzeitig neue Stadtquartiere in 
Geschosswohnungs-, Einfamilien- und Doppelhausbauweise errichtet.390 Zudem wurden zu 
viele neue Siedlungsflächen planungsrechtlich gesichert.391 In den 1990er Jahren war die hohe 
Neuinanspruchnahme in Ostdeutschland unter anderem geprägt durch eine stadtregionale 
Dekonzentration und Suburbanisierung sowie den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur.392  
Bereits ohne Nachfragerückgang hätte sich somit der Angebotsüberhang vergrößert. 
Zusätzlich wirkte sich aber insbesondere die Abwanderung auf den Wohnungsmarkt aus; 
dabei ist ein hoher Anteil der Wanderungsverluste auf die Suburbanisierung 
zurückzuführen.393 
Obwohl bereits 1996 ein Leerstand von ca. 275.000 Wohneinheiten geschätzt sowie 
Gefahren der Fehlentwicklung auf dem Wohnungsmarkt beschrieben wurden,394 blieb die 
Förderpolitik zunächst bestehen, und es wurden weiterhin Wohnungen saniert oder neu 
errichtet.395 Die gegenläufige Entwicklung von Nachfrage und Angebot führte in der 
Konsequenz zu einem Leerstand von über einer Million Wohnungen im Jahr 2000, ca. 13 
Prozent des damaligen Wohnungsbestandes in Ostdeutschland.396 Trotz aller 
Sanierungsleistungen sind Sanierungsstau und Leerstand insbesondere in den innerörtlichen 
Quartieren bis heute weiterhin hoch. So betrug der Leerstand im Jahre 1998 im 
innerstädtischen Altbau in Sachsen immer noch 44,2 Prozent.397  
Neben dem Neubau und der Sanierung von Wohneinheiten ist die Zunahme der 
planungsrechtlich gesicherten und der tatsächlich in Anspruch genommenen Siedlungs- und 
Verkehrsfläche als problematisch einzustufen.398 Daher ist „[…] die Gleichung ‚Rückgang der 
Bevölkerung = Rückgang des Flächenverbrauchs‘ […] falsch.“399 Vielmehr hat sich bislang das 
Verhältnis zwischen weiterer Inanspruchnahme von Flächen und der Bevölkerungsentwicklung 
immer ungünstiger entwickelt, weshalb der bisherige Siedlungskörper immer weiter an 
                                                 
386  Nach HÄUßERMANN (1996: 16) standen 1989 insgesamt 200.000 Wohnungen in Ostdeutschland leer, HÜBL UND MÖLLER 
(1996: 40) gehen von 322.801 Wohnungen aus. Viele Flächen und Gebäude in ostdeutschen Stadtzentren und 
Gründerzeitvierteln sind nach der Wende wiedergenutzt worden. 
387  Vgl. HÄUßERMANN (1996: 15-16); HÜBL UND MÖLLER (1996: 50). Teilweise wurden sie Plattenbauten ersetzt. 
388  Vgl. NUTZ (1998: 145). Nach GLOCK (2006:35) waren Stadt-Umland-Wanderungen aufgrund der strikten Bau- und 
Bodenpolitik nur von untergeordneter Bedeutung. Einen Überblick über die Besonderheiten des ostdeutschen 
Wohnungsmarktes vor der Wende gibt WEIß (2011: 19-22).  
389  Allerdings waren lange Zeit Restitutionsansprüche zu klären, weshalb diese Teilbestände erst verspätet saniert wurden.  
390  Zusätzlich zu den sanierten Wohnungen entstanden bis zum Jahr 2000 rund 800.000 neue Wohneinheiten, vgl. 
KOMMISSION (2000: 2), weshalb der Wohnungsneubau die Haushaltsneugründungen überstieg vgl. (EBD.: 17). 
391  Vgl. KOMMISSION (2000: 72). 
392  Vgl. BBSR (2011a: 4). 
393  So betrug zwischen 1992 und 1999 der Anteil der Stadt-Umland-Wanderung an den gesamten Wanderungsverlusten z. B. 
in Schwarzenberg 32 %, in Chemnitz 51 % und in Zwickau 66 %, vgl. KOMMISSION (2000: 16). 
394  Vgl. HÜBL UND MÖLLER (1996: 50); es wurde ein Leerstand von ca. 942.000 Wohneinheiten im Jahr 2010 geschätzt. Noch 
früher hat bereits FRIEDRICHS (1993: 907) auf die Schrumpfung in Leipzig, Halle und Chemnitz hingewiesen. 
395  Zur Förderpolitik vgl. KOMMISSION (2000: 30-37). 
396  Vgl. KOMMISSION (2000: 2), davon wurden aktiv noch ca. 50 Prozent auf dem Markt angeboten, vgl. KOMMISSION (2000: 
52). 2002 betrug der Leerstand bereits 14,9 Prozent (Ergebnis des Mikrozensus 2002, vgl. LIEBMANN (2009: 144).  
397  Daten des Mikrozensus 2002, zitiert bei: KOMMISSION (2000: 18). 
398  Zur Problemstellung der Flächeninanspruchnahme vgl. Kap. 4. 
399  KILPER UND MÜLLER (2005: 38). 
 
70  Programmorientierung der Gemeinden 
 
Kompaktheit verloren und sich entdichtet hat.400 So ist oftmals eine „perforierte Stadt“ 
entstanden,401 die nur noch in Teilbereichen eine hohe bauliche und Nutzungsdichte aufweist.  
Mit der Neuinanspruchnahme von Flächen geht zugleich die Siedlungsdichte zurück. Diese 
wird als Zahl der Einwohner pro Hektar Siedlungs- und Verkehrsfläche gemessen.402 












Abbildung 14: Rückgang der Siedlungsdichte in Deutschland zwischen 1992 und 2010 
(Quelle: eigene Darstellung nach: BBSR 2011b: 122; Datenbasis: Flächenerhebung des Bundes und der 
Länder, eigene Berechnungen des BBSR) 
Im Zusammenhang mit dem demografischen Wandel werden zwar auch Chancen einer 
solchen Entdichtung diskutiert.403 Aus siedlungspolitischer Sicht ist eine übermäßige404 
Entdichtung allerdings nicht sinnvoll.405 Denn die Unterhaltung der gleichbleibend großen oder 
größer werdenden Siedlungsfläche sowie der damit zusammenhängenden Netz- und 
Punktinfrastruktur406 wird bei zurückgehender Einwohnerzahl immer aufwendiger.407 Damit 
                                                 
400  Vgl. REUTHER (2002: 14); zur Erheblichkeit im Osten gegenüber dem Westen vgl. BOCK UND HINZEN (2011: 5)  
401  LÜTKE DALDRUP (2001: 43-44). 
402  BERGMANN ET AL. (2006b: 18) verwenden die Einheit qkm; da die Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsflächen in Hektar 
angegeben wird, bezieht sich die Siedlungsdichte in dieser Arbeit auch auf Hektar. Alternative Indikatoren sind die 
Wohndichte (Zahl der Einwohner auf 1 ha Wohnbaufläche, vgl. DOEHLER-BEHZADI UND SCHIFFERS (2004: 39), die 
Verfügbarkeit an Siedlungsflächen je Einwohner (Siedlungs- und Verkehrsfläche in qm/Ew., vgl. SIEDENTOP (2008b: 29) 
sowie Flächenproduktivität der baulichen Infrastruktur (Bruttowertschöpfung je Flächeneinheit bezogen auf Gebäude- und 
Freiflächen, vgl. BERGMANN ET AL. (2006b: 19). Als gängiger Indikator wird in dieser Arbeit die Siedlungsdichte verwendet. 
403  Vgl. GANSER (2006: 61). 
404  An dieser Stelle wird keine analytische Aussage über eine ausreichend hohe Dichte getroffen, vgl. hierzu WESTPHAL (2008). 
Diese unterliegen lokalspezifischen normativen Setzungen, die nicht verallgemeinerbar sind. 
405  Der Verlust einer hohen Dichte wird als Verlust der Europäischen Stadt und ihrer Urbanität angesehen; vgl. AKBAR UND 
KREMER (2005: 20); OSWALT (2005a: 14); WIEST (2005: 240). Aber bereits STREICH benennt (1988: 129) die Entdichtung als 
Chance. Im Zusammenhang mit der Reduzierung innerstädtischer Hitzeeffekte enthält diese Option neues Potenzial. 
406  Wegen längerer Trassen und geringerer Auslastung, vgl. GANSER (2006: 61); dabei können die Fixkosten der Infrastruktur 
nicht wesentlich gesenkt werden, weshalb die Gebühren pro Kopf steigen. 
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einhergehend steigen die Kosten für die verbleibenden Einwohner einer Gemeinde, und der 
Stadtkörper entfernt sich immer mehr von nachhaltigen Strukturen. Unter 
Schrumpfungsbedingungen ist die übermäßige Neuinanspruchnahme von Flächen für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke demnach nicht nur aus ökologischen Gründen 
(Ressourcenschutz), sondern auch aus ökonomischen (Kosten der Unterhaltung) und kulturellen 
Gründen (sozialräumliche Dichte) problematisch.  
Die diskutierten raumstrukturellen Konsequenzen des demografischen Wandels werden mit 
dem Begriff Stadtschrumpfung zusammengefasst. Da in der vorliegenden Arbeit eine physisch-
räumliche Perspektive eingenommen408 und zugleich wird auf die Folgen des demografischen 
Wandels fokussiert wird,409 wird Stadtschrumpfung definiert als die 
sich verringernde Auslastung des Angebotes aufgrund eines dauerhaften Rückgangs der 
Nachfrage auf bestehenden genutzten oder planungsrechtlich gesicherten Siedlungsflächen.   
Diese Definition umfasst die zurückgehende Siedlungsdichte ungeachtet der Veränderung des 
Angebotes.410 Zwar kann in einer schrumpfenden Stadt das Angebot zurückgenommen 
werden, diese Rücknahme ist für die Definition aber nicht konstitutiv.411 Maßgeblich sind 
vielmehr die Verringerung der Nachfrage und der Nutzungsintensität. 
Das Verständnis folgt der analytischen Erkenntnis, dass in den ostdeutschen Gemeinden zwar 
Gebäude abgerissen worden sind, die Siedlungs- und Verkehrsflächen aber weiter 
wachsen.412 Dabei ist ein Unterschied zwischen der Gebäude- und der Flächenentwicklung 
feststellbar. Dieser Unterschied erfordert eine Differenzierung des Angebotsbegriffes in 
Gebäude und Flächen: 
 Das Angebot an Gebäuden kann reduziert oder verändert werden, indem ein Gebäude 
abgerissen wird.413 
 Das Angebot an Flächen kann reduziert oder verändert werden, indem bisher genutzte 
Siedlungs- und Verkehrsflächen renaturiert werden oder indem für planungsrechtlich 
gesicherte, bislang nicht genutzte Flächen die planungsrechtliche Sicherung 
zurückgenommen wird. 
Diese Unterscheidung erfolgt vor dem Hintergrund, dass sich bei dem Abriss eines Gebäudes 
die Siedlungsfläche in der Regel nicht verkleinert: Insbesondere die planungsrechtliche 
Bebaubarkeit des Grundstücks ist weiterhin gegeben.414 Um tatsächlich den Siedlungskörper 
an die reduzierte Nachfrage anzupassen, ist es daher erforderlich, ein Gebäude abzureißen 
sowie eine Fläche aus dem Siedlungszusammenhang zu entfernen und sie zu renaturieren. 
                                                                                                                                                        
407  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 19). 
408  In Anlehnung an WEIDNER (2005: 19), im Gegensatz zu eher sozialräumlichen (z. B. GROßMANN 2007: 27) oder 
ökonomischen Ansätzen (z. B. FRIEDRICHS (1993: 907).  
409  In Abgrenzung zum wirtschaftliche Strukturwandel. 
410  Für den im Wettbewerb Stadtumbau Ost verwendete Problemdruckindikator (als Quotient aus Wohnungsleerstand und 
Leerstandsentwicklung) liegen keine kontinuierlichen und flächendeckenden Daten vor, vgl. STALA (2012b, Stellungnahme) für 
den Freistaat Sachsen. 
411  Bleibt der Umfang des Angebotes bestehen oder wird er erhöht, sinkt die Siedlungsdichte. Wenn Nachfrage und Angebot 
gleichermaßen zurückgehen, bleibt die Siedlungsdichte gleich groß; aber auch dies ist zur Stadtschrumpfung zu zählen, weil 
die Ausdehnung der Stadt zurückgeht. Die Definition für Stadtschrumpfung beinhaltet daher zwei Elemente: zurückgehende 
Siedlungsfläche oder zurückgehende Siedlungsdichte. 
412  Zwar sind nur ca. 50 Prozent der neu hinzukommenden Siedlungs- und Verkehrsfläche versiegelt, denn statistisch werden 
darin Grünflächen und naturschutzrechtliche Ausgleichsflächen eingerechnet (BMVBW 2005: 34). Dennoch stehen diese 
Flächen im siedlungsstrukturellen Zusammenhang, ihre Bodenqualität verändert sich, und die Infrastrukturnetze werden 
größer; daher ist das Missverhältnis zwischen Flächen- und Einwohnerentwicklung insgesamt als nicht nachhaltig einzustufen. 
413  Zudem kann durch Grundrissänderungen die Zusammenlegung die Zahl der Wohneinheiten reduziert werden; trotz 
Bevölkerungszahlabnahme bleibt dann die Nachfrage nach Raum stabil, weil sich die Wohnfläche pro Einwohner erhöht. 
414  Ausnahmen sind die Entstehung eines Außenbereiches im Innenbereich und am Siedlungsrand. 
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Dadurch erhöht sich die Nutzungsintensität wieder. Es wird aber angenommen, dass in der 
Praxis diese doppelte Rückführung des Angebotes bislang selten praktiziert wird. Am 
deutlichsten ist die Stadtschrumpfung daher an der zurückgehenden Nutzungsintensität bei 
gleichbleibend großem oder sich vergrößernden Flächenangebot ablesbar.415 
Der hier beschriebene Schrumpfungsprozess verläuft in Ostdeutschland heterogen auf allen 
räumlichen Bezugsebenen.416 Da in der vorliegenden Arbeit die gemeindliche Planung 
untersucht wird, stehen die innergemeindlichen heterogenen Entwicklungen im Vordergrund.417 
Waren es bislang überwiegend Nachfrageausfälle aufgrund der Nah- und 
Fernwanderungsprozesse, werden sich in Zukunft zunehmend die Haushaltsausfälle der 
geburtenschwachen Nachwendejahrgänge auf die Nutzungsintensität auswirken.418 
Die bisherige Entwicklung der Stadtschrumpfung kann, auch teilräumlich, relativ gut abgebildet 
werden. Demgegenüber führen die prognostischen Unschärfen des demografischen Wandels 
auch zu Defiziten in den Prognosen über die zukünftige Stadtschrumpfung.419 So bleiben 
insbesondere die kleinräumigen Folgen des demografischen Wandels für die Flächen- und 
Gebäudenutzung unklar:420 Einerseits könnte er mittel- bis langfristig zu einem Rückgang der 
Flächeninanspruchnahme; andererseits könnte eine Zunahme weiterhin bestehen bleiben, weil 
z. B. die Wohnwünsche nach flächenextensiven Wohnformen steigen. Im bisherigen Verlauf 
des demografischen Wandels zeigt sich, dass in einigen Städten die Prognosen zu 
optimistisch, in anderen aber auch zu pessimistisch waren. Auch für das Gewerbe „[…] liegen 
keine belastbaren Untersuchungen vor; letztlich ist aber auch hier längerfristig eine 
Abschwächung zu erwarten, da sich hier auch der demografisch bedingte Rückgang der 
erwerbsfähigen Bevölkerung niederschlagen dürfte.“421  
Die Nachfrage nach zusätzlichen Siedlungsflächen wird zukünftig zwar eher sinken und kann 
durch bestehende Flächenreserven gedeckt werden; dennoch werden weitere Flächen in 
Anspruch genommen werden.422 Hier besteht aber „[…] die Gefahr, dass jede zusätzliche 
Flächeninanspruchnahme zu großen, nicht rückholbaren Fehlinvestitionen führt.“423 Die 
kleinräumigen Unschärfen in der Bevölkerungsprogose und damit zusammenhängend in 
prognostischen raumstrukturellen Aussagen sind für die Raumplanung eine Herausforderung, 
weil sich die normativen Aussagen der Planung auf diese Prognosen beziehen.424 
3.1.2 Herausforderungen für die planerischen Antworten 
Die Bevölkerung gibt gemäß DPSIR-Modell Antworten auf raumbeeinflussende und 
raumbeschreibende Größen.425 Demografischer Wandel und Stadtschrumpfung erfordern 
daher auch einen Wandel in den planerischen Antworten.426 So steigert nach GOLDSCHMIDT 
                                                 
415  Leerstände und Brachflächen sind daher geeignete Analyseeinheiten, zur Erfassung des Leerstands vgl. für Berlin BRAUN 
(2007). Gerade in kleineren Gemeinden ist die Leerstandserhebung aber problematisch und wird z. T. nur geschätzt. 
416  Vgl. KOMMISSION (2000: 21-22). Zur heterogenen regionalen Entwicklung vgl. DOEHLER-BEHZADI ET AL. (2005: 73). 
417  Vgl. BMVBS UND BBR (2007a: 7); vgl. für Leipzig DOEHLER-BEHZADI UND LÜTKE DALDRUP (2004).  
418  Unter Anerkennung der Tendenzen zur Reurbanisierung, deren Intensität aufgrund der gebundenen Werte im Umland der 
Kernstädte bislang unklar geblieben ist. 
419  Zu den Defiziten in der Prognose zukünftiger Nachfrage nach Siedlungsflächen vgl. BMVBS UND BBR (2007c: 8). 
420  Vgl. BERGMANN (2006a: 24); zu den Unschärfen in den Prognosen vgl. a. Eichstädt (2001: 36-39); Kommission (2000: 52-
53); BERNT (2002: 7-8). 
421  JÖRISSEN UND COENEN (2007: 75). 
422  Vgl. BMVBS UND BBR (2007c: 7-8). 
423  JÖRISSEN UND COENEN (2007: 257). 
424  Vgl. BERNT (2002: 7). 
425  Vgl. OECD (1994: 9); SEGNESTAM (2002: 7). 
426  Gesellschaft ist im relationalen Sinne ein Teil des Raumes, weshalb räumliche Veränderungen gesellschaftliche 
Veränderungen implizieren (vgl. KABISCH (2006a: 7); vgl. WERLEN (2000: 12-13). Gesellschaftliche Antworten erfordern 
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„[d]er Wandel vom Wachstum zur Schrumpfung […] erheblich das Bedürfnis nach 
konzeptionellem Vorgehen und nach Wiedergewinnung von strategischen Spielräumen, 
obwohl die Umstrukturierungs- und Anpassungsprozesse unter Schrumpfungsbedingungen nicht 
planbar sind wie bisherige Entwicklungsplanungen unter Wachstumsbedingungen.“427  
Die Praxis der Raumplanung in Ostdeutschland ist seit dem Beginn der Schrumpfungsprozesse 
daher einem erheblichen Wandel ausgesetzt428 und steht dabei vor der Herausforderung, unter 
der in Kap. 2.4.1.2 herausgearbeiteten Unsicherheit der ex-ante-Analysen planerische 
Antworten zu formulieren: Weder sind die zukünftigen Entwicklungsverläufe klar, noch sind 
Instrumente der räumlichen Gesamtplanung für den Umgang mit dem demografischen Wandel 
und der Stadtschrumpfung geeignet.  
Ging es in den Nachwendejahren darum, das bundesrepublikanische Planungssystem 
einzuführen, die Bestandsquartiere behutsam zu erneuern und das erhoffte Wachstum zu 
planen, wurden seit 2001 die Herausforderungen des demografischen Wandels und der 
Stadtschrumpfung für die räumliche Planung diskutiert,429 um neue Instrumente zu entwickeln. 
Der Übergang von der Planung unter Wachstum zur Planung unter Schrumpfungsbedingungen 
wird in Wissenschaft und Praxis mit einem Paradigmenwechsel in der räumlichen Planung 
gleichgesetzt,430 weil diese Planung nicht mehr eine hoheitliche Angebotsplanung unter 
Wachstumsbedingungen darstellt, sondern sich vielmehr als kooperative und 
nachfrageorientierte Steuerung unter Schrumpfungsbedingungen versteht.431 
In diesem Unterabschnitt werden zunächst die Herausforderungen des demografischen 
Wandels und der Stadtschrumpfung für die normativen Aussagen als engerer Beitrag der 
planerischen Antworten analysiert,432 um anschließend die Folgerungen für die 
Zielformulierung abzuleiten.  
3.1.2.1 Herausforderungen für den planerischen Umgang 
Demografischer Wandel und Stadtschrumpfung erfordern in der Planung ein „Umdenken weg 
von der Siedlungsexpansion hin zur Bestandserneuerung“433 und damit „vom ‚gesteuerten 
Wachstum’ zum ‚geordneten Rückzug’“.434 Als planerische Aufgabe stellt sich dabei nicht eine 
traditionelle Bestandserneuerung, mit der neue Qualitäten im Siedlungsbestand geschaffen 
werden. Vielmehr ist eine planmäßige Reduzierung des Siedlungsbestandes erforderlich.  
Die planerische Bewältigung dieser Reduzierung ist sehr komplex.435 Folgende 
Herausforderungen bestehen, zunächst bezogen auf das Subjekt: 
 Die Gestaltungsmacht im Siedlungsbestand verteilt sich auf viele Akteure. Dies erfordert 
kooperative Planungsprozesse 436 sowie neue Akteursnetze437 und Kommunikationsformen.  
                                                                                                                                                        
zunächst eine Wahrnehmung und Bewertung der Veränderung (vgl. WÜSTENROT-STIFTUNG (2003: 235); vgl. a. HUSEMANN 
(2005). Auf diese Aspekte wird in der vorliegenden Arbeit nicht näher eingegangen, ebenso wenig auf die weiteren 
sozioökonomischen Auswirkungen der Stadtschrumpfung, wie sie von der KOMMISSION (2000: 24-29) beschrieben werden. 
427  GOLDSCHMIDT (2010a: 142, Dativfehler i. O.). 
428  Vgl. ALTROCK (2005: 150). 
429  Vgl. RAABE (1979: 16). In Westdeutschland wurde bereits im Zusammenhang mit dem Einwohnerrückgang Ende der 1980er 
Jahre eine „Reduktionsplanung“ (BORCHARD 1987b: 17) diskutiert. Das Konzept wurde aber aufgrund der Zuwanderung aus 
Ostdeutschland nicht weiterverfolgt. 
430  Vgl. IBA-BÜRO (2005b: 136); PRÄSIDENT DES LANDTAGES (2004: 257) ; vgl. aber kritisch GROßMANN (2007: 249). 
431  Vgl. GOLDSCHMIDT (2010a: 1). 
432  Die Analyse fokussiert auf das in Kap. 2.1.1 herausgearbeitete engere Planungsverständnis. 
433  PREUß (2006: 65). 
434  KABISCH (2006b: 258); Strauß (2009: 161). 
435  Zur Komplexität vgl. DAVY (2006). 
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 Dennoch behält die Gemeinde weiterhin die zentrale Verantwortung für die Planung.438 
Bezogen auf das Objekt:  
 Es gilt, ein „neues Gleichgewicht mit weniger Einwohnern“439 zu finden, was insbesondere 
eine konkrete Abrissplanung erfordert.440 Aufgrund der verteilten Nutzungsinteressen ist es 
jedoch schwierig, das Gleichgewicht nach siedlungsstrukturellen Aspekten auszurichten. 
Vielmehr ist für die Formulierung normativer Aussagen die Einbeziehung u. a. bestehender 
sozioökonomischer, kultureller, ökologischer und verkehrlicher Belange erforderlich. 
 Die Zusammenhänge zwischen dem physischen Raum und den gesellschaftsräumlichen 
Aspekten erfordern im Sinne einer integrierten Planung eine Erweiterung der Planinhalte 
um gesellschaftsräumliche Aussagen,441 die aber eine zu komplexe Herangehensweise 
vermeiden sollte. 
 Interessenskonflikte bei der baulichen Nutzung von Grundstücken verstärken sich, weil die 
insgesamt zurückgehende Nachfrage zu Angebotsüberhängen führt; dadurch sind 
schwierigere Abwägungsprozesse durchzuführen. 
Bezogen auf die Ziele:442 
 Bisherige Leitbilder, Zielsetzungen und Standards werden hinterfragt.443 Lokalspezifisch 
werden neue Leitbilder diskutiert444 und daraus neue Ziele abgeleitet.445 
 Die Unschärfen in den ex-ante-Aussagen zum demografischen Wandel und zur 
Stadtschrumpfung erschweren die aufgrund der kurzfristigen Handlungserfordernisse 
erforderliche Identifizierung konkreter Ziele zum Stadtumbau. 
 Die Unschärfen der ex-ante-Aussagen stellen insbesondere auf kleinräumiger Ebene ein 
Problem dar, weil sie einen Planungsabschluss verhindern. 
Bezogen auf die Instrumente: 
 Die kooperativen und integrierten Ansätze sollen insbesondere mit neuen Instrumenten der 
Stadtentwicklungsplanung gegeben werden.446 Dabei geht es aber „[m]öglicherweise […] 
sehr viel mehr um eine andere Planungsphilosophie […] und sehr viel weniger um ‚neues‘ 
Recht.“447 
                                                                                                                                                        
436  Vgl. KOMMISSION (2000: 3); ALTROCK (2005: 155); FÜRST (2011: 46; 54-56); vgl. a. HUNING (2006: 140) zu runden 
Tischen. Zur Einbindung von Immobilienbesitzern, Infrastrukturanbietern und Stadtbürgern vgl. AKBAR UND KREMER (2005:21-
25); von Mietern vgl. KABISCH (2006a:11). Allerdings fällt deren Beteiligung am Planungsprozess in der Ostdeutschland 
insbesondere im Vergleich zu den westdeutschen Erfahrungen bisher eher gering aus, vgl. BÜRKNER (2005: 187), zudem 
besteht ein Gefangenendilemma, vgl. Bernt (2005: 113). Vgl. daher kritisch zu runden Tischen unter 
Schrumpfungsbedingungen BMVBW (2001: 13). 
437  Vgl. ALTROCK (2005: 155); Hemmnisse durch bestehende Akteursverflechtungen sind zu überwinden, um bestimmte 
Akteursgruppen (z. B. große Wohnungsunternehmen) gegenüber anderen nicht zu bevorteilen; zu den Nachteilen des 
Stadtumbaus für einzelne Akteure vgl. Schmidt-Eichstaedt (2004: 38). 
438  Vgl. GOLDSCHMIDT UND TAUBENEK (2010: Rn. 148); vgl. a. Kommission (2000: 8; 54). 
439  LÜTKE DALDRUP (2002: 50). 
440  Vgl. KOMMISSION (2000: 4; 54). 
441  Vgl. KOMMISSION (2000: 8). 
442  Die folgenden Aspekte werden später vertieft diskutiert. 
443  Vgl. WÜSTENROT-STIFTUNG (2003: 121).  
444  Vgl. BECKER ET AL. (1999: 11-13); KOMMISSION (2000: 66). Allerdings wurde die Abkehr von der Leitbilddiskussion in den 
1970er Jahren ebenfalls mit Krisen begründet, vgl. KRAU (2010a: 48). 
445  Vgl. DEHNE (2005: 614).  
446  Vgl. KOMMISSION (2000: 8; 66); DASL (2002b: 7-8). 
447  KRAUTZBERGER (2007b: 36); ALBERS (2005a: 1070); PAHL-WEBER (2004: 150). 
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 Die Veränderungsprozesse werden kurzfristiger. Dies erfordert eine Beschleunigung des 
Planungsprozesses sowie eine flexible Anpassungsfähigkeit des Plans.448 
 In der Planung nehmen Aussagen zur Umsetzung der Planinhalte an Bedeutung zu.449 Dies 
erfordert neue Instrumente und Maßnahmen zur Aktivierung der Grundstückseigentümer 
und Mobilisierung von Nutzungspotenzialen. Demgegenüber enthält die Bauleitplanung als 
Angebotsplanung kaum Maßnahmen zur Mobilisierung, weil sie den Zeitpunkt zur 
Umsetzung der Planinhalte offenlässt.450 
 Die Veränderungsprozesse verlaufen räumlich heterogen und erfordern daher eine 
Differenzierung in der Anwendung des Instrumentariums im Sinne eines 
Instrumentenkoffers,451 um im Sinne des DPSIR-Modells angemessen reagieren zu können. 
Die Anpassung des wohnungs- und wohnumfeldbezogenen Angebotes als Antwort auf 
demografischen Wandel und Stadtschrumpfung liegt bei erstem Hinsehen allein in der 
Verantwortung des einzelnen Eigentümers452 bzw. Vermieters. Er hat ein Interesse, das 
Angebot auf eine sich verändernde Nachfrage anzupassen. Zugleich stellt sich aber aufgrund 
der Erheblichkeit der Veränderungen die Frage, welche politische Antwort erforderlich ist. Dies 
erklärt sich in der gesamtgesellschaftlichen Verantwortung der öffentlichen Hand, denn der 
Wohnungsleerstand wirkt sich erheblich auf alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens aus. 
Zudem drohte Ende der 1990er Jahre die Insolvenz vieler ostdeutscher 
Wohnungsunternehmen, wodurch der Wohnungsmarkt insgesamt instabil geworden wäre.  
Die planerische Verantwortung verbleibt daher weiter bei der öffentlichen Hand als Trägerin 
der räumlichen Planung; allerdings kann sie nicht nur hoheitlich planen, sondern sie geht 
vielmehr unter weitgehender Berücksichtigung der Zielvorstellungen der Bestandshalter der 
Immobilien, Infrastrukturträger, Bürger und der anderen öffentlichen und privaten Akteuren vor. 
Das kooperative Vorgehen bildet daher die Grundlage des veränderten 
Planungsverständnisses einer Stadtentwicklung im Siedlungsbestand.453 Im Sinne des 
Steuerungsverständnisses sind Akteure Steuernde (Steuerungssubjekte) und Adressaten (als Teil 
der Steuerungsobjekte).454  
Das Instrumentarium der Bauleitplanung soll zwar die „Grundlage für alle weiteren 
Maßnahmen den Städtebaus“ bilden.455 Jedoch ist sie ungeeignet, die beschriebenen 
Herausforderungen des demografischen Wandels und der Stadtschrumpfung zu bewältigen 
und die hier aufgeführten Anforderungen an das Instrumentarium zu integrieren.456  
                                                 
448  Bereits GÖB (1977: 164) fordert ein flexibles Zielsystem als Gegenbild zur damals schwerfälligen Städtebauförderung. 
449  Vgl. DANIELZYK (2005: 465). 
450  Mit Ausnahme der Bebauungspläne auf Zeit und der Plangewährleistungsfrist sind in der Angebotsplanung keine Aussagen 
zum zeitlichen Bezug enthalten. Allerdings werden immer häufiger vorhabenbezogene Bebauungspläne erarbeitet, deren 
Durchführungsvertrag zeitliche Regelungen enthält. 
451  Schrumpfung ist aber ein gesamtstädtisches (und regionales) Problem, da die Teilräume miteinander funktional verflochten 
sind. Die Stabilisierung eines Teilraumes führt bei einer insgesamt sinkenden Nachfrage zur Destabilisierung eines anderen. 
Daher ist notwendig, die Region als Ganzes zu betrachten und dabei zugleich eine Differenzierung vorzunehmen. 
452  Selbst der BUNDESVERBAND DEUTSCHER WOHNUNGSUNTERNEHMEN e.V. vertritt diese Position (2001: 23), betont aber zugleich 
die Komplexität im Abstimmungs- und Steuerungsprozess. 
453  Im Sinne einer polyrationalen Vorgehensweise. Dennoch stehen sich Anhänger und Skeptiker partnerschaftlicher Ansätze in 
der Stadtpolitik und der Planung gegenüber, vgl. ALTROCK (2005: 150). 
454  Vgl. WÜSTENROT-STIFTUNG (2003: 141).  
455  BORCHARD (2005: 1055); dies bezieht sich insbesondere auf den Bebauungsplan. 
456  Vgl. HÜBLER (2005: 638); BERNT (2002: 5); DIECKMANN (2002: 133); THIEL (2004: 140); FRICK (2006: 160); KRAUTZBERGER 
(Interview 6). Zur „Dauerkrise“ der räumlichen Gesamtplanung vgl. a. WIECHMANN (2010: 17); HÜBLER (2005: 638). 
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Als Gegenentwurf zur formellen Bauleitplanung werden den Herausforderungen daher 
verstärkt informelle Instrumente entgegengesetzt:457 Sie sind in ihrem Verfahren schneller und 
flexibler und ermöglichen neue Beteiligungsformen, die über die Bauleitplanung hinausgehen. 
Schließlich beschränken sie sich im Gegensatz zur Bauleitplanung nicht nur auf Planinhalte mit 
Bodenbelang, sondern können auch gesellschaftsräumliche Zusammenhänge besser abbilden. 
3.1.2.2 Folgerungen für die Zielformulierung 
Der demografische Wandel und die Stadtschrumpfung erfordern die Überprüfung der eigenen 
formulierten normativen Aussagen. Zunächst kann dies materielle Gründe haben, dann stehen 
in der schrumpfenden Stadt andere Themenfelder der Stadtentwicklung im Mittelpunkt als unter 
gemäßigten458 oder Wachstumsbedingungen; unter Beachtung der öffentlichen 
Finanzhaushalte werden dann neue Zielvorstellungen in diesen Themenfeldern erarbeitet. 
Auch prozedurale Gründe sind für die Hinterfragung bestehender normativer Zielvorstellungen 
anzuführen, insbesondere wenn sich durch die kooperative Vorgehensweise das Akteursnetz 
verändert und neue Gruppen eingebunden sind. Zudem bringen in der hoheitlichen Planung 
die Bürger und Träger öffentlicher Belange zwar ihre Vorstellungen in den Planungsprozess 
ein, Zielsubjekte sind sie aber nicht; die Gestaltungmacht wird in der kooperativen Planung 
daher neu verteilt.  
Antworten auf den demografischen Wandel und die Stadtschrumpfung sehen sich neuen 
prognostischen Unsicherheiten ausgesetzt.459 Gerade für Teilräume einer Stadt ist es schwierig, 
präzise analytische Aussagen über die zukünftige Entwicklung zu treffen, an die dann eine 
eindeutige Zielformulierung anknüpfen kann. Aus der Perspektive der Risikoforschung460 leitet 
sich aus dem demografischen Wandel als situativem Kontext daher ein Risiko für die 
Zielformulierung ab. 
Weil die zukünftige Entwicklung nicht eindeutig zu erkennen ist, werden vage Ziele formuliert, 
die auch bei tatsächlich anders verlaufender räumlicher Entwicklung Bestand haben. Eine 
(ständige) Änderung der normativen Aussagen, wie sie bei eindeutigen Aussagen geboten 
wäre, ist damit entbehrlich.461 Aufgrund dieser Vagheit wird allerdings der Planungsabschluss 
nicht vollzogen. 
Als Teil der Prägung durch den situativen Kontext erklärt sich die Vagheit zudem aus dem 
Umstand, dass sich die Planung auf den Siedlungsbestand bezieht. Dabei ist die öffentliche 
Hand im Sinne der kooperativen Planung darauf angewiesen, private und privatwirtschaftliche 
Akteure für die Veränderung des Siedlungsbestandes zu gewinnen. Die Planinhalte werden nur 
umgesetzt, wenn sich der Grundstückseigentümer dazu entschließt. Nicht alle Maßnahmen 
können daher bereits im Planungsprozess objektkonkret verhandelt werden, sondern werden 
erst nach Fertigstellung eines Plans räumlich fixiert. Zudem ist eine planerische Entscheidung, 
wie ein zu hohes Angebot durch den Abriss von Gebäuden oder die Rücknahme von Flächen 
reduziert werden kann, potenziell in hohem Umfang konfliktbeladen. Dies führt zur 
                                                 
457  Vgl. OSWALT (2005a: 14-15); DOEHLER-BEHZADI ET AL. (2005: 76). Der Begriff informell bezieht sich auf die freiere Form des 
Planungsprozesses, in Abgrenzung zur Bauleitplanung als formeller Planung. Vgl. aber kritisch FÜRST (2010: 179-180). 
458  Unter gemäßigten Rahmenbedingungen wird im Sinne des DPSIR-Modells ein Gleichgewicht zwischen Nachfrage und 
Angebot verstanden.  
459  Vgl. ALTROCK (2011), vgl. a. HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 234) aus der Perspektive der Innovationsforschung. 
460  GEIVING (2002). 
461  Nach HAUSCHILDT (1981: 313) werden Ziele „[…] immer in einer bestimmten Situation mit Blick auf eine andere, erwartete 
Situation formuliert. Tritt diese erwartete Situation aber nicht ein, so kann gegebenenfalls eine flexible Abkehr von dem Ziel 
erwünscht oder gar notwendig sein. Ziele, die keine Freiheitsspielräume bieten, nehmen der betroffenen Instanz die 
Flexibilität zu einer vernünftigen Anpassung auf wechselnde Situationen.“ 
 
Programmorientierung der Gemeinden  77 
 
Formulierung vager Ziele, die aus den genannten subjektbezogenen Gründen offenlassen, 
welche konkreten Objekte innerhalb des Geltungsbereiches verändert werden sollen.462  
Aber nicht nur die Formulierung kleinräumiger Aussagen in einer Gemeinde unterliegt unter 
Schrumpfungsbedingungen dem Problem der Unschärfen in den ex-ante-Aussagen. Aus den 
genannten Gründen ist die Befolgung übergeordneter eindeutiger Qualitätsziele, verbindlicher 
Standards und Handlungsziele ebenfalls erschwert: Lokalspezifisch bestehen Hemmnisse zur 
Umsetzung eindeutiger Vorgaben, weshalb auch überörtliche Zielvorstellungen vage formuliert 
werden. Sinnvoll sind zwar Orientierungswerte im Zusammenhang mit der Tragfähigkeit von 
Infrastrukturen und zurückgehender finanzieller Mittel der öffentlichen Haushalte; eine 
öffentliche Debatte findet hierzu in der Praxis bislang aber nicht statt.463 
Als Konsequenz aus dem situativen Kontext ist zunächst denkbar, dass in der Planung unter 
Schrumpfungsbedingungen insbesondere vage Zielvorstellungen formuliert werden. Neben 
Leitbildern464 werden dann vage Qualitäts- und Handlungsziele diskutiert, die 
Entwicklungskorridore enthalten; innerhalb dieser formulierten Korridore werden im Nachgang 
zum Planungsprozess Handlungsentscheidungen getroffen.465 
Gegen vage Ziele bei der Planung spricht jedoch die Dringlichkeit des planerischen Umgangs 
mit dem demografischen Wandel und der Stadtschrumpfung; die Dringlichkeit ergibt sich 
zunächst reaktiv mit Blick auf die bisherige Haushalts- und Leerstandsentwicklung, schließt aber 
die auch in der Zukunft weiter steigenden Leerstandszahlen ein. Dieser Problemdruck ist 
umfassend und erfordert eine zeitnahe Umsetzung. Zudem hängen verschiedene 
Veränderungen miteinander zusammen: Wenn z. B. mehrere Gebäude eines Straßenzuges 
abgerissen werden sollen, sind gleichzeitig entsprechende Umbauten der Netzinfrastruktur im 
Umfeld der Gebäude erforderlich.  
Eine weitere Begründung ergibt sich aus dem Bedürfnis der Eigentümer und Bewohner eines 
Gebietes zu erfahren, ob sie von möglichen baulichen Veränderungen betroffen sind. Davon 
hängen unter anderem kurzfristige Umzugs- bzw. Investitionsentscheidungen ab. Die 
genannten Gründe führen daher zu einer Entscheidung, welche konkreten Objekte baulich 
verändert werden sollen. Zusammenfassend erfordert dies eindeutige Zielformulierungen. Das 
Erfordernis der Dringlichkeit führt insbesondere zur Formulierung von Handlungszielen. 
Im Ergebnis stehen sich für die Zielformulierung unter Schrumpfungsbedingungen zwei Ansätze 
gegenüber: 
 eine sich aus den ex-ante-Aussagen zum demografischen Wandel (und seiner 
Konsequenzen) ergebende Vagheit auf der einen, 
 eine sich aus der Dringlichkeit des Problemdrucks ergebenden Eindeutigkeit auf der 
anderen Seite.  
                                                 
462  Zu konfliktgeladenen Planungssituationen vgl. a. HAUSCHILDT (1981: 319). 
463  Dies begründet sich in dem Beharrungsvermögen von Nutzungen im Raum. Allerdings ist im Zusammenhang mit der 
regionalen Daseinsvorsorge auch die Tragfähigkeit von Infrastruktur zu diskutieren. Dies berührt die Diskussion von 
Orientierungswerten, aber allem für die regionale und nicht für die gemeindliche Ebene. 
464  Vgl. REUTHER (2003). NAGLER (2005: 102) nimmt an „[…] dass beim Fehlen steuernder Marktmechanismen der 
Leitbilddiskussion eine erneut herausragende Bedeutung zukommt.“ 
465  DOEHLER-BEHZADI UND SCHIFFERS (2004: 50-52) empfehlen daher einen Qualitäts- und Quantitätskorridor, vgl. a. LÜTKE 
DALDRUP (2004: 111). 
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Bereits eine von der Bundesregierung eingesetzte EXPERTENKOMMISSION erkannte 2000 diesen 
Gegensatz, indem sie formulierte:466 
„Zu grobe Leitbilder werden unterlaufen werden. Zu detaillierte Leitbilder sind fortschreibungsanfällig 
und unrealistisch. Trotz dieser Schwierigkeiten müssen sich die Kommunen am Ende zu verbindlichen 
Konzepten bekennen: damit Planungssicherheit für alle Betroffenen gegeben ist.“  
Leitbilder alleine sind allerdings ungeeignet, eine ausreichende Grundlage zu gewährleisten. 
Hierfür ist die Formulierung von Qualitäts- und Handlungszielen sinnvoll. Zusammenfassend ist 
damit unklar, welche normativen Aussagen unter Schrumpfungsbedingungen formuliert werden 
und ob sie eindeutige oder vage Aussagen enthalten.  
3.1.3 Kurzfazit 
Demografischer Wandel und Stadtschrumpfung stellen eine erhebliche Herausforderung für die 
Stadtplanung dar, die sich räumlich insbesondere als zurückgehende Siedlungsdichte 
ausdrückt. Im Sinne des DPSIR-Modells verändert sich unter Schrumpfungsbedingungen auch 
die gesellschaftliche Antwort. Die erheblichen Herausforderungen sind mit der Bauleitplanung 
als raumplanerischer Antwort nicht zu bewältigen, weshalb neue planerische Instrumente 
erforderlich sind. 
Im Rahmen der Veränderung der gesellschaftlichen Antwort werden neue Zielvorstellungen 
formuliert. Auf der einen Seite führt die Unschärfe der ex-ante-Aussagen insbesondere auf 
teilräumlicher Ebene zu vagen Zielformulierungen; auf der anderen Seite ist es aufgrund des 
Problemdrucks jedoch erforderlich, dringend zu handeln, weshalb eindeutige Qualitäts- und 
Handlungsziele notwendig sind.  
Die Frage nach der Eignung eindeutig oder vage formulierter Ziele unter 
Schrumpfungsbedingungen ist daher noch nicht geklärt.  
3.2 Programm Stadtumbau Ost als institutioneller Kontext 
Die Bundesregierung hat als Reaktion auf die erheblichen Ausprägungen des demografischen 
Wandels und der Stadtschrumpfung das Förderprogramm Stadtumbau Ost initiiert. Das 
Programm wird gemeinsam mit den Bundesländern aufgelegt. Bislang ist das Programm aus 
der Perspektive der Zielforschung noch nicht analysiert worden. 
In diesem Unterkapitel wird daher die Frage beantwortet, welche überörtlichen Vorgaben als 
institutioneller Kontext die Zielformulierung in der gemeindlichen Planung im sächsischen 
Stadtumbau beeinflussen. Hierfür wird zunächst das Programm dargestellt (Kap. 3.2.1). 
Anschließend werden die Besonderheiten der Ausgestaltung in Sachsen herausgearbeitet 
(Kap. 3.2.2). Schließlich werden Annahmen über die gemeindlichen Konzepte als Ergebnis 
des institutionellen Kontextes formuliert (Kap. 3.2.3).  
3.2.1 Bund-Länder-Programm Stadtumbau Ost 
Die planerische Antwort auf die Herausforderungen des demografischen Wandels und der 
damit verbundenen Stadtschrumpfung wird in der Praxis mit dem Begriff Stadtumbau 
zusammengefasst. Es handelt sich zunächst um ein – gegenüber der hoheitlich ausgerichteten 
räumlichen Gesamtplanung – neues Planungsverständnis, das auf die in Kap. 3.1.2 
                                                 
466  KOMMISSION (2000: 67). 
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herausgearbeiteten Konsequenzen für die Steuerung einzugehen versucht. Grundlegend enthält 
es die folgenden drei Elemente: 
 Integration, um die Stadtentwicklung ganzheitlich zu begreifen,467 
 Kooperation, um alle Akteure in der Stadt einzubinden,468 sowie 
 Flexibilität, um sich im Sinne eines lernenden Vorgehens dynamisch anzupassen.469  
Insgesamt ist der Stadtumbau damit prozessorientiert.470 Sein Instrumentarium beschränkt sich 
nicht auf die Erarbeitung eines Konzeptes, sondern enthält auch Handlungsschritte der Analyse 
und des Vollzuges. Er lässt sich zudem der verständigungsorientierten Planungskultur 
zuordnen. Wie in Kap. 2.4 dargelegt, ist aber damit noch nicht geklärt, wie das 
Instrumentarium hinsichtlich der Ziel- oder Risikoorientierung konzipiert ist und ob daher eher 
eindeutige oder vage Zielvorstellungen formuliert werden.  
Diesem Planungsverständnis liegen Initiativen auf bundespolitischer Ebene zugrunde. Ein im 
Jahr 2000 erstelltes wohnungswirtschaftliches Gutachten471 bildete die Grundlage für die 
Entwicklung des Bund-Länder-Förderprogramms Stadtumbau Ost,472 das sich ausschließlich auf 
Ostdeutschland bezieht. Zentraler Ausgangspunkt des Programms waren die großen Probleme 
der Wohnungswirtschaft aufgrund der erheblichen Leerstandsentwicklung im 
Wohnimmobilienmarkt, die sich zugleich als große städtebauliche Missstände darstellten.473  
Zu Beginn des Förderprogramms wurde 2001 ein Wettbewerb durchgeführt, an dem sich 259 
Gemeinden sowie zehn Ostberliner Stadtteile beteiligten.474 In dem Wettbewerb wurden die 
Gemeinden aufgefordert, gemeinsam mit anderen Akteuren in der Stadt integrierte Konzepte 
zu erarbeiten.475 Die besten Konzepte wurden im September 2002 ausgezeichnet.476 Die 
Erarbeitung eines Konzeptes war Bedingung für die Förderung aus dem gleichnamigen, seit 
2001 aufgelegten Bund-Länder-Programm. Das Programm ist eingebunden in die von Bund 
und Ländern gemeinsam getragene Städtebauförderung, die nach Ansicht der Fördergeber 
„eine große wirtschaftliche, kulturelle und soziale Bedeutung“ für die nachhaltige 
Stadtentwicklung hat.477 
Nach Einführung des Förderprogramms wurde diskutiert, ob das bestehende 
städtebaurechtliche Instrumentarium für den Umgang mit der Stadtschrumpfung geeignet ist.478 
2004 wurde aber ein neuer dritter Teil des Zweiten Kapitels in das BauGB eingeführt.479 Mit 
                                                 
467  Vgl. BUNDESTRANSFERSTELLE (2006: 11); SARCINELLI UND STOPPER (2006: 7) bezeichnen dies aus politikwissenschaftlicher 
Perspektive als „kommunale Querschnittsaufgabe“. Der Anspruch auf Erarbeitung integrierter Konzepte findet sich nicht nur 
im Stadtumbau Ost; vielmehr sind nach KRAU (2010b: 90) „[ü]bergreifende Konzepte, Programme und Ziele der Kommunen 
[…] inzwischen fast schon Norm geworden.“ Der integrative Ansatz hat daher eine Parallele im Programm „Soziale Stadt“ 
(vgl. DIFU (2006: 33) und ist kohärent Zielsetzung in der Leipzig-Charta der EU; vgl. a. BMVBS (2010: 17-18) zu den 
unterschiedlichen Erfahrungen mit integrierten Ansätzen im Stadtumbau in mittel- und osteuropäischen Städten.  
468  Vgl. WEISKE ET AL. (2005a: 7); RINGEL (2006: 62); FORUM BAULANDMANAGEMENT (2005: 30). 
469  Vgl. BUNDESTRANSFERSTELLE (2006: 18); GOLDSCHMIDT UND TAUBENEK (2010: Rn. 138); KABISCH (2006a: 44).  
470  Vgl. GOLDSCHMIDT UND TAUBENEK (2010: Rn. 134) 
471  KOMMISSION „WOHNUNGSWIRTSCHAFTLICHER STRUKTURWANDEL IN DEN NEUEN BUNDESLÄNDERN“ (2000). Dies zeigt das 
Verständnis zu Beginn des Stadtumbau-Programms: der gleiche Rang wohnungswirtschaftlicher und städtebaulicher Fragen. 
472  Die Bundesregierung beschloss das Programm am 15. August 2001, vgl. GOLDSCHMIDT UND TAUBENEK (2010: Rn.216). 
473  Vgl. BMVBW UND BBR (2003a: 10). 
474  Vgl. EBD. (2003a: 8).  
475  Vgl. BMVBW UND BBR (2003a: 27). Die kurze Wettbewerbsdauer stellte die Bearbeiter vor große Herausforderung beim 
Erreichen des Anspruches auf Integration und Kooperation. 
476  Vgl. BMVBW UND BBR (2003a: 8). 
477  BMVBS (2011: 5). 
478  Dabei wurde unter anderem die Auffassung vertreten, dass insbesondere das Sanierungsrecht für den planerischen Umgang 
mit einer zurückgehenden und sich verändernden Nachfrage der Bevölkerung geeignet sei, vgl. BMVBW (2002a: Rn. 261). 
479  Auf Empfehlung von Expertenkommissionen, vgl. BMVBW (2002a: Rn. 267); VHW-ARBEITSGRUPPE (2003); vgl. a. die 
ähnlichen Ergebnisse zum Planspiel der BauGB-Novelle bei DIFU UND FORSCHUNGSGRUPPE (2004: 111-112).  
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der Aufnahme der §§ 171a-d BauGB anerkannte der Bundesgesetzgeber dauerhaft die 
Aufgabe des Stadtumbaus: Aus dem einmaligen Wettbewerb und dem Förderprogramm 
emanzipierte sich in lediglich drei Jahren eine neue rechtliche Regelung. Auch das 
Rechtsverständnis folgt den drei genannten Ansätzen der Integration, Kooperation und 
(aufgrund der Informalität des Vorgehens) der Flexibilität. 
3.2.1.1 Zielorientierung des Programms 
Die beschriebenen Handlungsansätze – Planungsverständnis, Förderprogramm und 
Planungsrecht – nutzen alle drei den Begriff Stadtumbau und decken sich zu weiten Teilen, 
jedoch nicht vollständig.480 Insbesondere im Vergleich zum allgemeinen Planungsverständnis 
folgen das Planungsrecht und vor allem das Förderprogramm einer Zielorientierung. Danach 
handelt es sich um ein Planungsverständnis, durch Formulierung von Zielen Antworten auf den 
demografischen Wandel zu geben.  
Eine Risikoorientierung ist für die beiden überörtlichen Vorgaben nicht prägend. 
Risikoorientierung umfasst ein Planungsverständnis, bei der Antwort auf den demografischen 
Wandel Risiken zu minimieren. Planungsrecht und Förderprogramm gehen vielmehr davon 
aus, dass mit der Planung im Stadtumbau (wie mit der räumlichen Gesamtplanung) eine 
Verfolgung von Zielen möglich ist und nicht die Minimierung von Risiken im Mittelpunkt steht.  
Mit der Einführung in das BauGB wurde dieses Verständnis gestärkt, das sich an dem 
Programm und den rechtlichen Regelungen ausrichtet. Daher wird im Folgenden der Begriff 
Stadtumbau insbesondere aus planungsrechtlicher und fördertechnischer Perspektive definiert.  
3.2.1.2 Definition des Begriffes Stadtumbau 
Der Begriff Stadtumbau hat mit seiner Einführung in das Baugesetzbuch 2004 in 
§ 171a Abs. 2 BauGB eine Legaldefinition erhalten.481 Stadtumbaumaßnahmen sind 
Maßnahmen, „[…] durch die in von erheblichen städtebaulichen Funktionsverlusten betroffenen 
Gebieten Anpassungen zur Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen vorgenommen 
werden. Erhebliche städtebauliche Funktionsverluste liegen insbesondere vor, wenn ein dauerhaftes 
Überangebot an baulichen Anlagen für bestimmte Nutzungen, namentlich für Wohnzwecke, besteht 
oder zu erwarten ist.“482 
In der Legaldefinition wird das durch den strukturellen Leerstand hervorgerufene Überangebot 
der genannten Nutzungen besonders hervorgehoben. Zugleich wird die Herstellung 
nachhaltiger städtebaulicher Strukturen als Ziel betont. Gemäß Definition folgt der Stadtumbau 
– trotz des Anspruchs auf Integration – einer physisch-räumlichen Begriffsvorstellung, indem die 
Herstellung städtebaulicher Strukturen und Funktionen hervorgehoben wird. 
                                                 
480  So geht nach WEISKE ET AL. (2005a: 8) das allgemeine Begriffsverständnis über Terminierung, Ziele und Mittel des 
Förderprogramms hinaus: Stadtumbau sei eingebettet in die permanente professionelle und zivilgesellschaftliche Aufgabe der 
Stadtentwicklung; vgl. a. die weiter gefasste Definition von WEIDNER (2005: 110); zu den akteursbezogenen Unterschieden 
in der Begriffsverwendung vgl. KABISCH (2006a: 18-19; 40). Aber auch gemäß § 171a Abs. 1 BauGB kann Stadtumbau mit 
anderen als den im dritten Teil vorgeschlagenen Instrumenten betrieben werden, etwa Instrumenten des Sanierungsrechtes 
oder des Bund-Länder-Programms „Soziale Stadt“, vgl. a. BMVBS (2007: 4-5). In der vorliegenden Arbeit werden diese aber 
nicht untersucht. 
481  Im gleichen Sinne SCHMIDT-EICHSTAEDT (2004: 134). Das Begriffsverständnis umfasste früher eine Stadterneuerung unter 
Schrumpfungs- oder Wachstumsbedingungen, vgl. SULZER UND BRANDSTETTER (2010: 168) HOFFMANN-AXTHELM (1996); vgl. a. 
HALLER (2004). Dennoch finden sich Beiträge mit Schwerpunkt auf der Umnutzung von Brachflächen, z. B. SCHABER UND 
FISCHER (2009); BODENSCHATZ UND KEGLER (2005); FRICK (2006: 85); vgl. a. den ähnlichen Schwerpunkt im Stadtumbau 
West; zu Gemeinsamkeiten und Unterschieden der beiden Förderprogramme vgl. a. LIEBMANN UND KARSTEN (2009: 468); 
KURTH (2005: 150); STRAUß (2010b); zu Möglichkeiten einer Zusammenführung vgl. BMVBS und BBR (2008: 318-319). 
482  Zu „erheblicher städtebaulicher Funktionsverlust“ vgl. FIESELER (2010: C § 171a BauGB Rn.10), zu „Erheblichkeit“ vgl. 
GOLDSCHMIDT (2010a: 81). 
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In der vorliegenden Arbeit wird der Legaldefinition gefolgt. Zugleich wird angenommen, dass 
das im BauGB erwähnte dauerhafte Überangebot483 nicht vorrangig aus einer Überproduktion 
des Angebotes, sondern im Wesentlichen aus der sich wandelnden und insgesamt geringer 
werdenden Nachfrage resultiert.484 
3.2.1.3 Programmstruktur und Einbindung von Stadtumbaukonzepten 
Ziel der Förderung durch das Programm Stadtumbau Ost sind „[…] attraktive Städte und 
Gemeinden und die Stabilisierung der Wohnungsmärkte. Das Programm hilft Kommunen 
gleichermaßen, den Folgen der Leerstände zu begegnen.“485 Es setzt sich aus den folgenden 
Programmteilen zusammen:486 
 Aufwertung (Abs. 1), 
 Rückbau (Abs. 2), 
 Sanierung und Sicherung von Gebäuden, die vor 1949 errichtet wurden (Abs. 3) und 
 stadtumbaubedingte Rückführung der städtischen Infrastruktur (Abs. 4). 
Mit diesen Programmteilen werden vor allem qualitative Ziele formuliert; lediglich im Bereich 
des Wohnungsrückbaus wurden quantitative Aussagen getroffen. So sollen zwischen 2008 
und 2016 insgesamt 200.000 bis 250.000 Wohnungen abgerissen werden.487 
Die Finanzierung der Programmteile ist unterschiedlich geregelt. Bei der Aufwertung finanziert 
der Bund zu einem Drittel, zwei Drittel verteilen sich auf Land und Gemeinden; bei allen 
anderen Programmteilen betragen Bundes- und Landesanteil jeweils 50 %, sodass hier auf die 
Gemeinden keine Kosten zukommen.488  
Obwohl die Mittel für Rückbau und Aufwertung paritätisch eingesetzt werden sollen, ist die 
Bilanz unterschiedlich. In den ersten Jahren des Programms stand der Abriss im Vordergrund 
der Maßnahmen und damit auch der Förderung. Seit 2007 hat eine Schwerpunktverlagerung 
auf Aufwertungsmaßnahmen stattgefunden,489 während sich die Umsetzung von 
Rückbaumaßnahmen in den meisten Ländern deutlich reduziert hat. Dies begründet sich mit 
fehlenden Potenzialen für den weiteren flächenhaften Abriss unsanierter Gebäude, der 
wirtschaftlichen Konsolidierung der Wohnungsunternehmen sowie dem Auslaufen der 
Entlastung durch das Altschuldenhilfegesetz (AHG).490 Dennoch wird mit dem starken Anstieg 
der Leerstandszahlen gerechnet: „Es stellt sich […] nicht die Frage, ob weiterer Leerstand 
entstehen wird, sondern wo dieser entstehen wird.“491 Daher wird auch wieder von einer 
Erhöhung des Abrissvolumens ausgegangen.492 
                                                 
483  Zu den Schwierigkeiten in der Auslegung dieses Begriffs vgl. das Planspiel zur BauGB-Novelle (DIFU UND FORSCHUNGSGRUPPE 
2004: 113). 
484  Daher wäre ein anderer Begriff, wie z. B. „Stadtrückbau“ auch treffender gewesen. Entsprechend ist auch die Verwendung 
des Begriffes für das Förderprogramm Stadtumbau West kritisch zu sehen. 
485  BMVBS (2011: 12).  
486  Gem. VERWALTUNGSVEREINBARUNG (2011: Art. 7). Die Verwaltungsvereinbarung gibt die grundlegenden Programmteile vor, 
die in den Landesprogrammen spezifiziert werden. Bereits die KOMMISSION zur Vorbereitung des Förderprogramms verweist 
auf eine zusammenhängende Betrachtung (2000: 54). Auf die zentralen Programmteile Rückbau und Aufwertung wird in 
Kap. 4.3.2.4 näher eingegangen. 
487  Deutscher Bundestag (2012: 7). 
488  BMVBS (2011: 15-16). 
489  HALLER UND LIEBMANN (2011: 20). 
490  Vgl. BUNDESTRANSFERSTELLE (2010: 2). 
491  DEUTSCHER BUNDESTAG (2012: 42). 
492  Vgl. BUNDESTRANSFERSTELLE (2010: 2).  
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Um Städtebauförderungsmittel zur Bewältigung der städtebaulichen Missstände zu erhalten, ist 
die Abgrenzung eines Stadtumbau-Fördergebietes erforderlich. Diese Festlegung ist mithilfe 
eines städtebaulichen Entwicklungskonzeptes auf teilräumlicher Ebene gem. § 171b BauGB 
erforderlich.493  
Bei der Formulierung der Paragrafen durch den Bundesgesetzgeber 2004 wäre es denkbar 
gewesen, Konzepte zu fordern, die sowohl auf gesamtstädtischer als auch auf teilräumlicher 
Ebene normative Aussagen treffen; alternativ hätte auch eine Zweistufigkeit vorgegeben 
werden können, die zunächst die Erarbeitung eines gesamtstädtischen und anschließend die 
Ableitung teilräumlicher Konzepte verlangt.494  
Jedoch wird im BauGB weder ein zweiteiliges Konzept noch ein zweistufiges Verfahren 
vorgeschrieben: Gem. § 171b BauGB ist das städtebauliche Entwicklungskonzept lediglich für 
ein teilräumliches Stadtumbaugebiet erforderlich, dessen Gebietsgrenze von der Gemeinde 
festgelegt wird. Aus der Perspektive des BauGB und damit verbunden auch der 
förderpolitischen Vorstellungen des Bundes wird das zentrale Handlungsfeld des Stadtumbaus 
daher auf der teilräumlichen Ebene gesehen.495  
Gemäß planungsrechtlicher Auffassung haben die städtebaulichen Konzepte eine zentrale 
Funktion für den Stadtumbau,496 weil sie neben der Abgrenzung der Fördergebiete 
insbesondere die normativen Aussagen zur Behebung der städtebaulichen Missstände 
enthalten sollen.  
Das Förderprogramm ist über die Verwaltungsvereinbarung Städtebauförderung 
(VVStädtebauF) mit den Stadtumbau-Paragrafen des BauGB verknüpft.497 Den Zusammenhang 
zwischen dem Förderprogramm, der Fördergebietsgrenze und dem im BauGB rechtlich 
geregelten teilräumlichen Fördergebietskonzept veranschaulicht Abbildung 15.498  
Die Verwaltungsvereinbarung wird jährlich geschlossen,499 indem sowohl die jeweilige Höhe 
der Finanzverpflichtungen des Bundes und der Länder als auch die inhaltlichen Förderkriterien 
neu festgelegt werden.500 Seit dem Wettbewerb wurden die Kriterien der Förderung 
angepasst. In der jährlichen Beschlussfassung wird daher der Charakter des Stadtumbaus als 
lernendes Programm deutlich. Auf Länderebene werden die Vorgaben der 
Verwaltungsvereinbarung jeweils durch eigene Landesvorschriften zu Förderfähigkeit, Aufbau 
und Inhalt konkretisiert. 
                                                 
493  Es wurde ebenfalls 2004 in das BauGB aufgenommen. Gem. BMVBS (2011: 13) ist die Erarbeitung und Fortschreibung 
dieses Konzeptes über Aufwertungsmittel förderfähig.  
494  Wie z. B. in der GdW-Arbeitshilfe, vgl. BUNDESVERBAND (2001: 17); zur gemeinsamen Betrachtung vgl. a. WEIDNER (2005: 
119); GOLDSCHMIDT (2010a: 222); KÖTTER (2007: 41). Noch im Planspiel zur BauGB-Novelle wurde die Notwendigkeit 
eines gesamtstädtischen Konzepts betont, vgl. die Aussage der Stadt Forst (Lausitz) in: DIFU UND FORSCHUNGSGRUPPE (2004: 
114).  
495  Vgl. FIESELER (2010: C § 171b BauGB Rn.2). Dennoch ist nach LIEBMANN (2009: 143) eine „abgestimmte gesamtstädtische 
Strategie“ erforderlich.  
496  Die Evaluierung des Förderprogramms kommt zu dem Schluss (BMVBS UND BBR 2008: 54): „In allen Ländern ist man sich 
einig, dass die Integrierten Konzepte ein ganz wesentliches und inzwischen unverzichtbares Instrument zur Steuerung des 
Stadtumbauprozesses sind.“ Im gleichen Sinne vgl. MINISTERIUM FÜR INFRASTRUKTUR UND RAUMORDNUNG DES LANDES 
BRANDENBURG (Interview 4); GOLDSCHMIDT (2010a: 222); FIESELER (2010: C § 171b BauGB Rn.1); FRIESECKE (2008: 115). 
497  Aktuell über Art. 6 Abs. 1 S. 1 der VERWALTUNGSVEREINBARUNG 2011. 
498  Bereits GÖB (1977: 165) schlägt als Alternative zu Bebauungsplänen formalisierte städtebauliche Rahmenpläne vor, die mit 
der Städtebauförderung verknüpft sind. 
499  Dies kann aber zur Planungsunsicherheit der Gemeinden führen, vgl. BERNT (2002: 11). 
500  Vgl. JÖRISSEN UND COENEN (2007: 235). So sind im Laufe der Jahre Programmteile und Fördertatbestände verändert worden. 
Insbesondere ist seit 2008 kein Abriss von Vorderhäusern, die vor 1918 errichtet worden sind, sowie von 
denkmalgeschützter Bausubstanz mehr förderfähig; Ausnahmen können nur über das Land und den Bund genehmigt werden, 
vgl. BMVBS UND BBR (2008: 10). 
 










Abbildung 15: Stadtumbau Ost: Verbindung von Planungsrecht und Förderprogramm 
(Quelle: eigene Darstellung, in: STRAUß 2010c: 23) 
Nach dem Bundeswettbewerb und einer ersten Phase 2002 bis 2009 befindet sich das 
Programm seit 2010 in einer zweiten Förderperiode, die bis 2016 läuft.501 Die 
Bundestransferstelle Stadtumbau Ost502 begleitet Gemeinden und Fördergeber mit 
wissenschaftlichen Beiträgen; sie wertet den Stadtumbauprozess aus503 und berät die 
Bundespolitik bei der Ausgestaltung des Programms. Zusätzlich ist das Programm zum 
Abschluss der ersten und Vorbereitung der zweiten Förderperiode von externer Stelle evaluiert 
worden.504  
In der Evaluierung wurde die Sinnhaftigkeit des Förderprogramms grundsätzlich 
nachgewiesen. Denn im Bereich der Bestände der GdW-Wohnungsunternehmen wurden 
zwischen 2001 und 2011 rund 290.000 Wohnungen abgerissen und der Leerstand in 
erheblichem Umfang, von 15,3 % auf 8,4 % gesenkt.505 Mit dem Abriss verknüpft war die 
Entlastung der Wohnungsunternehmen von Altschulden aus der Zeit der DDR;506 weshalb 
Erfolge neben der städtebaulichen auch in der wohnungswirtschaftlichen Zielstellung 
festzustellen sind. Im Gegensatz zu gebäudepolitischen Aussagen werden in der Evaluierung 
des Stadtumbaus aber kaum Aussagen über die Veränderung der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche und der Siedlungsdichte getroffen. 
Dennoch sind weiterhin Probleme zu verzeichnen, die sich innerhalb der Städte ungleich 
verteilen. So liegen die Leerstandsquoten in den innerstädtischen Altbauquartieren über den 
gesamtstädtischen Quoten,507 weshalb der verstärkte Abriss in den Großwohnsiedlungen am 
Stadtrand bislang noch nicht zu einer nennenswerten Erhöhung der Nachfrage in 
innerstädtischen Quartieren geführt hat.508 Die bisherigen stadtgestalterischen Effekte des 
Stadtumbaus wirken „oftmals lediglich kleinräumig“; 509 Dies begründet sich insbesondere mit 
den individuellen Wohnpräferenzen, denn bei einem abrissbedingten Umzug verbleiben 70 
bis 80 Prozent der Mieter innerhalb des bisherigen Wohngebietes.510  
                                                 
501  Vgl. BMVBS (2011: 12) i. V. m. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM (2010a: II. Nr. 5.8; Nr. 5.9). Vor dem Hintergrund der 
städtebaulichen Missstände ist ein Förderbedarf auch nach 2016 zu erwarten.  
502  HTTP://WWW.STADTUMBAU-OST.INFO/ 
503  Vgl. BUNDESTRANSFERSTELLE (2010).  
504  Vgl. BMVBS UND BBR (2008); aufgrund der positiven Evaluierung der ersten Förderperiode wurde es verlängert. 
505  Vgl. HALLER UND LIEBMANN (2011: 19). 
506  Vgl. HALLER UND LIEBMANN (2011: 19-20); vgl. a. GOLDSCHMIDT UND TAUBENEK (2000: Rn. 202).  
507  Nach LIEBMANN (2009: 148) konzentriert sich der Leerstand auf einfachere gründerzeitliche Gebiete und unsanierte 
Gebäude. 
508  LIEBMANN (2009: 145). 
509  Vgl. BMVBS UND BBR (2008: 289). 
510  BUNDESTRANSFERSTELLE (2007: 29). 
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Vor diesem Hintergrund ist in der jüngeren Vergangenheit in der Ziel- und Umsetzung „ein 
deutlicher Wandel sowohl räumlicher als auch inhaltlicher Schwerpunktsetzungen erkennbar“, 
insbesondere511  
 eine stärkere Orientierung auf die Innenstädte, 
 eine größere Gewichtung des Programmteils Aufwertung512 sowie 
 eine breitere Öffnung des Förderprogramms gegenüber Kleineigentümern. 
Dies führt allerdings zu den folgenden Konflikten in der Schwerpunktsetzung:  
 Dringlichkeit des Rückbaus und der Rücknahme der siedlungsstrukturellen Verwertung: Der 
Leerstand ist weiterhin sehr hoch, weil auch die Nachfrageausfälle weiter sehr hoch sind; 
die Dynamik der Nachfrageausfälle wird in Zukunft noch zunehmen und zu einer zweiten 
Leerstandswelle führen. Daher ist eine Schwerpunktsetzung im Bereich der Aufwertung als 
problematisch einzustufen.513 
 Schwerpunktsetzung auch auf Gebiete mit hohem Nachfragerückgang: Eine 
Schwerpunktsetzung in innerstädtischen Gebieten darf nicht dazu führen, die Verfolgung 
des Allgemeinwohls in Gebieten mit erheblicher Schrumpfung aufzugeben.514 
Doch auch im Koalitionsvertrag der Bundesregierung der 17. Legislaturperiode aus dem Jahr 
2009 ist diese Schwerpunktverlagerung vorgesehen:515 „Beim ‚Stadtumbau Ost‘ soll die 
Aufwertung von Innenstädten und die Sanierung von Altbausubstanz gestärkt und der Rückbau 
der technischen und sozialen Infrastruktur besser berücksichtigt werden. Der Erfolg des 
Programms soll nicht durch ungelöste Altschuldenprobleme einzelner Wohnungsunternehmen 
beim Abriss von Wohnungsleerstand gefährdet werden.“516  
3.2.1.4 Programmorientierung der Gemeinden  
Das Förderprogramm Stadtumbau Ost enthält einen raumpolitischen Mehr-Ebenen-Ansatz der 
Steuerung zur Behebung der städtebaulichen Missstände, die im Zusammenhang mit dem 
demografischen Wandel und der Stadtschrumpfung entstehen. Das Programm wird als 
Instrumentarium anstelle der räumlichen Gesamtplanung eingesetzt, weil die 
gesamtplanerischen Instrumente zur Bewältigung dieser Aufgaben nicht geeignet sind. Statt 
des Allgemeinen wird im Stadtumbau daher das Besondere Städtebaurecht herangezogen und 
mit dem Förderprogramm verknüpft. 
Mit dem Programm werden Gemeinden, die einen Bedarf an Förderung nachweisen können, 
bei der Wiederherstellung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen finanziell gefördert. 
Umgekehrt stellt sich das Förderprogramm aber für den Staat als Möglichkeit dar, im Sinne des 
in Kap. 1.3.1 dargestellten akteurzentrierten Institutionalismus das gemeindliche Handeln 
durch überörtliche Anreize zu beeinflussen.517 Die Gemeinden orientieren sich in der 
Formulierung der normativen Aussagen zur Behebung städtebaulicher Missstände an den 
überörtlichen Kriterien des Programms.  
                                                 
511  LIEBMANN (2009: 146). 
512  Vgl. die Empfehlung bei BMVBS UND BBR (2008: V). 
513  Vgl. LIEBMANN (2009: 153).  
514  Hierzu schreibt LIEBMANN (2009: 154, z.T. S. 154, Fußnote 10): „Natürlich finden auch in den ‚Verliererquartieren‘ noch 
Fördermaßnahmen statt. Allerdings richten sich diese über den Programmteil ‚Rückbau‘ oder das Programm Soziale Stadt 
eher auf die ‚Nachsorge‘ und das ‚soziale Abfedern‘ von Abwärtsentwicklungen.“ 
515  Auch hieran zeigt sich das lernende Programm. Die Fokussierung auf die Innenstädte wird auch in Sachsen im Rahmen der 
Innenentwicklungsstrategie befürwortet. 
516  KOALITIONSVERTRAG (2009: 41). 
517  Vgl. KILPER (2009: 114).  
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Unter einem Programm versteht MAYNTZ nicht nur die Bestimmung von Handlungszielen, „[…] 
es legt auch Adressaten und für die Durchführung Verantwortliche fest und strukturiert die 
Beziehung zwischen ihnen und weiteren Interessentengruppen vor.“518 Liegen Programme vor, 
richtet sich die Zieldiskussion danach aus.519 Dies gilt auch für die Zielbeziehungen der 
Programmadressaten.  
Überörtliche Zielvorstellungen und Themenfelder, die der Programmgeber im Bewusstsein des 
Programmadressaten stärken möchte, sind leichter durchsetzbar. Denn die Gemeinden werden 
sich eher an den Fördermöglichkeiten des Programms orientieren und weniger versuchen, ihre 
eigenen Ziele (auch im Konflikt zu überörtlichen Ebenen) umzusetzen.520 
Zielvorstellungen der überörtlichen Planungsträger, die in formellen Plänen enthalten sind, 
haben oftmals restriktiven Charakter (z. B. Ziele der Raumordnung, Ver- und Gebote), wodurch 
die institutionellen Probleme zur Durchsetzung vertikaler Ziele durch lokale Planungsträger 
verschärft werden.521 Demgegenüber ermöglicht das Setzen von Anreizen durch Fördermittel 
den überörtlichen Institutionen, die Gemeinden zur Umsetzung überörtlicher Ziele zu bewegen. 
Um aus Sicht des Fördergebers eine Fehlallokation zu vermeiden, ist eine Qualitätskontrolle 
erforderlich.522  
Allerdings haben Programme teilweise vage Fördervorgaben. In diesem Fall bringt der 
Fördergeber keine eigenen konkreten Zielvorstellungen ein. Es wird in der vorliegenden Arbeit 
aber angenommen, dass Ziele eines Förderprogramms konkreter sind als die 
raumordnerischen Ziele im Rahmen der räumlichen Gesamtplanung: Aufgrund der Aussicht auf 
Fördermöglichkeiten lässt sich eine Gemeinde auch auf die Verfolgung konkreter Ziele, die von 
der überörtlichen Ebene vorgegeben werden, ein; demgegenüber ist dies ohne Anreize in der 
räumlichen Gesamtplanung weniger der Fall.  
Den Gemeinden als Fördernehmern bietet ein von den überörtlichen Ebenen vage formuliertes 
Programm große Handlungsspielräume.523 Liegen hingegen eindeutige Förderziele und 
Bedarfskriterien vor, müssen sie darüber entscheiden, ob sie diese Ziele mittragen können, um 
Fördergelder zu beantragen. Allerdings zeigen sich hierbei die unterschiedlichen 
Rationalitäten der verschiedenen Planungsebenen. Aus Sicht des Programmgebers kann es 
Intention sein, mithilfe des Förderprogramms die Gemeinden zur Aufgabe bisheriger 
Zielvorstellungen zu bewegen. Denn Teilziel eines Förderprogramms ist die Veränderung 
normativer Aussagen der Fördernehmer im Sinne der Fördergeber; hierzu werden die 
Fördergelder als Anreizinstrumente herangezogen. 
Mit der Orientierung gemeindlicher Planung an überörtlichen Förderprogrammen verlieren 
einzelne Stufen in der Stufenfolge der räumlichen Gesamtplanung an Bedeutung. Insbesondere 
die Regionalplanung ist an den gemeinsamen Programmen der Städtebauförderung von Bund 
und Ländern nicht beteiligt. Die gegenüber der Landesplanung konkretisierten Ziele der 
Regionalplanung sind daher nicht notwendigerweise Gegenstand einer Überprüfung auf 
Förderfähigkeit.  
Daher unterscheidet sich die Einbeziehung der überörtlichen Ebenen im Stadtumbau von der 
Stufenfolge der räumlichen Gesamtplanung. Allerdings kann diese Lücke überwunden werden, 
wenn die regionalen Planungsträger bereits bei der Formulierung des Förderprogramms 
                                                 
518  MAYNTZ (1980a: 4). 
519  Vgl. BRAUN (1988 161). 
520  Vgl. SCHRÖDER (2003a: 18) am Beispiel der „Sozialen Stadt“  
521  Vgl. BAESTLEIN UND KONUKIEWITZ (1980) als frühe Auseinandersetzung mit der Implementation formeller Raumordnungspolitik. 
522  Vgl. SCHARPF (1983: 115). 
523  DER RAT VON SACHVERSTÄNDIGEN FÜR UMWELTFRAGEN (1998: 49).  
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beteiligt werden, bei der Erarbeitung eines Konzeptes zu Rate gezogen werden oder wenn als 
Maßgabe der Förderfähigkeit einer Gemeinde zumindest die Einhaltung der 
regionalplanerischen Aussagen zu Bedingung erklärt wird. 
Die Programmorientierung im Stadtumbau hat zur Sensibilisierung der Gemeinden für die 
Problematik des Leerstandes und der Stadtschrumpfung geführt.524 Zusätzlich haben sie neue 
Konzepte erarbeitet.525 Das Förderprogramm stärkt daher das neue integrierte, kooperative 
und flexible Planungsverständnis. KÜHN UND LIEBMANN problematisieren dabei aber, dass die 
Fördermittel „[…] die lokalen Handlungsspielräume sowohl erweitern als auch einengen.“526 
Daher kann der Annahme von OSWALT nicht gefolgt werden, im Stadtumbau-Programm werde 
auf die Durchsetzung gesamtstaatlicher Einheitsvorstellungen verzichtet, weshalb eine 
Emanzipation des Lokalen entstehe.527 
3.2.2 Ausgestaltung des Stadtumbaus in Sachsen 
In der vorliegenden Arbeit wird der Stadtumbau in Sachsen für die praxisbezogene 
Auseinandersetzung herangezogen. Im Freistaat wurde im Vergleich zu den anderen 
Bundesländern bereits Mitte der 1990er Jahre das Problem des Leerstands erkannt und das 
erste Förderprogramm zum Abriss von Wohnungsbeständen aufgelegt. Viele Gemeinden 
erarbeiteten bereits vor dem Bundeswettbewerb ein Grobkonzept zum Umgang mit dem 
Wohnungsleerstand.528  
Der Freistaat ist derzeit bestrebt, die Vorgaben zum Stadtumbau auf Landesebene zu 
verbessern, um auch das planerische Vorgehen in den Gemeinden zu optimieren.529 
3.2.2.1 Herausforderungen und Zielstellung in Sachsen 
Die Einwohnerzahl im Freistaat Sachsen hat sich kontinuierlich von 4.775.914 im Jahr 1990 
auf 4.149.477 im Jahre 2010 reduziert; dies entspricht einem Rückgang von 13,11 Prozent. 
Seit 1996 ging die Einwohnerzahl um 8,72 Prozent zurück.530 Demgegenüber stieg die 
Siedlungs- und Verkehrsfläche von 1996 bis 2010 um 17,99 Prozent an.531 Der Freistaat ist 
demnach sowohl vom demografischen Wandel als auch von der Stadtschrumpfung in 
erheblichem Umfang betroffen. 
Vor dem Hintergrund dieser Herausforderungen ist der Freistaat in das Bund-Länder-Programm 
Stadtumbau Ost eingebunden. Die Bundesfinanzhilfen werden auf die verschiedenen 
Bundesländer und dort jeweils auf die verschiedenen Programme der Städtebauförderung 
aufgeteilt.532 Die Länder reichen Bundes- und Landesmittel gemeinsam an die Gemeinden 
weiter.533  
                                                 
524  Vgl. KILPER (2009: 114). 
525  So kommt das DIFU (o.J.: o.S.) zu dem Schluss: „Ohne staatliche Vorschriften und/oder Anreize – dies gestehen viele Städte 
nur ungern ein – wären so manche Stadtentwicklungskonzepte nie formuliert worden.“ 
526  KÜHN UND LIEBMANN (2009a: 345). 
527  Vgl. OSWALT (2005a: 16). Allerdings fordert SCHULZ (2005: 90) eher eine neue Autonomie der Gemeinden: Neben der 
Optimierung der zentralen Lenkung auf Bund- und Länderebene befürwortet er eine Erweiterung der kommunalen Spielräume, 
da die Gemeinden ein dezentrales Pendant, zum Teil auch Korrektiv zur zentralen Steuerung darstellten. 
528  Vgl. HALLER ET AL. (2001: 127).  
529  Vgl. SULZER (Interview 13); BABA (Interview 15). 
530  Vgl. STALA (2012a). 
531  EBD. Zahlen für die Siedlungs- und Verkehrsfläche liegen für den gesamten Freistaat erst seit 1996 vor. 
532  Vgl. für das Jahr 2011: VERWALTUNGSVEREINBARUNG (2011: Art. 1 Abs. 3 i. V. m. Tabelle). 
533  BMVBS (2007: 11). 
 
Programmorientierung der Gemeinden  87 
 
In Sachsen werden 132 Gemeinden mit Mitteln aus dem Stadtumbau-Programm gefördert. Der 
Anteil der geförderten Städte ist im Vergleich zu den anderen Bundesländern ebenso höher 
wie der Anteil der Finanzhilfen des Bundes. Bis 2010 beteiligte sich der Bund mit 344,3 Mio. 
Euro an sächsischen Stadtumbaumaßnahmen. Bei einem Gesamtvolumen an Bundeshilfen von 
1.118,9 Mio. € erhielten Stadtumbauprojekte 30,8 Prozent aller im Stadtumbau gezahlten 
Bundeshilfen.534 Dies hat zwei Gründe:535 
 in Sachsen gibt es verhältnismäßig viele Klein- und Mittelstädte und eine hohe 
Siedlungsdichte, und 
 in Sachsen besteht eine andere Förderprogrammatik als z. B in Brandenburg, wo nur 
wenige Städte eine Förderung erhalten. 
In Sachsen sind im Zeitraum von 2000 bis 2010 insgesamt 102.000 Wohneinheiten 
abgerissen worden, was zu einer Stabilisierung des Wohnungsmarktes geführt hat.536 
19 Prozent der abgerissenen Wohnungen waren Altbauten vor 1948.  
Im Vergleich zu den anderen Bundesländern und im Verhältnis zu den Plattenbaugebieten ist 
dies ein überdurchschnittlich hoher Anteil.537 Mit dem Abriss konnten ein Anstieg des 
Wohnungsleerstandes abgewendet und die Leerstandszahl reduziert werden. Allerdings hat 
sich der Rückbau seit 2008 deutlich verlangsamt.538  
Abbildung 16 zeigt die Leerstandsentwicklung für die Bestände der sächsischen 
Mitgliedsunternehmen des GdW, die 28 Prozent des sächsischen Wohnungsbestandes 
umfassen. 2010 standen 70.000 Wohneinheiten leer, 11,2 Prozent des GdW-Bestandes. 
Insgesamt wird in den Programmkommunen von einem Leerstand von 12,7 Prozent 
ausgegangen.539 Es wird angenommen, dass der Leerstand aufgrund des erheblichen 
Einwohnerrückganges und der damit verbundenen Haushaltsaufälle wieder deutlich ansteigt.540 
                                                 
534  Vgl. BMVBS (2012: 2). 
535  Dies bildet die Grundlage für eine ausreichend große Grundgesamtheit zur empirischen Untersuchung – im Vergleich zu 
Brandenburg, das im Stadtumbau nur eine geringe Anzahl von Gemeinden fördert. 
536  Vgl. SÄCHSISCHE AUFBAUBANK (2011: 26-27). 
537  DEUTSCHER BUNDESTAG (2012: 31). 
538  EBD.  
539  Vgl. DEUTSCHER BUNDESTAG (2012: 30), auf Basis einer Erhebung des SMI in 81 Programmkommunen. 
540  Vgl. SÄCHSISCHE AUFBAUBANK (2011: 62-63). 
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Abbildung 16: Wohnungsleerstand bei den sächsischen Mitgliedsunternehmen des GdW 1999-2010 
(Quelle: SÄCHSISCHE AUFBAUBANK 2011: 62) 
Vor diesem Hintergrund sieht die Planung des Freistaates alleine für den Zeitraum 2011 bis 
2013 einen Abriss von weiteren 17.000 Wohneinheiten vor (vgl. Abbildung 17). Damit wird 
allerdings die ursprüngliche Zielsetzung des Freistaates 2002 nicht erfüllt, bis zum Jahr 2015 
insgesamt 250.000 Wohnungen abzureißen.541 
 
Abbildung 17: Geförderter Wohnungsabriss 2000 bis 2010 und Planung 2011 bis 2013 
(Quelle: SÄCHSISCHE AUFBAUBANK 2011: 26) 
                                                 
541  Deutscher Bundestag (2012: 31). 
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Zum planerischen Umgang mit dem demografischen Wandel und der Stadtschrumpfung betont 
der Freistaat Sachsen in seiner „Stadtentwicklungsstrategie 2020“ die zentrale Bedeutung der 
Erarbeitung gesamtstädtischer und teilräumlicher Konzepte als Beitrag für ein „strategisches 
Vorgehen“.542 Nach Auffassung des Freistaates müsse zukünftig aber noch stärker auf die 
Qualität geachtet sowie sichergestellt werden,  
„[…] dass mit jeder Maßnahme das Optimum für die betroffene Gemeinde im Sinne des Gesamtziels 
erreicht wird. Von daher kommt es nicht auf jede Einzelmaßnahme für sich betrachtet an. Vielmehr ist 
zu fragen, was in der Gemeinde zu geschehen hat, um dem Gesamtziel näher zu kommen.“ 543 
Im Zusammenhang mit der Stadtentwicklungsstrategie des Freistaates sind die Gemeinden 
angehalten, ihre bisherigen Gebietszuschnitte der Städtebauförderung zu überprüfen; 
aufgrund des bisher größeren Zuschnittes handelt es sich hierbei oftmals um eine 
Verkleinerung der Fördergebietsgrenze.544 
3.2.2.2 Mehr-Ebenen-Struktur 
Das gemeinsam von Bund und Ländern getragene Programm bewirkt eine raumpolitische 
Mehr-Ebenen-Struktur.545 In Sachsen werden die Förderrichtlinien in Sachsen in eigene 
Bestimmungen übertragen, welche jährlich in einer Bekanntmachung über die 
Städtebauförderung in Sachsen veröffentlicht werden. Diese Bekanntmachung ist für die 
sächsischen Gemeinden die maßgebliche programmatische Aussage.546 Die rechtliche 
Grundlage der Bekanntmachung547 sind zum einen die jährlich geschlossene 
Verwaltungsvereinbarung über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes an die Länder,548 
zum anderen die Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums des Innern (SMI) 
über die Förderung der Städtebaulichen Erneuerung im Freistaat Sachsen549, welche nicht 
jährlich geändert wird. 
Auf kommunaler Ebene sind alle Städte und Gemeinden antragsberechtigt.550 Die Vergabe der 
Fördermittel erfolgt in Sachsen aber im Wettbewerb, 551 weshalb kein Anspruch auf Förderung 
besteht. Dies ermöglicht dem Freistaat, Anforderungen an die prozedurale und die materielle 
Qualität der Konzepte zu formulieren und umzusetzen. Hinweise zum Wettbewerb werden 
kaum getroffen;552 in materieller Hinsicht werden lediglich die Förderkriterien des Programms 
genannt, während weitere Angaben z. B. über die Gewichtung der Kriterien fehlen. 
Grundbedingung für die Förderung in Sachsen, um überhaupt in das Programm aufgenommen 
zu werden, ist die Erarbeitung eines Konzeptes auf gesamtstädtischer Ebene. Diese Forderung 
                                                 
542  SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (2010b: 9); vgl. a. MINISTERIUM DES INNERN (2005: 2) 
543  Vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (2010b: 9).  
544  Vgl. SÄCHSISCHE AUFBAUBANK 2011: 31. Die zunächst weite Fassung der Fördergebiete widerspricht dem 
Zweckmäßigkeitserfordernis (MÖLLER 2006: 100-101). 
545  Zu verschiedenen Ebenen im Stadtumbau im Sinne der Mehr-Ebenen-Governance vgl. KÜHN (2009: 99); GOLDSCHMIDT 
(2010a: 118); FRIESECKE (2008: 63). 
546  Vgl. für das Jahr 2011: SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM (2010a). In der vorliegenden Arbeit wurde die 
Förderbekanntmachung für das Programmjahr 2011 zur Auswertung herangezogen, um insbesondere die separaten SEKOs 
anhand der zur Erarbeitung gültigen Fassung der Förderbekanntmachung bewerten zu können. 
547  Vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM (2010a: 1924). 
548  Der Arbeit liegt die VERWALTUNGSVEREINBARUNG (2011) zugrunde. 
549  Vgl. VERWALTUNGSVORSCHRIFT (2009). 
550  Vgl. BMVBS (2007: 15). Ist eine Gemeinde am Förderprogramm beteiligt, kann auch ein Eigentümer bzw. Investor bei der 
Gemeinde einen Förderantrag für ein Vorhaben im Fördergebiet stellen, vgl. BMVBS (2007: 15). 
551  Dabei bestehen Unterschiede gegenüber anderen Bundesländern in der Verteilung der Mittel auf Gemeinden. Dies erschwert 
eine vergleichende Untersuchung zwischen den Bundesländern. 
552  Das SÄCHSISCHE STAATSMINISTERIUM (2010a: 1924) trifft nur allgemeine Aussagen im Rahmen der Städtebauförderung: 
„Schlüssige, umsetzungsorientierte und realisierbare Fördergebietskonzepte, die im Einklang mit der gesamtstädtischen 
Entwicklung stehen und deren Umsetzung dienen, genießen Priorität.“ 
 
90  Programmorientierung der Gemeinden 
 
des Freistaates steht im Gegensatz zum Fokus des BauGB auf der teilräumlichen Ebene. Sie 
trägt aber dem Umstand Rechnung, dass aus der Perspektive des Freistaates die 
gesamtgemeindliche Ebene die wesentliche normative Ebene des Stadtumbaus ist: Bei einer 
insgesamt zurückgehenden Einwohnerzahl erhöht etwa die Stabilisierung eines Teilraumes den 
Einwohnerrückgang in anderen Teilräumen; sofern keine Zuwanderung erfolgt, wird die 
Nachfrage lediglich umverteilt. Daher sind übergeordnete gesamtstädtische Aussagen ebenso 
wichtig wie ein Vergleich zwischen Quartieren.553 
Vor diesem Hintergrund veröffentlichte das SMI 2005 eine Arbeitshilfe für die Erarbeitung 
gemeindlicher Konzepte auf der gesamtstädtischen Ebene.554 Damit sollen die Qualität der 
Konzepte gegenüber den Wettbewerbsbeiträgen aus dem Jahr 2001 erhöht und zusätzlich die 
Vergleichbarkeit der Konzepte beim jährlichen landesweiten Wettbewerb um die Verteilung 
der Fördermittel hergestellt werden.  
Das gesamtgemeindliche Konzept bezieht sich zunächst gemäß Zielrichtung der Arbeitshilfe 
ausschließlich auf die Handlungsebene der Gesamtstadt. Ob im Anschluss nochmals 
teilräumliche Konzepte erforderlich sind oder ob „im Huckepack“ konkrete Qualitäts- und 
Handlungsziele für die Fördergebiete integriert werden, war zunächst nicht geregelt. Denn die 
Arbeitshilfe verweist zwar auf Stadtumbaukonzepte als teilräumliche Fördergebietskonzepte.555 
Sie trifft aber auch Empfehlungen für teilräumliche Zielvorstellungen und erwähnt bereits in 
ihrem Titel das teilräumliche städtebauliche Entwicklungskonzept gem. § 171b BauGB.  
In der Konsequenz wurden in die gesamtstädtischen Konzepte überwiegend teilräumliche 
Planinhalte in die gesamtstädtischen Konzepte integriert.556 Daher stellen die 
gesamtstädtischen Konzepte in Sachsen eine Mischung aus gesamtstädtischen und 
teilräumlichen Aussagen dar, die auch die Darstellung von Handlungszielen umfassen. Bis 
2009 wurden insbesondere in kleineren und mittleren Städten nahezu ausschließlich derartige 
Konzepte erarbeitet.  
Erst seit 2009 sind die sächsischen Gemeinden vom Freistaat aufgefordert, ein separates, dem 
BauGB entsprechendes teilräumliches Fördergebietskonzept einzureichen.557 Allerdings können 
sie im Einzelfall weiterhin die teilräumlichen Aussagen in ein gesamtstädtisches Konzept 
integrieren, etwa wenn eine Gemeinde sehr klein ist; eine physische und zeitliche Trennung 
beider Konzepte ist dabei nicht erforderlich.558  
Grundsätzlich wird aber in Sachsen nun eine Zwei-Ebenen-Struktur in der Stadtumbauplanung 
verfolgt. Das Fördergebietskonzept muss sich aus dem gesamtstädtischen Konzept ableiten. 
Zusätzlich ist ein Förderantrag auf Grundlage des teilräumlichen Fördergebietskonzeptes 
einzureichen, der allerdings ohne Öffentlichkeitsbeteiligung erarbeitet wird; er wird aus dem 
teilräumlichen Konzept entwickelt.559 
                                                 
553  Im Bundes-Wettbewerb 2001 waren bereits ein „Gesamtkonzept“ und maximal zwei „Stadtteilkonzepte“ gefordert, vgl. 
WETTBEWERBSAGENTUR (2002a: 1); vgl. a. WETTBEWERBSAGENTUR (2002b: 1). Hieran wird festgehalten, vgl. MINISTERIUM FÜR 
INFRASTRUKTUR UND RAUMORDNUNG DES LANDES BRANDENBURG (Interview 4); SCHULZE (Unterview 3), auch aus 
wissenschaftlicher Perspektive, vgl. FRIESECKE (2008: 65); GOLDSCHMIDT (2010a: 156); NAGLER (2005: 79); AKBAR UND 
SCHULZ (2007: 15); vgl. a. FRICK (2006: 151-154) und KABISCH (2006a: 43) zum Verhältnis Gesamtstadt – Quartiere. 
554  Vgl. MINISTERIUM DES INNERN (2005). 
555  Vgl. MINISTERIUM DES INNERN (2005: 2). 
556  Vgl. die Einschätzung von WGS (Interview 17). 
557  Vgl. SMI 2012 (Stellungnahme). Seitdem werden keine gesamtstädtischen, sondern nur noch Fördergebietskonzepte 
gefördert; Förderkonzept und Förderantrag können zusammen eingereicht werden, vgl. WGS (Interview 17). 
558  Vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (Interview 14); SÄCHSISCHE AUFBAUBANK (Interview 16); WGS (Interview 17).  
559  Zudem wird davon ausgegangen, dass in den Förderanträgen alle normativen Aussagen konkret sind, um die Fördermittel 
beantragen zu können. Daher entsteht durch die Analyse dieser Anträge kein Erkenntnisgewinn im Sinne der Konkretisierung 
von Zielvorstellungen. Sie werden in der vorliegenden Arbeit nicht weiter untersucht. 
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Das gesamtstädtische Konzept ist auch nach Erstellung eines separaten teilräumlichen 
Konzeptes weiterhin gültig. Es dient zur Orientierung in der Entwicklung der gesamten 
Gemeinde. Wenn ein jüngeres teilräumliches Konzept in seinen Aussagen diesen Inhalten 
widerspricht, muss das gesamtstädtische Konzept geändert werden.560  
In der Stadtumbaupraxis haben sich seit 2005 die Anforderungen hinsichtlich der 
Planungsebenen der im sächsischen Stadtumbau eingesetzten Konzepte geändert. Darüber 
hinaus hat sich die Betreuung der Gemeinden durch die überörtlichen Stellen geändert:  
 Zum einen hat sich die Fördermittelvergabe verlagert: Während dies früher Aufgabe der 
Regierungspräsidien war, ist heute die SAB zuständig. 
 Zum anderen wurde die Landesdirektion (als Nachfolgeeinrichtung der 
Regierungspräsidien) auch von der materiellen Prüfung der gesamtstädtischen Konzepte 
entbunden. Während gemäß Verwaltungsvorschrift 2005 die (damaligen) 
Regierungspräsidien für die fachliche Bewertung der Förderfähigkeit fachlich zuständig 
waren, fehlt seit der Verwaltungsvorschrift 2009561 ein entsprechender Passus. Mit der 
Zusammenlegung zu einer Landesdirektion befindet sich die Mittelbehörde derzeit 
organisatorisch im Umbruch.  
Für die 2009 neu eingeführten teilräumlichen Konzepte war von vornherein keine fachliche 
Prüfung durch eine Mittelbehörde vorgesehen. Die teilräumlichen Konzepte werden nur von 
der SAB dahingehend geprüft, „[…] ob sie sich aus den gesamtstädtischen Konzepten 
ableiten. Eine weitere Prüfung erfolgt nicht.“562 
Das SMI prüft weder die gesamtstädtischen noch die teilräumlichen Konzepte.563 Damit 
verbleibt nach dem Wegfall der Betreuung durch die Landesdirektion als überörtliche 
Betreuung lediglich eine Prüfung der gesamtstädtischen Konzepte durch die SAB, die aber als 
Fördereinrichtung die fachliche Stellungnahme der Landesdirektion nicht übernehmen kann. 
Auch raumordnerische Belange werden nur noch bedingt zur Prüfung einbezogen. Während 
die regionale Planungsstelle die Konzepte nicht prüfte, sondern nur zum Teil eine 
Stellungnahme im Rahmen der Trägerbeteiligung abgab,564 erfolgte die Bewertung der in den 
gesamtstädtischen Konzepten formulierten Bezüge zur Raumordnung bisher aus der 
zuständigen Abteilung der Landesdirektion.565 Mit Wegfall der Bewertung durch die 
Landesdirektion wird keine raumordnerische Prüfung mehr durchgeführt, lediglich eine 
Trägerbeteiligung findet statt. Allerdings sind die Gemeinden gemäß Arbeitshilfe zumindest 
angehalten, Ziele und Grundsätze der Regional- und Landesplanung zu beachten.  
Die Betreuung der Gemeinden bei der Erarbeitung der Konzepte durch überörtliche 
Einrichtungen ist damit reduziert worden. Zwar wird in der Evaluierung zum Stadtumbau-
Programm festgestellt, dass in den Ländern durch Werkstattgespräche, Beratungen, 
Bereisungen, externe Büros und Arbeitshilfen versucht werde, „[…] die Qualität der Integrierten 
Konzepte zu erhöhen.“566 So wird mit der Arbeitshilfe auch in Sachsen ein Beitrag zur Qualität 
                                                 
560  Vgl. WGS (Interview 17). Umgekehrt ist nicht schriftlich geregelt, wie mit bestehenden teilräumlichen Konzepten zu verfahren 
ist, wenn das gesamtstädtische Konzept überarbeitet wird, wie etwa in der Stadt Leipzig. 
561  Vgl. VERWALTUNGSVORSCHRIFT (2009). 
562  Vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN 2012 (Stellungnahme). 
563  Vgl. EBD.; daher sind beim SMI auch keine Kriterien zur Prüfung der Konzepte vorhanden. Auch ein Monitoring wird nicht 
durch das SMI, sondern durch die SAB vorgenommen, vgl. SÄCHSISCHE AUFBAUBANK 2011). 
564  Vgl. REGIONALE PLANUNGSSTELLE CHEMNITZ (Interview 8); SÄCHSISCHE AUFBAUBANK (Interview 16). 
565  Vgl. LANDESDIREKTION CHEMNITZ (Interview 7). 
566  BMVBS UND BBR (2008: 55).  
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geleistet. Zudem wird in der Stadtentwicklungsstrategie des Freistaates eine hohe Qualität der 
Konzepte angemahnt. 
Jedoch fasst RÖßLER die Erfahrungen in den ostdeutschen Bundesländern so zusammen, „[…] 
dass eine fundierte Bewertung der eingereichten Konzepte nicht stattfindet, da die 
Kompetenzen bzw. Ressourcen nicht vorhanden sind.“567 Nach Aufgabe der Betreuung durch 
die Landesdirektion trifft dies auch auf Sachsen zu. Zwar besteht weiterhin ein inhaltlicher 
Beratungsbedarf der Gemeinden, der mittlerweile an das Ministerium adressiert wird.568 
Allerdings ist das SMI für eine Einzelberatung nicht zuständig. Die früher zuständige 
Landesdirektion ist aber „auch in nächster Zeit“ nicht mehr für die Prüfung der Konzepte 
vorgesehen.569 
3.2.3 Gemeindliche Konzepte als Ergebnis der Programmorientierung 
In vielen Fördergemeinden sind die Wettbewerbskonzepte aus dem Jahr 2001 überarbeitet 
worden.570 Mit der Überarbeitung erhöhte sich die Qualität der Konzepte im Sinne der 
integrierten und kooperativen Ausrichtung571 sowie des Prozessverständnisses im Vergleich zu 
den kurzfristig erarbeiteten Konzepten im Wettbewerb. Daher sind Konzepte der zweiten 
Generation festzustellen. 
Aufgrund der unterschiedlichen räumlichen wie funktionalen Ausrichtung ist eine 
Differenzierung der Konzepte auf gesamtstädtischer und auf teilräumlicher Ebene erforderlich. 
In diesem Unterkapitel werden daher die Ausprägungen des gesamtstädtischen und des 
teilräumlichen Konzeptes sowie ihre Stellung in der vertikalen Gliederung des 
Stadtumbauprozesses untersucht.  
3.2.3.1 Definition des gesamtstädtischen und des teilräumlichen Konzepts 
Wie in Kap. 3.2.2.2 betont wurde, ist in der Förderpraxis eine inhaltliche Trennung der 
beiden Konzepte, aber nicht unbedingt eine physische und zeitliche Trennung erforderlich. 
Weil jedoch beide Konzepte unterschiedliche Funktionen haben und weil es zunehmend 
Gemeinden mit getrennten Konzepten gibt, ist eine ebenso differenzierende 
Auseinandersetzung sinnvoll.  
Zunächst ist eine Vielfalt in der Bezeichnung der Konzepte im Stadtumbau festzustellen.572 Im 
Freistaat Sachsen wurde die Bezeichnung mehrmals geändert,573 und auch die Zuordnung des 
gesamtstädtischen Konzeptes zu den Begrifflichkeiten im BauGB war zunächst 
missverständlich.574 
Seit der Einführung des teilräumlichen Konzeptes sind in Sachsen die Begrifflichkeiten geregelt. 
Das „Integrierte Stadtentwicklungskonzept (INSEK)“ wird für die gesamtstädtische Entwicklung 
erarbeitet. Gemäß SMI legt es „[…] auf der Grundlage von Aussagen über die zu erwartende 
                                                 
567  RÖßLER (2010b: 83). 
568  Vgl. SMI (Interview 14). 
569  SMI 2012 (Stellungnahme). 
570  Vgl. BUNDESTRANSFERSTELLE (2007: 65-66). Zur regelmäßigen Fortschreibung vgl. BMVBS UND BBR (2008: 301); MINISTERIUM 
DES INNERN (2005: 2); GOLDSCHMIDT UND TAUBENEK (2010: Rn. 860); FIESELER (2010: C § 171b BauGB Rn.5)  
571  Damit werden die Konzepte auch ihrem ursprünglichen Begriffsverständnis gerecht, wonach sie im Gegensatz zum Plan, 
z. B. zum Stadtentwicklungsplan der 1970er Jahre in kooperativer Weise erarbeitet werden sollen. Wie in Kap. 2.1.1 
festgelegt, werden beide Begriffe aber synonym gesetzt, weil sie aus instrumenteller Sicht gleiche Inhalte aufweisen. 
572  Auch die Länder benennen das Konzept uneinheitlich, vgl. WEIDNER (2005: 17).  
573  Die Konzepte in Sachsen wurden aus nicht näher dargelegten Gründen mehrmals umbenannt. 
574  Denn die „Arbeitshilfe zur Erstellung und Fortschreibung Städtebaulicher Entwicklungskonzepte“ (MINISTERIUM DES INNERN 
2005) suggeriert im Titel den Bezug zum BauGB und damit zur teilräumlichen Ebene; in ihren Empfehlungen ist sie aber 
hauptsächlich auf die gesamtstädtische Ebene ausgerichtet. 
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Entwicklung der Bevölkerung, des Wohnungsbestandes, der Wohnungsnachfrage, der 
Fachkonzepte, die sich auf das gesamte Gemeindegebiet und – wenn möglich – auch auf den 
Verflechtungsbereich (im Sinne von § 136 Abs. 2 BauGB) beziehen, einzelne 
Entwicklungsbereiche im Gemeindegebiet fest, aus denen die Fördergebiete abgeleitet 
werden.“575 Zudem dient es gemäß Arbeitshilfe „[…] vorrangig dem Ziel […], die 
fachübergreifend erarbeitete Strategie für die Entwicklung der Gesamtgemeinde 
darzustellen.“576  
Das INSEK stellt somit zwar die Fördergrundlage für das Stadtumbau-Programm dar; aber es 
hat eine wesentlich weiter reichende Funktion als ein Förderkonzept: Vielmehr soll es 
ganzheitlich die zukünftige räumliche Entwicklung einer Gemeinde vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels und der Stadtschrumpfung erfassen. Entsprechend trifft es nicht nur 
Aussagen über die Förderung gemäß Stadtumbau, sondern stellt auch Inhalte anderer 
Förderprogramme dar. Damit wird das gesamtstädtische Konzept in Sachsen als Dachkonzept 
eingesetzt, dem sich teilräumliche Förderkonzepte unterordnen. Das gesamtstädtische Konzept 
wird für die vorliegenden Arbeit definiert als577  
kooperativ erarbeitetes, integriertes Konzept mit zentralen normativen Aussagen für die gesamte 
Gemeinde auf Grundlage einer detaillierten Analyse und Prognose vor dem Hintergrund der 
Stadtschrumpfung. 
Das teilräumliche Konzept578 für den Stadtumbau konkretisiert die normativen Aussagen des 
INSEK für einen Ausschnitt der Gemeinde und umfasst als Fördergebietskonzept konkretisierte 
Handlungsziele. Es bezieht sich zwar auf das städtebauliche Entwicklungskonzept (SEKO) 
gem. § 171b BauGB; im Gegensatz zu den Stadtumbaumaßnahmen wird der Begriff dort 
aber nicht definiert, obwohl er missverständlich ist: Denn die Betonung des Städtebaus 
suggeriert eine physisch-räumliche Schwerpunktsetzung.579 Im Gegensatz dazu soll das 
Konzept jedoch integrierte Aussagen enthalten und damit weit über eine städtebauliche 
Planung hinausgehen.580 Nachdem dieser integrierte Ansatz in den Wettbewerbskonzepten 
noch nicht erkennbar war, hat sich diesbezüglich die Qualität in den Konzepten der zweiten 
Generation erhöht.581  
In der vorliegenden Arbeit wird das städtebauliche Entwicklungskonzept daher definiert als582 
integriertes teilräumliches Fördergebietskonzept, das die normativen Aussagen des Integrierten 
Stadtentwicklungskonzeptes konkretisiert und Handlungsziele zur nachhaltigen Behebung der durch 
die Stadtschrumpfung entstehenden städtebaulichen Missstände enthält. 
Der zweistufige Aufbau enthält in Sachsen mit dem INSEK eine grundlegende Orientierung der 
zukünftigen Stadtentwicklung und zugleich mit dem SEKO eine konkretisierte Planung. 
                                                 
575  SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (2010a: 1925).  
576  Vgl. MINISTERIUM DES INNERN (2005: 2). Obwohl die BUNDESTRANSFERSTELLE (2007: 65) von einer Renaissance der 
Stadtentwicklungsplanung spricht, unterscheidet sich das heutige Vorgehen durch diesen strategischen Ansatz von der 
flächendeckenden Formulierung von Zielen und Maßnahmen in der Entwicklungsplanung der 1970er Jahre, vgl. WEIDNER 
(2005: 124); vgl. a. KÜHN (2009: 88-89); FRIESECKE (2008: 63); MEYER ZUM ALTEN BORGLOH (2005).  
577  Die Definition in dieser Arbeit steht dabei im Einklang mit der von WEIDNER (2005: 117) gegebenen Definition.  
578  Die folgende Auseinandersetzung bezieht sich sowohl auf das in Sachsen neu geforderte separate Konzept als auch auf die 
bisher integrierten teilräumlichen Aussagen der gesamtstädtischen Konzepte. Dies gilt auch für die Definition. 
579  Im Gesetzgebungsverfahren wurde der ursprünglich vorgesehene Begriff „Stadtentwicklungskonzept“ ersetzt (GOLDSCHMIDT 
UND TAUBENEK (2010: Rn. 291), um klarzustellen, dass das Konzept nur für das Maßnahmengebiet benötigt wird (SCHMIDT-
EICHSTAEDT (2005: 475); zugleich ist eine Einordnung in die gesamtstädtische Entwicklung erforderlich (EBD.: 475). 
580  Vgl. KRAUTZBERGER (2007: §171b BauGB Rn. 3). Vgl. krit. GOLDSCHMIDT (2010a: 196) wegen einer möglichen 
Überfrachtung; vgl. ALBERS (2005a:1070) zu Grenzen der Vorausschau und der Steuerung. 
581  Vgl. MINISTERIUM FÜR INFRASTRUKTUR UND RAUMORDNUNG DES LANDES BRANDENBURG (Interview 4). Dennoch ist weiterhin ein 
physisch-räumlicher Schwerpunkt festzustellen, vgl. LIEBMANN (2009: 143); vgl. a. die Kritik bei ALTROCK (2005: 157). 
582  Vgl. BUNDESTRANSFERSTELLE (2006: 16); GOLDSCHMIDT UND TAUBENEK (2010: Rn. 283). 
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3.2.3.2 Institutionelle Einordnung der Konzepte 
In Kap. 3.2.2.2 wurde dargelegt, dass in Sachsen das INSEK als zentrales Instrument im 
Stadtumbauprozess angesehen wird, aus dem sich das SEKO als Fördergebietskonzept 
ableitet. Im Folgenden wird untersucht, wie diese zentrale Stellung institutionell zu bewerten ist, 
indem die Wirkung der beiden Konzepte herausgearbeitet wird. Hierfür werden die 
Perspektiven des Planungsrechts und der Governance herangezogen.583  
Aus planungsrechtlicher Perspektive werden die im Baugesetzbuch enthaltenen Instrumente 
nach ihrer Formalität unterschieden. Dabei werden Planungsprozesse, die nach einem rechtlich 
vorgegebenen Verfahren erfolgen, von Prozessen unterschieden, die derartige Maßgaben 
nicht enthalten. Aus dieser Unterscheidung entsteht eine Dichotomie von formellen und 
informellen Instrumenten. Nur die Bauleitplanung ist aufgrund ihres systematischen Vorgehens 
als formelle räumliche Planung anzusehen, weshalb ihr alleinig die Funktion der 
städtebaulichen Entwicklung und Ordnung zukommt.584 
Das INSEK und das SEKO sind planungsrechtlich demgegenüber als informelle Instrumente 
anzusehen, welche die Bauleitplanung nur vorbereiten.585 Die Inhalte des INSEK müssten 
demnach von der Flächennutzungsplanung in Darstellungen umgewandelt werden.586 Ebenso 
würden die Inhalte des SEKO von der Bebauungsplanung als Festsetzungen in 
außenverbindliches Recht überführt werden, um die Baufreiheit eines Grundstückseigentümers 
auszugestalten. Dabei könnten aber diejenigen Inhalte des integrierten Konzepts, die keinen 
Bodenbelang haben und demzufolge nicht mit dem Katalog des § 9 Abs. 1 BauGB festgesetzt 
werden könnten, nicht in verbindliches Bauplanungsrecht umgewandelt werden. Für diese 
Inhalte müssten andere rechtliche Regelungen geschaffen werden. Zudem ist nach § 29 BauGB 
der für den Stadtumbau maßgebliche Abriss einer baulichen Anlage im Regelfall kein 
bodenrechtliches Vorhaben nach dem Bauplanungsrecht.587  
In der Planungspraxis folgt jedoch oftmals keine formelle Planung.588 Dieser Unterschied 
zwischen der rechtlichen Einstufung und der praktischen Erfahrung ist aus der 
planungstheoretischen Perspektive der Governance erklärbar. Zwar entfaltet das SEKO keine 
unmittelbare,589 jedoch eine mittelbare Außenverbindlichkeit,590 denn von einem SEKO gehen 
verschiedene Wirkungen aus.591 Die Wirkungen ergeben sich dadurch, dass das SEKO die 
planungsrechtlichen mit den fördertechnischen Elementen des Stadtumbaus verbindet; es 
erfolgt ein Selbstbindungsbeschluss der Gemeinde, und schließlich entstehen auf Grundlage 
des Konzeptes verbindliche Absprachen zwischen den Planungsbeteiligten. Das SEKO ist 
                                                 
583  Nach ALTROCK (2011: 14) verkörpert das Planungsrecht einen wesentlichen Teil der planerischen Institutionen. Allerdings 
unterscheiden sich die Perspektiven von Planungsrecht und Governance; vgl. zu den folgenden Aussagen STRAUß (2010a). 
584  Vgl. KRAUTZBERGER (2009: § 1 BauGB Rn. 77). 
585  Nach FIESELER (2010: C § 171b BauGB Rn.5); vgl. a. BMVBS UND BBR (2008: 301).  
586  So auch z. B. die Vorgehensweise in der Stadt Leipzig. 
587  Auf bestehende Sonderfälle wird an dieser Stelle nicht näher eingegangen. 
588  Vgl. MÖLLER (2006: 76); GOLDSCHMIDT (2010a: 181). Gemäß einer Umfrage in der Planungspraxis wurde in ca. zwei 
Dritteln der Stadtumbau-Ost-Kommunen gemäß „die“ Bauleitplanung an die Inhalte der Integrierten Entwicklungskonzepte 
angepasst, vgl. BUNDESTRANSFERSTELLE (2007): 65.  
589  Vgl. FIESELER (2010: C § 171a BauGB Rn.21). Zudem haben noch nicht alle Gemeinden einen Flächennutzungsplan. 
590  Vgl. KRAUTZBERGER (2009: § 1 BauGB Rn.83); GOLDSCHMIDT (2010a: 178); FRIESECKE (2008: 112). Bereits die KOMMISSION 
(2000: 67) im Vorfeld des Förderprogramms forderte, dass sich die Kommunen zu „verbindlichen Konzepten bekennen“. 
Das Konzept ist daher als ein Instrument sui generis aufzufassen. 
591  Nach MÖLLER (2006: 76) kann „[d]ie Intensität der Beeinträchtigung von Eigentumspositionen […] weit über das übliche Maß 
bauplanungsrechtlicher Einwirkungen hinausgehen.“ 
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daher ein wesentliches Instrument zur verbindlichen Umsetzung des Stadtumbaus auf 
gemeindlicher Ebene.592  
Gegenüber dem SEKO wird das gesamtstädtische INSEK in der Literatur bisher kaum 
eigenständig reflektiert. Planungsrechtlich stellt das INSEK im Sinne § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB 
lediglich einen Abwägungsbelang für die folgende formelle Planung dar. Aus der Perspektive 
der Governance hat es aber für die sich anschließende Erarbeitung der teilräumlichen 
Konzepte eine zentrale Bedeutung, weil 
 das INSEK eine Orientierung für die Stadtentwicklung formuliert, 
 mit dem INSEK Fördergebiete festgelegt werden sowie 
 Ziele und Maßnahmen des SEKO aus dem INSEK abgeleitet werden. 
In dieser Bedeutung zeigt sich die Funktion des INSEK als Dachkonzept. Es stellt zudem ein 
Leitbild für den Stadtumbau einer Gemeinde dar.  
Beiden Konzepten ist gemein, dass das Verfahren nur wenig reglementiert und damit relativ 
frei gestaltbar ist, wobei der Abwägungsvorgang in gleicher Qualität wie in der 
Bauleitplanung durchgeführt werden muss.593 Trotz der frei wählbaren Prozessformen enthält 
der beschriebene Zwei-Ebenen-Aufbau im sächsischen Stadtumbau aus der Perspektive der 
Governance das Gebot der Ableitung des SEKO aus dem INSEK,594 das in der vorliegenden 
Arbeit als Ableitungsgebot bezeichnet wird. Mit diesem Gebot ergeben sich für die vertikalen 
Beziehungen im Stadtumbau Parallelen zur Stufenfolge der räumlichen Gesamtplanung595 (vgl. 
Tabelle 3).  
Stadtumbau Räumliche Gesamtplan
Region Integriertes regionales Entwicklungskonzept Regionalplan








Tabelle 3: Vergleich der räumlichen Gesamtplanung mit dem Stadtumbau-Instrumentarium 
(Quelle: eigene Darstellung, Grundlage: STRAUß 2010c: 21) 
                                                 
592  Vgl. BUNDESTRANSFERSTELLE (2007: 65); BMVBS UND BBR (2008: 300-301). Die Planungssicherheit der von der Planung 
betroffenen Grundstückseigentümer bleibt jedoch trotz der beschriebenen Wirkungen eingeschränkt: INSEK und SEKO 
können durch einfachen Beschluss der Gemeinde geändert werden (vgl. MÖLLER 2006: 76). 
593  Gem. § 171b Abs. 2 S. 2 BauGB; vgl. a. SPANGENBERGER (2007: 211); Fieseler (2010: C § 171b BauGB Rn.8-13a). 
594  Gemäß Bekanntmachung (SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (2010a: 1925): „Die Erforderlichkeit einer 
Gesamtmaßnahme ist aus den Zielsetzungen und Inhalten des gesamtstädtischen INSEK abzuleiten.“ 
595  Vgl. Kap. 2.3.2.2. 
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Regionale Stadtumbaukonzepte werden in der Planungspraxis kaum erarbeitet.596 Auf 
gemeindlicher Ebene nehmen die INSEKs die zentrale Stelle für die Planung im Stadtumbau 
ein, aus denen das SEKO abgeleitet wird. INSEK und SEKO leisten damit einen Beitrag zum 
vertikalen Aufbau der Planung im Stadtumbau: 
 Das INSEK bereitet die normativen Aussagen vor, indem es eine Orientierung für die 
gemeindliche Entwicklung unter Schrumpfungsbedingungen gibt. 
 Das SEKO wird aus dem INSEK abgeleitet. Es konkretisiert für ein Fördergebiet die 
Planung im Stadtumbau. Es ist anzunehmen, dass das SEKO aufgrund seines Charakters 
neben Qualitätszielen konkretisierte Handlungsziele formuliert. Damit wird theoretisch 
angenommen, dass mit dem SEKO ein Planungsabschluss erfolgt. Durch die Kopplung mit 
dem Förderprogramm Stadtumbau Ost und die Wirkungen des SEKO aus der Perspektive 
der Governance enthalten die normativen Aussagen eine mittelbare Außenverbindlichkeit. 
Das Ableitungsgebot hat eine Analogie zum Entwicklungsgebot des Bebauungs- aus dem 
Flächennutzungsplan. Hinsichtlich der Planungsebenen zeigt sich zugleich, dass das INSEK 
institutionell Ähnlichkeiten zum FNP aufweist. Das teilräumliche Konzept wird für einen 
Ausschnitt der Gemeinde erarbeitet.597 Allerdings zeigen sich im Vergleich der beiden 
Instrumente größere institutionelle und materielle Unterschiede: 
 Im Bebauungsplan dominiert das physisch-räumliche Verständnis. Er wird hoheitlich 
erarbeitet und ist starr. Demgegenüber ist das teilräumliche Konzept integriert, wird 
kooperativ erarbeitet und fortgeschrieben. 
 Das SEKO hat die vorrangige Aufgabe, mit der Formulierung von Maßnahmen einen 
Beitrag zur Behebung städtebaulicher Missstände598 zu leisten. Demgegenüber wird der 
Bebauungsplan unabhängig von Missständen in allen Fällen eingesetzt, in denen 
bodenrechtliche Vorhaben zur städtebaulichen Entwicklung und Ordnung vorgesehen sind. 
Hierin wird die unterschiedliche Zugehörigkeit zum Besonderen und zum Allgemeinen 
Städtebaurecht erkennbar. 
 Im SEKO wird vorrangig nicht die Verteilung neuer Nachfrage im Raum geregelt, sondern 
die Rücknahme des zu großen Angebotes bei gleichbleibender oder zurückgehender 
Nachfrage; nur im Einzelfall dabei die Nachfrage umverteilt oder neue Nachfrage 
verortet. 
 Das SEKO ist nicht nur ein Angebotsplan wie der Bebauungsplan, sondern hat als 
Maßnahmekonzept, das mit einem Förderprogramm hinterlegt ist, zugleich einen 
aktivierenden Charakter. 
Damit zeigt sich, dass das teilräumliche Entwicklungskonzept eine andere Funktion und 
Wirkung als der Bebauungsplan hat. Daher wird in der vorliegenden Arbeit angenommen, 
dass teilräumliche Konzepte die formelle verbindliche Bauleitplanung nicht ersetzen, sondern 
zu einem anderen Zweck als die Bebauungspläne eingesetzt werden. Zusammen mit den 
INSEKs leisten die SEKOs aufgrund ihrer institutionellen und materiellen Ausrichtung aber 
                                                 
596  Trotz dieser Forderung bereits im Stadtumbau-Wettbewerb 2001 werden aber kaum regionale integrierte 
Stadtumbaukonzepte erarbeitet, vgl. GLÖCKNER UND HALLER (2008). Denkbar ist zukünftig, Stadtumbauthemen in Regionale 
oder Integrierte Ländliche Entwicklungskonzepte integrieren; vgl. aber krit. SPANGENBERGER (2007: 214) aufgrund der 
geringen Kooperationsbeziehungen. Auf diese übergemeindlichen Konzepte wird in der vorliegenden Arbeit nicht weiter 
eingegangen. 
597  Der Geltungsbereich des SEKO kann ähnlich zum Geltungsbereich eines Bebauungsplanes oder größer gefasst sein. 
Maßgeblich ist an dieser Stelle lediglich, dass sich das SEKO wie der Bebauungsplan im Regelfall nicht auf das gesamte 
Gemeindegebiet, sondern auf einen Teilraum bezieht, woraus auch eine funktionale Abgrenzung zum INSEK erwächst. 
598  Zu ihrer Behebung eignen sich siedlungspolitische, aber auch gesellschaftsräumliche und gesellschaftliche Maßnahmen. 
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einen wesentlichen Beitrag zur Behebung der instrumentellen Probleme, die sich unter 
Schrumpfungsbedingungen für die Bauleitplanung ergeben. 
Bezogen auf die Ziele werden in den beiden Konzepten neue normative Aussagen entwickelt, 
die auf den demografischen Wandel und die Stadtschrumpfung reagieren. Allerdings wird 
aufgrund der Programmorientierung angenommen, dass die neuen Konzepte wie die 
Bauleitplanung ziel- und nicht risikoorientiert ausgerichtet sind. Daraus leitet sich die Annahme 
ab, dass prognostische Unschärfen, die sich im Zusammenhang mit dem demografischen 
Wandel und der Stadtschrumpfung ergeben, in den gesamtstädtischen wie teilräumlichen 
Konzepten nicht reflektiert werden. 
Im Ergebnis ist die Annahme der zentralen Bedeutung des INSEKs und des SEKOs zum 
Umgang mit dem demografischen Wandel und der Stadtschrumpfung aus der Perspektive der 
Governance zu bekräftigen. Beide Konzepte verfolgen mit ihrer kooperativen Vorgehensweise 
eine verständigungsorientierte Planungskultur. Zudem sind wesentliche Unterschiede des 
teilräumlichen Konzeptes zum Bebauungsplan festzustellen. Allerdings sind die neuen 
Konzepte ebenfalls ziel- und nicht risikoorientiert, denn im Vordergrund steht die Orientierung 
an den überörtlichen Vorgaben. 
3.2.3.3 Anforderungen an den Aufbau der Konzepte 
Der Aufbau des INSEKs und des SEKOs ist von den Gemeinden frei wählbar. Denn im 
Gegensatz zur Bauleitplanung sind sie inhaltlich nicht an die Bestimmungen des BauGB und 
der BauNVO sowie in der Darstellung nicht an die PlanZVO gebunden. Allerdings werden im 
Sinne der Programmorientierung des Stadtumbaus Struktur und Inhalte vorgeschlagen, die aus 
Sicht des Bundes und des Freistaates Gegenstand für eine Förderung darstellen können.599 
Dabei zeigen sich Unterschiede hinsichtlich INSEKs und SEKOs. Gemäß Bekanntmachung des 
SMI soll das INSEK übergeordnet alle Entwicklungsbereiche festlegen, aus denen die 
Fördergebiete abgeleitet werden.600  
Weitere Hinweise zum Aufbau werden weder in der Förderbekanntmachung noch in den 
anderen überörtlichen Vorgaben des BauGB oder der Verwaltungsvereinbarung 
Städtebauförderung getroffen. Stattdessen haben die Bundesländer in unterschiedlichem 
Umfang Vorgaben und Entscheidungshilfen formuliert, an denen sich die Gemeinden bei der 
Erarbeitung von Konzepten für den Stadtumbau Ost orientieren sollen.601 In Thüringen, 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt ist die Betreuung der Gemeinden insbesondere 
mit dem Monitoring zum Stadtumbau verknüpft. 
Im Vergleich der Bundesländer trifft das Land Brandenburg differenzierte Empfehlungen und 
anerkennt dabei die Zweistufigkeit der Vorgehensweise. Allerdings enthält die Empfehlung zu 
den SEKOs602 weit weniger konkrete Vorschläge als die Empfehlung zu den INSEKs, die auch 
Hinweise zur Struktur der Konzepte gibt.603 
Im Vergleich zu den anderen ostdeutschen Bundesländern rangiert Sachsen bei der Vorgabe 
von Anforderungen an die Konzepte im Mittelfeld. Dem Freistaat Sachsen wird in der 
Evaluierung zum Stadtumbau Ost 2009 bescheinigt, dass „die inhaltlichen Ansprüche an die 
                                                 
599  Die Anforderungen an den Inhalt werden für die siedlungspolitischen Aussagen detailliert im empirischen Teil der 
vorliegenden Arbeit untersucht. 
600  Auf analytischer Grundlage der zu erwartenden Entwicklung der Bevölkerung, des Wohnungsbestandes, der 
Wohnungsnachfrage und der Fachkonzepte, vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (2010a: 1925). 
601  Vgl. DEUTSCHER BUNDESTAG (2012: 16). 
602  Vgl. MIR (2005). 
603  Vgl. MIR (2006). 
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Stadtentwicklungskonzepte sehr genau vorgegeben“ sind.604 So wird der aus Sicht des 
Freistaats sinnvolle Aufbau der INSEKs in der 2005 veröffentlichten Arbeitshilfe aufgeführt.605 
Sie wird zwar als „Empfehlung“ dargestellt, die „Hinweise zu einem methodisch sinnvollen 
Aufbau“ gibt.606 Allerdings ist sie mit der Verwaltungsvorschrift verknüpft.  
Daher wird in der vorliegenden Arbeit im Sinne der Programmorientierung davon 
ausgegangen, dass die Gemeinden bei der Erarbeitung eines Konzeptes im Stadtumbau auf 
die Arbeitshilfe zurückgreifen und Inhalt und Aufbau des INSEKs danach ausrichten. Es wird 
ferner angenommen, dass sich die Gemeinden mit dieser Ausrichtung erleichterten Zugang zur 
Städtebauförderung erhoffen, weil sie den Empfehlungen des Freistaates folgen. Daher wird 
schließlich davon ausgegangen, dass die Arbeitshilfe des SMI zu einer Vereinheitlichung der 
Gliederung sowie dabei zu einer besseren Lesbarkeit und Vergleichbarkeit für die 
übergeordneten Stellen geführt hat; so können sie mehrere Konzepte untereinander vergleichen 
und im Sinne des Wettbewerbsgedankens entscheiden, welche Gemeinden und welche 
Maßnahmen eine Förderung erhalten sollen. 
Das INSEK soll in Sachsen folgende Grundstruktur aufweisen:607 
 Allgemeine Angaben zum Entstehungsprozess und zu den Beteiligten; 
 „Gesamtstädtische Situation“ mit der Übernahme überörtlicher Planungen, der Übernahme 
oder neuen Formulierung eines Leitbildes sowie der Darstellung von Besonderheiten der 
Stadtentwicklung; 
 Analyse der demografischen Entwicklung seit 1990 sowie Prognose bis 2020; 
 Erarbeitung von „Fachkonzepten“608 zu den neun Themen Städtebau und Denkmalpflege, 
Wohnen, Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Handel und Tourismus, Verkehr und technische 
Infrastruktur, Umwelt, Kultur und Sport, Bildung und Erziehung sowie Soziales und 
Finanzen; 
 Gesamtkonzept und Umsetzungsstrategie, bestehend aus der Zusammenfassung der 
Ergebnisse aus den Fachkonzepten, den Ergebnissen aus der Akteursbeteiligung, der 
Ableitung der zukünftigen Stadtentwicklungsstrategie, der Formulierung von Prioritäten, 
Maßnahmepaketen, Umsetzungsschritten und der Finanzierung sowie der Darstellung der 
Auswirkungen auf Fachkonzepte; 
 Zusammenfassung und Fazit; 
 Erfolgskontrolle des Konzeptes sowie 
 Änderungsregister. 
Die einzelnen Gliederungspunkte werden in der Arbeitshilfe jeweils detailliert beschrieben. Mit 
diesem Aufbau sollen sowohl analytische Aussagen getroffen609 als auch bestehende 
                                                 
604  BMVBS UND BBR (2008: 55). 
605  Vgl. MINISTERIUM DES INNERN (2005). In der Evaluierung des Bund-Länder-Programms werden die Vorgaben in Sachsen im 
Vergleich zu den anderen Bundesländern als sehr genau bewertet, vgl. BMVBS UND BBR (2008: 55). 
606  Nach dem MINISTERIUM DES INNERN (2005: 3) ist sie ist das Ergebnis aus der Auswertung guter Beispiele in sächsischen 
Städten und der Auseinandersetzung mit den Regierungspräsidien. Vorläufer der heutigen Vorgaben waren die Arbeitshilfe, 
die der BUNDESVERBAND DEUTSCHER WOHNUNGSUNTERNEHMEN (2001) herausgegeben hat, sowie die Vorgaben und die 
Auswertung des Wettbewerbes Stadtumbau Ost 2001, vgl. BMVBW UND BBR (2003a: 46). 
607  Vgl. MINISTERIUM DES INNERN (2005). 
608  Gemäß MINISTERIUM DES INNERN (2005 11) setzt dieses „[…] sich mit Einzelthemen auseinander, die inhaltlich und räumlich 
mit Fragen der Stadtentwicklung im Gemeindegebiet in Beziehung stehen.“ 
609  Das MINISTERIUM DES INNERN (2005 3) rät zur Kopplung der Analyse, Prognose und Konzeption mit den Datensätzen, die der 
Arbeitshilfe als Muster beigefügt sind, um eine Erfolgskontrolle und eine Wirkungsbeobachtung ermöglichen (EBD.: 10). 
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Fachplanungen und Leitbilder aufgegriffen werden. Darauf aufbauend sollen für die 
Gesamtstadt Ziele und Maßnahmen herausgearbeitet werden.610  
Die SEKOs werden seit dem Jahr 2009 gefordert. Eine Arbeitshilfe für teilräumliche Konzepte 
ist bereits seit langem in Diskussion,611 wurde allerdings nicht veröffentlicht. Damit können sich 
die Gemeinden bislang nur an den in der Bekanntmachung enthaltenen allgemeinen 
Mindestvorgaben für die Gliederung eines Fördergebietskonzeptes der Städtebauförderung 
orientieren. Mindestens sind darzustellen:612 
 „Begründung zur Erforderlichkeit der Gesamtmaßnahme (Ableitung aus dem INSEK), 
 mit der städtebaulichen Gesamtmaßnahme verfolgte Zielstellung, 
 geplanter Realisierungszeitraum der städtebaulichen Gesamtmaßnahme und der 
Einzelmaßnahmen und einer Prioritätensetzung (Umsetzungskonzept), 
 alle im Gebiet geplanten Einzelmaßnahmen einschließlich der Begründung zur Auswahl 
jeder Einzelmaßnahme in einem Übersichtsplan; der Übersichtsplan ist jährlich 
fortzuschreiben (Maßnahmekonzept), 
 voraussichtliche Kosten der Gesamtmaßnahme und der Einzelmaßnahmen unter 
Berücksichtigung der kommunalen Eigenanteile sowie 
 das Ergebnis der interkommunalen Abstimmung (wenn erforderlich).“ 
Darüber hinaus ist im Sinne des Ableitungsgebotes die Ableitung des SEKO aus dem INSEK 
schriftlich zu begründen. 
Für den sächsischen Stadtumbau ist allerdings problematisch, dass die Arbeitshilfe nicht strikt 
zwischen den beiden Konzepten trennt, sondern auf die Stadtumbau-Paragrafen zum 
teilräumlichen Konzept verweist. In der vorliegenden Arbeit wird daher angenommen, dass in 
der Praxis die strikte Trennung in zwei Konzepte nicht durchgehend eingehalten wird, sondern 
dass die erarbeiteten gesamtstädtischen Konzepte zum Teil auch teilräumliche Aussagen 
enthalten. Hieran zeigt sich, dass unklare überörtliche Formulierungen entsprechend unklare 
Ausführungen auf gemeindlicher Ebene ergeben.  
Im Ergebnis sind die Vorgaben zur Erarbeitung des gesamtstädtischen Konzeptes in Sachsen 
weitaus detaillierter ausgeprägt als für die teilräumlichen Konzepte. Zudem sind die 
Gemeinden bei der Bearbeitung des SEKO weitgehend auf sich gestellt. Zugleich zeigt sich 
aber, dass das SEKO stärker umsetzungsorientiert ist als das INSEK. Dies folgt der Forderung 
in § 171b Abs. 2 S. 1 BauGB, im städtebaulichen Entwicklungskonzept, neben Ziele auch 
Maßnahmen zu formulieren. Aufgrund der ungenauen Darstellung in der Arbeitshilfe wird aber 
angenommen, dass in der Praxis die strikte Trennung der beiden Konzepte nicht erfolgt. 
3.2.4 Kurzfazit 
Stadtumbau Ost ist die planerische Antwort auf den demografischen Wandel und die 
Stadtschrumpfung in Ostdeutschland. Die gemeindlichen Zielvorstellungen im sächsischen 
Stadtumbau werden durch überörtliche Vorgaben beeinflusst. In dem Begriff vereinen sich 
neueres Planungsverständnis, rechtliche Regelungen im BauGB und ein Förderprogramm im 
Rahmen der Städtebauförderung.  
                                                 
610  Vgl. a. die Auswertung der BUNDESTRANSFERSTELLE (2006: 16).   
611  Vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (Interview 3).  
612  SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (2010a: 1925). 
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Der Begriff Stadtumbau wird unterschiedlich verwendet. Durch die Formulierung im BauGB hat 
er aber eine Legaldefinition erhalten. Das dort entwickelte Verständnis deckt sich mit den 
begrifflichen Vorstellungen des Förderprogramms und überwiegend dem in der Planungspraxis 
verwendeten Begriff.  
Das gemeindliche Handeln wird durch das Förderprogramm beeinflusst. Die Gemeinden 
entwickeln eine Programmorientierung, indem sie die Fördervorgaben bei der Erarbeitung 
ihrer Konzepte aufgreifen. Der Fördergeber hat dadurch die Möglichkeit, seine 
Zielvorstellungen durch Anreize bei den Gemeinden durchzusetzen. Auf die Betreuung der 
Gemeinden durch die Landesdirektion bei der Erarbeitung ihrer Konzepte verzichtet der 
Freistaat aber mittlerweile. 
Im Freistaat Sachsen haben viele Gemeinden einen hohen Einwohnerverlust erfahren. Der 
Freistaat hat darauf bereits früh mit eigenen Aktivitäten zum Stadtumbau reagiert. In das Bund-
Länder-Förderprogramm ist er mit zahlreichen Gemeinden eingebunden. Im Gegensatz zum 
Bundesgesetzgeber misst er insbesondere gesamtstädtischen Konzepten (INSEKs) die zentrale 
Bedeutung zur Bewältigung der Stadtschrumpfung bei. Die getrennte Erarbeitung separater 
teilräumlicher Fördergebietskonzepte (SEKOs) wurde erst 2009 geregelt, wird aber bis heute 
nicht als zwingend notwendig erachtet. Zudem enthält die Arbeitshilfe in diesem Bereich 
ungenaue Angaben. Dies befördert die Formulierung gesamtstädtischer Konzepte, die zugleich 
teilräumliche Aussagen integrieren.  
Dennoch ist es aus planungstheoretischer Sicht möglich, die Funktion der beiden Konzepte zu 
unterscheiden. Der Freistaat sieht für den konzeptionellen Umgang mit dem Stadtumbau in den 
Gemeinden eine Zwei-Ebenen-Struktur vor. Das gesamtstädtische Konzept gibt eine 
grundsätzliche Orientierung der gemeindlichen Entwicklung. Aus dem gesamtgemeindlichen 
Konzept wird das teilräumliche Fördergebietskonzept abgeleitet. Die Ausrichtung der 
gesamtstädtischen Konzepte wird maßgeblich durch die Arbeitshilfe des SMI vorgegeben, die 
mit dem Förderprogramm gekoppelt ist. Daher ist im Stadtumbau in hohem Maße von einer 
Programmorientierung auszugehen. Auf teilräumlicher Ebene fehlt eine Arbeitshilfe bislang. 
Hier beeinflussen lediglich die Vorgaben der Fördergebietsbekanntmachung die Gemeinden 
bei der Erarbeitung ihrer Konzepte. 
Beide Konzepte verfolgen eine verständigungsorientierte Planungskultur. Damit ist aber noch 
nicht geklärt, ob eher eindeutige oder vage Zielvorstellungen formuliert werden. Die beiden 
Instrumente beheben Defizite der Bauleitplanung. Allerdings wird angenommen, dass sie wie 
die Bauleitplanung ziel- und nicht risikoorientiert sind.  
Das institutionelle Arrangement im sächsischen Stadtumbau bindet das SMI und die SAB ein, 
nicht aber die regionale Planungsstelle und nicht (mehr) die Landesdirektion. Mit der Verteilung 
der Fördergelder haben SMI und SAB einen potenziell hohen Einfluss auf die gemeindliche 
Planung im sächsischen Stadtumbau, während die früher erfolgte inhaltliche 
Einzelfallbetreuung durch die Landesdirektion abgeschafft worden ist. 
3.3 Ebenenübergreifende Zielhierarchie 
Die institutionelle Einordnung der beiden Konzepte aus der Perspektive der 
Programmorientierung im sächsischen Stadtumbau hat die funktionalen Unterschiede der 
beiden Konzepte verdeutlicht. Es stellt sich nun die Frage, ob sich diese Unterschiede auch in 
der empfohlenen Zielstruktur wiederfinden. Beiden Konzepten ist gemein, dass sie 
Zielvorstellungen zur Behebung der städtebaulichen Missstände enthalten. Dabei werden aber 
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jeweils unterschiedliche Stufen der Zielhierarchie betont. In der Verbindung beider Konzepte 
entsteht eine ebenenübergreifende Zielhierarchie innerhalb der gemeindlichen 
Stadtumbaupolitik. 
Bereits im Stadtumbau-Wettbewerb wurden als Fördervoraussetzung 
„maßnahmenübergreifende Konzepte“ genannt, die einen Ziel-Mittel-Bezug erkennen lassen. 
So heißt es613  
 zu den Zielen: „Ziele des Stadtumbaus, das sind vor allem die Aufwertung der vom 
Rückbau betroffenen Stadtgebiete und die Revitalisierung der Innenstadt […].“  
 zum Zusammenhang zwischen Zielen und Maßnahmen „Die Stadtentwicklungskonzepte 
sollen gewährleisten, dass […] die Ziele des Stadtumbaus […] durch die verschiedenen 
Einzelmaßnahmen erreicht werden.“  
Aussagen über Leitbilder werden im Merkblatt über Finanzhilfen des Bundes zwar keine 
getroffen, Leitbilder waren aber auch Bestandteil des Wettbewerbs. Sowohl im Gesamtkonzept 
als auch in den Stadtteilkonzepten sollten auf Grundlage von Prognosen Ziele formuliert 
werden.614 Schließlich sollte in den Stadtteilkonzepten eine „Vertiefung der teilräumlichen 
Bestandsaufnahme und Zielsysteme“ erarbeitet werden.615 Dieser Ansatz unterliegt dem 
Verständnis eindeutiger Prognosen und ebenso eindeutiger Ziele, die zusammen eine 
zielorientierte Planungsvorstellung erkennen lassen; demzufolge sind bereits beim Stadtumbau-
Wettbewerb keine risikoorientierten Planungsansätze gefordert worden. 
Die Konzepte des Stadtumbaus haben sich in der Praxis bewährt.616 Aber trotz der 
Verbesserungen in der zweiten Generation sind eine realistische Zielbestimmung und die 
genaue Formulierung von Maßnahmen weiterhin die Hauptschwächen der Konzepte.617 Daher 
soll ihre Qualität aus Sicht der Evaluierung des Stadtumbau-Programms zukünftig „[…] durch 
Konkretisierung von Aufwertungsmaßnahmen, Strategien für die Mobilisierung von 
innerstädtischen Potenzialen und für komplexe Problemlagen sowie durch Integrierte 
Stadtteilkonzepte“ weiter verbessert werden.618 Dabei sollen in teilräumlichen Konzepten die 
Aussagedichte, die kleinräumige Differenzierung und die Verbindlichkeit der Stadtumbauziele 
in den Konzepten sowie die Verbindlichkeit bei der Umsetzung der in den Konzepten 
enthaltenen Handlungsanweisungen erhöht werden.619 Zudem „[…] würde eine klare 
Prioritätensetzung der Maßnahmen und die Bündelung verschiedener Finanzmittel ein 
zielgerichtetes Handeln über Ressortgrenzen hinweg erleichtern.“620  
Nach WEIß können Ziele im Stadtumbau „[…] widersprüchlich sein […] und je nach 
stadträumlicher Konstellation miteinander in Konflikt stehen.“621 Umso wichtiger ist daher eine 
gesamtstädtisch abgestimmte Zielformulierung. Eine komplexe Stadtentwicklungsplanung, wie 
sie in den 1970er Jahren betrieben wurde, ist in der schrumpfenden Stadt aber kaum 
umsetzbar. Doch reichen ausschließlich einzelne Maßnahmen zum Umbau des 
Siedlungsbestandes ebenso wenig aus. Entsprechend erstarken Planungsansätze der 
                                                 
613  Gemäß „Merkblatt über Finanzhilfen des Bundes“ (BMVBW 2002b: Nr. 3.1; S. 10).  
614  Vgl. für das Gesamtkonzept WETTBEWERBSAGENTUR (2002a: 2, Nr. 1-4); vgl. für die Stadtteilkonzepte EBD. (4, Nr. 14; 5, Nr. 
20). 
615  WETTBEWERBSAGENTUR (2002a: 4, Nr. 14). 
616  Vgl. HALLER UND LIEBMANN (2011: 21); BUNDESTRANSFERSTELLE (2010: 3); BMVBS UND BBR (2008: 150; 325); vgl. a. ZUR 
NEDDEN (2010: 145) aus Leipziger Sicht. 
617  Gemäß Evaluierung des Bund-Länder-Programm (BMVBS UND BBR 2008: 150; 54).  
618  BMVBS UND BBR (2008: 150; 324). 
619  Vgl. HALLER UND LIEBMANN (2011: 21); vgl. a. BUNDESTRANSFERSTELLE (2010: 3). 
620  BRANDSTETTER (2010b: 107).  
621  WEIß (2011: 254).  
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Strategischen Planung, welche eine Orientierung an einem Leitbild zum nachhaltigen 
raumpolitischen Umgang mit der Stadtschrumpfung enthalten und diese mit konkreten 
Maßnahmen zur Behebung städtebaulicher Missstände verbinden. Alternativ zur Strategischen 
Planung sind aber auch die anderen Formen der Zielhierarchie denkbar, die in Kap. 2.3.2 
herausgearbeitet wurden. 
In diesem Unterkapitel wird daher untersucht, welche Aussagen die überörtlichen Vorgaben 
zur Zielhierarchie in Stadtumbaukonzepten treffen. Dabei wird angenommen, dass diese 
Zielhierarchie von den Gemeinden aufgrund ihrer Programmorientierung übernommen wird. 
Zunächst werden die in den gesamtstädtischen Konzepten enthaltenen Hierarchiestufen 
untersucht (Kap. 3.3.1). Im Anschluss stehen die in den teilräumlichen Konzepten geforderten 
Hierarchiestufen im Mittelpunkt (Kap. 3.3.2). Abschließend wird die ebenenübergreifende 
Zielhierarchie im Stadtumbau herausgearbeitet (Kap. 3.3.3).622  
3.3.1 Normative Aussagen im gesamtstädtischen Konzept 
In dem gesamtstädtischen Konzept im Stadtumbau sollen normative Aussagen formuliert 
werden, mit denen ein integrierter Beitrag zum Umgang mit der Stadtschrumpfung geleistet 
wird. Die Arbeitshilfe formuliert lediglich Empfehlungen, weshalb es auch in der 
Förderbekanntmachung des SMI heißt: „Die Anzahl der Fachkonzepte und die Tiefe der 
Aussagen im INSEK richten sich nach den örtlichen Gegebenheiten.“623 Im Sinne der 
Programmorientierung wird aber davon ausgegangen, dass diese Empfehlungen von den 
Gemeinden aufgegriffen werden.  
Die in der Arbeitshilfe vorgeschlagene Gliederung für das INSEK enthält hinsichtlich der 
Formulierung normativer Aussagen einen komplexen Aufbau. Denn sie differenziert normative 
Aussagen thematisch zwischen den Fachkonzepten und dem darauf aufbauenden 
integrierenden Gesamtkonzept, hierarchisch zwischen den verschiedenen Stufen der 
Zielhierarchie, strategisch zwischen „einfachen“ normativen Aussagen und Elementen einer 
Strategischen Planung sowie räumlich zwischen der Gesamtstadt und einzelnen 
Gebietskategorien.624  
3.3.1.1 Hierarchiestufen in den Fachkonzepten 
Die Fachkonzepte ähneln sich nach der Arbeitshilfe in ihrem Aufbau. Hinsichtlich normativer 
Aussagen schlägt sie „fachliche und fachübergreifende Ziele und Maßnahmen“ sowie 
„zukünftige Schwerpunktthemen und -gebiete“ vor.625  
Damit wird einerseits eine Hierarchie aus Qualitäts- und Handlungszielen vorgeschlagen, die 
als verkürzte Zielpyramide anzusehen ist. Alle weiteren Hierarchiestufen bleiben unerwähnt. 
Mit den Schwerpunktsetzungen fokussiert die Arbeitshilfe aber auch auf Elemente der 
Strategischen Planung, indem für die normativen Aussagen und (gesondert) den räumlichen 
Bezug Prioritäten formuliert werden sollen.  
                                                 
622  Die Arbeitshilfe wurde zu einem Zeitpunkt entwickelt, zu dem in Sachsen noch nicht instrumentell zwischen dem INSEK und 
dem SEKO getrennt wurde. Daher enthält die Arbeitshilfe auch Darstellungen über normative Aussagen in Fördergebieten. 
Diese Darstellungen wurden in der folgenden Auswertung dem SEKO zugeordnet. 
623  SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (2010a: 1925).  
624  MINISTERIUM DES INNERN (2005: 9); dies ist nicht zu verwechseln mit den Fördergebieten.  
625  EBD. (2005: 4). 
 
Programmorientierung der Gemeinden  103 
 
3.3.1.2 Hierarchiestufen im Gesamtkonzept 
Das Gesamtkonzept baut gemäß Arbeitshilfe auf den Fachkonzepten auf. Dies ist als ein 
Abwägungsvorgang anzusehen, indem sowohl deren normative Aussagen als 
Abwägungsmaterial zusammengefasst als auch Konvergenzen und Divergenzen der Aussagen 
ermittelt werden. Schließlich sollen die Ergebnisse aus der Einbeziehung der Beteiligten 
dargestellt werden.626 Diese Inhalte werden im Gesamtkonzept nachrichtlich übernommen. Für 
folgende Hierarchiestufen werden im Gesamtkonzept eigene Aussagen getroffen:627 
 „Leitbild“,628 
 „gesamtstädtische Ziele“,629 die als Qualitätsziele zu verstehen sind, 
 „gesamtstädtische Maßnahmen“ im Sinne von Handlungszielen, die zu 
„Maßnahmepaketen“ zusammengefasst werden.630 
Unerwähnt in der Arbeitshilfe bleiben Aussagen zu den Hierarchiestufen Zweck und Leitlinien. 
Auch wird kein Vorschlag gemacht, dass die Gemeinden Standards verwenden sollten; ebenso 
wenig werden von Seiten des Freistaates Standards zur Verfügung gestellt. Dennoch ist mit den 
drei genannten Hierarchiestufen eine Zielpyramide erkennbar: Dem Leitbild werden 
Qualitätsziele zugeordnet, die durch Handlungsziele operationalisiert werden. Die 
Operationalisierung kann dabei in eindeutige „Zielwerte“ münden;631 allerdings schlägt die 
Arbeitshilfe diese eindeutigen Ziele nur im Zusammenhang mit der jährlichen 
Wirkungsbeobachtung und nicht etwa im Abschnitt „Maßnahmepakete“ vor. 
Zusätzlich zu den erkennbaren Elementen der Zielpyramide werden (wie in den 
Fachkonzepten) „gesamtstädtische Schwerpunktthemen und -gebiete“ sowie „Prioritäten“ 
angeführt, welche die „Ableitung der zukünftigen Stadtentwicklungsstrategie“ darstellen.632 
Diese Elemente lassen in Verbindung mit dem Leitbild auf eine Strategische Planung schließen. 
Damit überlagert sich der Typus der Pyramide mit dem der Strategischen Planung. Es ist aber 
strittig, ob sich bei den ausgewählten normativen Aussagen um strategische Projekte handelt, 
welche eine Ausstrahlung entfalten und zur Nachahmung anregen.633  
3.3.1.3 Gebietskategorien 
In der Arbeitshilfe wird empfohlen, eine „Strategie zur Weiterentwicklung des 
Siedlungskörpers“ zu formulieren. Hierfür wird die Einteilung des Stadtgebietes in so genannte 
Gebietstypen oder -kategorien634 vorgeschlagen: in konsolidierte, konsolidierungswürdige und 
                                                 
626  Vgl. MINISTERIUM DES INNERN (2005: 9). 
627  Vgl. EBD. (2005: 4-10). 
628  Bereits im Wettbewerb waren Leitbilder von großer Bedeutung, vgl. REUTHER (2002); BMVBW und BBR (2003b: 23) die 
ihnen bis heute zugeschrieben wird (BMVBS UND BBR 2008: 97). Allerdings stellt LIEBMANN (2009: 143) empirisch fest, dass 
im Stadtumbau Ost „[…] in den meisten Fällen keine eigenen Leitbildprozesse initiiert“ wurden. 
629  MINISTERIUM DES INNERN (2005: 9); die Zuordnung zu Qualitätszielen erfolgt als Unterscheidung zu den Maßnahmen. 
630  EBD. (2005: 9); zusätzlich ist in den vorbereiteten Tabellen für die Maßnahmepakete eine Grobkostenermittlung darzustellen. 
631  Die Erreichung dieser Werte kann über ein Monitoring geprüft werden, vgl. MINISTERIUM DES INNERN (2005: 10). 
632  Vgl. EBD. (2005: 9). Im Anhang (EBD.: „Muster ZKP“) wird die Unterscheidung in hohe, mittlere und geringe Priorität 
empfohlen. LIEBMANN (2009: 143) stellt in der Praxis aber kaum „tatsächliche Schlüsselprojekte“ fest. 
633  KÜHN (2009: 98) kommt zu dem Schluss, dass wegen der Defizite in der integrativen Ausrichtung, der Kooperation, der 
Neuformulierung von Leitbildern und der Beschränkung auf strategische Projekte nur bedingt eine Strategische Planung 
erkennbar sei. Allerdings weisen KÜHN UND FISCHER (2010: 116-117) nach, dass den (einfachen) Maßnahmen aus Sicht der 
Akteure aus dem administrativen Bereich ebenfalls eine strategische Bedeutung zukommen kann. 
634  Vgl. BMVBW (2001: 8); BMVBW UND BBR 2003a: 31-32); WETTBEWERBSAGENTUR (2002a: 3); BMVBS UND BBR (2008: 93-
95); vgl. a. die Übersicht von WEIDNER (2005: 171). Die Arbeitshilfe (MINISTERIUM DES INNERN 2005) verwendet den Begriff 
„Gebietstyp“; in der vorliegenden Arbeit wird hingegen der gängigere Begriff der Gebietskategorie bevorzugt. Zum 
Wortlaut der Gebietskategorien vgl. Anlage C im Anhang.  
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Umstrukturierungsgebiete.635 Für diese abgegrenzten Teilräume der Gesamtstadt sollen 
gesamtstädtische Ziele und Maßnahmen konkretisiert werden.636 
Bereits im Wettbewerb Stadtumbau Ost wurden Gebietskategorien verwendet.637 Sie sind „[…] 
ein klassisches Instrument der räumlichen Planung. […] Ziel der Kategorisierung ist es, Gebiete 
mit gleichartiger Struktur oder gleichartigen Zielen zusammenzufassen, um sie von anderen 
Gebieten abzugrenzen.“638 Sie stellen eine Systematik dar, „[…] die abhängig vom 
Problemdruck teilräumlich differenzierte Entwicklungsperspektiven aufweist und darauf 
basierend die Art und den Umfang der Stadtumbaumaßnahmen abstimmt.“639  
Bei Gebietskategorien handelt es sich um Qualitätsziele, weil sie die Qualität eines 
abgegrenzten Teilraumes beschreiben. Wenn sie eindeutig formuliert werden, sind sie als 
Parameter im Sinne der Parametrischen Steuerung anzusehen. Damit werden Qualitäten von 
Teilräumen beschrieben, mit denen eine Schwerpunktsetzung für Handlungsziele erfolgt.640 
Dadurch entsteht eine „symbolische Repräsentation“641 als Codierung der drei genannten 
Gebietskategorien: Bei Verwendung der Kategorien wird die in der Arbeitshilfe formulierte 
Definition642 durch die Gemeinden anerkannt. Damit handelt es sich letztlich um die Einführung 
neuer Planzeichen in der informellen Planung.  
Die Zuordnung von Maßnahmepaketen zu den Gebietskategorien erfolgt im teilräumlichen 
Konzept. Aufgrund der fehlenden Trennung in der Arbeitshilfe werden sie aber bereits für das 
gesamtstädtische Konzept empfohlen. Entsprechend sind im gesamtstädtischen Konzept – 
entgegen der eingangs formulierten Zielsetzung für das gesamtstädtische Konzept – eindeutige 
teilräumliche Aussagen integriert. 
Im Ergebnis wird angenommen, dass im Förderprogramm durch das Zeichen- und 
Begriffssystem eine Codierung der Gebietskategorien entsteht, über die Botschaften vermittelt 
werden. Sollen Planinhalte von den Planverfassern und Plananwendern möglichst einheitlich 
verstanden werden, ist es aber erforderlich, dass eine Konvention über diese Begriffe 
hergestellt wird. Mit der Definition in der Arbeitshilfe liegt zumindest den Planverfassern in den 
Gemeinden die Definition vor.  
3.3.2 Normative Aussagen im teilräumlichen Konzept 
Die Inhalte der Fördergebietskonzepte ergeben sich insbesondere aus den Bestimmungen im 
BauGB auf Bundes- und in der Förderbekanntmachung auf Landesebene.643 Im Gegensatz zu 
den Empfehlungen der Arbeitshilfe für gesamtstädtische Konzepte handelt es sich hierbei um 
Anforderungen,644 die ein Konzept erfüllen muss, um grundsätzlich förderberechtigt zu sein.  
                                                 
635  Vgl. MINISTERIUM DES INNERN (2005: 9). 
636  Vgl. EBD. (2005: 9). Die Gebietskategorien und ihre Abgrenzungen dürfen nicht mit den Fördergebieten und deren 
Fördergebietsgrenzen verwechselt werden. In der Regel sind sie nicht deckungsgleich.  
637  So nennt die KOMMISSION (2000: 68-70) „Investitionsvorranggebiete“, bei denen aber Rückbau- und 
Umstrukturierungsgebiete fehlten.  
638  BRANDSTETTER (2010a: 100).  
639  BMVBS UND BBR (2008: 93).  
640  Vgl. WEIDNER (2005: 174). 
641  WERSIG (1970: 14-15); dabei werden durch Absprache Zeichen festgelegt. Aufgrund der symbolischen Repräsentation 
entstehen neue Konventionen über Planzeichen auch in der (in diesem Sinne nicht mehr) informellen Planung. Dies ist auch für 
andere Begriffe des Förderprogramms festzustellen, etwa für die Fördermöglichkeiten im Rahmen der Programmteile. 
642  Vgl. MINISTERIUM DES INNERN (2005: 16). 
643  Vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (2010a). Demgegenüber finden sich hinsichtlich der Zielhierarchie kaum 
Aussagen in der VERWALTUNGSVORSCHRIFT (2009). Auch die VERWALTUNGSVEREINBARUNG (2011) trifft keine gezielten 
Aussagen zur Zielhierarchie. 
644  Das SÄCHSISCHE STAATSMINISTERIUM DES INNERN (2010a: 1925) nennt dies „Mindestvorgaben“.  
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In der Arbeitshilfe des Freistaates werden die Inhalte des teilräumlichen Konzeptes kaum 
geregelt. In den Empfehlungen wird nur die „Ableitung zukünftig tragfähiger 
Gebietsabgrenzungen für Städtebauförderungsgebiete aus den Maßnahmepaketen für das 
gesamte Gemeindegebiet“ genannt, „mit denen eine zügige und zielgerichtete Durchführung 
von Maßnahmen möglich erscheint.“645 Die teilräumlichen Konzepte umfassen die normativen 
Aussagen für die Fördergebiete. Für jedes Fördergebiet soll ein teilräumliches Konzept 
erarbeitet werden. Allerdings trifft die Arbeitshilfe Aussagen über die Maßnahmepakete, auf 
die bereits im vorherigen Abschnitt eingegangen worden ist. 
Im Folgenden wird zunächst die Zielhierarchie ermittelt, anschließend wird der Begriff der 
Gesamtmaßnahme erörtert. 
3.3.2.1 Zielhierarchie im teilräumlichen Konzept 
Im städtebaulichen Entwicklungskonzept sind gem. § 171b Abs. 2 S. 1 BauGB „die Ziele und 
Maßnahmen […] im Stadtumbaugebiet schriftlich darzustellen“.646 Die Darstellung erfolgt auf 
Grundlage einer gerechten Abwägung. Trotz der Andeutung einer unverbindlichen informellen 
Planung durch den Begriff der Darstellung entfalten gemäß Kap. 3.2.3.2 die normativen 
Aussagen des teilräumlichen Konzeptes aus der Perspektive der Governance eine mittelbare 
Außenverbindlichkeit, unter anderem weil sie mit dem Förderprogramm verbunden sind. 
Die beiden Begriffe Ziel und Maßnahmen werden im BauGB nicht definiert. In 
§ 171a Abs. 3 BauGB wird ein Katalog normativer Aussagen aufgeführt,647 auf den 
§ 171b Abs. 2 S. 1 BauGB für das Städtebauliche Entwicklungskonzept Bezug nimmt. 
Während der Katalog nur von „Stadtumbaumaßnahmen“ spricht, wird er im Konzept mit 
„Zielen und Maßnahmen“ beschrieben. Unter Anwendung der in Kap. 2.3.1 
herausgearbeiteten Zielhierarchie handelt es sich bei dem Katalog um Qualitäts- und 
Handlungsziele. Daher wird in der vorliegenden Arbeit angenommen, dass die im 
städtebaulichen Entwicklungskonzept nach § 171b Abs. 2 S. 1 BauGB geforderten „Ziele und 
Maßnahmen“ Qualitäts- bzw. Handlungsziele darstellen. 
Auch in der Förderbekanntmachung des Freistaates werden Ziele und Maßnahmen gefordert, 
die in einer Ziel-Mittel-Hierarchie miteinander verbunden sind; denn „[d]ie Einzelmaßnahmen 
müssen geeignet sein, die im Fördergebietskonzept dargestellten Gebietsziele zu erreichen.“648 
Die Maßnahmen sollen zusätzlich in einem Übersichtsplan dargestellt werden.649 Mit der 
Forderung nach einer Prioritätensetzung sind geringe Ansätze einer Strategischen Planung 
erkennbar, die aber nicht weiter vertieft werden.650 Daher handelt es sich nicht um ein 
strategisches Konzept. In der Förderbekanntmachung sind abschließend die Bereiche 
aufgeführt, für die Fördermittel beantragt werden können. Der Fördergeber verlangt nicht 
explizit die Darstellung eindeutiger Ziele. 
Mit den beiden Hierarchiestufen Ziel und Maßnahme wird eine verkürzte Zielpyramide 
gefordert. Die im INSEK enthaltenen Gebietskategorien werden weder im BauGB noch in den 
Förderbekanntmachungen des Freistaates erwähnt, aber mit der Darstellung von 
                                                 
645  MINISTERIUM DES INNERN (2005: 9). 
646  Demnach genügt eine mündliche Darstellung nicht, vgl. FIESELER (2010: C § 171b BauGB Rn.6); die schriftliche Darstellung 
folgt dem Rechtsstaatsprinzip gem. Art. 20 Abs. 3 GG, damit Entscheidungen, die auf Grundlage eines städtebaulichen 
Entwicklungskonzeptes erfolgen, überprüfbar sind. Gemäß Artikel 6 Abs. 1 S. 2 der VERWALTUNGSVEREINBARUNG (2011) 
umfasst die schriftliche auch die zeichnerische Darstellung, vgl. a. Krautzberger (2009: § 171b BauGB Rn. 4). 
647  Der Begriff „insbesondere“ kennzeichnet, dass der Katalog keine abschließende, sondern bedeutende Inhalte aufführt. 
648  Vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (2010a: 1925). Die „Gebietsziele“ umfassen Qualitätsziele. 
649  EBD.  
650  EBD. GOLDSCHMIDT UND TAUBENEK (2010: Rn. 495) anerkennen demgegenüber den teilweise strategischen Charakter. 
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Qualitätszielen geht das Konzept über ein reines Maßnahmekonzept im Sinne des 
Kap. 2.3.2.1 hinaus. Dennoch steht die Formulierung eindeutiger Handlungsziele mit 
Aussagen zur Umsetzung der Planung im Mittelpunkt.651 Festzuhalten sind Schwerpunkte in der 
Formulierung von Handlungszielen, zugleich aber Bezüge zu den teilräumlichen 
Qualitätszielen und zu den normativen Aussagen des gesamtstädtischen Konzeptes. Dies führt 
zur Einstufung des SEKOs als erweitertes Maßnahme- und Umsetzungskonzept.652 
3.3.2.2 Stadtumbau als Gesamtmaßnahme 
Stadtumbaumaßnahmen werden als Gesamtmaßnahmen angesehen.653 Nach GOLDSCHMIDT 
setzt sich eine Gesamtmaßnahme „[…]aus einem Bündel von Einzelmaßnahmen zusammen, 
deren zügige und zweckmäßige Durchführung in einem Maßnahmekonzept im 
Fördergebietskonzept unter Benennung konkreter Ziele und Zeithorizonte darzustellen ist.“ Er 
führt folgende Merkmale einer Gesamtmaßnahme auf:654 
 „Bezug auf ein bestimmtes Gebiet, 
 Behebung von städtebaulichen Funktionsverlusten als allgemeines Ziel, 
 Ausrichtung auf eine einheitliche Konzeption und Planung, 
 langfristige Dauer, 
 Bündelung und zielgerichtete Ausrichtung einer Vielzahl zum Teil verschiedenartiger 
Einzelmaßnahmen und einer gesteigerte Verantwortung der Gemeinde.“ 
Nach KRAUTZBERGER sind Gesamtmaßnahmen „[…] gegenüber sonstigen städtebaulichen 
Maßnahmen der Gemeinden (einzelne Bebauungspläne, Erschließungs- oder sonstige 
Bauvorhaben) besonders zur Lösung von städtebaulichen Problemen in Gebieten bestimmt, in 
denen ein qualifizierter Handlungsbedarf besteht, der aus Gründen des öffentlichen Interesses 
ein planmäßiges und aufeinander abgestimmtes Vorgehen erfordert.“655 FIESELER betont daher 
das Erfordernis, Stadtentwicklungskonzepte zu erarbeiten.656 
3.3.3 Ebenenübergreifende Zielhierarchie 
Die Arbeitshilfe gibt den sächsischen Gemeinden Empfehlungen für die gesamtstätischen 
Konzepte, während die Stadtumbau-Paragrafen und die Förderbekanntmachung Vorgaben für 
die teilräumlichen Konzepte treffen. Gesamtstädtisches und teilräumliches Konzept sind über 
das Ableitungsgebot miteinander verbunden. Allerdings treffen weder die 
Förderbekanntmachung noch die Arbeitshilfe weiterführende Aussagen, wie die Ableitung 
erfolgen soll. Diese Lücken in den Vorgaben beziehen sich auf institutionelle und materielle 
Aspekte der ebenenübergreifenden Zielhierarchie.  
Erst seit dem Jahr 2009 werden in Sachsen explizit separate teilräumliche 
Fördergebietskonzepte gefordert, die gegenüber dem INSEK abgegrenzt werden sollen. 
                                                 
651  Vgl. GOLDSCHMIDT (2010a: 169); FIESELER (2010: C § 171d BauGB Rn.14a) begründet die Eindeutigkeit mit dem 
konsensualen Handeln; vgl. a. KÖHLER (2006: § 140 BauGB Rn. 8) in Analogie zum Sanierungskonzept; vgl. a. die Leipzig 
Charta (BMVBS und BBR 2007a: 45) zu eindeutigen Aussagen teilräumlichen Konzepten. Vgl. aber krit. BABA (Interview 15), 
der erst den Förderantrag als geeignetes Instrument für eindeutige Handlungsziele sieht. 
652  Vgl. BMVBS und BBR (2008: 301). In der Förderbekanntmachung (SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN 2010a: 
1925) werden die Begriffe „Umsetzungskonzept“ und „Maßnahmekonzept“ genannt. Aufgrund der Verwendung in der 
Planungspraxis wird der Begriff der Maßnahme hier beibehalten und nicht durch Handlungsziel ersetzt. 
653  Vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (2010a: 1925).  
654  GOLDSCHMIDT (2010a: 166). 
655  KRAUTZBERGER (2007a: §171a BauGB Rn. 2, Hervorhebung. i. O.); vgl. a. FIESELER (2010: C § 171a BauGB Rn.3). 
656  FIESELER (2010: C § 171a BauGB Rn.3). 
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Allerdings ist es auch weiterhin möglich, gesamtstädtisches und teilräumliches Konzept als ein 
gemeinsames Dokument zu erarbeiten, solange alle geforderten Planinhalte in dem Dokument 
enthalten sind sowie gesamt- und teilräumliche Darstellung voneinander abgrenzt werden.657  
Die Form der Ableitung der teilräumlichen Aussagen aus dem gesamtstädtischen Konzept ist 
weiterhin nicht geklärt. Vor diesem Hintergrund diskutiert das Sächsische Staatsministerium 
derzeit die institutionellen Möglichkeiten, wie sich gesamtstädtisches und teilräumliches 
Konzept zukünftig besser aufeinander beziehen lassen.658 
Neben diesen institutionellen bestehen auch materielle Lücken in den Vorgaben zur 
ebenenübergreifenden Zielhierarchie. In der Gesamtschau werden zwar für beide 
Planungsebenen verschiedene Hierarchiestufen genannt, wie im vorherigen Unterkapitel 
herausgearbeitet wurde. Es werden aber keine expliziten Aussagen getroffen, welcher Typus 
der Zielhierarchie nach Kap. 2.3.2.1 verfolgt wird. 
Implizit ist eine ebenenübergreifende Zielpyramide erkennbar, die mit einem Leitbild beginnt 
und mit Handlungszielen abschließt. So ist anzunehmen, dass aufgrund des Problemdrucks 
konkretisierte Handlungsziele formuliert werden. Eine Konkretisierung erfolgt dabei 
ebenenübergreifend im Sinne vertikaler Zielbeziehungen sowie von den Fachkonzepten zum 
Gesamtkonzept im Sinne horizontaler Zielbeziehungen. 
Die Ergänzung der Zielpyramide um Elemente der Strategischen Planung und der 
Parametrischen Steuerung in der Arbeitshilfe führt aber zum Aufweichen des verfolgten Typus. 
Demgegenüber werden die Typen „Ausschließliches Leitbild“ und „Ausschließliches 
Maßnahmekonzept“ nicht angewendet. Verfolgen die Gemeinden im Sinne der 
Programmorientierung die Vorgaben der Arbeitshilfe, entsteht in den gemeindlichen Konzepten 
daher ein Hybrid verschiedener Typen von Zielhierarchien. Zugleich haben diese 
Empfehlungen keine Entsprechung in den Vorgaben für die teilräumlichen Konzepte. 
3.3.4 Kurzfazit 
Die Inhalte der gesamtstädtischen Konzepte werden vor allem in der Arbeitshilfe, die der 
teilräumlichen Konzepte im BauGB und in der Förderbekanntmachung des Freistaates geregelt. 
Damit ist die Programmorientierung auf Landes- mit einer rechtlichen Orientierung auf 
Bundesebene verknüpft. Allerdings werden die in den Vorgaben enthaltenen Begriffe für die 
Zielvorstellungen bis auf die Gebietskategorien nicht definiert. Die für das INSEK 
vorgeschlagene Zielhierarchie besteht aus einer Zielpyramide; sie wird aber durch Elemente 
der Strategischen Planung und der Parametrischen Steuerung ergänzt. Dadurch entsteht eine 
hybride Sonderform der Zielhierarchie.  
Die Gebietskategorien sind Qualitätsziele. Es wird angenommen, dass mit ihrer Formulierung 
eine Codierung eingeführt wird, die Verbreitung in den Gemeinden findet. Die weiteren 
verwendeten Elemente der Zielhierarchie werden nicht definiert.  
Für das teilräumliche Konzept wird eine verkürzte Zielpyramide mit Qualitäts- und 
Handlungszielen vorgeschlagen, die kein Leitbild, aber auch keine strategischen Elemente 
enthält. Vielmehr handelt es sich um ein erweitertes Maßnahme- und Umsetzungskonzept. 
Aufgrund des Ableitungsgebotes ist das teilräumliche mit dem gesamtstädtischen Konzept 
verbunden. Daher überlagern sich Zielhierarchien des INSEKs und des SEKOs und bilden eine 
ebenenübergreifende Zielhierarchie aus.  
                                                 
657  Vgl. SÄCHSISCHE AUFBAUBANK (Interview 16). 
658  Vgl. SULZER (INTERVIEW 13); BABA (Interview 15). 
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In den überörtlichen Vorgaben sind verschiedene Formen der Konkretisierung erkennbar. 
Zwischen Fach- und Gesamtkonzept erfolgt keine Konkretisierung im Sinne vertikaler, sondern 
horizontaler Zielbeziehungen; denn die Arbeitshilfe schlägt bereits für die Fachkonzepte 
Handlungsziele vor. Die Zielvorstellungen werden zu Beginn des Gesamtkonzeptes 
zusammengestellt, um eine Abwägung untereinander durchzuführen und dabei übergeordnete 
Ziele des Gesamtkonzepts zu identifizieren. Diese Vorgehensweise entspricht den horizontalen 
Zielbeziehungen, deren nähere Untersuchung in der vorliegenden Arbeit nicht erfolgt.  
Vorgaben über eindeutige oder vage Ziele werden nicht explizit gemacht. Da in der 
Arbeitshilfe bereits für das gesamtstädtische Konzept Maßnahmepakete vorgeschlagen 
werden, wird aber die Darstellung eindeutiger Ziele angenommen.  
3.4 Fazit 
Demografischer Wandel, Stadtschrumpfung und gesellschaftliche Antworten sind im Sinne des 
DPSIR-Modells miteinander verbunden. Demografischer Wandel und Stadtschrumpfung als 
situativer Kontext verändern die gesellschaftlichen Antworten. Die Bauleitplanung ist nicht 
geeignet, ausreichende Antworten auf diese Veränderungen zu geben. Daher kommen neue 
Instrumente zur Anwendung. Mit neu formulierten Zielvorstellungen reagieren die Gemeinden 
auf den demografischen Wandel und die Stadtschrumpfung. Dabei können einerseits 
eindeutige Aussagen Verwendung finden, um eine Antwort auf den hohen Problemdruck zu 
geben. Andererseits sind aber auch auf teilräumlicher Ebene vage Zielformulierungen denkbar, 
die auf die Unschärfen der ex-ante-Aussagen reagieren. 
Seit 2001 wird mit dem Stadtumbau Ost ein neuer planerischer Beitrag zum Umgang mit dem 
demografischen Wandel geleistet. Mit seinen Attributen der Integration, Kooperation und 
Flexibilität geht er auf die neuen Anforderungen ein und bietet damit eine Alternative zur 
Bauleitplanung; allerdings ist das neu entwickelte Instrumentarium zielorientiert und bietet in 
diesem Attribut keine Alternative zur ebenfalls zielorientierten Bauleitplanung. Es wird 
angenommen, dass die sich durch die Unschärfen in den ex-ante-Aussagen zur 
Stadtschrumpfung ergebende Risikoorientierung nicht Bestandteil des Stadtumbaus ist.  
Im Sinne des akteurzentrierten Institutionalismus führen die überörtlichen Vorgaben zu einer 
Programmorientierung der Gemeinden. Sie richten die gemeindlichen Konzepte nach den 
überörtlichen Vorgaben aus. Dies gibt dem Fördergeber die Möglichkeit, eigene 
Zielvorstellungen in die Konzepte der Gemeinden zu übertragen. 
Im Freistaat Sachsen sollen gemäß Vorgaben des SMI sowohl gesamtstädtische als auch 
teilräumliche Konzepte erarbeitet werden, auch wenn die instrumentelle Trennung nicht strikt 
eingehalten wird. Der Freistaat hat bislang eine Arbeitshilfe für das gesamtstädtische Konzept 
herausgegeben, während er für das teilräumliche Konzept kaum Vorgaben trifft. Auch die 
Betreuung der Gemeinden durch die Landesdirektion bei der Erarbeitung der 
gesamtstädtischen Konzepte wurde aufgegeben. 
Die überörtlichen Vorgaben sehen eine ebenenübergreifende Zielhierarchie vor. Diese stellt im 
Kern eine Zielpyramide dar, enthält aber auch Elemente der Strategischen Planung und der 
Parametrischen Steuerung. Daher handelt es sich bei dem im sächsischen Stadtumbau 
vorgesehenen Typus der Zielhierarchie um ein Hybrid. Eindeutige Ziele werden nicht explizit 
verlangt. Da die Gemeinden Maßnahmepakete formulieren sollen, wird aber angenommen, 
dass sie die Handlungsziele eindeutig formulieren. 
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4 Themenfelder der gemeindlichen Siedlungspolitik unter 
Schrumpfungsbedingungen 
In diesem Kapitel wird die Siedlungspolitik als zentrales Themenfeld der räumlichen Planung 
diskutiert. Wie in Kap. 2.2.2.4 herausgearbeitet wurde, stellt die Fläche ein gegenständliches 
Zielobjekt dar, mit dem konkrete Zielvorstellungen in der Stadtplanung möglich sind.  
Die Neuinanspruchnahme bisheriger Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke stellt mit 
Blick auf die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung ein Problemfeld dar, weil die 
bundespolitischen Zielsetzungen bislang nicht erreicht werden.659 Insbesondere in 
schrumpfenden Räumen wirkt sich die Neuinanspruchnahme erheblich auf die 
Siedlungsstruktur aus. Denn aufgrund der beiden gegenläufigen Trends der zurückgehenden 
Einwohnerzahl und der zunehmenden Siedlungs- und Verkehrsfläche nimmt die 
Siedlungsdichte weiter ab.660  
Ziel des Kapitels ist daher die Identifizierung geeigneter flächen- und gebäudepolitischer 
Themenfelder unter Schrumpfungsbedingungen. Das Kapitel dient als Anwendungsfall der in 
Kap. 2 beschriebenen Zielforschung, nachdem in Kap. 3 mit dem situativen und dem 
institutionellen Kontext zentrale Treiber zur Erklärung des gemeindlichen Handelns 
herausgearbeitet worden sind. Dabei wird eine Zielhierarchie herausgearbeitet, die der 
Prüfung der Ziele im Stadtumbau Ost zugrunde gelegt werden kann. 
Die übergeordneten bundespolitischen Zielvorstellungen in der Raumordnung umfassen 
insbesondere flächenpolitische Inhalte, weil es sich bei der Flächenpolitik, im Gegensatz zur 
Gebäudepolitik, um einen Beitrag zur nachhaltigen Nutzung natürlicher Ressourcen handelt.661 
Wie in Kap. 3.1.1.2 diskutiert, ist es im Sinne einer ganzheitlichen Auseinandersetzung mit 
der Stadtschrumpfung aber sinnvoll, auch gebäudepolitische Ziele zu identifizieren. Daraus 
ergibt sich der folgende Aufbau des Kapitels:  
 Zunächst werden die bundespolitischen Zielvorstellungen der nachhaltigen Flächenpolitik 
diskutiert (Kap. 4.1); 
 auf dieser Grundlage und als Erweiterung werden gemeindliche flächen- und ebenso 
gebäudepolitische Themenfelder formuliert (Kap. 4.2); 
 schließlich werden diese Themenfelder mit den bisherigen überörtlichen Vorgaben im 
Stadtumbau zur gemeindlichen Flächen- und Gebäudepolitik verbunden (Kap. 4.3). 
4.1 Überörtliche Zielvorstellungen zur nachhaltigen Flächenpolitik 
Boden ist eine nicht vermehrbare Ressource und zählt damit zum endlichen Naturkapital der 
Menschheit.662 Daher führt eine übermäßige Umwidmung bisheriger Freiflächen für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke zu hohen ökologischen Schäden und ist nicht nachhaltig.663  
                                                 
659  Vgl. DIE BUNDESREGIERUNG (2012b: 284). 
660  Vgl. Kap. 3.1.2. 
661  Vgl. hierzu a. die Schwerpunktsetzung im Deutschen Ressourceneffizienzprogramm (DIE BUNDESREGIERUNG 2012a). 
662  Vgl. UMWELTBUNDESAMT (2003: 1). Gem. Kap. 2.2.2.4 wird der Begriff der Fläche dem Begriff des Bodens vorgezogen. 
Aufgrund seiner ökologischen Komponente wird hier aber auf die Bedeutung des Bodens verwiesen; entsprechend verwendet 
das BBSR (2011: 1) auch den Begriff „Bodenfläche“. 
663  Vgl. KÖTTER (2001: 145). 
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Im Sinne des umweltpolitischen Vorsorgeprinzips soll daher als Schutzgutpolitik das 
ungehinderte Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsflächen vermieden werden.664 Bei 
nachweisbarem Bedarf nach Siedlungsflächen soll der Eingriff in Natur und Landschaft 
minimiert werden.665 Jedoch unterliegt die Nutzung von Flächen nicht nur ökologischen, 
sondern auch sozialen und ökonomischen Interessen. Die Diskussion über die Flächennutzung 
für Siedlungs- und Verkehrszwecke erfordert die Berücksichtigung verschiedener Belange. 
Daraus ergeben sich Zielkonflikte, auf die die räumliche Planung im Rahmen der Abwägung 
der Belange eingeht.666  
In diesem Unterkapitel wird aber keine normative Debatte geführt. Ziel ist vielmehr, die 
bundespolitischen Reaktionen auf das Siedlungswachstum vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels zu diskutieren. Zunächst wird in Kap. 4.1.1 die Problemstellung der 
Flächenumwidmung aufgezeigt, im Anschluss (Kap. 4.1.2) die überörtlichen Zielvorstellungen 
diskutiert.  
4.1.1 Problemstellung 
Die Neuinanspruchnahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche667 ist „seit Jahrzehnten ein 
Kernproblem der Raumentwicklung.“668 Denn es wird weiterhin zu viel Fläche neu in Anspruch 
genommen:669 Zwar ist ein Rückgang der Neuinanspruchnahme festzustellen. Diese betrug 
aber 2011 immer noch 74 ha (vgl. Abbildung 18). 670 
                                                 
664  Vgl. UMWELTBUNDESAMT (2003: 4); FÜRST ET AL. (1992: 117); BERGMANN ET AL (2006a: 22). 
665  Gem. Bodenschutzklausel (§ 1a Abs. 2 S. 1 BauGB) soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden. Auch aus 
ökonomischer und aus soziokultureller Perspektive ist das Minimierungsgebot sinnvoll, weil die Lenkung von Nutzungen auf 
bestehende Siedlungsflächen eine wirtschaftliche, soziale und kulturelle Aufwertung ermöglicht, vgl. DOSCH (2006: 14-16). 
666  Das Leitbild vereint verschiedene Leitlinien, die zum Teil kongruent, zum Teil aber divergent sind. 
667  Hierbei handelt es sich um die zusätzlich zu den bestehenden Siedlungs- und Verkehrsflächen neu genutzten Flächen, vulgo 
Flächenverbrauch, vgl. a. DOSCH (2006: 1-2); TUROWSKI (1987: 405); JÖRISSEN UND COENEN (2007: 34). Die Siedlungs- und 
Verkehrsfläche wird als Indikator in der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung (DIE BUNDESREGIERUNG 2012b: 144) 
und der amtlichen Statistik geführt, obwohl er die qualitativen Aspekte der Flächeninanspruchnahme nicht ausreichend 
abbildet (vgl. BBSR 2011a: 7-11). Auch KÖCK UND BOVET (2008a: 97) und das UMWELTBUNDESAMT (2000b: 267) sprechen 
sich für seine Verwendung aus. Dieser Einschätzung wird in der vorliegenden Arbeit gefolgt. 
668  BBSR (2011a: 1), vgl. bereits HESSE (1972:101). Seit Beginn der industriellen Revolution nimmt sie zu, weitgehend 
unabhängig von der Bevölkerungsentwicklung (BMVBS und BBR (2006: 8). 
669  Diese wertende Aussage lässt sich nicht wissenschaftlich herleiten, sondern nur gesellschaftlich aushandeln, vgl. SANDHÖVEL 
(1997: 42); HAIN (1997: 50) Die Aussage erklärt sich aus dem Abgleich mit den bundespolitischen Zielen. 
670  Vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT (2013). 
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Abbildung 18: Tägliche Zunahme von Siedlungs- und Verkehrsflächen in Deutschland 1993-2011 
(Quelle: STATISTISCHES BUNDESAMT 2013) 
Die Siedlungsflächen wachsen weiter, auch in Räumen mit Einwohnerrückgang, allerdings 
scheint „der Höhepunkt der siedlungs- und verkehrsbedingten Neuinanspruchnahme von 
Flächen überschritten.“671 Zudem hat sich die Neuinanspruchnahme gegenüber den 1990er 
Jahren verlangsamt, und auch eine Stadt-Umland-Wanderung ist kaum mehr festzustellen.672 In 
Sachsen stieg die Siedlungs- und Verkehrsfläche zwischen 2001 und 2004 täglich um 
5 ha/Tag an.673 Zwischen 2005 und 2009 betrug der Zuwachs täglich 8,2 ha.674 Dabei ist (in 
Verbindung mit Tabelle 4) festzuhalten, 
 dass die Zunahme zwar im Wesentlichen durch die Erholungsflächen geprägt ist, der 
Anteil neu entstehender Gebäude- und Freiflächen dennoch bei 28 Prozent liegt; 
 dass die Zunahme unabhängig von der zurückgehenden Einwohnerentwicklung erfolgt.  
Treiber der Neuinanspruchnahme ist in Deutschland zunächst der weiterhin steigende 
Flächenbedarf der privaten Haushalte und Unternehmen.675 Die Neuinanspruchnahme ist aber 
abschließend nicht alleine mithilfe dieser nachfrage-, sondern auch mithilfe 
angebotsbezogener Faktoren zu erklären: Hier wirkt sich insbesondere die Baulandausweisung 
der Gemeinden als Ausdruck des interkommunalen Konkurrenzkampfes auf das 
Siedlungswachstum aus.676 Zudem ist die Neuinanspruchnahme umso höher, je besser 
Oberzentren und Autobahnanschlüsse verkehrlich erreichbar sind, je höher der 
Motorisierungsgrad ist, je höher die Einwohnerzahl ist, je mehr Personen im Dienstleistungs- 
                                                 
671  BBSR (2011a: 3); zum Rückgang vgl. a. BERGMANN ET AL. (2006b: 18-21); DOSCH (2006: 25). 
672  BBSR (2011a: 5).  
673  Vgl. BUTTOLO (2006: 43).   
674  Vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM (2011: 68-69). 
675  Vgl. BBSR (2011a: 11).  
676  Vgl. BMVBS UND BBSR (2009: 103); BBSR (2011a: 11-12). 
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Entwicklung Siedlungs- und Verkehrsfläche
















Chemnitz, Stadt +7,5 +4,3 +32,2 +2,8 -5,3
Dresden, Stadt +3,9 -0,3 +33,1 +3,2 -4,3
Leipzig, Stadt +8,9 +2,1 +56,8 +1,4 -9,6
Landkreis Mittelsachsen +4,6 +4,0 +28,9 +1,7 -0,6
Erzgebirgskreis +4,5 +2,9 +16,7 +4,5 -0,2
Vogtlandkreis +3,9 +3,3 +12,0 +2,6 -0,3
Landkreis Zwickau +5,5 +3,8 +20,5 +4,8 -1,1
Landkreis Bautzen +3,9 +2,4 +31,0 +1,5 -0,5
Landkreis Görlitz +4,4 +1,8 +35,4 +2,3 -0,8
Landkreis Meißen +4,6 +4,3 +38,2 -0,5 +1,6
Landkreis Sächsische
Schweiz-Osterzgebirge
+4,3 +2,2 +14,9 +5,1 -0,7
Landkreis Leipzig +13,7 +4,9 +16,5 +3,6 -1,4
Landkreis Nordsachsen +4,0 +1,4 +13,2 +5,7 -0,7
 
Tabelle 4: Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Sachsen 2006 bis 2009 (in Prozent) 
(Quelle: eigene Darstellung, Grundlage: SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM 2011: 70) 
Die Neuinanspruchnahme von Flächen dient zur Befriedigung der Nachfrage der Bevölkerung 
nach Land für Siedlungs- und Verkehrszwecke. Grundsätzlich bestehen daher soziokulturelle 
und ökonomische Gründe. Sie führt jedoch zugleich zu folgenden negativen Auswirkungen: 
 Die Landschaft wird zersiedelt, zerschnitten und verlärmt, wodurch die Biodiversität sinkt.678 
 Mit der Besiedelung bisheriger Freiflächen gehen oft wohnungsnahe Erholungsflächen 
verloren679 und wird die Lebensqualität gemindert. Diese Nutzungskonkurrenzen erhöhen 
sich mit dem Anbau von Energiepflanzen. 
 Die Entstehung von Siedlungsflächen an peripheren oder verkehrlich schlecht 
angebundenen Standorten führt zu steigenden Nebenkosten und sinkenden 
Marktpreisen.680 
                                                 
677  Vgl. BBSR (2011a: 11-12). Demgegenüber ist der ökonomische Einfluss auf die Neuinanspruchnahme umstritten: Im 
Gegensatz zum BBSR (2011a: 12) sehen BÜRKNER ET AL. (2007: 70) darin den zukünftigen Haupttreiber. 
678  Vgl. TUROWSKI (1987: 387). 
679  Vgl. JÖRISSEN UND COENEN (2007: 48); UMWELTBUNDESAMT (2003: 1); BBSR (2011a: 7). 
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 Mit der Ausweisung neuer Gewerbeflächen als Beitrag zum Wirtschaftswachstum681 und 
gleichzeitiger Brachflächenentwicklung682 nimmt die wirtschaftliche Produktivität der 
Flächennutzung ab.683 
 Eine empirisch nachweisbare „steigende Nachfrage nach Stadt“684 führt zu einer 
verstärkten Nutzung innerstädtischer Flächen, auch zur Revitalisierung von Brachflächen. 
Zukünftig wird dies möglicherweise durch die Verteuerung der Mobilitätskosten verstärkt.685 
 Im Gegensatz zu den vorgenannten Tendenzen nehmen im Wohnimmobilienmarkt gerade 
auch im inneren Siedlungsbestand Brachflächen weiter zu.686 Dies erfolgt aufgrund des 
sich vollziehenden Bevölkerungsrückgangs. Der Einwohnerverlust führt zudem zum 
Steuerausfall und zur Unterauslastung der Infrastruktur,687 weshalb in Stadtumbauregionen 
Brachflächen entstehen688 und steigende Infrastrukturkosten festzustellen sind.689 
Bei stagnierender oder zurückgehender Nachfrage und gleichzeitigem Anstieg der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche verringert sich schließlich die Siedlungsdichte.690  
Die Verringerung der Siedlungsdichte infolge der Neuinanspruchnahme ist weder aus 
ökologischen noch aus ökonomischen Gründen sinnvoll.691 Zudem sind soziokulturelle Gründe 
anzuführen, weil die zurückgehende bauliche Dichte die Herausbildung von Brachflächen und 
perforierter Stadtstrukturen verstärkt. Dadurch nimmt zudem die soziale Dichte ab.692  
Die Siedlungsdichte stellt aufgrund dieses Bedeutungsumfangs eine Schlüsselgröße für die 
Raumplanung dar.693 Daher wird sie in der vorliegenden Arbeit neben der Bilanzierung der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche694 als zentrale Aussage für die nachhaltige Raumentwicklung 
herangezogen. 
Der Rückgang der Siedlungsdichte wird sich in der schrumpfenden Stadt verstärken. Zum einen 
erfolgt dies durch die zurückgehende Einwohnerzahl und Anzahl der Haushalte,695 zum 
anderen durch die weiter anhaltende Neuinanspruchnahme von Flächen. Die in den 
innerstädtischen Quartieren brachfallenden Flächen sind dabei oft mit Häusern bebaut, 
weshalb mit der zurückgehenden Siedlungsdichte Antworten sowohl der Flächen- als auch der 
Gebäudepolitik erforderlich sind.  
Diese verbindende Betrachtung korrespondiert mit dem Begriff des erheblichen städtebaulichen 
Funktionsverlustes gem. § 171a Abs. 2 Satz 2 BauGB. Allerdings fehlt vielen Gemeinden das 
                                                                                                                                                        
680  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006b: 22). 
681  Daher sind Wirtschafts- und Flächenwachstum noch nicht voneinander entkoppelt, vgl. BERGMANN ET AL. (2006b: 22). 
682  Vgl. PREUß (2006: 65). 
683  Definiert als „Bruttowertschöpfung je Flächeneinheit bezogen auf die Gebäude- und Freiflächen“, vgl. BERGMANN ET AL. 
(2006b: 19). 
684  Vgl. PREUß (2006: 65); WIEST (2005: 241-242).  
685  Noch ist dieser Zusammenhang ein Szenario; vgl. hierzu das BMBF-Verbundprojekt €LAN (WWW.ENERGIE-LANDNUTZUNG.DE). 
686  Vgl. BBSR (2011a: 10). 
687  Vgl. PREUß (2006: 65). 
688  Vgl. BBSR (2011a: 10); DOSCH (2007: 43). Den Gemeinden fehlen aber oft ein detaillierter Überblick über die Brachflächen, 
vgl. GENSKE ET AL. (2007: 8-9). Daher fordern EYNIK UND SIEGEL (2006: 15) ein Flächenmonitoring. 
689  Vgl. BBSR (2011a: 9); SIEDENTOP (2008B: 29).  
690  Vgl. Kap. 3.1.1.3. 
691  Vgl. DOSCH (2006: 14-16); vgl. a. LAMPUGNANI (2007: 16) und FRICK (2006: 152-154) zu Mindest- und Höchstdichten. 
692  Sie ist abhängig von Verkehrs- und Kommunikationsstrukturen, vom Ausmaß der Arbeitsteilung und von der sozialen 
Differenzierung im Raum, vgl. HÄUßERMANN (2007: 25); vgl. a. HUSEMANN (2005: 25; 228).  
693  Zur baulichen Dichte vgl. UMWELTBUNDESAMT (2003: 263); SIEDENTOP (2008b: 29) im Zusammenhang mit dem Urban 
Sprawl; kritisch hierzu: SONNE (2010: 53), der die kulturelle Dichte betont, während HÄUßERMANN (2007: 28) auf die 
soziale Dichte fokussiert, aber auch auf die Bedeutung der Altbaugebiete für die creative class verweist. WESTPHAL UND 
HUTTER (2006: 87) skizzieren „Entdichtungsmodelle“ für schrumpfende Städte, vgl. a. WESTPHAL (2008). 
694  Durch Gegenüberstellung der Flächenneuausweisung, -nutzung und -rücknahme). 
695  Vgl. Kap. 3.1.1.2.  
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Problembewusstsein hinsichtlich der zurückgehenden Siedlungsdichte.696 Dies erfordert 
normative Antworten auf allen Planungsebenen. Der überörtlichen Ebene kommt dabei die 
Aufgabe der Rahmensetzung für das gemeindliche Handeln zu. 
4.1.2 Zielvorstellungen des Bundes und der Länder 
Die Raumplanung ist der nachhaltigen Entwicklung verpflichtet. Zum siedlungspolitischen 
Themenfeld dieser Entwicklung zählt im Kern die Reduzierung der Neuinanspruchnahme von 
Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke.697 Die Bundesregierung hat in diesem 
Zusammenhang zum einen institutionell die instrumentellen Grundlagen geschaffen, um gem. 
§ 1a Abs. 2 BauGB auf gemeindlicher Ebene das Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund 
und Boden verfolgen zu können. Hierzu zählt unter anderem die Vereinfachung der 
Bauleitplanung im Innenbereich.698 
Zum anderen hat die Bundesregierung materiell Zielvorstellungen formuliert. Das 
Raumordnungs- und Planungsrecht des Bundes enthält bislang weitgehend keine konkreten 
oder verbindlichen Mengenvorgaben in der Flächenpolitik.699 Vielmehr dienen die Aussagen 
des Bundes als Orientierung für die Handlungsebenen der Länder und der Gemeinden. 
Die bundespolitischen Zielvorstellungen folgen den Leitbildern der nachhaltigen Entwicklung, 
der dezentralen Konzentration sowie der kompakten und nutzungsgemischten Stadt.700 
Zusätzlich hat die Ministerkonferenz für Raumordnung 2006 Leitbilder der Raumordnung 
formuliert. 
Die auf die Leitbilder Bezug nehmenden Leitlinien der Bundesregierung wurden in der 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 2002 grundsätzlich dargelegt sowie in seinen 
Fortschrittsberichten bekräftigt und weiterentwickelt.701 Aus den Leitbildern wurde der 
Grundsatz „sparsamer (quantitativ) und schonender (qualitativ) Umgang mit Flächen und 
Böden im Hinblick auf die Inanspruchnahme und Nutzung für Siedlungen, sonstige Infrastruktur 
und Verkehr“ abgeleitet.702 Den Leitlinien der bundespolitischen Flächenpolitik liegt demnach 
eine Doppelstrategie zugrunde, indem sie zwei sich ergänzende Qualitätsziele (Mengen- und 
Dichteziel) enthalten.703 
Das Mengenziel sieht vor, die Neuinanspruchnahme von Flächen bis zum Jahr 2020 auf 
30 ha/Tag zu reduzieren.704 Dieses „30-ha-Ziel“ soll als Flächensparziel gemäß der 
bundespolitischen Intention herausfordernd wirken, indem „ein Zielwert verbindlich festgelegt“ 
wurde, der nur durch eine drastische Kehrtwende bei der Flächenneuinanspruchnahme erreicht 
werden kann.705 Seit seiner Formulierung 2002 wurde zwar eine Reduzierung festgestellt, 
                                                 
696  Vgl. WESTPHAL UND HUTTER (2006: 87-88). 
697  Vgl. BBSR (2011a: 14). FÜRST (2010: 16) nennt analog die „Ressourcensicherungsfunktion“ der Raumplanung. 
698  Gem. § 13a BauGB. Das BBSR (2011a: 1) wendet ein, dass die bisherigen bundesgesetzlichen Veränderungen noch nicht 
zum befriedigenden Ergebnis geführt haben.  
699  Der Bund hat im Bereich der Flächenpolitik keine unmittelbare Regelungskompetenz, vgl. BIZER UND GUBAYDULLINA (2008b: 
17); UMWELTBUNDESAMT (2003: 241).  
700  Zur nachhaltigen Entwicklung vgl. Jessen (2005: 604). Mit der Einführung des Nachhaltigkeitsbegriffes hat das BauGB nach 
KRAUTZBERGER (2010a: 128-130) den Anspruch der Leitbildneutralität aufgegeben. Zur Nachhaltigkeit in der räumlichen 
Planung vgl. a. SCHOLLES UND PUTSCHKY (2008a: 304). Die kompakte und nutzungsgemischte Stadt ist Bestandteil der „Stadt 
der kurzen Wege“, vgl. zusammenfassend BECKMANN ET AL. (2011: 16; 42). 
701  DIE BUNDESREGIERUNG (2012b: 284), vgl. a. DOSCH (2010: 196). 
702  UMWELTBUNDESAMT (2003: 99; kursiv i. O.). 
703  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 19). Aus der Perspektive der Zielforschung handelt es sich um Qualitätsziele, weil sie auf die 
Umweltressource abzielen. 
704  Vgl. SCHOLLES UND PUTSCHKY (2008a: 304), die aber von einem Handlungsziel ausgehen. Da aber die Qualität der Fläche 
im Mittelpunkt steht, erfolgt die Zuordnung in der vorliegenden Arbeit zu den Qualitätszielen. 
705  Vgl. DOSCH (2006: 13). 
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doch ob das Ziel bis zum Jahr 2020 erreicht wird, ist unklar; eine Studie im Auftrag des 
Bundes stellt entsprechend fest, dass das Ziel „[…] kein ‚Selbstläufer‘ [ist]. Ohne engagiertes 
politisches Handeln wird eine Erreichung des Nachhaltigkeitsziels nicht möglich sein.“706 
Zudem sei es notwendig, das Ziel zeitlich, räumlich und sachlich zu konkretisieren.707 Der RAT 
FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG fordert daher ein „Zielmanagement für das 30-ha-Ziel“.708 
Das Mengenziel ist bislang aber kaum konkretisiert worden. Zudem fehlen seit der ersten 
Formulierung 2002 materielle bundespolitische Aussagen, wie das Ziel regionalisiert und auf 
Regionen und Gemeinden aufgeteilt wird. Schließlich hat das Ziel auch institutionell Defizite, 
weil es keine Verbindlichkeit erreicht.709 Daher ist seine Verfolgung schwierig. 
Das Dichteziel710 sieht vor, der Innenentwicklung Vorrang vor der Außenentwicklung im 
Verhältnis 3:1 zu gewähren; dabei soll die Nachfrage nach der Nutzung von Flächen 
zukünftig vor allem „auf die bereits erschlossenen und in die Städte und Gemeinden 
integrierten Standorte“ gelenkt werden.711 Dadurch wird der Erhalt einer ausreichenden 
Siedlungsdichte in innerstädtischen Quartieren gewährleistet. Der Begriff der Innenentwicklung 
ist aber nicht legal definiert.712 In der vorliegenden Arbeit wird die Definition in Anlehnung an 
das BMBF-Projekt REFINA KoReMi gegeben:713 Innenentwicklung ist die Verdichtung und 
Umnutzung innerörtlicher Siedlungsflächen unter Erhaltung der Lebensqualität. 
Die Verfolgung des Dichteziels ist schwierig, weil die Innenentwicklung auf den 
Siedlungsbestand fokussiert und damit viele Interessen und Interessenskonflikte berührt.714 
Neben den methodischen Schwierigkeiten zur Abgrenzung des Innenbereichs bestehen daher 
Defizite in der Umsetzung, insbesondere im Verhältnis 3:1 gegenüber der Außenentwicklung.  
In den Koalitionsverträgen der Bundesregierungen der 16. Legislaturperiode (2005-2009)715 
sowie der 17. Legislaturperiode (seit 2009)716 wurden die 2002 formulierten 
bundespolitischen Qualitätsziele aufgegriffen. Die im aktuellen Koalitionsvertrag genannten 
Vorhaben beziehen sich aber vorrangig auf das Dichteziel. So sollen gemeinsam mit den 
Gemeinden Instrumente zur Gestaltung der Innenentwicklung erarbeitet oder weiterentwickelt 
werden.717 Demgegenüber wird das Mengenziel zwar angesprochen, die explizite 
Begrenzung auf 30 ha fehlt aber.718 Es ist daher anzunehmen, dass in der bundespolitischen 
Praxis auch weiterhin das Mengenziel nicht konkretisiert und z. B. mit Standards untersetzt 
wird.719 
                                                 
706  BMVBS UND BBSR (2011a: 69). 
707  Vgl. BMVBS UND BBSR (2011a: 70); vgl. a. UMWELTBUNDESAMT (2003: 241); vgl. zudem die Kritik von THIEL (2008: 407-
408) sowie von BIZER UND GUBAYDULLINA (2008a: 36).   
708  RAT FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG (2004: 17-21).  
709  Dies gilt für alle Planungsebenen, vom Bund bis zur Gemeinde, vgl. KÖCK (2008: 43), vgl. a. KÖCK UND BOVET (2008b: 46-
47). Allerdings haben einzelnen Länder und Planungsregionen das Mengenziel regionalisiert. 
710  Der alternative Begriff Qualitätsziel wird in der vorliegenden Arbeit nicht genutzt, um eine Verwechslung mit dem 
Qualitätsziel im Sinne der Zielhierarchie (vgl. Kap. 2.3.1.2) zu vermeiden. 
711  EYNIK UND SIEGEL (2006: 11), die damit eine Definition für den Teilbegriff „innen“ geben.  
712  Vgl. GOLDSCHMIDT (2010a: 188); verschiedene Beschreibungen finden sich u. a. bei SIEDENTOP (2010: 104); BERGMANN 
(2006: 22); HUTTER ET AL. (2004: 7); UMWELTBUNDESAMT (2003: 24); JÖRISSEN UND COENEN (2007: 57); PREUß ET AL. (2007b: 
20); WILSKE (2007: 21). Zur Operationalisierung des Begriffes vgl. a. FUHRICH (2003b, Anhang, Indikatorprofil B 5). 
713  Vgl. GEYLER ET AL. (2009: 72). 
714  Vgl. HUTTER ET AL. (2004: 1). 
715  Vgl. DOSCH (2007: 45). 
716  Vgl. KOALITIONSVERTRAG (2009: 31-32; 4.4.2); vgl. a. PREUß UND FERBER (2009: 242).. 
717  EBD. (2009: 31-32).  
718  Vgl. EBD. (2009: 31-42).. Zumindest wird aber im Koalitionsvertrag die Nachhaltigkeitsstrategie insgesamt erwähnt und 
damit auch das Mengenziel implizit bestätigt. 
719  Im schrumpfenden Raum bezieht sich die Dichteproblematik aber insbesondere auf den Siedlungsbestand und weniger auf 
die Neuentwicklung von Baugebieten, weshalb die allgemeingültige Formulierung Standards schwieriger ist.  
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Auf Ebene der Bundesländer werden raumordnerische Zielvorstellungen insbesondere mithilfe 
der Landes- und Regionalplanung umgesetzt. Institutionell besteht daher (mehr als mit der 
Bundesraumordnung) die Möglichkeit, die gemeindliche Planung im Rahmen der Stufenfolge 
der Planung zu beeinflussen. Allerdings werden diese formalen Möglichkeiten nicht 
ausreichend genutzt, wenn anstelle raumordnerischer Ziele lediglich Grundsätze dargestellt 
werden. 
Auch materiell bestehen Defizite in der Praxis der Landes- und Regionalplanung. So wird das 
bundespolitische Dichteziel zwar aufgegriffen. Es werden aber bisher kaum Beiträge zur 
Regionalisierung des Mengenziels geleistet.720 
In Sachsen werden im Vergleich zu den anderen Bundesländern wenig raumordnerische 
Regelungen mit flächenpolitischem Bezug getroffen. SIEDENTOP bescheinigt der sächsischen 
Landesplanung eine „geringe Regelungsintensität“, vergleichbar mit Bayern, Niedersachsen 
und Sachsen-Anhalt; in Sachsen fehlen insbesondere eine quantitative Bemessung der 
Eigenentwicklung sowie Richt- oder Orientierungswerte (z. B. zur Siedlungsdichte) für die 
gemeindliche Bauleitplanung.721 Die Regelungen und Vorhaben beziehen sich insbesondere 
auf das Dichteziel, so formuliert der Landesentwicklungsplan 2003 den Grundsatz G 5.2.3: 
Stadtumbau in der Regel „von außen nach innen“722.  
Mehrere Ministerien haben sich zu einer Interministeriellen Arbeitsgruppe 
zusammengeschlossen;723 dies erfolgte unter anderem, weil die Politik zum Umgang mit der 
Umweltressource Boden in das Ressort des Umweltministeriums fällt, während die 
Raumordnung mit den Vorgaben zur Flächennutzung dem Innenministeriums zugeordnet ist. 
Erklärtes Ziel ist es, die Neuinanspruchnahme von Flächen bis zum Jahr 2020 auf täglich 2 ha 
zu reduzieren.724 Um dies zu erreichen, sollen die INSEKs stärker flächenbezogene Aussagen 
aufgreifen, indem der Umgang mit Brachflächen, dem Flächenrecycling und dem 
Flächensparen aufgezeigt werden soll.725 Vertiefende Aussagen zur Integration dieser 
flächenbezogenen Planinhalte in die Struktur des Stadtumbau-Programms inklusive materieller 
und institutioneller Schlussfolgerungen werden allerdings nicht getroffen. 
Als Beitrag zum Mengenziel ermöglichen Förderprogramme die Revitalisierung von Brachen 
für Siedlungszwecke sowie die Renaturierung.726 Im Gegensatz zu diesen Möglichkeiten in der 
Förderung werden in den Regionalplänen keine quantifizierten Festlegungen zur 
Neuinanspruchnahme getroffen. 
4.1.3 Kurzfazit 
Die überörtlichen Zielformulierungen beziehen sich insbesondere auf die Flächen- und weniger 
auf die Gebäudepolitik. Die Bundesregierung trifft Aussagen zu flächenpolitischen 
Zielvorstellungen insbesondere für die übergeordneten Hierarchiestufen Leitbilder, Leitlinien 
und Qualitätsziele. Sie reagiert damit grundlegend auf die weiterhin bestehenden Probleme 
mit der zu hohen Neuinanspuchnahme von Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke. Eine 
vollständige Pyramide, die Handlungsziele einschließt, wird nicht dargestellt. 
                                                 
720  Nach FÜRST (2010: 210) wurde von der Regionalen Planungsgemeinschaft Mittelthüringen das 30-ha-Ziel der 
Bundesregierung operationalisiert, indem sie einen Richtwert formuliert hat: 
721  SIEDENTOP (2008a: 152-153). 
722  Vgl. LANDESENTWICKLUNGSPLAN 2003. 
723  Vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN (2011: 74-75). 
724  EBD. (2011: 72). 
725  EBD. (2011: 75). 
726  Vgl. den Überblick über die Förderprogramme auf europäischer und auf Landesebene bei WEßLING (2011: 9-10). 
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Mit dem Mengen- und dem Dichteziel sind Ansätze einer Operationalisierung der 
übergeordneten Zielvorstellungen durch Qualitätsziele erkennbar. Im Koalitionsvertrag der 17. 
Legislaturperiode wurde das Mengenziel aber wieder vage formuliert. Damit ist unklar, wie es 
von den unteren Planungsebenen weiter operationalisiert werden soll.727 Daher sind bisher nur 
begrenzte Erfolge bei der Umsetzung des Ziels zu identifizieren.728  
Auch das Dichteziel ist auf der bundespolitischen Ebene vage formuliert; trotz der 
Quantifizierung (3:1) bleibt der Begriff Innenentwicklung inhaltlich vage und wird zudem nicht 
ausreichend durch weitere Ziele umgesetzt. 
Eine Operationalisierung des bundespolitischen Mengenziels auf Landes- und regionaler 
Planungsebene blieb in Sachsen bislang aus. In der Konsequenz erhalten die Gemeinden 
durch die Raumordnung keine konkretisierten überörtlichen Zielvorstellungen, sondern 
erarbeiten eigenständig flächen- und gebäudepolitische Zielvorstellungen. Daher sind in der 
bisherigen gemeindlichen Praxis kaum Mengenziele zur Begrenzung weiterer Siedlungs- und 
Verkehrsflächen festzustellen.729 Allerdings ist bei zurückgehender Bevölkerung anzunehmen, 
dass die Gemeinden aufgrund des Problemdrucks immer stärker das Mengen- und das 
Dichteziel verfolgen, um den Anstieg der Infrastrukturkosten pro Einwohner zu minimieren.730  
Im Ergebnis ist der institutionelle Kontext zur Umsetzung überörtlicher Zielvorstellungen in der 
gemeindlichen Planungspraxis in Sachsen kaum ausgeprägt. Darüber hinaus zeigt sich, dass 
eine Zielvorstellung, die nicht zwischen schrumpfenden und wachsenden Teilräumen 
unterscheidet, wenig hilfreich ist. 
4.2 Geeignete Themenfelder für die gemeindliche Siedlungspolitik 
In diesem Unterkapitel werden geeignete Themenfelder für die gemeindliche Siedlungspolitik 
unter Schrumpfungsbedingungen identifiziert. Anlass dieser Diskussion ist die Erkenntnis des 
vorangegangenen Unterkapitels, dass Schrumpfungsbedingungen zu spezifischen 
Herausforderungen für die gemeindliche Flächenpolitik führen und daher eine spezifische 
Formulierung der Zielvorstellungen erfordern.  
Hierfür wird ein siedlungspolitisches Kategorienschema entwickelt, das auf dem Ansatz des 
nachhaltigen Flächenmanagements731 aufbaut. Unter verschiedenen Konzepten (zur 
Auswertung vgl. Tabelle D im Anhang) wird in der vorliegenden Arbeit das Konzept der 
Flächenkreislaufwirtschaft herangezogen und vor dem Hintergrund der 
Schrumpfungsbedingungen diskutiert. Zudem ist es erforderlich, die flächen- um 
gebäudepolitische Inhalte zu erweitern. Die Diskussion setzt dabei insbesondere an 
bundespolitischen Zielvorstellungen an; im Vergleich zu dem dort formulierten Dichte- und dem 
Mengenziel werden auf Landesebene diese beiden Ziele nicht so ausführlich formuliert. 
In diesem Unterkapitel wird die Flächenkreislaufwirtschaft daher zunächst an die 
Herausforderung der Schrumpfung angepasst (Kap. 4.2.1), dann werden geeignete flächen- 
                                                 
727  KÖCK (2008: 43-44) fordert daher eine Operationalisierung.  
728  Vgl. krit. Altrock (2010: 244). Allerdings weist DOSCH (2010: 198) auf die Schwierigkeiten der Interpretation aufgrund der 
Veränderungen in der Erhebungsmethodik hin. 
729  Vgl. UMWELTBUNDESAMT (2003: 240). 
730  Vgl. BIZER UND GUBAYDULLINA (2008: 36). 
731  Flächenmanagement verbindet „den in der Raumplanung gängigen Begriff der Fläche mit dem handlungsorientierten 
Managementbegriff“ (KÖTTER 2001: 146) und umfasst „die Steuerung der Bodennutzung, Bodenordnung und Beeinflussung 
des Bodenmarktes durch Planungs-, Ordnungs- und Entwicklungsprozesse.“ (DOSCH 2006: 34); vgl. a. WEIDNER UND 
GERHARDT (2012: 296); LÖHR UND WIECHMANN (2005: 317); TEIGEL (2002: 12-13); KLAPPERICH ET AL. (2006: 71); WILSKE 
(2007: 16); zu Flächenmanagement im Stadtumbau vgl. SCHMIDT (2010: 535).  
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und gebäudepolitische Themenfelder identifiziert und in die vertikalen Zielbeziehungen 
eingeordnet (Kap. 4.2.2). Schließlich wird die Verteilung der vertikalen Zielbeziehungen auf 
die verschiedenen raumpolitischen Planungsstufen diskutiert (Kap. 4.2.3).  
4.2.1 Anpassung der Flächenkreislaufwirtschaft an 
Schrumpfungsbedingungen 
Das Konzept der Flächenkreislaufwirtschaft wurde im Rahmen des Programms „Experimenteller 
Wohnungs- und Städtebau (ExWoSt)“ in Planspielen mit Praxispartnern entwickelt732 und 
seitdem in verschiedenen Projekten angewendet.733 Damit wird es von politischer wie von 
wissenschaftlicher Seite als tragfähiger Ansatz und wesentlicher Beitrag zum nachhaltigen 
Flächenmanagement anerkannt. 
Allerdings ist es in seiner Gesamtheit bislang nicht allgemeine Praxis der gemeindlichen oder 
regionalen Flächenpolitik geworden.734 Es bedarf daher weiterer Untersuchungen, wie die im 
Fortschrittsbericht der Nachhaltigkeitsstrategie formulierte Forderung umgesetzt werden kann, 
„im Idealfall einen Flächenkreislauf durch Flächenrecycling einzuführen.“735  
4.2.1.1 Struktur der Flächenkreislaufwirtschaft 
Das Konzept der Flächenkreislaufwirtschaft beinhaltet im Kern den Gedanken des Zyklus in der 
Nutzung von Flächen736 (vgl. Abbildung 19). Dabei wird der gesamte Kreislauf des 
„dynamischen Bestandserhalt[s]“737 in den Mittelpunkt gestellt: Planung, Nutzung, 
Nutzungsaufgabe, Brachliegen, ggf. Zwischennutzung und Wiedereinbringen. Mit der 
Neuausweisung von Flächen und der Mobilisierung von Flächenpotenzialen fließen zusätzliche 
Flächen in den Kreislauf ein und führen zum Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsflächen, 
während die Renaturierung zu deren Rückgang führt. 
Vorrangiges Ziel der Flächenkreislaufwirtschaft ist es, Flächen möglichst dauerhaft zu nutzen 
und ein Brachfallen zu vermeiden.738 Mit dem Kreislaufgedanken wird aber zugleich 
anerkannt, dass eine Fläche nicht dauerhaft in der gleichen Weise genutzt wird, sondern dass 
sich diese Nutzung im Laufe der Zeit ändern kann. Dabei soll aber vermieden werden, dass 
bisher genutzte Siedlungs- und Verkehrsflächen brachfallen, während neue, bisherige 
Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke in Anspruch genommen werden. Dies ist 
ökologisch, aber auch ökonomisch relevant, „[…] um zunehmend kostspielige 
unterausgelastete oder leer stehende Infrastrukturen zu vermeiden.“739 
                                                 
732  Mit einer Laufzeit von 2004 bis 2007; vgl. PREUß (2007a) zum Überblick über das Programm. 
733  Zuletzt im Rahmen der BMBF-Fördermaßnahme REFINA zur Anwendung in Verbundprojekten, vgl. auf Landesebene für das 
Saarland KLEIN (2011: 363); auf gemeindlicher Ebene für Chemnitz FERBER ET AL. (2011: 93). 
734  DOSCH (2010: 206) überlegt daher, ob das Konzept „[…] von der die Realität weit entfernt zu sein scheint.“ 
735  DOSCH (2007: 45). 
736  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 20). Vorbild waren Managementkonzepte für Kreislaufstrukturen, die bereits für andere 
Ressourcen im Einsatz sind, unter anderem im Abfallrecht (THIEL 2008: 34) und im Bergrecht (EBD.: 35). 
737  PREUß (2006: 66). 
738  Vgl. BERGMANN (2006a: 26). 
739  BERGMANN (2006a: 19); vgl. a. BIZER ET AL. (2008: 39). Im soziökonomischen Sinne ist aber auch zu berücksichtigen, dass 
eine Flächenverknappung zu Wertzuwächsen im Bestand führt, von dem die Grundstückseigentümer profitieren,  
„[…] während gleichzeitig die Bildung von Wohneigentum tendenziell erschwert wird.“ (BERGMANN 2006a: 28). DAVY 
(2010: 262) kritisiert daher, dass Eigentümer nicht ausreichend in die flächenpolitischen Aktivitäten einbezogen würden. In 
der vorliegenden Arbeit wird dieser Aspekt nicht vertieft. 
 




















Abbildung 19: Managementzyklus der Flächenkreislaufwirtschaft 
(Quelle: eigene Darstellung, Grundlage: BBR 2006a: 14, verändert) 
Vom Flächenrecycling unterscheidet sich die Flächenkreislaufwirtschaft durch folgende 
Elemente:740  
 stadtregionaler anstelle eines projektbezogenen Ansatzes, 
 flächendeckende Strategie anstelle eines begrenzten Flächenumfangs sowie 
 „Policy-Mix“741 anstelle projektorientierter Instrumente. 
Das Konzept muss dabei, „[…] den Übergang von der einen zur nächsten Nutzung mitdenken, 
[…] städtebauliche, infrastrukturelle und stadt-ökologische Aspekte verknüpfen und den 
notwendigen Übergang in den institutionellen Rahmenbedingungen der Bodenmärkte 
verankern“.742 Die Abfolge ist demnach nicht zufällig, sondern entspricht der Logik des 
Kreislaufes.  
Die vorliegende Arbeit unterscheidet im Detail aber zwei Kreislaufstrukturen. Es handelt sich 
zum einen um einen Managementzyklus, bei dem die Instrumente des Flächenmanagements 
verbunden und entsprechend mit Handlungsschritten verknüpft werden. 
Zum anderen wird ein Nutzungszyklus formuliert, der als Inhalt eines Integrierten 
Handlungskonzeptes die sinnvolle Abfolge der beabsichtigen Flächennutzung aufzeigt.743 Der 
Nutzungszyklus wird auf der Ebene der Handlungsziele formuliert. Im Vordergrund der 
vorliegenden Arbeit stehen der Nutzungszyklus und damit die Frage nach flächenpolitischen 
Themenfeldern, mit denen auf die Schrumpfungsprozesse reagiert wird.  
                                                 
740  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 25); vgl. a. BIZER ET AL. (2008: 38); PREUß (2007: 5). 
741  PREUß (2006: 66); vgl. a. BERGMANN ET AL. (2006a: 34). 
742  BERGMANN ET AL. (2006: 24). 
743  Die Verwendung des Begriffes folgt dem vom FORUM BAULANDMANAGEMENT (2008: 12) entwickelten Verständnis und 
unterscheidet sich von der Verwendung bei BIZER ET AL. (2010: 18-67; 288), die Nutzungs- und Lebenszyklus gleichsetzen. 
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4.2.1.2 Herausforderungen der Schrumpfung für die Flächenkreislaufwirtschaft  
Das integrierte Handlungskonzept der Flächenkreislaufwirtschaft soll auch unter 
Schrumpfungsbedingungen einen zentralen Beitrag zum nachhaltigen Flächenmanagement 
leisten.744 Denn die Bauleitplanung ist zur Bewältigung des demografischen Wandels nicht 
alleine geeignet, um die städtebauliche Entwicklung und Ordnung herzustellen.745  
Gemäß dem Ergebnis der Planspiele im ExWoSt-Programm besteht unter 
Schrumpfungsbedingungen „[…] die Aufgabe, Flächen aus dem Kreislauf zu entlassen.“746 
Neben einem absoluten Beitrag zur Renaturierung bietet sich hier eine Saldorechnung an, 
indem einer Neuinanspruchnahme ein umso größerer Beitrag zur Rücknahme von Siedlungs- 
und Verkehrsflächen gegenübergestellt wird.747  
Mit diesem „geordneten Rückzug“748 wird zum einen die Siedlungs- und Verkehrsfläche 
insgesamt reduziert. Zum anderen wird erreicht, dass die Nachfrage auf einer geringeren 
Fläche befriedigt und die Siedlungsdichte wieder erhöht wird. 
Auf Bundesebene bezieht sich im Bereich der Qualitätsziele das Mengenziel auf die absolute 
Siedlungs- und Verkehrsfläche, ermöglicht aber weiter einen (lediglich begrenzten) Zuwachs 
von Siedlungs- und Verkehrsflächen.749 Das Dichteziel geht auf die Siedlungsdichte und ihre 
Konsequenzen nur implizit ein, indem die „Innenentwicklung“ auch einen Beitrag zur Erhaltung 
oder Erhöhung der bisherigen Siedlungsdichte leistet. Explizit wird die Stabilisierung der 
Siedlungsdichte jedoch nicht formuliert.  
Im Ergebnis eignet sich das Konzept der Flächenkreislaufwirtschaft aufgrund des 
Kreislaufgedankens und der Bilanzierung der Flächennutzung grundsätzlich für die nachhaltige 
Flächenpolitik unter Schrumpfungsbedingungen. Auch aus der Perspektive der vertikalen 
Zielbeziehungen ist das Konzept sinnvoll, weil die Entscheidung über die zukünftige Nutzung 
einer Fläche aus einer übergeordneten Kreislaufperspektive gefällt wird. Konkrete 
Entscheidungen für einzelne Flächennutzungen leiten sich aus der übergeordneten 
Kreislaufstruktur ab. 
4.2.2 Geeignete Themenfelder unter Schrumpfungsbedingungen 
Die Schrumpfungsbedingungen erfordern eine Überprüfung der bisherigen 
Schwerpunktsetzung in der Flächenkreislaufwirtschaft. Zudem ist eine inhaltliche Erweiterung 
notwendig, um die relevanten Themenfelder zu erfassen. Denn der bisherige Zyklus 
thematisiert fast ausschließlich flächenpolitische Ziele. Wie in Kap. 3.1.1.2 dargelegt, sind für 
den demografischen Wandel und die Stadtschrumpfung auch gebäudepolitische Antworten zu 
diskutieren; auf diese Antworten geht das Stadtumbau-Programm verstärkt ein.  
                                                 
744  Vgl. JÖRISSEN UND COENEN (2007: 257). 
745  PREUß UND FERBER (2009: 245-246) sehen hierbei auch das Stadtumbau-Instrumentarium als zielführend an, das in der 
vorliegenden Arbeit in Kap. 4.3 diskutiert wird.  
746  BERGMANN ET AL. (2006: 32). Als Ergebnis der Planspiele wird die Flächenkreislaufwirtschaft daher als „geeignete Strategie 
zur Bewältigung demografischer und wirtschaftsstruktureller Veränderungen“ angesehen, vgl. PREUß (2007b: 144). 
747  Vgl. bereits das Konzept für die Flächenkreislaufwirtschaft unter gemäßigten Rahmenbedingungen (BERGMANN ET AL. 2006: 
26). Aus soziokulturellen und ökonomischen Gründen (z. B. Lagegunst, Vermarktungsmöglichkeiten) kann dieses Saldo-
Vorgehen sinnvoll sein. Allerdings lässt sich mit einer Renaturierung von Siedlungsflächen in der Regel nicht die ökologische 
Wertigkeit herstellen, die mit der Neuinanspruchnahme anderer Flächen zerstört wird (JÖRISSEN UND COENEN 2007: 34). 
748  BERGMANN ET AL. (2006a: 32). Nach KABISCH (2006a: 44) ist die Auflassung ganzer Quartiere als raumwirksame 
Schrumpfung als Umstrukturierung zwar noch ein Tabu; die drastischen Einwohnerverluste ab 2015/2020 erforderten aber 
die Diskussion neuer Ansätze; vgl. ähnl. DOEHLER-BEHZADI UND SCHIFFERS (2004: 45).  
749  SIEDENTOP (2008b: 34) kritisiert daher das 30-ha-Ziel bereits unter gemäßigten Rahmenbedingungen, weil es bei gleich 
bleibender Einwohnerzahl zu einem deutlichen Rückgang der Siedlungsdichte und erheblichen Effizienzeinbußen technischer 
Infrastrukturleistungen führt.  
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Es reicht allerdings auch nicht, alleine gebäudepolitische Aussagen zu treffen: Vielmehr sind 
auch flächenpolitische Aussagen erforderlich, um die Siedlungsdichte auf ein nachhaltiges 
Maß zurückzuführen. Denn Hauptgegenstand des Nutzungszyklus unter 
Schrumpfungsbedingungen ist (neben der Frage der Nutzung) nicht die bauliche Entdichtung 
von Quartieren durch den Abriss von Gebäuden, sondern die Verkleinerung des 
Siedlungskörpers durch die Rücknahme von Siedlungsflächen. Der Nutzungszyklus unter 
Schrumpfungsbedingungen sollte daher die flächenbezogene mit der gebäudepolitischen 
Schwerpunktsetzung verbinden.750  
Der Nutzungszyklus ist in eine Zielpyramide eingebettet, welche im Folgenden 
herausgearbeitet wird. Aufgrund der umfangreichen Anpassung werden die Qualitätsziele und 
der Nutzungszyklus anschließend separat diskutiert. 
4.2.2.1 Zielpyramide  
In der schrumpfenden Stadt verändert sich das Verhältnis zwischen Nachfrage und Angebot im 
Siedlungsbestand. Daher sind die bisherigen normativen flächen- und gebäudepolitischen 
Vorstellungen zu hinterfragen. Der Zweck der Siedlungspolitik unter 
Schrumpfungsbedingungen als oberste Hierarchiestufe wird in der Literatur nicht explizit 
reflektiert. Denn er erfährt durch die Schrumpfungsbedingungen keine Änderung: Es wird die 
Befriedigung der raumwirksamen Ansprüche der Bevölkerung verfolgt. 
Das sich anschließende allgemeine Leitbild der nachhaltigen Raumentwicklung751 ist ebenfalls 
unter Schrumpfungsbedingungen gültig und umfasst aus siedlungspolitischer Perspektive den 
nachhaltigen Umgang mit Grund und Boden. Aufgrund der geänderten Rahmenbedingungen 
sind aber andere Formen des Ausgleichs zwischen den ökologischen, ökonomischen und 
sozialen Bedürfnissen erforderlich als unter Wachstums- oder gemäßigten 
Rahmenbedingungen. 
Daher werden in der jüngeren Zeit auch spezifische siedlungspolitische Leitbilder diskutiert, die 
Antworten auf den demografischen Wandel geben. Im Stadtumbau-Wettbewerb hielten zwar 
viele Gemeinden an den traditionellen Leitbildern wie das der kompakten Stadt fest, 
entwickelten aber auch neue Leitbilder, welche siedlungspolitische Bestandteile und dabei 
insbesondere eine Aussage über die bauliche Dichte der Stadt enthalten.752 Mit den neuen 
handelt es sich um lokalspezifische Leitbilder der „zweiten Generation“.753 In der 
Planungspraxis werden aber auch weiter traditionelle Leitbilder verfolgt.  
                                                 
750  Auf eine Begriffserweiterung (z. B. in Flächen- und Gebäudekreislaufwirtschaft) wird aus sprachlichen Gründen verzichtet. 
751  Als Teil der nachhaltigen Entwicklung. Zur Nachhaltigkeit als Leitbild der EU vgl. BMVBS UND BBR (2007a: 9-13), der 
Bundesregierung vgl. DIE BUNDESREGIERUNG (2012b). Auch das BauGB enthält das Nachhaltigkeitsprinzip als Leitbild, vgl. 
Fieseler (2010: C § 171a BauGB Rn.4). Im Gegensatz zu FRICK (2006: 84; 89 - 92; 105-110) wird in der vorliegenden 
Arbeit davon ausgegangen, dass Nachhaltigkeit allen anderen Aussagen übergeordnet ist. Die Flächenkreislaufwirtschaft 
wird zum Teil als handlungsorientiertes Leitbild angesehen, vgl. DOSCH (2010: 206); BOCK UND HINZEN (2011: 6). In dieser 
Arbeit werden dem Leitbild aber keine direkt handlungsleitenden Funktionen zugeordnet, weshalb Zuordnung nicht gefolgt 
wird. 
752  Vgl. REUTHER (2002: 17); sie führt neben der baulichen auch die soziale Dichte an. 
753  Vgl. Kap. 2.3.1.1. Dies erfordert die Einbindung aller relevanten Akteure, vgl. FRIESECKE (2008: 61). 
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Daher stehen sich seit dem Stadtumbau-Wettbewerb gegenwärtig grundlegend zwei 
Entwicklungsoptionen gegenüber:754 
 Die kontrahierte Stadt orientiert sich weiterhin an der traditionellen kompakten Stadt, indem 
sie den Rückbau von außen nach innen betreibt und somit die Siedlungsdichte in den 
verbleibenden Quartieren erhält oder erhöht.755 
 Die perforierte Stadt zeichnet sich durch punktuelle Freiräume in innerstädtischen 
Quartieren aus, die durch die Nutzungsaufgabe und die anschließende Beräumung der 
Grundstücke entstehen. Während LÜTKE DALDRUP das Modell eher zur Beschreibung 
gegenwärtiger Stadtstrukturen entwickelte,756 wird es seitdem zunehmend auch als Leitbild 
verstanden.757 
Diese Leitbilder stehen Szenarien einer weiteren Zersiedelung durch Zunahme der Siedlungs- 
und Verkehrsflächen im suburbanen Raum bzw. an nicht-integrierten Standorten entgegen.758 
Beide Leitbilder, aber auch die konträren Szenarien lassen sich durch aktuelle Trends der 
Stadt- und Regionalentwicklung belegen.759 In der Diskussion sind bislang keine 
vorherrschenden Aussagen festzustellen; zudem entstehen vielfach Mischformen und 
teilräumliche Differenzierungen, um heterogene Entwicklungen berücksichtigen zu können.760  
Leitlinie innerhalb des allgemeinen Leitbildes nachhaltiger räumlicher Entwicklung unter 
Schrumpfungsbedingungen ist zunächst der Ausgleich der Bedürfnisse innerhalb der heutigen 
Generation unter Wahrung der Bedürfnisse der folgenden Generationen; aus dieser 
Formulierung erwächst die Forderung nach der Regenerationsfähigkeit der 
Ressourcennutzung.761 Damit verbunden ist die im BauGB formulierte Leitlinie zum sparsamen 
Umgang mit Grund und Boden; zusätzlich wird dort die Verfolgung des Wohls der 
Allgemeinheit als eher gesellschaftsräumliche Aussage gefordert.762 Mit den 
Schrumpfungsbedingungen und der zurückgehenden Siedlungsdichte verstärken sich zudem 
Aussagen im Sinne einer Leitlinie zur Effizienz der Siedlungsstruktur.  
Standards werden in der bisherigen Flächenpolitik unter Schrumpfungsbedingungen kaum 
diskutiert. Bereits unter gemäßigten Rahmenbedingungen finden sie kaum Verwendung.763 
Zudem fehlen auch aus wissenschaftlicher Perspektive bisher Erfahrungswerte zum 
zielführenden siedlungspolitischen Umgang, die als Standards aus der Analyse bisheriger 
Entwicklungsverläufe der Schrumpfung bzw. der unter Schrumpfung erfolgenden 
Siedlungspolitik ableitbar sind.764 Aufgrund von Faktoren, die zur Verharrung von Nutzungen 
im Raum führen (wie etwa der Remanenzeffekt, Abschreibungen, Lebensstile) sind die 
Schrumpfungsprozesse in ihrem zeitlichen Verlauf und ihren räumlichen Konsequenzen noch 
zu kurz. Eine normative Diskussion über Standards wird in der vorliegenden Arbeit daher nicht 
vorgenommen. 
                                                 
754  Vgl. WÜSTENROT-STIFTUNG (2003: 120-121); ROMBEY (2007: 90). Wachstumsorientierte Leitbilder werden hier nicht erfasst. 
755  Vgl. JÖRISSEN UND COENEN (2007: 235); FRIESECKE (2008: 60); KÖTTER (2007: 34). 
756  Vgl. LÜTKE DALDRUP (2001). 
757  Vgl. RÖßLER (2010b: 215). Jedoch kritisiert KÖTTER (2007: 33) beispielhaft an der perforierten Stadt, dass „[…] als 
unvermeidlich eingeschätzte Trends zu Leitbildern erhoben [werden], um bestimmte Entwicklungen zu legitimieren.“ 
758  Im Sinne der Regionalstadt (Kötter 2007: 34) oder der Zwischenstadt (SIEVERTS 1997). 
759  Vgl. KÖTTER (2007: 34). 
760  Vgl. RÖßLER (2010b: 374; 215); FRIESECKE (2008: 60); vgl. a. Umweltbundesamt (2000b: 10). Die von RÖßLER (2010b: 216-
218) vorgenommene Differenzierung von Stadttypen ist für die vorliegende Arbeit nicht erforderlich. 
761  Vgl. SCHOLLES UND PUTSCHKY (2008a: 305). 
762  Vgl. a. KRAUTZBERGER (2007b: 38).  
763  Auf die siedlungspolitischen Standards im Rahmen der Regionalplanung wie Dichtewerte und Mengenbegrenzungen wird an 
dieser Stelle nicht weiter eingegangen, weil sie sich nur auf die Bauleitplanung als Teil der räumlichen Gesamtplanung 
beziehen; zudem fehlen im Untersuchungsgebiet derartige regionale Werte in der Regionalplanung. 
764  So sieht auch RÖßLER (2010b: 408-409) z. B. zur Dichte von Stadt und den Grenzen der Entdichtung noch Forschungsbedarf. 
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4.2.2.2 Qualitätsziele 
Aus den Leitlinien sind die Qualitätsziele der Flächenkreislaufwirtschaft ableitbar. Unter 
Schrumpfungsbedingungen sollten das bundespolitische Mengen- und das Dichteziel 
spezifiziert werden, damit die Siedlungsdichte nicht weiter sinkt, sondern möglichst wieder 
steigt. Im Folgenden wird vor allem auf die bundespolitischen Qualitätsziele eingegangen, 
zugleich wird aber anerkannt, dass es lokalspezifisch auch andere siedlungspolitische 
Qualitätsziele gibt. Die Schrumpfungsbedingungen führen zu folgenden Anpassungen:765 
 Im Mengenziel geht es vor allem darum, Flächen aus der Flächenkreislauwirtschaft zu 
entlassen. Damit gewinnt zugleich das Dichteziel an Bedeutung. Es geht sowohl bei 
Nachfrage und Angebot „[…] weniger um das ‚wie viel mehr’, sondern um das ‚wo 
besonders wenig’.“766  
 Für das verbleibende Angebot ist eine qualitative Innenentwicklung erforderlich, die den 
Siedlungsbestand aufwertet und dessen Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit erhöht.767  
Beim Umbau des Siedlungsbestandes sind lebensstilspezifische Nachfrageverschiebungen 
einzubeziehen.  
 Zugleich sind bestehende funktionierende Siedlungseinheiten zu erhalten. In Alt- und 
Neubauquartieren bestehen aufgrund der sozialen Dichte teilweise Nachbarschaften, die 
durch eine einfache Kontraktion des Siedlungskörpers von außen nach innen nicht zerstört 
werden sollten. Daher sind lokalspezifisch angepasste Qualitätsziele zu entwickeln. 
 Im Innenbereich sollten in der Regel brachgefallene Flächen wieder baulich genutzt 
werden. Aber auch in innerstädtischen Gebieten kann eine Strategie der Renaturierung von 
Flächen sinnvoll sein, um mit neuen wohnungsnahen Grün- und Erholungsflächen die 
dortige Lebensqualität zu erhöhen.768 Auch dies erfordert die Formulierung 
lokalspezifischer Ziele. Bis zur Realisierung einer längerfristigen Nutzung eines Gebäudes 
bieten sich so genannte Zwischennutzungen769 an, wenn damit ein bedeutendes Gebäude 
im innerstädtischen Quartier erhalten und die Nachfrage nach innerstädtischen 
Grundstücken erhöht werden kann. In ähnlicher Weise können brachgefallene unbebaute 
Flächen zwischengenutzt werden. Die Ausführungen zeigen, dass der Umgang mit 
Brachflächen große Bedeutung hat. 
Zusammenfassend stellt sich eine sinnvolle Weiterentwicklung der beiden bestehenden 
bundespolitischen Qualitätsziele unter Schrumpfungsbedingungen daher wie folgt dar: 
 Bezogen auf das Mengenziel sollte das Angebot wieder an die Nachfrage angepasst 
werden. Im Sinne einer nachfrageorientierten Stadtentwicklung sollte eine 
Rückumwandlung von Siedlungs- und Verkehrsflächen in naturnahe, dem ökologischen 
Ausgleich, der Erholung, Land- und Forstwirtschaft oder ähnlichen Funktionen dienenden 
Freiflächen erfolgen.770 
                                                 
765  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 32-33; verändert). 
766  EBD.: 33. 
767  Vgl. WESTPHAL UND HUTTER (2006: 78-79). 
768  Vgl. RÖßLER (2010b: 382). Auch Sicht der Klimaanapassung trägt dies zudem zur Verringerung des Wärmeinseleffekts bei. 
769  Hier sind alle bei FORUM BAULANDMANAGEMENT (2008: 16-19) 19 aufgeführten Formen gemeint, mit Ausnahme illegaler 
Nutzung und natürlicher Sukzession. Leerstände und Brachflächen bergen nicht nur Probleme, sondern auch Chancen, weil 
„Möglichkeitsräume“ entstehen, vgl. DAVY (2004: 124) nach MUSIL; ähnl. KREMER (2005a: 12). Zur damit verbundenen 
Chance für städtische Kreativität vgl. LANDRY (2007); LIEBMANN UND ROBISCHON (2003). 
770  Der Begriff naturnahe Flächen verdeutlicht, dass die Renaturierung einer Siedlungs- und Verkehrsfläche in der Regel nicht zur 
vollständigen Wiederherstellung des Naturraums führt. Bereits unter gemäßigten Bedingungen wird im Saldo ein 
Nullflächenwachstum formuliert, vgl. BERGMANN ET AL. (2006: 26); vgl. auch bereits das BMU (1998: 59) zum „Um- und 
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 Bezogen auf das Dichteziel gilt es noch mehr als unter gemäßigten Bedingungen, die nach 
dem Einwohnerrückgang verbleibende Flächennachfrage an bestehenden, 
siedlungsstrukturell sinnvollen Standorten zu befriedigen. Daher ist es Ziel, die 
Siedlungsdichte wieder zu erhöhen, indem Flächen im Innenbereich grundsätzlich weiter 
oder wieder baulich genutzt werden. 
Es ist sinnvoll, die beiden Qualitätsziele als Bilanzziele aufzufassen, mit denen die Siedlungs- 
und Verkehrsfläche (Mengenziel) bzw. die Siedlungsdichte (Dichteziel) erfasst werden. Die 
Bilanzziele ermöglichen, auf der Ebene der Region oder der Gesamtstadt eine 
siedlungsstrukturelle Entwicklung zu analysieren und diese mit einer quantitativen Zielsetzung 
zu vergleichen. Die Bilanzierung ermöglicht die Ableitung von Handlungszielen. Neben diesen 
beiden Bilanzzielen sind weitere Qualitätsziele möglich, die normative Aussagen über die 
Qualität der Fläche enthalten.  
4.2.2.3 Handlungsziele: Themenfelder des Nutzungszyklus 
In den Planspielen des ExWoSt-Programms wurde aus den in Kap. 4.1.2 beschriebenen 
bundespolitischen Mengen- und Dichtezielen ein Nutzungszyklus abgeleitet. Er setzt sich aus 
fünf Handlungszielen771 zusammen, die jeweils eigene voneinander abgrenzbare Kreise 
bilden. Vorrangiges Handlungsziel ist der Erhalt der Nutzung auf bestehenden 
Siedlungsflächen, wodurch sich eine Prioritätensetzung ergibt: 
 Höchste Priorität: dauernutzen: eine bisherige Siedlungs- und Verkehrsfläche „in Funktion 
und Nutzung halten“, damit keine Brachflächen entstehen.772 Zu diesem Ziel zählt, die 
Siedlungsdichte stabil zu halten, Infrastrukturleistungen langfristig zu sichern und den 
Siedlungsbestand nachfrageorientiert weiterzuentwickeln.773 
 Hohe Priorität: recyceln: eine nach „Nutzungsaufgabe“ brachgefallene Fläche zügig 
„baulich wiedernutzen“ und sie damit einer neuen Nutzung zuführen.774 Zum Recycling 
zählen die Revitalisierung und Aktivierung ungenutzter Flächen und Gebäude, Baulücken, 
Konversionsflächen und Brachen.775 
 Mittlere Priorität: parken und anschließend mobilisieren: die Fläche nach 
„Nutzungsaufgabe“ durch so genannte Zwischennutzung oder städtebauliche Aufwertung 
in Reserve halten und sie bei steigender Nachfrage wieder nutzen;776 planungsrechtlich 
gesicherte, bisher aber nicht bebaute Flächen gehören ebenfalls zu den 
Flächenreserven.777  
 Niedrige Priorität: renaturieren: die brachgefallene Fläche nach Nutzungsaufgabe in einen 
Zustand größerer Naturnähe, welcher der Erholung, der Land- und Forstwirtschaft oder 
ähnlichen Freiraumnutzungen dient, zurückverwandeln; damit wird sie einer baulichen 
Wiedernutzung entzogen;778  
                                                                                                                                                        
Rückbau von nicht mehr benötigten Siedlungsflächen und Infrastrukturanlagen“. Die Rücknahme unter 
Schrumpfungsbedingungen hält SIEDENTOP (2008b: 34) „allein aus eigentumsrechtlichen Gründen“ als „illusorisch.“ 
Allerdings sind nicht in allen Fällen Eigentumspositionen verletzt, und zudem zeigt der Stadtumbau erste Erfahrungen bei der 
Rücknahme. Daher wird in dieser Arbeit, trotz gerade auch politischer Bedenken, an der Rücknahme festgehalten. 
771  BERGMANN ET AL. (2006a: 26) nennen sie „Prozesse“.  
772  EBD. (2006a: 26). 
773  Vgl. PREUß ET AL. (2007b: 20).  
774  THIEL (2008: 33). 
775  Vgl. PREUß ET AL. (2007b: 20)  
776  Vgl. THIEL (2008: 33). 
777  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 26). 
778  Vgl. PREUß (2006: 66); PREUß ET AL. (2007b: 20). 
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 Niedrigste Priorität: ausweisen: landwirtschaftliche Flächen im Sinne der 
Flächenkreislaufwirtschaft nur dann für Bebauung neu in Anspruch nehmen, wenn zugleich 
bestehende Siedlungsflächen renaturiert werden.779 
Vor dem Hintergrund der Schrumpfungsbedingungen werden diese Handlungsziele in der 
vorliegenden Arbeit angepasst, um einen Beitrag zur Erreichung der geänderten Mengen- und 
Dichteziele zu leisten: 
 Das Mengenziel erfordert die Ergänzung der bestehenden Handlungsziele um den Verzicht 
auf Flächeninanspruchnahme ungeachtet einer vermeintlichen Nachfrage nach neuen 
Flächen.780 Es ist von höchster Bedeutung, weil mit einem Verzicht auf neue 
Siedlungsflächen der erste Beitrag zur Erhaltung der Siedlungsdichte auf den bestehenden 
Siedlungsflächen erreicht wird. 
 Zur Erreichung des Mengenziels hat die Renaturierung eine weitaus höhere Priorität als 
unter gemäßigten Bedingungen. Daher entsteht eine andere Prioritätensetzung. 
 Die Neuausweisung ist grundsätzlich zu vermeiden, um die Siedlungsdichte beizubehalten. 
Falls dennoch Flächenbedarfe nicht auf bestehenden Standorten befriedigt werden können, 
sollten bei einer Neuausweisung bestehende Flächen aus dem Siedlungszusammenhang 
genommen werden. Es ist unter Umständen auch sinnvoll, bei verbleibender Nachfrage 
eine Verlagerung auf besser geeignete Standorte vorzunehmen. 
 Das Dichteziel wird erreicht, indem die Nachfrage nach Flächen grundsätzlich im 
Innenbereich befriedigt wird, während die Rücknahme von außen nach innen erfolgt.781 
Vorrangig ist der Erhalt von Nutzungen.782 Aufgrund der bereits entstandenen zahlreichen 
Brachflächen hat aber auch das Recycling eine große Bedeutung. Für die Erhöhung der 
Siedlungsdichte ist aber die Renaturierung wichtiger, weil die Gesamtnachfrage nicht 
ausreicht, um alle Brachflächen zu recyceln.  
 Das im bisherigen Nutzungszyklus formulierte Handlungsziel parken und mobilisieren wird 
dem Recycling zugeordnet, weil eine Zwischennutzung die gleichen Wirkungen in der 
Flächennutzung entfaltet: Die Fläche wird weiter genutzt; daher reduzieren sich der 
Umfang der Siedlungs- und Verkehrsfläche sowie die Siedlungsdichte in der Regel nicht, 
sondern bleiben gleich hoch (bei Erhalt) bzw. steigen (bei Wiedernutzung einer Brache). 
Zudem ist es methodisch schwierig, eine Zwischennutzung von einer dauerhaften Nutzung 
zu unterscheiden. Darüber hinaus kann sich aufgrund der fehlenden Nachfrage für die 
eigentlich angedachte Nutzung die zunächst vorübergehend vorgesehene 
Zwischennutzung verfestigen.783 
 Nicht dem Erhalt oder dem Recycling können aber Abwartestrategien zugeordnet werden, 
die ein leerstehendes Gebäude oder eine Brachfläche „einmotten“.784 Aus verschiedenen 
                                                 
779  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 23; 26). 
780  Es wird von einer vermeintlichen Nachfrage nach neuen Flächen gesprochen, weil davon ausgegangen wird, dass sie auch 
auf bestehenden Flächen befriedigt werden kann. 
781  Vgl. anhand der Auseinandersetzung mit Leipzig NUISSL UND RINK (2004a: 35). 
782  Auch BLUME (2005:106-107) erklärt, dass die „neue Stadt“ nicht auf den Brachen beginnt; entsprechen solle nicht der 
Umgang mit Brachen sondern mit den bestehenden Kernen Hauptgegenstand der Stadtgestaltung und Stadtpolitik sein. 
783  Daher ist die bei FORUM BAULANDMANAGEMENT (2008: 13) gewählte Unterscheidung der Zwischennutzung von einer 
dauerhaften und „hochwertigsten planungsrechtlich zulässigen Nutzung“ methodisch problematisch und wird in dieser Art 
nicht weiterverfolgt. 
784  LÜTKE DALDRUP (2001: 43) verwendet den Begriff für die mittelfristige (nicht dauerhafte) Stilllegung von Wohneinheiten. Nach 
DAVY (2006: 74) ist diese Handlungsoption auch für die öffentliche Hand festzustellen; so tritt „[…] an Stelle einer Ökonomie 
des Verkaufens und Vermietens eine Ökonomie des Behaltens städtischer Grundstücke: Der Boden geht nicht zum besten 
Wirt, der Boden bleibt beim letzten Wirt.“  
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Gründen (z. B. bei einem denkmalgeschützten Eckgebäude) wird mittelfristig eine 
Wiedernutzung angestrengt, während aktuell aber keine Nutzung möglich ist. Das 
Einmotten verhindert jedoch den Rückgang der Siedlungsfläche und eine Erhöhung der 
Siedlungsdichte auf den verbleibenden Flächen. Daher wird es als nachrangig angesehen. 
Im Ergebnis sind nun sechs Handlungsziele voneinander unterscheidbar. In der Reihenfolge 
ihrer Priorität sind dies:  
 Höchste Priorität: verzichten 
 Hohe Priorität: zurücknehmen  
 Mittlere Priorität: dauernutzen (inkl. „zwischennutzen“) 
 Niedrige Priorität: recyceln (inkl. „zwischennutzen“; inkl. „wiedernutzen“, also 
Neubebauung von Brachflächen) 
 Niedrigste Priorität: einmotten785  
 Nur nachrangig in Verbindung mit der Rücknahme an anderer Stelle: neu nutzen 
Die siedlungspolitischen Handlungsziele beziehen sich dabei gleichermaßen auf flächen- und 
gebäudepolitische Aussagen über die Besiedlung und die Bebauung. Die Einbindung der 
gebäudepolitischen Zielsetzung führt gegenüber dem bisherigen Konzept der 
Flächenkreislaufwirtschaft zudem zu einer parallelen, in ihrer Ausrichtung aber kohärenten 
Prioritätensetzung, wie Abbildung 20 zeigt.786 




















Fläche reduzieren Leerstand reduzieren
 
Abbildung 20: Prioritätensetzung in der Flächen- und Gebäudepolitik 
(Quelle: eigene Darstellung) 
Im Ergebnis entsteht ein siedlungspolitisches Kategorienschema mit sinnvollen Themenfeldern 
für flächen- und gebäudepolitische Handlungsziele, die zusammen den Nutzungszyklus der 
Flächenkreislaufwirtschaft unter Schrumpfungsbedingungen ergeben. 
                                                 
785  Inklusive dem Einzäunen nicht genutzter Flächen und dem Verschließen nicht genutzter Gebäude. 
786  Das dabei mit abgebildete Leerstandsziel wird erst später thematisiert. 
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4.2.3 Ebenenübergreifende Aussagen 
In diesem Abschnitt wird die Flächenkreislaufwirtschaft aus der ebenenübergreifenden 
Perspektive diskutiert.787 Diese Diskussion führt zu Aussagen über die geeignete Planungsstufe, 
über die Konkretisierung der Zielvorstellungen und über den vertikalen Kontext. Im Ergebnis 
wird das Konzept vertikaler Zielbeziehungen ermittelt, um es mit dem Stadtumbau vergleichen 
zu können. 
4.2.3.1 Planungsstufen 
Die stadtregionale Ebene hat im Konzept der Flächenkreislaufwirtschaft eine zentrale 
Bedeutung für die Formulierung der Zielvorstellungen und für die Umsetzung des 
Managementzyklus.788 Dabei sollen die Träger der regionalen und der gemeindlichen 
Planungsprozesse gemeinsam normative Aussagen entwickeln, um die Gesamtheit einer 
Region und daher auch die flächenbezogenen Konsequenzen zu erfassen. Dies führt zur 
Ausgestaltung einer ebenenübergreifenden Zielhierarchie zwischen den raumpolitischen 
Planungsebenen.789 
Mit der Stadtregion unterscheidet sich die Flächenkreislaufwirtschaft hinsichtlich der 
Planungsstufe von der räumlichen Gesamtplanung und der Planung im Stadtumbau. In der 
Literatur zur Flächenkreislaufwirtschaft fehlen aber Aussagen zur Überwindung der 
institutionellen Grenze zwischen Region und Gemeinde, ebenso zur teilräumlichen Ebene.790 
Damit werden wesentliche Aussagen zur institutionellen Ausgestaltung nicht getroffen. Aus 
planungspraktischen Erwägungen bleibt daher auch die gesamtgemeindliche Ebene von 
zentraler Bedeutung für die Flächenpolitik. Dies begründet sich zudem mit der 
Selbstverwaltungsautonomie der Gemeinde.  
In der Aufteilung der Zielhierarchie auf die verschiedenen raumpolitischen Planungsebenen 
werden Qualitätsziele und die übergeordnete Kreislaufstruktur des Nutzungszyklus für die 
Stadtregion oder die Gesamtstadt formuliert. Die Stadtteilebene ist zu klein, insbesondere um 
die Renaturierung bisheriger sowie die Inanspruchnahme neuer Siedlungs- und Verkehrsflächen 
abschließend diskutieren zu können. Teilräumliche Konzepte sind daher nicht Gegenstand der 
Flächenkreislaufwirtschaft.  
Für eindeutige Handlungsziele reicht die stadtregionale oder gesamtgemeindliche 
Planungsebene jedoch nicht aus; vielmehr ist hierfür eine teilräumliche Planung zu betreiben. 
Dies ist erforderlich, um letztlich konkrete und verbindliche Aussagen für den 
Grundstückseigentümer zu formulieren. Normative Aussagen auf teilräumlicher Ebene erfüllen 
daher die wichtige Aufgabe, den Nutzungszyklus durch Handlungsziele zu 
operationalisieren.791  
Zusammenfassend wird in der Flächenkreislaufwirtschaft auf stadtregionaler und 
gesamtstädtischer Ebene Qualitätsziele als bilanzierende Aussagen formuliert. In 
nachgeordneten teilräumlichen Konzepten werden dagegen eindeutige Handlungsziele 
                                                 
787  Gemäß Schwerpunktsetzung in Kap. 2.5 erfolgt keine Diskussion aus der Perspektive der horizontalen und der prozeduralen 
Zielbeziehungen. 
788  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 25); PREUß (2006: 66). 
789  Dem entspricht das Konzept des kooperativen regionalen Flächenmanagements, das im Sinne einer Multi-Ebenen-
Governance einen Beitrag zur Überwindung institutioneller Grenzen leistet und gemeinsame bzw. abgestimmte 
Steuerungsvorgänge initiiert. 
790  Das Verhältnis zwischen gesamtgemeindlichen und teilräumlichen Aussagen war nicht Gegenstand des ExWoSt-
Forschungsfeldes, vgl. PREUß (Interview 5). 
791  Grundstückskonkrete Aussagen sind erforderlich, um für das Flächenmanagement verbindliche Aussagen zu erreichen. 
Ausschließlich stadtregionale und gesamtgemeindliche Konzepte reichen daher nicht aus. 
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formuliert, mit denen die Bilanzziele und der Nutzungszyklus erreicht werden. Es ist 
erforderlich, Konsequenzen des (über-)gemeindlichen Flächenmanagements für die 
Flächenpolitik im Teilraum abzuleiten. 
4.2.3.2 Konkretisierung der Zielvorstellungen 
Die Flächenkreislaufwirtschaft zielt auf ein abgestimmtes und verbindliches Vorgehen ab und 
enthält damit zunächst die in Kap. 2.3.1 formulierten Elemente der Konkretisierung von Zielen. 
Dies führt zunächst zur Ausbildung einer verkürzten Zielpyramide. Hierbei sind aus der 
Perspektive vertikaler Zielbeziehungen drei charakteristische Besonderheiten zu nennen. 
Eine erste Besonderheit besteht darin, dass Mengen- und Dichteziel als Bilanzziele auf 
Bundesebene teilweise bereits eindeutig formuliert werden. Auf der stadtregionalen bzw. 
gesamtgemeindlichen Ebene ist erforderlich, eine Konkretisierung der bundespolitischen 
Bilanzziele vorzunehmen.792 Sowohl für das Mengen- als auch für das Dichteziel können daher 
eindeutige Aussagen getroffen werden.  
Die Grundkonzeption der Flächenkreislaufwirtschaft stellt daher neben der Zielpyramide eine 
Parametrische Steuerung dar:793 Es werden eindeutige Zielvorstellungen vereinbart, für deren 
Umsetzung dem Steuerungsadressaten auf teilräumlicher Ebene Freiheiten in der Zielerreichung 
eingeräumt werden. Damit wird sowohl eine Zielorientierung in der Flächenpolitik ermöglicht 
als auch eine Flexibilität in der Verfolgung dieser Ziele gewahrt.  
Die zweite Besonderheit berührt das Verständnis von Verbindlichkeit. PREUß UND FERBER führen 
aus, dass „[a]uf lange Sicht […] eine hohe Verbindlichkeit in der räumlichen Planung und ein 
wirksamer interkommunaler Interessenausgleich in Belangen der Flächennutzung zu erreichen 
[sind].“794 Die Flächenkreislaufwirtschaft setzt aber an der institutionellen Schnittstelle zwischen 
regionaler und gesamtgemeindlicher Planungsebene an und schlägt hierfür ein informelles 
integriertes Handlungskonzept vor. Verbindlichkeit in der Flächenkreislaufwirtschaft ist daher 
nicht planungsrechtlich, sondern lediglich aus Governance-Perspektive zu verstehen. Zu diesem 
Aspekt zählt, dass in den integrierten Handlungskonzepten keine mit Planzeichen codierten 
Inhalte, sondern lokalspezifisch individuell vereinbarte Zeichen dargestellt werden. 
Die zeitliche Dimension der Verbindlichkeit ist die dritte Besonderheit. Die Stärkung des 
Kreislaufgedankens in der Nutzung von Flächen und der daraus abgeleitete Nutzungszyklus 
führen zu einer Verbindlichkeit der Planinhalte unter Vorbehalt. In der 
Flächenkreislaufwirtschaft wird von einer Abfolge von Flächennutzungen ausgegangen. Sie 
respektiert damit den in der Realität sich vollziehenden Nutzungswandel auf Flächen. Das 
Konzept nimmt aber nicht jeden Nutzungswandel vorweg.795 Vielmehr formuliert es mit den 
Bilanzzielen die übergeordnete flächenpolitische Zielstellung, während einzelne 
Nutzungsänderungen in teilräumlichen Konzepten erfasst werden. Die Verbindlichkeit unter 
Vorbehalt stellt die Konkretisierung der Planung in der Kreislaufwirtschaft dar. Damit weicht die 
Flächenkreislaufwirtschaft von der Bauleitplanung ab; zwar kann auch in der Bauleitplanung 
ein Plan geändert werden, allerdings steht dies nicht im Vordergrund.  
                                                 
792  Allerdings fehlt im ExWoSt-Projekt eine Regionalisierung des Mengen- und Dichteziels in den Planspielregionen. 
793  Vgl. COOLS ET AL. (2003: 158); PREUß (2007: 66) zur Landes- und regionalen Ebene; allerdings problematisieren COOLS ET 
AL. (2003: 159), dass die Raumordnung hierarchisch ausgerichtet ist und damit Kooperationen erschwert. Über die 
Schnittstelle zwischen gesamtstädtischer und teilräumlicher Planungsstufe treffen beide Quellen keine Aussage. 
794  PREUß UND FERBER (2009: 245). 
795  Z. B die langfristige Renaturierung, im Gegensatz z. B. zum Immissionsschutzrecht. Mit dem Baurecht auf Zeit wird zumindest 
ein Ausschnitt in die Planinhalte eines Bebauungsplanes aufgenommen, vgl. a. KRAUTZBERGER (Interview 6). Dies ist aber eine 
Ausnahmeregelung; eine generelle zeitliche Begrenzung von Baurechten ist nicht intendiert, vgl. BMVBW (2002a: Rn. 202).  
 






























Abbildung 21: Parallelität von räumlicher Gesamtplanung, Stadtumbau und Flächenkreislaufwirtschaft 
(Quelle: eigene Darstellung) 
Das integrierte Handlungskonzept der Flächenkreislaufwirtschaft greift diese Besonderheiten 
auf und formuliert Bilanzziele und Nutzungszyklus für die Stadtregion bzw. die Gemeinde. Im 
ExWoSt-Forschungsfeld wurde betont, dass gerade unter Schrumpfungsbedingungen das 
integrierte Entwicklungskonzept für die Flächenkreislaufwirtschaft von zentraler Bedeutung 
sei.796 Es soll aber bestehende Planungen nicht ersetzen.797 Dabei bleibt in den bisherigen 
Ausführungen zur Flächenkreislaufwirtschaft aber unklar, in welchem Verhältnis es zu anderen 
Instrumenten steht. Es bestehen Parallelen und Überschneidungen zur Gesamtplanung. In der 
Planungspraxis wird Flächenmanagement weiterhin lediglich von der Bauleitplanung 
übernommen, bei der aber die Verfolgung des Kreislaufgedankens fehlt. Weitere Parallelen 
bestehen zwischen der Flächenkreislaufwirtschaft und dem Stadtumbau. 
4.2.3.3 Institutioneller Kontext 
Übergeordnete Zielvorstellungen der Bundes-, Landes- oder regionalen Ebene können als 
rechtlicher oder förderpolitischer Rahmen auf die stadtregionale Handlungsebene der 
Flächenkreislaufwirtschaft Einfluss nehmen.798 Wie aber dargelegt wurde, werden dort zwar 
Zielvorstellungen formuliert; der vertikale Kontext ist aber kaum ausgeprägt. Daher sind 
überörtliche Instrumente zu diskutieren, um das Ausweisungsverhalten der Gemeinden zu 
verändern.799  
Wird die Flächenkreislaufwirtschaft auf stadtregionaler Ebene angesiedelt, ist die 
Regionalplanung aktiv in die Formulierung und Umsetzung der Ziele eingebunden. Dann 
fließen raumordnerische Zielvorstellungen in die Planinhalte direkt ein. Wird die 
Flächenkreislaufwirtschaft auf gesamtgemeindlicher Ebene verfolgt, fällt die Regionalplanung in 
die Funktion als rahmensetzende Institution zurück.  
Ist die Regionalplanung nicht aktiv in die Flächenkreislaufwirtschaft eingebunden, verleiben ihr 
nur entwicklungs- und ordnungspolitische Instrumente. Im Bereich der Rücknahme von 
Nutzungen hat sie aber keine ordnungsrechtlichen Kompetenzen. Ein Förderprogramm des 
Landes zur Flächenkreislaufwirtschaft kann diese Regelungslücke schließen. Im 
                                                 
796  Vgl. PREUß ET AL. (2007: 44). 
797  Vgl. PREUß UND FERBER (2009: 247). 
798  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 29). In den Planspielen betonten die Beteiligten die Bedeutung öffentlicher Förderung, 
insbesondere zur Aufbereitung vorgenutzter Standorte (PREUß ET AL. 2007: 81), zudem die Notwendigkeit der Steuerung 
durch Regionalplanung (PREUß 2007b: 144). 
799  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 28-29). Zu ordnungspolitischen Möglichkeiten der Raumordnung bezüglich des 
Flächenmanagements vgl. FÜRST (2010: 195). 
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Zusammenwirken der Regionalplanung und neueren Anreizen können daher alle in dem 
theoretischen Katalog identifizierten Zielvorstellungen der überörtlichen Planungsebene in die 
gemeindliche Flächenpolitik eingebracht werden. Dadurch kann es gelingen, dass die 
Gemeinden die übergeordneten Zielvorstellungen konkretisieren und verfolgen. 
Während Förderpolitik und Gesetzgebung auf Bundes- und vor allem auf Landesebene den 
Rahmen für die Flächenkreislaufwirtschaft geben, zeichnet im Kern die Gemeinde für die 
Flächenkreislaufwirtschaft verantwortlich. Wenn ein stadtregionaler Ansatz verfolgt wird, ist 
die Regionalplanung in das Management eingebunden, andernfalls ist sie ebenfalls dem 
institutionellen Kontext zuzuordnen. 
4.2.4 Kurzfazit 
Die Flächenkreislaufwirtschaft gibt mit dem Nutzungszyklus ein tragfähiges Grundgerüst, um 
Themenfelder der nachhaltigen Flächenpolitik zu identifizieren. Sie setzt sich aus Bilanzzielen 
und dem aus Handlungszielen bestehenden Nutzungszyklus zusammen. Zudem wird sie durch 
Leitbilder und Leitlinien ergänzt. Damit entsteht zunächst eine Zielpyramide.  
Zugleich sind mit den als eindeutige Bilanzziele auf gesamtstädtischer Ebene eingesetzten 
Qualitätszielen Elemente einer Parametrischen Steuerung erkennbar. In der 
Flächenkreislaufwirtschaft überlagern sich daher die beiden Typen Pyramide und 
Parametrische Steuerung und formen eine hybride Zielhierarchie.  
Für die planerische Herausforderung des demografischen Wandels und der Stadtschrumpfung 
ist das allgemeingültige Konzept aber zu spezifizieren, sowohl für die beiden 
bundespolitischen Bilanzziele als auch für die Handlungsziele des Nutzungszyklus. Dabei wird 
insbesondere die Schwerpunktsetzung auf flächenpolitische Themen zugunsten einer 
integrierten Betrachtung der Flächen- und Gebäudepolitik erweitert. Zudem entsteht unter 
Schrumpfungsbedingungen eine andere Prioritätensetzung als unter gemäßigten Bedingungen.  
Die Flächenkreislaufwirtschaft setzt an der stadtregionalen und gesamtstädtischen 
Planungsebene an, um die Gesamtzusammenhänge der Flächennutzung erkennen und in die 
Zielsetzung integrieren zu können. Teilräumliche Zielvorstellungen leiten sich daraus ab. 
Dadurch entsteht eine ebenenübergreifende Zielhierarchie. 
Die in diesem Unterkapitel identifizierten Themenfelder stellen keinen normativen Beitrag zum 
Umgang mit dem demografischen Wandel und der Stadtschrumpfung dar. Vielmehr leisten sie 
nach den Beiträgen aus Kap. 2 und Kap. 3 den abschließenden Beitrag zum analytischen 
Kategorienschema, mit dem im empirischen Teil der vorliegenden Arbeit die gemeindlichen 
Konzepte untersucht werden. 
4.3 Verbindung der Flächenkreislaufwirtschaft mit dem Stadtumbau  
In diesem Unterkapitel wird die Möglichkeit der Verbindung der Flächenkreislaufwirtschaft und 
des Stadtumbaus diskutiert. Beide enthalten als zentrales Element die Formulierung von 
Zielvorstellungen in einem integrierten Konzept. 
Anlass für diese Auseinandersetzung ist die Annahme, dass Stadtumbau und 
Flächenkreislaufwirtschaft potenziell zwar Schnittmengen aufweisen, institutionell wie materiell 
aber noch nicht umfangreich miteinander verbunden sind. Entsprechend fordert PREUß, dass 
der Ansatz des Stadtumbaus „[…] über wohnungswirtschaftliche Aspekte hinaus auch andere 
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Aufgaben der Flächenkreislauswirtschaft berücksichtigen […]“ soll.800 Daher werden die 
bisherigen Ausführungen zum Stadtumbau (Kap. 3) mit der Flächenkreislaufwirtschaft 
(Kap. 4.2) verbunden.  
In der vorliegenden Arbeit wird die zentrale Bedeutung eines Konzeptes für die Planung 
anerkannt.801 Aus planungstheoretischer Sicht ist zwar zu berücksichtigen, dass 
Zielvorstellungen im Sinne einer Hidden Agenda auch außerhalb eines Konzeptes bestehen 
können bzw. dort nicht explizit formuliert werden. Für die Beantragung von Fördermitteln ist 
die eindeutige Aussage aber von zentraler Bedeutung.  
Die überörtliche Ebene (als Fördergeber) und die Gemeinde (als Fördernehmer) 
kommunizieren nach der weggefallenen Betreuung durch die Landesdirektion kaum 
miteinander. Ein Aushandlungsprozess vor Ort, bei dem versteckte Zielformulierungen 
ausgetauscht werden können, ist damit nicht mehr möglich. Aufgrund der 
Wettbewerbssituation bei der Vergabe der Fördermittel haben die im Konzept fixierten 
Zielvorstellungen umso größere Bedeutung. Sie werden so formuliert, dass sie die Grundlage 
für die Förderung nach dem Stadtumbau-Programm bilden. Daher wird für den Stadtumbau 
davon ausgegangen, dass die für die Förderung relevanten Zielvorstellungen auch im Konzept 
enthalten sind.  
Auch für das Konzept in der Flächenkreislaufwirtschaft wird davon ausgegangen, dass die 
relevanten Zielvorstellungen Bestandteil der dargestellten Aussagen sind. Da die 
Flächenkreislaufwirtschaft als Managementzyklus angelegt ist, fixiert das Konzept auch die 
relevanten normativen Aussagen. Dabei wird insbesondere die Bilanzierung des Mengen- und 
des Dichteziels fixiert, während die Umsetzung des Nutzungszyklus erst auf der nachfolgenden 
teilräumlichen Ebene erfasst wird. 
Daher ist es grundsätzlich möglich, institutionelle und inhaltliche Ausprägung der Konzepte der 
Flächenkreislaufwirtschaft und des Stadtumbaus miteinander zu vergleichen, um eine mögliche 
Verbindung zu erörtern. Entsprechend werden in diesem Unterkapitel zunächst institutionelle 
(Kap. 4.3.1) und im Anschluss (Kap. 4.3.2) materielle Aspekte miteinander verglichen.  
4.3.1 Institutioneller Vergleich 
In diesem Unterkapitel wird untersucht, welche Möglichkeiten institutionell bestehen, die Inhalte 
der Flächenkreislaufwirtschaft in das gesamtgemeindliche und das teilräumliche Konzept des 
Stadtumbaus zu integrieren. Hierfür wird zunächst diskutiert, ob sich das gesamtstädtische 
Konzept im Stadtumbau institutionell eignet, die Flächenkreislaufwirtschaft aufzunehmen. 
Daraufhin wird das Modell der Programmorientierung auf Tragfähigkeit untersucht.  
4.3.1.1 Eignung des Stadtumbau-Instrumentariums 
Das integrierte Handlungskonzept der Flächenkreislaufwirtschaft soll auf stadtregionaler oder 
gesamtstädtischer Ebene eine herausragende Bedeutung einnehmen, weil es die 
Zielvorstellungen fixiert und damit eine Handlungsgrundlage schafft.802 Das Handlungskonzept 
ist zunächst eine theoretische Neuentwicklung für ein „informelles Instrument zur kurz- und 
mittelfristigen Etablierung einer Flächenkreislaufwirtschaft“803 auf Basis von Kooperationen 
                                                 
800  PREUß (2007a: 63); dabei schlägt er (EBD.: 69) einen Instrumentenmix vor, der auch Stadtumbauinstrumente enthält. 
801  Vgl. die Bedeutung des Plans als Grundlage für die Steuerung in Kap. 2.1.1. 
802  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 30). PREUß ET AL. (2007: 56) geben dies auch als empirisches Ergebnis aus den ExWoSt-
Planspielen wieder, überlegen aber (EBD.: 100), ob die dort konstatierte mittlere bis hohe Relevanz planerischer Instrumente 
auf die hohe Anzahl von Teilnehmern aus Planungsämtern zurückzuführen ist. 
803  Vgl. PREUß UND FERBER (2007: 127). 
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benachbarter Gemeinden und mit regionalen Planungsträgern.804 Darüber hinaus sollen auch 
Aussagen über Akteure und Maßnahmen zur Erfolgskontrolle und zum Zeitrahmen der 
Umsetzung genannt werden.805  
In der Planungspraxis kommt das integrierte Handlungskonzept jedoch nicht als eigenständiges 
Instrument zu Anwendung. Vielmehr wird versucht, die Flächenkreislaufwirtschaft mithilfe 
bestehender Instrumente zu verfolgen, die sich aber in unterschiedlicher Weise eignen. Im 
Gegensatz zum Bebauungsplan wird neben dem Flächennutzungsplan auch den informellen 
Konzepten der Städtebauförderung eine große Eignung zugewiesen.806 
Die Diskussionsergebnisse legen nahe, dass für den Stadtumbau kein zusätzliches Instrument 
herangezogen werden sollte, um Flächenkreislaufwirtschaft in schrumpfenden Regionen 
umzusetzen: Ein weiteres eigenständiges Konzept für die Flächenkreislaufwirtschaft, parallel 
zur Bauleitplanung und zum Stadtumbau-Instrumentarium, würde gegen den Ansatz integrierter 
Planung sprechen. Zudem wäre die Erarbeitung für die Gemeinden sehr aufwendig und (vor 
dem Hintergrund zunehmender finanzieller Ausstattungsprobleme der öffentlichen Haushalte) 
auch ineffizient. Daher ist zu diskutieren, inwiefern das Stadtumbau-Instrumentarium die 
Funktion und Inhalte der Flächenkreislaufwirtschaft übernehmen kann. 
Aus institutioneller Sicht sollen sowohl in der Flächenkreislaufwirtschaft als auch im Stadtumbau 
die Konzepte in integrierter und kooperativer Weise erarbeitet werden.807 Unterschiede 
ergeben sich institutionell aber in der Planungsebene. In Kap. 3.2.3.2 ist herausgearbeitet 
worden, dass das zentrale Konzept des Stadtumbaus auf der gesamtgemeindlichen Ebene 
verortet ist und eine übergeordnete Orientierung gibt, während das teilräumliche Konzept im 
Sinne des Ableitungsgebotes Qualitäts- und Handlungsziele formuliert und letztlich ein 
erweitertes Maßnahme- und Umsetzungskonzept darstellt.  
In der Flächenkreislaufwirtschaft soll das integrierte Handlungskonzept auf stadtregionaler oder 
auf gesamtstädtischer Ebene formuliert werden. Dabei sollen regionale mit den gemeindlichen 
Akteuren zusammenarbeiten. Auf teilräumlicher Ebene werden durch die einzelne Gemeinde 
Handlungsziele formuliert, mit denen der Nutzungszyklus umgesetzt wird. Das Konzept in der 
Flächenkreislaufwirtschaft reflektiert daher einen Ansatz der Mehr-Ebenen-Governance.  
Im Stadtumbau wird in der Planungspraxis die zwischengemeindliche Ebene kaum 
herangezogen. Daher wird in der folgenden Auseinandersetzung auch die 
Flächenkreislaufwirtschaft nicht auf der stadtregionalen, sondern auf der gesamtgemeindlichen 
Ebene angeordnet. Institutionell bedeutet dies eine Reduzierung von einem Mehr- auf einen 
Zwei-Ebenen-Ansatz, der nur noch aus gesamtgemeindlicher und teilräumlicher Ebene besteht. 
Der regionale Planungsträger ist damit nicht mehr aktiver Partner in der Formulierung des 
Konzeptes, sondern nimmt die traditionelle Funktion als Rahmensetzer im Sinne der Stufenfolge 
der Planung ein.  
4.3.1.2 Modell der Programmorientierung 
Der Stadtumbau wird institutionell maßgeblich durch die Programmorientierung geprägt. 
Demgegenüber ist die Flächenkreislaufwirtschaft nicht mit einem Förderprogramm hinterlegt. 
Bund und Land haben nur die Möglichkeit, mithilfe der räumlichen Gesamtplanung ihre 
                                                 
804  Vgl. PREUß UND FERBER (2009: 247); vgl. a. DOSCH (2010: 210); BIZER UND CICHOROWSKI (2007: 104). 
805  Vgl. PREUß UND FERBER (2009: 247). 
806  Vgl. PREUß UND FERBER (2009: 244-246). PREUß ET AL. (2007: 44). BERGMANN ET AL. (2006a: 30); PROJEKTGRUPPE STADT + 
ENTWICKLUNG (2006: 23) für Stadtumbaukonzepte in der Planspielregion Nordthüringen.  
807  Vgl. für die Flächenkreislaufwirtschaft BERGMANN ET AL. (2006a: 23). 
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Zielvorstellungen umzusetzen. Wie in Kap. 4.1.2 dargelegt, sind die raumordnerischen Ziele 
und Grundsätze aber in der Regel vage formuliert und verhindern damit eine umfassende 
Beeinflussung der gemeindlichen Planung durch die Raumordnung bzw. wird damit die 
Selbstverwaltungsautonomie sichergestellt. Auch sind nicht alle Inhalte des Nutzungszyklus 
mithilfe der Raumordnung darstellbar, insbesondere die Rücknahme von Siedlungs- und 
Verkehrsflächen entzieht sich der räumlichen Gesamtplanung. 
Die Organisation der Flächenkreislaufwirtschaft auf stadtregionaler Ebene ermöglicht die 
Einbeziehung der Regionalplanung als aktivem Partner, der dann auch raumordnerische 
Zielvorstellungen einbringt. Wird sie lediglich auf gesamtgemeindlicher Ebene organisiert, 
kann sie institutionell besser mit der Planung im Stadtumbau verknüpft werden. Die 
Regionalplanung übernimmt dann ihre traditionellen Aufgaben wahr. 
In der Planungspraxis tritt jedoch eine ohnehin mit immer mehr vage formulierten Grundsätzen 
ausgestattete Regionalplanung zugunsten des Förderprogramms zurück. Anstelle der 
Stufenfolge der Planung tritt unter Schrumpfungsbedingungen daher die Programmorientierung 
der Förderung.  
4.3.1.3 Ergebnis des institutionellen Vergleichs 
Das Instrumentarium des Stadtumbaus ist aus institutioneller Hinsicht geeignet, die 
Flächenkreislaufwirtschaft zu integrieren. Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung steht dabei 
die gesamtgemeindliche Handlungsebene. 
Wird die Flächenkreislaufwirtschaft auf gesamtstädtischer Ebene verortet, ergeben sich 
institutionell Parallelen zum gesamtstädtischen Konzept des Stadtumbaus. Im Gegensatz zum 
stadtregionalen Ansatz, bei dem die Regionalplanung als aktiver Träger der Planung in die 
Flächenkreislaufwirtschaft eingebunden ist, fällt sie bei einer Etablierung auf gesamtstädtischer 
Ebene auf die Funktion als rahmensetzende Institution zurück.  
Dies entspricht ihrer Funktion auch im institutionellen Kontext des Stadtumbaus. Die Gemeinden 
richten ihre Planung nicht an den raumordnerischen Zielen und Grundsätzen der 
Regionalplanung, sondern den Förderkriterien des Freistaates aus. Daher wird angenommen, 
dass anstelle der Stufenfolge der Planung unter Schrumpfungsbedingungen die 
Programmorientierung der Förderung tritt. 
4.3.2 Materieller Vergleich 
In diesem Unterkapitel wird untersucht, ob sich die Inhalte der Flächenkreislaufwirtschaft mit 
den Zielsetzungen des Stadtumbaus vereinen lassen. Nur dann ist das Stadtumbau-
Instrumentarium auch aus der Perspektive der Flächenkreislaufwirtschaft das zentrale Instrument 
zur räumlichen Entwicklung der Gemeinde. Dies begründet sich mit der zentralen Bedeutung, 
die dem Themenfeld der Flächenpolitik für die gemeindliche Entwicklung zugewiesen wird.  
Stadtumbau und Flächenkreislauwirtschaft adressieren scheinbar unterschiedliche 
Handlungsfelder der gemeindlichen Politik: Der Stadtumbau zielt auf die Behebung 
städtebaulicher Missstände vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und der 
Stadtschrumpfung ab. Dabei werden eher gebäude- als flächenpolitische Maßnahmen 
ergriffen, um den Bestand zu reduzieren. 
Das bisherige Konzept der Flächenkreislaufwirtschaft verfolgte vor allem flächenpolitische 
Ziele. In Kap. 4.2.2 wurde es aber an die Herausforderungen des demografischen Wandels 
und der Stadtschrumpfung angepasst, indem die Rücknahme von Flächen aus dem 
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Siedlungszusammenhang (nach dem Verzicht) als prioritäres Handlungsziel formuliert sowie 
gebäudepolitische Aussagen in den Kreislauf integriert wurden.  
Im Folgenden wird untersucht, ob sich diese spezifischen Themenfelder der 
Flächenkreislaufwirtschaft unter Schrumpfungsbedingungen in den bestehenden 
Zielvorstellungen des Stadtumbau-Programms wiederfinden. Hierfür werden die Vorgaben der 
Stadtumbau-Paragrafen, der Förderbekanntmachung sowie der Arbeitshilfe des Sächsischen 
Staatsministeriums des Innern herangezogen. Dabei werden zentrale Aspekte der in 
Kap. 3.3.3 ermittelten Zielstruktur des Stadtumbau-Programms sowie der in Kap. 4.2 
herausgearbeiteten geeigneten Themenfelder diskutiert. Die Erkenntnisse des Unterkapitels 
werden der Formulierung der Hypothesen zugrunde gelegt, indem im Sinne der 
Programmorientierung angenommen wird, dass die Gemeinden die flächen- und 
gebäudepolitischen Vorgaben des Förderprogramms umsetzen.  
4.3.2.1 Flächen- und Gebäudepolitik  
Die Flächenkreislaufwirtschaft thematisiert wie das Stadtumbau-Programm die 
Weiterentwicklung des physischen Raumes.808 Unter Schrumpfungsbedingungen zielt das 
angepasste Konzept auf die Verkleinerung des Siedlungskörpers durch die Rücknahme von 
Siedlungsflächen und die Gewährleistung einer ausreichenden Siedlungsdichte. Dabei 
verbindet sie Flächen- mit Gebäudepolitik.  
Mit dieser Zielstellung unterscheidet sie sich von der Ausrichtung des Stadtumbau-
Förderprogramms; denn dieses legt den Schwerpunkt (neben der Aufwertung) vor allem auf 
den Abriss von Gebäuden, nicht aber auf die Rücknahme von Siedlungsflächen. Zudem steht 
im Stadtumbau die zyklische Betrachtung nicht im Mittelpunkt. Nur für die 
Umstrukturierungsgebiete werden verstärkt gebäude- und flächenpolitische Aussagen zur 
Rücknahme angenommen. 
Zwar wurden bereits im Gutachten der Expertenkommission im Jahr 2000 
„Verwertungskonzepte der freigelegten Flächen“ und „konkrete Rückbaukonzepte“ unter 
anderem zur „Weiterverwendung Grundstücke/Flächen“ empfohlen.809 Aufgrund der 
Ausrichtung des Programms ist der Stadtumbau im Kern aber ein gebäude- und kein 
flächenpolitisches Vorgehen.810  
Die Arbeitshilfe empfiehlt siedlungspolitische Aussagen, allerdings nur für die Fachkonzepte, 
während zum Gesamtkonzept kaum gebäudepolitische Vorschläge unterbreitet werden. Sie 
thematisiert in der Zielsetzung neutral die „Entwicklung der Gesamtgemeinde“ und empfiehlt 
als flächenpolitische Aussage eine „Strategie zur Weiterentwicklung des Siedlungskörpers.“811 
Während die Fachkonzepte „Wohnen“ und „Städtebau und Denkmalpflege“ auf den Umgang 
mit dem Gebäudebestand abzielen, fehlen im Gesamtkonzept Empfehlungen zum Umgang mit 
den Siedlungsflächen. Auch fehlen bei der Empfehlung zur Entwicklung eines Leitbildes 
explizite Hinweise auf eine siedlungspolitische Aussage, indem etwa die Kontraktion oder die 
Perforation verfolgt werden.  
                                                 
808  Für das Stadtumbau-Programm vgl. LIEBMANN (2009: 141). 
809  Vgl. KOMMISSION (2000: 8; 54). 
810  Auch die BUNDESTRANSFERSTELLE (2010) trifft zur Zukunft des Stadtumbaus Aussagen zum gebäudepolitischen, aber nur 
wenige zum flächenpolitischen Umgang; so (EBD.: 2) „[…] sollte der notwendige Rückbau weiterhin konsequent von außen 
nach innen erfolgen, statt weitere Perforation durch Verfall oder Rückbau in der inneren Stadt zuzulassen.“ Zudem ist der 
(EBD.: 3) „[…] Abriss ohne eine anschließende Nachnutzung der brach gefallenen Flächen stadträumlich keine befriedigende 
Lösung.“ 
811  MINISTERIUM DES INNERN (2005: 2; 9). Dabei hat bereits 2002 das IRS das Thema „Umgang mit Abrissflächen“ aufgegriffen 
und als weiteren Forschungsbedarf beschrieben, vgl. HALLER ET AL. (2002: 32). 
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Zudem ist in der Beschreibung der Gebietskategorien eine Schwerpunktsetzung in der 
Gebäudepolitik erkennbar, wenn etwa in konsolidierungswürdigen Gebieten „[…] durch 
geeignete Maßnahmen die vorhandene Bevölkerungsdichte im Gebiet“ gefestigt bzw. erhöht 
werden soll.812  
Zudem lassen die Aussagen der Arbeitshilfe potenziell die Integration der Flächenpolitik in das 
Vorgehen im Stadtumbau zu, und auch die aktuellen Zielstellungen des Freistaates, mit dem 
Stadtumbau innerstädtische Quartiere zu stärken, hat neben einer gebäude- auch eine 
flächenpolitische Komponente. Es fehlt aber eine übergeordnete Aussage des Freistaates, die 
Siedlungs- und Verkehrsflächen zu reduzieren, während das Ziel der abzureißenden 
Wohneinheiten kommuniziert wird. 
Unter Schrumpfungsbedingungen reicht der flächenpolitische Umgang mit dem „Zuviel“ an 
Gebäuden nicht aus; vielmehr ist auch ein Umgang mit dem Überschuss an bestehenden 
Siedlungsflächen erforderlich.813 
Da das Gesamtkonzept aber auf den Fachkonzepten aufbaut, ist anzunehmen, dass in der 
Planungspraxis der Gemeinden auch im Gesamtkonzept flächen- und gebäudepolitische 
Planinhalte formuliert werden.  
Zusammenfassend ist das Förderprogramm Stadtumbau Ost ein Programm der 
Städtebauforderung und korrespondiert mit dem Besonderen Städtebaurecht, das ebenfalls auf 
die Behebung städtebaulicher Missstände und damit auf den Umgang mit dem 
Gebäudebestand abzielt. Daher wird im Folgenden angenommen, dass die bisherige 
Ausrichtung des Stadtumbaus keinen ausreichenden Beitrag zur Flächenkreislaufwirtschaft 
unter Schrumpfungsbedingungen leistet.  
4.3.2.2 Bilanzziele 
Die Flächenkreislaufwirtschaft unter Schrumpfungsbedingungen enthält mit Mengen- und 
Dichteziel zwei als Qualitätsziele formulierte eindeutige Bilanzziele. Sie stellen Parameter im 
Sinne der Parametrischen Steuerung dar. 
Die Arbeitshilfe des Freistaates empfiehlt den Gemeinden die Formulierung von „Zielwerten 
(soweit aufgestellt)“.814 Ein eindeutiges gesamtstädtisches Mengenziel wird aber nicht 
gesondert erwähnt.815 Eine Verbindung des Rückbaus von Gebäuden mit der Rücknahme der 
Siedlungsflächen, wie GOLDSCHMIDT sie vorschlägt,816 wird nicht vorgegeben. Allerdings 
empfiehlt die Arbeitshilfe, mit Blick auf die Veränderung bis zu den Jahren 2010, 2015 und 
2020, in einer Übersichtskarte „[…] die im jeweils dazwischen liegenden Zeitintervall zurück 
zu bauenden bzw. neu in Anspruch zu nehmenden Siedlungsflächen besonders 
hervorzuheben.“817  
Diese Empfehlung findet in den Definitionen der Arbeitshilfe zu den Gebietskategorien jedoch 
keinen expliziten Widerhall: Lediglich sollen die Umstrukturierungsgebiete „[…] Maßnahmen 
konzentrieren, in denen durch Anpassung des Bedarfs an die prognostizierte Entwicklung 
wesentliche Beiträge zum Erhalt bzw. zur Stärkung der Funktionsfähigkeit der 
                                                 
812  MINISTERIUM DES INNERN (2005: 17). 
813  Vgl. GOLDSCHMIDT UND TAUBENEK (2010: Rn. 472): 
814  MINISTERIUM DES INNERN (2005: 10). 
815  Auch im BauGB und der Förderbekanntmachung fehlt eine entsprechende Forderung. 
816  GOLDSCHMIDT (2010a: 441 - 447). 
817  MINISTERIUM DES INNERN (2005: 9). 
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Gesamtgemeinde geleistet werden können.“818 Schließlich wird für das Fachkonzept Städtebau 
und Denkmalpflege empfohlen, den Auslastungsgrad von Bebauungsplangebieten und 
Satzungsgebieten nach § 34 Abs. 4 BauGB darzustellen. Weitere Empfehlungen zum Umgang 
mit dem Siedlungskörper werden weder für das Gesamtkonzept noch für ein Fachkonzept 
gegeben.  
Die Verwaltungsvorschrift für Sachsen aus dem Jahre 2009 thematisiert schließlich das 
Mengenziel nur in den allgemeinen Ausführungen zur Städtebauförderung; diese unterstütze 
„[…] Städte und Gemeinden bei der Bewältigung des wirtschaftlichen und demographischen 
Wandels im Blick auf die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme bei fehlender 
wirtschaftlicher Nutzungsperspektive und dauerhaften Funktionsverlusten von gewerblich und 
wohnwirtschaftlich genutzten Grundstücken.“819  
Ein eindeutiges gesamtstädtisches Dichteziel wird in den überörtlichen Vorgaben ebenfalls 
nicht formuliert. Allerdings wird sowohl im Förderprogramm als auch in der politischen 
Zielstellung des Freistaates die Schwerpunktsetzung auf innerstädtischen Gebieten betont. 
Diese Vorgabe gilt aber erst seit dem Jahr 2009 und bildet daher noch nicht die Maßgabe für 
Gemeinden in den Jahren davor.820 Allerdings betont bereits die Arbeitshilfe die „Stärkung von 
urbanen Kernen“ und der Innenstädte.821 Zudem nennt sie für das Gesamtkonzept eine 
„Ableitung der Strategie zur Weiterentwicklung des Siedlungskörpers“ und verweist dabei auf 
die Gebietskategorien konsolidiertes, konsolidierungswürdiges und Umstrukturierungsgebiet.822 
Dies wird ergänzt durch die Empfehlung, im Fachkonzept Wohnen vorhandene Baulücken und 
Nachverdichtungspotenziale in einer Übersichtskarte darzustellen sowie die nächsten Schritte 
eines gemeindlichen Baulandmanagements aufzuzeigen.823 Mit diesen Ausführungen wird ein 
vage formuliertes Dichteziel empfohlen.  
Im Gegensatz zum Mengen- und zum Dichteziel empfiehlt die Arbeitshilfe hingegen ein 
eindeutiges gesamtstädtisches Leerstandsziel.824 Allerdings schlägt sie dieses für das 
Fachkonzept Wohnen und nicht für das Gesamtkonzept vor. Der Leerstand umfasst eine 
zentrale Ausprägung der Stadtschrumpfung, denn er stellt das direkte siedlungsstrukturelle 
Ergebnis des Rückgangs der Haushalte dar. Daher ist es in der Diskussion im Stadtumbau von 
zentraler Bedeutung. Denn als planerische Antwort auf den Leerstand ist es möglich, 
gebäudepolitische Handlungsziele zum Abriss und Teilrückbau zu formulieren. Dies stellt einen 
Kern des Stadtumbau-Programms dar.  
Die Gemeinden sollen bei der Ermittlung des Rückbaubedarfes einen eindeutigen, quantitativ 
skalierten Zielwert für die gewünschte Leerstandsquote für die Jahre 2010, 2015 und 2020 
                                                 
818  MINISTERIUM DES INNERN (2005: 17); selbst für Umstrukturierungsgebiete wird keine explizite flächenpolitische Empfehlung 
gegeben.  
819  VERWALTUNGSVORSCHRIFT (2009: 1). In diesem Sinne halten JÖRISSEN UND COENEN (2007: 236) fest: „Die 
Städtebauförderung ist auf eine geordnete Innenentwicklung angelegt und steht somit schon aufgrund ihres konzeptionellen 
Ansatzes mit dem Flächensparziel im Einklang.“ 
820  Es ist davon auszugehen, dass mit der zunehmenden Vergabe der Fördermittel im Wettbewerb die innerstädtische Lage 
zukünftig als wichtiges Förderkriterium herangezogen wird, weil Bund und Länder die Stärkung der Innenstädte als wichtiges 
Ziel ansehen. 
821  MINISTERIUM DES INNERN (2005: 17), mit Bezug zum raumordnerischen Ziel der Stärkung der Innenstädte im 
LANDESENTWICKLUNGSPLAN (2003). 
822  MINISTERIUM DES INNERN (2005: 9). 
823  MINISTERIUM DES INNERN (2005: 7). 
824  Im Gegensatz zu den Stadtumbau-Paragrafen und zur Förderbekanntmachung. 
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formulieren.825 Das Ziel wird als prozentuales Verhältnis leerstehender zur Gesamtzahl der 
Wohnungen in der Gemeinde angegeben. 
Verbunden mit der prognostizierten Zahl der Einwohner und Haushalte sowie dem bisherigen 
Wohnungsbestand, errechnet die vom Freistaat zur Verfügung gestellte Excel-Tabelle 
anschließend die Zahl der Wohnungen in der Gesamtstadt sowie gemäß Leerstandsziel den 
entsprechenden Bedarf zum Rückbau der Wohnungen. Das Leerstandsziel ist der einzige 
vorgeschlagene eindeutige Wert in der gesamten Arbeitshilfe; er stellt ein Qualitätsziel dar. 
Eine Begründung zur Auswahl dieses Ziels, eine Darstellung der Verbindung zu 
Handlungszielen oder eine Darstellung, wie das Leerstandsziel ermittelt werden kann, erfolgt in 
der Arbeitshilfe nicht. 
Das Leerstandsziel ist als Parameter im Sinne der Parametrischen Steuerung anzusehen, auch 
wenn es für das Fachkonzept Wohnen und nicht für den gesamtstädtischen Teil des Konzeptes 
vorgeschlagen wird. In der Konzeption der Arbeitshilfe ist aber nicht gewährleistet, dass 
Zielvorstellungen der Fachkonzepte in das Gesamtkonzept integriert werden; sie unterliegen 
einem Abwägungsvorgang. Daher werden die Potenziale des quantitativen Leerstandsziels als 
Parameter nicht vollständig genutzt.  
Im Sinne der Parametrischen Steuerung schlägt die Arbeitshilfe daher ein eindeutiges, aber 
kein objektkonkretes Leerstandsziel vor. Damit wird dem Anspruch der Arbeitshilfe gefolgt, 
dass im gesamtstädtischen Konzept keine objektkonkreten Aussagen getroffen werden. Dies 
soll den teilräumlichen Konzepten vorbehalten bleiben. 
Im Ergebnis werden das in Kap. 4.2.2.2 ermittelte Mengen- und das Dichteziel nicht als 
eindeutiges gesamtstädtisches Bilanzziel im Stadtumbau vorgegeben. Dagegen wird mit dem 
Leerstandsziel ein neues Bilanzziel als gebäudepolitische Zielvorstellungen eingeführt. Daher 
wird im Sinne der Programmorientierung angenommen, dass die Gemeinden ein Mengen- und 
Dichteziel als Bilanzziel nicht formulieren, während sie mit der Formulierung des 
Leerstandsziels der Arbeitshilfe folgen. Es wäre sinnvoll, wenn alle drei Bilanzziele 
(Abbildung 22) formuliert würden, um für die relevanten siedlungspolitischen Themenfelder 





Abbildung 22: Drei Bilanzziele 
(Quelle: eigene Darstellung) 
                                                 
825  Vgl. MINISTERIUM DES INNERN (2005: ANHANG Muster 4.2.03): „Fachkonzept Wohnen: Ermittlung Rückbaubedarf“. Das 
Jahr 2010 ist wegen der Veröffentlichung der Arbeitshilfe im Jahr 2005 angegeben. Im Stadtumbau-Paragrafen und der 
Förderbekanntmachung ist kein Leerstandsziel gefordert. 
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4.3.2.3 Nutzungszyklus und Gebietskategorien 
Der Nutzungszyklus stellt gem. Kap. 4.2.2.3 die geeignete Abfolge der beabsichtigen 
Flächennutzung dar. Daher erscheint es sinnvoll, dass im gesamtstädtischen Konzept der 
Nutzungszyklus als Kernelement der Flächenkreislaufwirtschaft abgebildet wird, während im 
teilräumlichen Konzept Handlungsziele formuliert werden, die sich aus dem Nutzungszyklus 
ableiten. 
Der Planungsabschluss erfolgt demnach nicht mit dem gesamtstädtischen, sondern dem 
teilräumlichen Konzept. Für die gesamtstädtische Ebene wird angenommen, dass die von der 
Arbeitshilfe empfohlenen Prioritäten als vorrangige Handlungsziele für Teilräume festgelegt 
werden. Dabei wird in den Stadtumbau-Paragrafen und der Förderbekanntmachung keine 
Kreislaufstruktur dargestellt.  
Der Nutzungszyklus spiegelt sich aber in der Arbeitshilfe wider, indem sie die Festlegung von 
Gebietskategorien empfiehlt. Diesen Qualitätszielen können in den Teilräumen Handlungsziele 
zugeordnet werden. Wie in Kap. 3.3.1.3 bereits dargelegt wurde, werden die 
Gebietskategorien in der Arbeitshilfe definiert; dabei werden implizit oder explizit 
siedlungspolitische Inhalte genannt:826 
 In konsolidierten Gebieten wird „[…] mittel- bis langfristig nur ein geringer Bedarf gesehen, 
dieses Gebiet in seinen Qualitäten weiter zu stärken.“ 
 In konsolidierungswürdigen Gebieten sollen vorhandene Missstände gezielt beseitigt 
werden, „[…] ohne Art und Maß der Nutzung wesentlich zu verändern“; daher soll es 
„[s]trategisches Ziel“ sein, „[…] die vorhandene Bevölkerungsdichte im Gebiet zu festigen 
bzw. zu erhöhen.“  
 Umstrukturierungsgebiete weisen erhebliche Missstände auf und erfordern „[…] 
Änderungen am Maß und/oder an der Art der bisherigen Nutzung“; daher sollten sich 
dort Anpassungsmaßnahmen konzentrieren, mit denen „[…] wesentliche Beiträge zum 
Erhalt bzw. zur Stärkung der Funktionsfähigkeit der Gesamtgemeinde geleistet werden 
können.“827 
In der Überlagerung des in Kap. 4.2.2.3 entwickelten Nutzungszyklus unter 
Schrumpfungsbedingungen mit den Definitionen ist es möglich, den Gebietskategorien 
siedlungspolitische Handlungsziele zuzuordnen und zugleich im Sinne einer Rangfolge eine 
Prioritätensetzung festzulegen. 
Die Neuausweisung von Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke ist gemäß dieser 
theoretischen Darstellung kein Handlungsziel, das mit den Gebietskategorien verfolgt wird. 
Eine etwaige Neuinanspruchnahme ist nur im Zusammenhang mit der Rückgabe von 
Siedlungs- und Verkehrsflächen an anderer Stelle in der Gemeinde vorgesehen, um das 
Mengenziel zu erreichen.  
Der Verzicht auf Neuausweisung wird zunächst im Außenraum der Gemeinden verfolgt, der 
als Gebietskategorie „Freifläche“ bislang fehlt. Die Arbeitshilfe formuliert demnach nicht 
explizit ein Handlungsziel „Verzicht“. Es ist aber denkbar, dass auch innerhalb der drei 
genannten Gebietskategorien Handlungsziele zum Verzicht formuliert werden, etwa um eine 
Umwandlung bisheriger Grün- in Siedlungsflächen oder eine Bebauung bisheriger Grünflächen 
                                                 
826  MINISTERIUM DES INNERN (2005: S. 17).  
827  Während in den anderen beiden Gebieten Aussagen direkt über das Gebiet  getroffen werden, nimmt die Empfehlung für 
das Umstrukturierungsgebiet lediglich Bezug auf die Gesamtstadt. Damit wird in der Arbeitshilfe vermieden, explizit für diese 
Gebiete den Abriss von Gebäuden und die Renaturierung von Flächen zu empfehlen.  
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zu vermeiden. Im Sinne der Bilanzziele ist der Verzicht daher übergeordnet als Priorität in 
allen Gebietskategorien zu betrachten. 
Für die Gebietskategorien entsteht folgende Rangfolge: 





Für konsolidierungswürdige Gebiete entsteht folgende Prioritätensetzung: 
1. Verzichten 









Die Verbindung des Nutzungszyklus mit den Gebietskategorien wird in der Arbeitshilfe zwar 
nicht explizit formuliert. Die an dieser Stelle erfolgte theoretische Zuordnung zeigt aber, dass 
hinter den Gebietskategorien eine implizite Vorstellung von einem Nutzungszyklus besteht.  
Handlungsziele sind im Sinne der Flächenkreislaufwirtschaft sowie des Stadtumbaus auf 
teilräumlicher Ebene angegeben. Die Arbeitshilfe unterscheidet aber nicht ausreichend 
zwischen dem gesamt- und dem teilräumlichen Konzept. Deshalb wird davon ausgegangen, 
dass die Formulierung von Maßnahmepaketen für einzelne Teilräume bereits in das 
gesamtstädtische Konzept integriert wird. 
In der Verbindung des Nutzungszyklus mit den Bilanzzielen wird ferner angenommen, dass in 
den gesamtstädtischen Konzepten zum einen Umstrukturierungsgebiete festgelegt werden, in 
denen im Sinne des Mengenziels der Rückbau von Gebäuden und die Rücknahme von 
Siedlungs- und Verkehrsflächen verfolgt werden. Zum anderen werden konsolidierte und 
konsolidierungswürdige Gebiete dargestellt, in denen im Sinne des Dichteziels die Erhöhung 
der Siedlungsdichte mithilfe der Erhaltung von Nutzungen und der Wiedernutzung von 
Brachflächen im Mittelpunkt steht. Durch beide Zielvorstellungen wird zudem der Leerstand 
reduziert. 
Im Sinne einer Vorstellung eines Pools wird davon ausgegangen, dass in den konsolidierten 
und (mit Abstrichen) in den konsolidierungswürdigen Gebieten die stabile oder steigende 
Nachfrage zu einem ausgeglichenen Gebäude- und Grundstücksimmobilienmarkt führt; in 
Umstrukturierungsgebieten ist es hingegen erforderlich, das Angebot an Flächen und 
Gebäuden an die geringer werdende Nachfrage anzupassen.  
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Diese beiden Annahmen führen zu einer Vorstellung von einem Poolkonzept. Es stellt Gebiete 
dar, in denen es entweder eine Intensivierung (Zufluss) oder einen Rückgang von Nutzungen 
(Abfluss) gibt. Im Ergebnis sind dabei eindeutige Bilanzziele für die einzelnen 
Gebietskategorien denkbar: Durch eindeutige teilräumliche Aussagen über das Mengen-, 
Dichte- und Leerstandsziel werden dann auf gesamtstädtischer Ebene Parameter im Sinne der 
Parametrischen Steuerung formuliert, deren Erreichung erst in den teilräumlichen Konzepten 
dargestellt wird.  
Jedoch werden in den Aussagen zum Förderprogramm und der Arbeitshilfe keine 
entsprechenden Vorgaben gemacht, welche die Gebietskategorien als Parameter 
thematisieren; im Gegenteil erfolgt eine Zuordnung von Handlungszielen. Daher wird davon 
ausgegangen, dass die Gebietskategorien im sächsischen Stadtumbau nicht als Parameter 
verwendet werden.  
Alternativ wird im Folgenden aber angenommen, dass Umstrukturierungsgebiete in den 
teilräumlichen Konzepten eher eindeutige Handlungsziele enthalten als konsolidierte und 
konsolidierungswürdige Gebiete, weil der Handlungsdruck hier wesentlich höher ist und daher 
eindeutige Aussagen erfordern. Zudem wird davon ausgegangen, dass sie eher 
flächenpolitische Aussagen als die anderen Gebietskategorien enthalten, um Beiträge zur 
Reduzierung des Siedlungskörpers zu leisten.  
4.3.2.4 Aufwertung und Rückbau in der Flächenkreislaufwirtschaft 
In Kap. 4.2.2 wurde die Flächenkreislaufwirtschaft um gebäudepolitische Elemente erweitert. 
Dies ermöglicht, den vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und der 
Stadtschrumpfung bedeutender gewordenen Umgang mit dem Gebäudebestand in 
flächenpolitische Entscheidungen zu integrieren. 
Die im Mittelpunkt des Förderprogramms Programmteile Aufwertung und Rückbau werden nicht 
definiert.828 In den Vorgaben zum Förderprogramm werden aber zumindest 
Fördergegenstände dargestellt, aus denen ein gebäudepolitischer Inhalt ableitbar ist. So wird 
der Begriff Rückbau in der VVSTÄDTEBAUF2011 als „Rückbau leer stehender, dauerhaft nicht 
mehr benötigter Gebäude oder Gebäudeteile oder der dazu gehörenden Infrastruktur“ 
angegeben.829 Für den Stadtumbau Ost werden in der VVSTÄDTEBAUF2011 zusätzlich folgende 
Handlungsziele aufgezählt, für die Mittel aus dem Programmteil Rückbau eingesetzt werden 
können: 830 
 „Aufwendungen für die Freimachung von Wohnungen, 
 Aufwendungen für den Rückbau unmittelbar (Abrisskosten), 
 Aufwendungen für eine einfache Herrichtung des Grundstücks zur Wiedernutzung, dazu 
zählt insbesondere die Begrünung.“  
                                                 
828  Dies gilt für die Stadtumbau-Paragrafen, das Förderprogramm und die Arbeitshilfe. § 171a Abs. 3 BauGB führt einen (nicht 
abschließenden) Katalog von „Stadtumbaumaßnahmen“ auf (vgl. FIESELER 2010: C § 171a BauGB Rn.4).  
829  Vgl. VERWALTUNGSVEREINBARUNG (2011: Art. 7 Abs. 2). Nach GOLDSCHMIDT (2010b: 161) ist der Begriff eine euphemistische 
Umschreibung für Abriss und Abbruch. Er umfasst verschiedene Arten (Komplett- und Teilabbrüche baulicher Anlagen und 
Infrastruktur, mit und ohne Tiefenenttrümmerung). 
830  Vgl. VERWALTUNGSVEREINBARUNG (2011: Art. 7 Abs. 2). Die Formulierung der Förderbekanntmachung in Sachsen ist 
kohärent, vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM (2010a): Abschnitt 5.2.1.  
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Der Rückbau denkmalgeschützter Gebäude ist nicht förderfähig; für Gebäude, die vor 1919 in 
straßenparalleler Blockrandbebauung errichtet worden sind, wird nur in Ausnahmefällen eine 
Förderung gewährt.831  
Aufwertung wird ebenfalls nicht definiert. In der Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und 
Ländern 2011 wird für „Aufwertung und Umbau“ lediglich die – nicht abschließende – 
Aussage getroffen: „Dazu gehört auch die Erhaltung von Gebäuden mit baukultureller 
Bedeutung, wie z. B. die Instandsetzung und Modernisierung von das Stadtbild prägenden 
Gebäuden […].“832 Die sächsische Förderbekanntmachung führt die 
„Zuwendungsgegenstände“ für Aufwertung aber ausführlicher aus (vgl. Anhang D).833 
In der Arbeitshilfe nimmt das Begriffspaar Rückbau und Aufwertung zunächst keine 
herausragende Stellung ein. Vielmehr wird lediglich im Fachkonzept „Städtebau und 
Denkmalpflege“ auf die bestehenden Förderkulissen im Stadtumbau zur Aufwertung und zum 
Rückbau eingegangen.834 Zudem wird empfohlen, im Fachkonzept „Wohnen“ die 
Wohngebäude, die bereits zum Rückbau vorgesehen sind,835 darzustellen. Dies gilt auch für 
geplante Maßnahmen zum Rück- und Umbau der Anlagen und Netze der technischen 
Infrastruktur836 im Fachkonzept „Verkehr und technische Infrastruktur“.  
Jedoch wird im Anhang der Arbeitshilfe bei der Darstellung der Maßnahmepakete für die 
Gesamtstadt auf das Begriffspaar Bezug genommen. So sollen die Zielvorstellungen wahlweise 
dem Bereich837 
 Aufwertung, Sanierung, Erhalt bestehender Strukturen, Lückenschließungen,  
 Kombination von Aufwertungs- und Rückbaumaßnahmen oder 
 Rückbaumaßnahmen ohne vorgesehene intensive Nachnutzung der Abrissflächen 
zugeordnet werden. Mit dieser Zuordnung wird zum einen der gebäudepolitische Schwerpunkt 
des Stadtumbaus betont. Zum anderen wird aber auch der flächenpolitische Bezug der 
Rückbau- und Aufwertungsmaßnahmen erkennbar.  
Zusammenfassend erschweren die fehlenden Definitionen eine einheitliche Verwendung und 
Anwendung, dies gilt insbesondere für die Aufwertung. Der Rückbau ist der dargestellten 
inhaltlichen Ausrichtung als gebäudepolitischer Teil der im Nutzungszyklus dargestellten 
Rücknahme anzusehen und enthält daher eher eindeutige Aussagen.838 Da auch die 
„Herrichtung des Grundstücks zur Wiedernutzung“ förderfähig ist, trägt das Stadtumbau-
Programm jedoch kaum zur flächenpolitischen Rücknahme bei. Denn es werden in diesem 
Themenfeld kaum Anreize gesetzt, an denen sich die Gemeinden orientieren können. 
                                                 
831  Vgl. VERWALTUNGSVEREINBARUNG (2011: Art. 7 Abs. 2) die Regelung für Sachsen ist identisch, vgl. SÄCHSISCHES 
STAATSMINISTERIUM (2010a: Abschnitt 5.2.1): Nicht förderfähig ist grundsätzlich „[…] der Rückbau von vor 1919 errichteten 
Gebäuden in straßenparalleler Blockrandbebauung (Vorderhäusern) oder anderen das Stadtbild prägenden Gebäuden. Im 
Einzelfall findet diese Regelung auf Antrag des Landes beim Bund keine Anwendung, wenn auf der Grundlage eines 
quartiersbezogenen städtebaulichen Konzeptes aus Aufwertungs- und Rückbaumaßnahmen insgesamt ein Beitrag zur 
Stadterhaltung geleistet wird. Nicht förderfähig ist der Rückbau von denkmalgeschützten Gebäuden.“ 
832  Vgl. VERWALTUNGSVEREINBARUNG (2011: Art. 6, Abs. 2). Der Begriff Aufwertung ist mehrdeutig; dies ist für ein 
Förderprogramm problematisch. Auch WESSELER (2010: 46) und SEELIG (2007: 54-56) definieren den Begriff nicht. Er 
umfasst sowohl die Modernisierung bestehender Gebäude als auch die Gestaltung von Freiflächen nach Gebäudeabriss und 
damit auf Erhalt und Rücknahme von Gebäuden. Dies steht im Gegensatz zur vorrangigen Zielsetzung des Stadtumbaus, das 
Überangebot an gebauter Stadt zu reduzieren. 
833  Hier die Formulierung für das Programmjahr 2011, vgl. SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM (2010a: Abschnitt 5.3.1). 
834  MINISTERIUM DES INNERN (2005: 7; in Verbindung mit Muster 4.1.11 in der Anlage). 
835  EBD. (2005: 7, in Verbindung mit Muster 4.2.03 in der Anlage). 
836  EBD. (2005: 8). 
837  EBD. (2005: Muster 4.1.11 in der Anlage). 
838  Vgl. LIEBMANN (Interview 1). 
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Demgegenüber ist die Aufwertung ein vage formuliertes übergeordnetes Handlungsziel, dem 
aus dem Nutzungszyklus mehrere andere Handlungsziele zugeordnet werden.839 Wie die 
Vorgaben aus der Förderbekanntmachung zeigen, handelt es sich insbesondere um 
gebäudepolitische Handlungsziele zur Dauernutzung und zum Recycling. Allerdings ist auch 
der Rückbau von Gebäuden förderfähig, wenn dieser nicht über den Programmteil Rückbau 
abgedeckt wird; dabei handelt es sich insbesondere um Nicht-Wohngebäude. Es wird hierbei 
offenbar angenommen, dass der Abriss des einzelnen Gebäudes zur Aufwertung des 
Quartiers führt. Schließlich sind die förderfähigen Maßnahmen zur „Verbesserung des 
öffentlichen Raumes“ als Verzicht anzusehen. 
Mit diesen unterschiedlichen Elementen beziehen sich Aufwertungsmaßnahmen sowohl auf den 
Erhalt als auch auf die Rücknahme von Gebäuden. Damit widersprechen sie teilweise der 
Zielstellung des Stadtumbaus, das Überangebot an gebauter Stadt zu reduzieren.840 
4.3.2.5 Gesamtstadt und Teilraum, Gesamt- und Fachkonzept 
Das gesamtstädtische Konzept hat sowohl für den Stadtumbau als auch für das Themenfeld der 
Flächen- und Gebäudepolitik eine zentrale Bedeutung, weil es übergeordnete Aussagen zu 
den Bilanzzielen und dem Nutzungszyklus treffen kann. Im nachgeordneten teilräumlichen 
Konzept werden diese Aussagen konkretisiert und als eindeutige Handlungsziele 
operationalisiert. 
Während die Arbeitshilfe Qualitäts- und Handlungsziele auf gesamtstädtischer Ebene 
empfiehlt, fordern Stadtumbau-Paragrafen und Förderprogramm dies auch für die teilräumliche 
Ebene. Damit entsteht eine ebenenübergreifende Zielpyramide. 
Auch in der Unterscheidung zwischen Fach- und Gesamtkonzept sind keine Unterschiede 
hinsichtlich der Flächen- und Gebäudepolitik festzustellen: Sowohl für die Fachkonzepte als 
auch für das Gesamtkonzept empfiehlt die Arbeitshilfe die Formulierung gebäude- und 
nachrangig auch flächenpolitischer Zielvorstellungen. Da ein eigenständiges Fachkonzept 
„Fläche“ nicht empfohlen wird, finden sich Beiträge zur Flächen- und Gebäudepolitik in den 
anderen Fachkonzepten wieder.  
4.3.2.6 Typus der flächen- und gebäudepolitischen Zielhierarchie 
Die Flächenkreislaufwirtschaft folgt in der Formulierung einer Zielhierarchie zunächst dem 
Typus der Zielpyramide, indem Leitbild, Qualitäts- und Handlungsziele im Mittelpunkt stehen. 
Da die Qualitätsziele aber gesamtstädtische eindeutige Bilanzziele darstellen, erweitert sich 
der Typus zu einem Hybrid, der auch Elemente der Parametrischen Steuerung umfasst. 
Auch der Stadtumbau stellt im Kern eine Zielpyramide dar, weil Stadtumbau-Paragrafen, 
Förderprogramm und Arbeitshilfe auf Leitbild, Qualitäts- und Handlungsziele eingehen; mit 
dem teilräumlichen Konzept werden eindeutige Handlungsziele formuliert, wodurch die 
Planung im Stadtumbau zum verbindlichen Abschluss kommt.841  
Im Ergebnis ist der in der Arbeitshilfe verfolgte Typus der Zielhierarchie im Kern zwar der 
Zielpyramide zuzuordnen, enthält aber mit Elementen aus der Parametrischen Steuerung und 
der Strategischen Planung Erweiterungen. Während demnach Stadtumbau-Paragrafen und 
                                                 
839  Vgl. a. LIEBMANN (2009: 143); STRAUß 2010b: 9). 
840  In der Planungspraxis zeigt sich dies in den erstarkenden Tendenzen zum Erhalt der historischen Bausubstanz, z. B. in dem 
Verzicht auf Förderung des Abrisses von vor 1919 errichteten Gebäuden.  
841  Weitere Aussagen zum Typus der Zielhierarchie werden in den Stadtumbau-Paragrafen und dem Förderprogramm nicht 
formuliert. 
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Förderbekanntmachung eine verkürzte Zielpyramide vorgeben, wird für die Flächen- und 
Gebäudepolitik in der Arbeitshilfe kein Typus der Zielhierarchie stringent angewendet. Es wird 
ein Typus sui generis empfohlen. 
4.3.2.7 Ergebnis des materiellen Vergleichs 
Das Programm Stadtumbau Ost weist materiell Verbindungen zur Flächenkreislaufwirtschaft 
auf. Allerdings steht im Stadtumbau als Teil des Besonderen Städtebaurechts und der 
Städtebauförderung die Behebung städtebaulicher Missstände im Vordergrund. Dabei wird ein 
Schwerpunkt auf der Gebäudepolitik gesetzt. Die bisherige Ausrichtung des Stadtumbaus 
leistet daher keinen umfassenden Beitrag zur Flächenkreislaufwirtschaft unter 
Schrumpfungsbedingungen. Zwar werden alle Elemente des Nutzungszyklus thematisiert, 
sowohl für das gesamtstädtische Konzept mit seinen Bestandteilen Fach- und Gesamtkonzept 
als auch für das teilräumliche Konzept; doch stehen dort flächenpolitische Themen nicht im 
Vordergrund. 
Ebenso werden im Stadtumbau das Mengen- und das Dichteziel nicht als eindeutiges 
gesamtstädtisches Bilanzziel vorgegeben. Demgegenüber sieht die Arbeitshilfe das 
Leerstandsziel vor, das als eindeutiges Bilanzziel für die Gesamtstadt formuliert werden soll.  
In der Arbeitshilfe werden zudem Gebietskategorien empfohlen. Diese fehlen in dem Konzept 
der Flächenkreislaufwirtschaft, lassen sich aber gut integrieren. Aus den Gebietskategorien 
sollen Maßnahmepakete mit Handlungszielen abgeleitet werden; dies lässt sich mit dem 
Nutzungszyklus verbinden.  
Auch das in der Programmatik des Stadtumbaus zentrale Begriffspaar Rückbau und 
Aufwertung lässt sich mit den Handlungszielen im Nutzungszyklus verbinden. Während der 
Rückbau dem Handlungsziel Zurückgeben entspricht, ist die Aufwertung aber mit 
verschiedenen Handlungszielen des Nutzungszyklus zu operationalisieren. Daher handelt es 
sich bei der Aufwertung aus flächenpolitischer Perspektive um ein vage formuliertes 
übergeordnetes Handlungsziel. 
Die im Stadtumbau und in der Flächenkreislaufwirtschaft erkennbaren Zielhierarchien sind im 
Kern ähnlich, weil sie eine Zielpyramide verfolgen und diese um Elemente der Parametrischen 
Steuerung ergänzen. Zusätzlich werden im Stadtumbau Elemente der Strategischen Planung 
vorgesehen, die in der Flächenkreislaufwirtschaft fehlen. 
4.3.3 Kurzfazit 
Flächenkreislaufwirtschaft und Stadtumbau beschäftigen sich Beide mit flächen- und 
gebäudepolitischen Zielvorstellungen. Allerdings fokussiert die Flächenkreislaufwirtschaft auf 
flächenpolitische Aussagen, während der Stadtumbau vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels und der Stadtschrumpfung den Schwerpunkt auf den Umgang mit 
dem zu groß gewordenen Gebäudebestand legt.  
In Beiden werden Zielvorstellungen auf mehreren Hierarchiestufen formuliert, wie Tabelle 5 
zusammengefasst. Dabei sind große Ähnlichkeiten in der Verwendung der Hierarchieelemente 
und dem Typus der Zielhierarchie erkennbar. 
 
























Tabelle 5: Hierarchiestufen in der Flächenkreislaufwirtschaft und im Stadtumbau 
(Quelle: eigene Darstellung)  
Institutionell ergeben sich große Ähnlichkeiten, wenn die Flächenkreislaufwirtschaft nicht aus 
stadtregionaler, sondern auf gesamtstädtischer Ebene angesiedelt wird. Dann ist die 
Regionalplanung Teil des institutionellen Kontextes im Sinne der vertikalen Zielbeziehungen. 
Ein Unterschied besteht in der Programmorientierung: Während im Stadtumbau der 
Fördergeber seine Zielvorstellungen in den Gemeinden mithilfe des Förderprogramms 
umsetzen kann, fehlen diese Möglichkeiten in der Kreislaufwirtschaft. Hierin ist der Sinn der 
Verbindung der beiden Ansätze zu sehen: Mithilfe des Förderprogramms Stadtumbau Ost ist 
es möglich, die Umsetzung der Ziele aus der Flächenkreislaufwirtschaft zu stärken; damit kann 
ein Beitrag zur Erreichung der bundespolitischen Qualitätsziele geleistet werden.  
4.4 Fazit 
Die Fläche stellt im Sinne der Konkretisierung ein geeignetes gegenständliches Zielobjekt dar. 
Es wird um das Zielobjekt Gebäude als weiterem Teil des physischen Raumes ergänzt. 
Hinsichtlich der Neuinanspruchnahme von Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke besteht 
aber weiterhin ein großer Handlungsbedarf. Gegenüber der Zielsetzung der Bundesregierung 
werden weiterhin zu viel Flächen in Anspruch genommen. Insbesondere in schrumpfenden 
Städten ist diese Entwicklung nicht nachhaltig, weil bei gleichzeitigem Einwohnerrückgang die 
Siedlungsdichte stark abnimmt. Dies verursacht einen hohen Problemdruck. 
Die Bundesregierung hat in ihrer nationalen Nachhaltigkeitsstrategie bundespolitische 
Qualitätsziele formuliert, die den Problemdruck mindern und eine nachhaltige 
Siedlungsentwicklung erzielen sollen. Allerdings wird insbesondere das bundespolitische 
Mengenziel bislang kaum auf Landes-, regionaler oder gemeindlicher Ebene operationalisiert. 
Vor diesem Hintergrund wurden in diesem Kapitel geeignete flächen- und gebäudepolitische 
Themenfelder herausgearbeitet, die der Analyse von Planinhalten hinsichtlich ihres Beitrages 
zur nachhaltigen Flächen- und Gebäudepolitik dienen. Die Grundlage hierfür bildet das 
Konzept der Flächenkreislaufwirtschaft. Zugleich wurde in diesem Kapitel auf die spezifischen 
Problemstellungen unter Schrumpfungsbedingungen fokussiert. Dabei wurden andere 
Schwerpunkte gesetzt sowie die gebäudepolitischen Beiträge in den Nutzungszyklus integriert. 
Beide Änderungen korrespondieren mit einer Umformulierung der bundespolitischen 
Qualitätsziele, dem Mengen- und dem Dichteziel. Ebenso wird der Nutzungszyklus angepasst. 
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Der Vergleich zwischen dem Stadtumbau und der Flächenkreislaufwirtschaft zeigt im Kern 
Ähnlichkeiten zwischen beiden Konzepten sowohl institutionell als auch materiell. So wird auf 
der Ebene der Gesamtstadt eine Zielpyramide initiiert, die sich auf einer nachgeordneten 
teilräumlichen Ebene konkretisiert. Sowohl Stadtumbau als auch Flächenkreislaufwirtschaft sind 
zielorientiert, lediglich mit dem Einmotten ist im Nutzungszyklus ein risikoorientiertes 
Handlungsziel integriert. Die Programmorientierung im Stadtumbau stellt einen Unterschied zur 
Flächenkreislaufwirtschaft dar, weil diese nicht mit förderpolitischen Instrumenten hinterlegt ist.  
Es sinnvoll, über die Verbindung der beiden Konzepte zu diskutieren: Mit dem 
Förderprogramm können Zielvorstellungen der nachhaltigen Siedlungspolitik umgesetzt 
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5 Hypothesen 
In diesem Kapitel werden aus den im theoretischen Teil erarbeiteten 
Erklärungszusammenhängen Hypothesen deduziert. Wie in Kap. 1.4.1 dargelegt, wurden die 
Erklärungszusammenhänge durch ein iteratives Vorgehen herausgearbeitet. Die Hypothesen 
ergeben sich daher aus der Gesamtbetrachtung der in den Kapiteln 2, 3 und 4 entwickelten 
Aussagen zu den Hierarchiestufen, zu den Typen und zu dem Modell der 
Programmorientierung im sächsischen Stadtumbau am Beispiel der Flächen- und 
Gebäudepolitik. Sie werden in der folgenden Gliederung aufgeführt:  
 Flächen- und gebäudepolitische Aussagen in den Hierarchiestufen (Kap. 5.1). 
 Typen der Zielhierarchien (Kap. 5.2) und  
 Modell der Programmorientierung (Kap. 5.3). 
Aufgrund des größeren Umfangs der Hypothesen zu den einzelnen Hierarchiestufen wird Kap. 
5.1 nochmals in Abschnitte unterteilt. Die Hypothesen werden jeweils kurz begründet. Diese 
Begründung ist aufgrund des zusammenfassenden Charakters dieses Kapitels nicht mit Quellen 
belegt; sie ergibt sich vielmehr als Aggregation der Ausführungen in den vorherigen Kapiteln. 
5.1 Gemeindliche siedlungspolitische Ziele in den Hierarchiestufen 
5.1.1 Übergeordnete Hierarchiestufen 
Hypothese 01: Keine Formulierung von Zweck, Leitlinien und Standards 
In den gesamtstädtischen Konzepten werden keine Aussagen zu Zweck, Leitlinien und 
Standards formuliert, weil hierzu in der Arbeitshilfe, den Stadtumbau-Paragrafen und in den 
Förderrichtlinien keine überörtlichen Aussagen enthalten sind. 
 Begründung: Da die Formulierung dieser Hierarchiestufen von überörtlicher Seite nicht 
empfohlen wird, fehlen sie auch in den gemeindlichen Konzepten. So werden keine 
flächen- und gebäudepolitischen Standards formuliert, an denen sich die Gemeinden 
orientieren können oder die sie befolgen müssen. Das Fehlen von Standards, z. B. 
Orientierungswerte mit empfehlendem Charakter, begründet sich mit den gegenwärtig 
noch sehr heterogen verlaufenden Schrumpfungsprozessen, die eine standardisierte 
Vorgehensweise erschweren.  
Hypothese 02: Leitbilder werden formuliert 
In den gesamtstädtischen Konzepten werden siedlungspolitische Leitbilder formuliert, weil sie 
eine Antwort auf den demografischen Wandel und die Stadtschrumpfung geben und weil 
Leitbilder in der Arbeitshilfe ebenfalls angeführt werden.  
 Begründung: Die Herausforderungen des demografischen Wandels und der 
Stadtschrumpfung erfordern neue räumliche Leitbilder. Der Siedlungspolitik kommt dabei 
eine besondere Bedeutung zu, weil der zu groß gewordene Siedlungskörper neuer 
übergreifender Überlegungen für die Entwicklung der Gesamtstadt bedarf. Das 
gesamtstädtische Konzept formuliert mit dem Leitbild eine grundsätzliche Orientierung der 
zukünftigen Stadtentwicklung.  
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5.1.2 Bilanzziele 
Hypothese 03: Keine Formulierung eines Mengenziels  
Ein eindeutiges Mengenziel, etwa als regionalisiertes 30-ha-Ziel, wird als Bilanzziel auf 
gesamtstädtischer Ebene nicht formuliert, weil die Arbeitshilfe dies nicht enthält. Daher kommt 
hinsichtlich dieses Qualitätsziels keine Parametrische Steuerung zum Einsatz. 
 Begründung: Die Siedlungs- und Verkehrsfläche nimmt trotz Bevölkerungsrückgangs weiter 
zu. Das bundespolitische 30-ha-Ziel wird auf der Ebene des Freistaates und der 
Planungsregionen nicht konkretisiert. Zudem ist das Stadtumbau-Programm aber originär 
ein gebäudepolitisches Programm. Weil sich die Gemeinden an der Arbeitshilfe 
orientieren, fehlt daher ein Mengenziel. 
Hypothese 04: Keine Formulierung eines Dichteziels 
Ein eindeutiges Dichteziel wird als Bilanzziel auf gesamtstädtischer Ebene nicht formuliert, weil 
die Arbeitshilfe dies nicht enthält. Daher kommt hinsichtlich dieses Qualitätsziels keine 
Parametrische Steuerung zum Einsatz. 
 Begründung: Die Siedlungsdichte nimmt aufgrund des Bevölkerungsrückgangs weiter ab. 
Mit der „Aufwertung“ können zwar im Sinne einer Innenentwicklung Handlungsziele zur 
Erhöhung der Nutzungsintensität verbunden sein. Ebenso empfiehlt die Arbeitshilfe in 
vager Formulierung den Gemeinden, Aussagen zur Siedlungsdichte zu treffen; sie nennt 
aber nicht explizit die Bilanzierung als eindeutiges gesamtstädtisches Qualitätsziel. 
Entsprechend geben auch die Gemeinden kein Dichteziel an. 
Hypothese 05: Ein Leerstandsziel wird formuliert 
Ein Leerstandsziel wird als Bilanzziel für die Gemeinde eindeutig formuliert, weil die 
Arbeitshilfe dies empfiehlt. Allerdings wird es im Fachkonzept Wohnen und nicht im 
Gesamtkonzept dargestellt. Das Leerstandsziel ist ein Beitrag zur Parametrischen Steuerung. 
 Begründung: Die Entwicklung des Leerstands stellt das siedlungsstrukturelle Problem der 
Stadtschrumpfung aus gebäudepolitischer Sicht dar. Der seit dem Bundeswettbewerb 
Stadtumbau Ost verwendete Indikator wird, wie in der Arbeitshilfe empfohlen, auch von 
den Gemeinden als eindeutiges Qualitätsziel angegeben. Im Gegensatz zu einer 
Gesamterhebung für den Freistaat ist es den Gemeinden möglich, innerhalb des lokalen 
Wohnungsmarktes Aussagen über den Leerstand zu treffen. 
5.1.3 Gebietskategorien  
Hypothese 06: Formulierung der Gebietskategorien als neue Codierung 
Die Gemeinden definieren die Gebietskategorien nicht selbst, vielmehr übernehmen sie die in 
der Arbeitshilfe vorgegebene Definition. Dadurch entsteht eine neue gemeindeübergreifende 
Codierung in der informellen Planung. Aufgrund der vagen Formulierung sind sie nicht als 
Parameter im Sinne einer Parametrischen Steuerung anzusehen.  
Begründung: 
 Während die Bauleitplanung auf die Planzeichenverordnung zurückgreift, ist die 
Darstellung der Planinhalte in der informellen Planung planungsrechtlich nicht an bundes- 
oder landesweite Vorgaben gebunden. Daher entwickelt sie vor allem auf lokaler Ebene 
Codes als Ergebnis der verständigungsorientierten Planung. Mit den Gebietskategorien 
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werden im Stadtumbau aber neue Konventionen auch auf Landesebene eingeführt. Anstelle 
der Codierung formeller Pläne durch die Planzeichenverordnung tritt die Codierung 
informeller Pläne durch die Empfehlungen der Arbeitshilfe. 
Hypothese 07: Zuordnung der Handlungsziele zu Gebietskategorien 
Gebietskategorien sind flächen- und gebäudepolitische Qualitätsziele auf gesamtstädtischer 
Ebene. Ihnen werden auf teilräumlicher Ebene Handlungsziele zugeordnet.  
Begründung: 
 Gebietskategorien werden in den Konzepten des Stadtumbaus verwendet, um den 
strategischen Umgang mit dem Siedlungskörper abzubilden. Die getroffenen Aussagen 
sind vage, weshalb ihnen konkretisierende Handlungsziele zugeordnet werden. 
5.1.4 Handlungsziele 
Hypothese 08: Mehr Gebäude- als Flächenpolitik 
Die Gemeinden formulieren in den INSEKs eher gebäude- als flächenpolitische 
Handlungsziele, weil dies vom Förderprogramm vorgegeben wird. 
Begründung: 
 Das Förderprogramm fokussiert mit dem Begriffspaar Rückbau und Aufwertung auf 
gebäudepolitische Aussagen; auch die Arbeitshilfe zielt insbesondere auf Gebäudepolitik 
ab, auch wenn sie flächenpolitische Zielvorstellungen empfiehlt. Dies spiegelt sich in den 
gemeindlichen Konzepten wider. 
Hypothese 09: Eindeutige normative Aussagen trotz Unschärfe der Stadtschrumpfung  
Die teilräumlichen Aussagen in den INSEKs stellen erweiterte Maßnahme- und 
Umsetzungskonzepte dar. Aufgrund des hohen Problemdrucks und der Nennung von 
Maßnahmepaketen in der Arbeitshilfe enthalten sie eindeutige flächen- und gebäudepolitische 
Handlungsziele, obwohl die Unschärfen der ex-ante-Aussagen zum demografischen Wandel 
und zur Stadtschrumpfung eher vage Zielvorstellungen erfordern und die überörtlichen 
Vorgaben keine explizite Aussagen zur Eindeutigkeit treffen. Insbesondere in 
Umstrukturierungsgebieten sind eindeutige Zielvorstellungen enthalten.  
Begründung: 
 Die planerische Antwort auf demografischen Wandel und Stadtschrumpfung umfasst mit 
dem gesamtstädtischen Konzept zunächst die Formulierung einer grundsätzlichen 
Orientierung als Leitbild. Da der Siedlungskörper mit zurückgehender Siedlungsdichte aber 
ineffizient geworden ist, werden zusätzlich auf teilräumlicher Ebene eindeutige flächen- 
und gebäudepolitische Aussagen formuliert. In den Umstrukturierungsgebieten ist der 
Problemdruck am höchsten. Die Arbeitshilfe befördert die Formulierung eindeutiger 
Handlungsziele, indem sie im Rahmen des Monitorings die Verwendung von Zielwerten 
sowie Maßnahmepakete vorschlägt; allerdings werden weder in der Arbeitshilfe noch in 
der Förderbekanntmachung explizit eindeutigen Ziele verlangt. Als erweiterte Maßnahme- 
und Umsetzungskonzepte schaffen teilräumliche Konzepte im Sinne der Governance eine 
mittelbare Außenverbindlichkeit, weil sie mit dem Förderprogramm verbunden sind. Sie 
stellen damit eine verständigungsorientierte Planung mit eindeutigem Inhalt dar. 
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Hypothese 10: Keine Neuinanspruchnahme mehr 
Die Neuinanspruchnahme von Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke ist kein Gegenstand 
der INSEKs. 
Begründung: 
 In der Vergangenheit haben die Gemeinden trotz des Bevölkerungsrückgangs viele 
Siedlungs- und Verkehrsflächen neu ausgewiesen, weshalb die Siedlungsdichte zurückging. 
Für die Neuinanspruchnahme von Flächen wird nun kein Bedarf mehr gesehen. Daher fehlt 
in den Konzepten die Darstellung neuer Siedlungs- und Verkehrsflächen, oder es wird eine 
Neuinanspruchnahme im Saldo vermieden, indem sich der Zuwachs und die Rücknahme 
von Siedlungs- und Verkehrsflächen ausgleichen. 
Hypothese 11: Prioritätensetzung im Nutzungszyklus 
Den Gebietskategorien werden in den bisherigen INSEKs Maßnahmepakete mit 
unterschiedlichen Handlungszielen zugeordnet. Dabei entstehen in den Gebietskategorien 
unterschiedliche Prioritäten der Flächen- und Gebäudepolitik. In der Gesamtheit der 
Handlungsziele ist der Nutzungszyklus unter Schrumpfungsbedingungen erkennbar. Eine 
Rücknahme erfolgt aber im Sinne des Förderprogramms nur für Gebäude, nicht für Flächen. 
Daher ist zwar ein Teil, aber keine vollständige Ausprägung der Flächenkreislaufwirtschaft 
vorhanden. 
 Begründung: Die Gebietskategorien reflektieren als Qualitätsziele die Weiterentwicklung 
des Siedlungskörpers in unterschiedlicher Weise: Um ihre Zielsetzung zu erreichen, 
werden ihnen Handlungsziele in unterschiedlicher Priorität zugeordnet. Die Priorisierung 
von Handlungszielen mindert das Fehlen des Mengen- und des Dichteziels. Allerdings 
erfolgt dies für die Flächen- und Gebäudepolitik in unterschiedlicher Intensität.  
Hypothese 12: Aufwertung als vages Handlungsziel 
Aufwertung ist ein übergeordnetes Handlungsziel mit flächen- und insbesondere 
gebäudepolitischer Aussage. Im Vergleich zum Rückbau handelt es sich um eine vage 
Formulierung. Zur Operationalisierung werden der Aufwertung daher weitere Handlungsziele 
zugeordnet. 
 Begründung: Die Handlungsziele Rückbau und Aufwertung werden im Förderprogramm 
und der Arbeitshilfe nicht definiert, aber mit Förderkriterien hinterlegt. Die Gemeinden 
greifen diese Förderkriterien auf. Während aber der Rückbau der Rücknahme aus dem 
Nutzungszyklus entspricht, ist die Aufwertung unterschiedlichen Elementen des 
Nutzungszyklus zuzuordnen. 
5.2 Typen der Zielhierarchien 
Hypothese 13: Ausbildung eines Hybrids 
Die Gemeinden formulieren in den INSEKs eine Zielpyramide. Darüber hinaus greifen sie die 
Elemente der Strategischen Planung (Strategie, Prioritäten) und der Parametrischen Steuerung 
(eindeutiges Leerstandsziel) auf. Daraus entsteht ein Hybrid. Da die Arbeitshilfe keine 
detaillierten Aussagen über die Zielhierarchie trifft, unterscheiden sich die gemeindlichen 
Konzepte lokalspezifisch im Detail. 
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 Begründung: Die Formulierung der Zielhierarchie erfolgt aufgrund der 
Programmorientierung. Die Arbeitshilfe nennt für das gesamtstädtische Konzept Leitbild, 
Ziel und Maßnahmepakete, während Zweck, Leitlinien und Standards unerwähnt bleiben. 
Die Arbeitshilfe gibt dies für die gesamtstädtische Ebene vor. Für die teilräumliche Ebene 
fordern BauGB und Förderbekanntmachung erneut Ziele und Maßnahmen, weshalb eine 
ebenenübergreifende Zielpyramide entsteht. Trotz der Maßnahmepakete werden aber mit 
der Formulierung von Prioritäten Formen der Strategischen Planung erkennbar, während 
das Leerstandsziel der Parametrischen Steuerung zuzuordnen ist. 
Hypothese 14: Keine Trennung zwischen INSEK und SEKO 
Die theoretisch sinnvolle Trennung in der Stufenfolge Gesamtstadt – Teilraum wird in Sachsen 
in den bisher entwickelten Konzepten nicht eingehalten. Weil die Arbeitshilfe zwischen beiden 
Konzepten nicht strikt unterscheidet, werden auch in den Gemeinden Konzepte erarbeitet, die 
zugleich gesamt- und teilräumliche Aussagen treffen. 
 Begründung: Gesamtstädtisches wie teilräumliches Konzept im Stadtumbau leisten Beide 
einen Beitrag zur Verständigungsorientierung, unterscheiden sich aber in ihrer Funktion. 
Während Konzepte auf gesamtstädtischer Ebene vorrangig eine Orientierung darstellen, 
sind Konzepte auf teilräumlicher Ebene erweiterte Maßnahme- und Umsetzungskonzepte. 
In Sachsen wird im Gegensatz zu den heutigen rechtlichen und förderpolitischen Vorgaben 
des Bundes sehr stark auf die gesamtstädtische Ebene fokussiert, weshalb diese eine große 
Bedeutung im sächsischen Stadtumbau hat. Weil das Förderprogramm aber teilräumliche 
Konzepte fordert, werden fördergebietsbezogene Aussagen in das gesamtstädtische 
Konzept integriert. So werden auf Empfehlung der Arbeitshilfe Maßnahmepakete 
dargestellt.  
5.3 Modell der Programmorientierung 
Hypothese 15: Programmorientierung statt Stufenfolge der Gesamtplanung 
Im Stadtumbau entsteht eine parallele institutionelle Struktur zur Bauleitplanung. Allerdings 
beruht sie nicht auf der Stufenfolge der räumlichen Gesamtplanung, sondern auf der 
Programmorientierung der Gemeinden. Entsprechend ist die Regionalplanung nicht 
institutionell eingebunden. Ebenso fehlen zwischengemeindliche Planungsprozesse. 
 Begründung: Mit dem zweistufigen Aufbau und dem Ableitungsgebot ähnelt das 
gemeindliche Stadtumbau-Instrumentarium in Sachsen zwar der Stufenfolge der räumlichen 
Gesamtplanung. In seiner Ausgestaltung bietet es aber Beiträge zur Überwindung der 
Defizite in der Bauleitplanung hinsichtlich Objekt, Subjekt, Ziele und Instrumente. Die 
Regionalplanung hat für viele der Handlungsziele im Nutzungszyklus keine 
Regelungskompetenz: Sie kann zwar auf den Verzicht auf Neuausweisung und die 
„Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ hinwirken. Rücknahme, Dauernutzung, 
Recycling und Einmotten entziehen sich aber ihrer Kompetenz. Ebenso sind Rückbau und 
Aufwertung keine Regelungstatbestände der Regionalplanung. Je weniger Flächen neu 
ausgewiesen werden, desto weniger ist die Regionalplanung daher in den Stadtumbau-
Prozess eingebunden. Schließlich bleibt eine zwischengemeindliche Abstimmung aus; in 
der Arbeitshilfe wird zwar eine Abstimmung mit den Nachbargemeinden empfohlen; ein 
gemeinsames Konzept der Gemeinden, wie es bereits im Wettbewerb gefordert wurde, 
wird im Förderprogramm aber nicht verlangt.  
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Hypothese 16: Programm- und Risikoorientierung 
Die Gemeinden orientieren sich mit den Konzepten an den Vorgaben des Förderprogramms. 
Der institutionelle Kontext führt zur Programm- und damit zur Zielorientierung der Gemeinden. 
Er hat damit einen größeren Einfluss auf die gemeindlichen Konzepte als der situative Kontext, 
der zur Risikoorientierung führt. Lediglich mit dem „Einmotten“ des Nutzungszyklus ist ein 
Element der Risikoorientierung vorhanden. 
 Begründung: Stadtumbau enthält eine programmorientierte Planung. Die Gemeinden 
orientieren sich in der Formulierung der Zielvorstellungen an den überörtlichen Kriterien 
des Förderprogramms im Sinne des akteurzentrierten Institutionalismus. Damit soll die 
Förderfähigkeit der gemeindlichen Planung gewährleistet werden. Im Förderprogramm 
fehlen aber planungstheoretisch diskutierte Ansätze der Risikoorientierung. Es ist vielmehr 
zielorientiert. Damit sind die neuen Konzepte, wie die Bauleitplanung, nicht risikoorientiert; 
prognostische Unschärfen, die sich im Zusammenhang mit dem demografischen Wandel 
und der Stadtschrumpfung ergeben und zu einer Risikoorientierung führen, werden nicht 
reflektiert. Hinsichtlich der Zielorientierung stellt die Planung im Stadtumbau daher keine 
Alternative zur Bauleitplanung dar. 
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6 Fazit Theoretischer Teil 
Teil B der vorliegenden Arbeit bildet die theoretische Grundlage für die Auseinandersetzung 
mit der Programmorientierung der Gemeinden im Stadtumbau. Um den Zusammenhang 
zwischen den gemeindlichen siedlungspolitischen Zielen und den überörtlichen Vorgaben zu 
erkennen und damit einen Beitrag zur Beantwortung der Forschungsfrage zu leisten, wurden 
 Aussagen über die Beschaffenheit von Zielen getroffen, 
 Erklärungszusammenhänge zur Herkunft im sächsischen Stadtumbau ermittelt sowie 
 geeignete siedlungspolitische Themenfelder identifiziert. 
Mit dieser grundlegenden Auseinandersetzung wurden als Ergebnisse Hierarchiestufen und 
Typen der Zielhierarchie, ein siedlungspolitisches Kategorienschema sowie ein Modell der 
Programmorientierung gewonnen. Die Auseinandersetzung erfolgte iterativ, indem die 
Erkenntnisse des vorherigen Kapitels die Grundlage für die Auseinandersetzung mit dem 
folgenden Kapitel bildeten. Die Ergebnisse verdeutlichen, dass die Vorgehensweise des 
iterativen Aufbaus tragfähig war, um den Forschungsgegenstand der Arbeit zu durchdringen.  
Mit dem akteurzentrierten Institutionalismus werden Beschaffenheit und Herkunft der 
gemeindlichen Zielvorstellungen im Stadtumbau erklärt: Der demografische Wandel und in 
Folge die Stadtschrumpfung wirken als situativer Kontext, das Bund-Länder-Programm 
Stadtumbau Ost als institutioneller Kontext auf die räumliche Planung einer Gemeinde, indem 
sie die Inhalte der Stadtumbaukonzepte beeinflussen.  
Der situative Kontext führt im Sinne des DPSIR-Modells zu reaktiven und zu proaktiven 
normativen Aussagen. Dabei erfordert zum einen der hohe Problemdruck eindeutige Ziele, 
zum anderen führen die Unschärfen der ex-ante Aussagen im Sinne der Risikoorientierung eher 
zu vagen Zielen. Der institutionelle Kontext führt im Sinne der Programmorientierung zu der 
Übernahme überörtlicher Vorgaben durch die Gemeinden. Daher wird angenommen, dass sie 
in ihrer Zielformulierung den in der Arbeitshilfe formulierten Vorgaben folgen. Eindeutige Ziele 
werden in den überörtlichen Vorgaben zwar nicht explizit gefordert, allerdings 
Maßnahmepakete. Daher wird davon ausgegangen, dass die in den gemeindlichen 
Stadtumbaukonzepten enthaltenen Zielhierarchien mit eindeutigen Handlungszielen 
abschließen. 
Die Siedlungspolitik, die sich aus flächen- und gebäudepolitischen Aussagen zusammensetzt, 
stellt ein zentrales Handlungsfeld der Stadtentwicklung dar. Die Weiterentwicklung des 
Konzeptes der Flächenkreislaufwirtschaft ermöglicht die Identifizierung geeigneter 
Themenfelder. Es bestehen institutionell und materiell Ähnlichkeiten zwischen dem Stadtumbau 
und der Flächenkreislaufwirtschaft. Dies ermöglicht institutionell, das verständigungsorientierte 
Instrumentarium im Stadtumbau zu nutzen, um Aktivitäten des nachhaltigen 
Flächenmanagements zu stärken. Zum anderen ist es möglich, die identifizierten 
siedlungspolitischen Themenfelder als Kategorienschema für die Analyse von 
Stadtumbaukonzepten zu nutzen.  
Im Kern wurden theoretische Erklärungszusammenhänge über die Wirkung überörtlicher 
Vorgaben auf die gemeindlichen siedlungspolitischen Ziele gewonnen. Im Sinne einer 
Gesamtbetrachtung wurden die Erklärungszusammenhänge in 16 Hypothesen wiedergegeben. 
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7 Untersuchungsdesign des empirischen Teils 
In der empirischen Zielforschung stellt die Ermittlung normativer Aussagen sowie der 
Zielbeziehungen einen Schwerpunkt dar.842 Auf dieser Grundlage wird nun in diesem 
methodischen Kapitel ein Untersuchungsdesign zur empirischen Erhebung entwickelt, das die 
Beantwortung der Untersuchungs- und Arbeitsfragen und die Diskussion der Hypothesen843 der 
vorliegenden Arbeit gewährleistet.  
Gegenstand des empirischen Teils ist die Erhebung normativer Aussagen in gesamtstädtischen 
und teilräumlichen Konzepten des Stadtumbaus. Gemäß § 171b Abs. 2 BauGB werden Ziele 
und Maßnahmen in den Konzepten formuliert. Es handelt es um offizielle planerische 
Aussagen. Sie erlangen mittelbare Außenverbindlichkeit844 und müssen ggf. vor Gericht eine 
Prüfung auf Abwägung der Belange bestehen. Darüber hinaus ist die Fixierung für die 
Förderung von Maßnahmen nach dem Programm Stadtumbau Ost erforderlich. Daher wird 
davon ausgegangen, dass die Planinhalte den planerischen Willen widerspiegeln und sich für 
eine Analyse normativer Aussagen entsprechend eignen. 
Aufgrund der notwendigen Verschriftlichung planerischer Aussagen des Stadtumbaus ist die 
Analyse der schriftlichen und zeichnerischen Bestandteile der Stadtumbaukonzepte geeignet, 
das Vorhandensein normativer Aussagen zu erfassen. Daher ist es „in den meisten Fällen der 
einfachste und wichtigste, vielleicht auch der einzige Weg, sich […] die Ziele […] 
‚herauszusuchen’.“845 
Hierfür wird die Inhaltsanalyse846 herangezogen, weil sie gegenüber der Befragung847 und der 
Beobachtung848 in geeigneter Weise die Inhalte der Stadtumbaukonzepte erfasst.849 
Das Untersuchungsdesign wird in den folgenden Unterkapiteln wie folgt herausgearbeitet: 
 Zunächst (Kap. 7.1) wird die Eignung der Inhaltsanalyse diskutiert. 
 Anschließend (Kap. 7.2) wird die Vorgehensweise an die spezifischen Bedarfe der Arbeit 
angepasst. 
Dieses spezifische Untersuchungsdesign wird Kap. 8 zugrunde gelegt. 
7.1 Eignung der Inhaltsanalyse  
In der raumbezogenen Planungswissenschaft werden trotz der weiten Verbreitung der 
Inhaltsanalyse nur wenige methodologische Aussagen getroffen.850 Die folgende 
Auseinandersetzung greift daher auf Beiträge anderer Disziplinen zurück.851  
                                                 
842  Während die indirekte Methode nach HEINEN (1988: 622) Mittelentscheidungen untersucht und daraus Rückschlüsse über 
Ziele ableitet, verfolgt die in der vorliegenden Arbeit angewendete direkte Methode, „[…] Zielsetzungen mittels Befragungen, 
Experimenten oder inhaltsanalytischer Verfahren zu erforschen.“  
843  Vgl. Kap. 5.  
844  Vgl. Kap. 3.2.3.2. 
845  BRÖSSE (1972: 16).  
846  Daten können grundsätzlich durch Befragung, Beobachtung oder Inhaltsanalyse erhoben werden, vgl. SCHNELL ET AL. (2005: 
319). Eine weitere Differenzierung (wie z. B. bei MAYNTZ ET AL 1971) ist für die vorliegende Arbeit nicht erforderlich. Die 
Inhaltsanalyse wurde in der Kommunikationswissenschaft entwickelt, vgl. MAYRING (2008: 9); Hauptanwendungsbereiche 
sind Medienwissenschaft und Soziologie, vgl. SCHNELL ET AL. (2005: 408). 
847  Die Befragung eignet sich für die Erhebung von Daten, die nicht Planinhalt sind; dies ist nicht Gegenstand dieser Arbeit. 
848  Die Beobachtung ist insbesondere zur Erfassung des Stadtumbauprozesses geeignet, z. B. bei GROßMANN (2007). 
849  Ergänzend wurden Experteninterviews mit Akteuren auf gemeindlicher und überörtlicher Handlungsebene durchgeführt. Zu 
dieser Methodik vgl. REUBER UND PFAFFENBACH (2005: 129); BOGNER UND MENZ (2005). Zum Einsatz als 
planungswissenschaftliches Instrument vgl. RÖßLER (2010b: 424-425); GANSER (2005: 28-29; 280-283).  
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Die Inhaltsanalyse ist gemäß der Definition von FRÜH eine „empirische Methode zur 
systematischen, intersubjektiv nachvollziehbaren Beschreibung inhaltlicher und formaler 
Merkmale von Mitteilungen“.852 Sie verfolgt daher die Frage, „[…] wer was, zu wem, warum 
und mit welchem Effekt sagt.“853 Damit ermöglicht sie die methodisch gestützte Untersuchung 
eines Textes. Dieser ist im Sinne eines Kommunikationsinhalts zu verstehen, weshalb hierunter 
nicht nur schriftliche, sondern auch zeichnerische Äußerungen verstanden werden.  
Der Text wird in der Inhaltsanalyse mit seinem so genannten Kontext in Beziehung gebracht 
und interpretiert. Dieser bezieht sich auf das Zielsubjekt („Kommunikator“), den Zieladressaten 
(„Rezipient“) oder die weiteren Rahmenbedingungen („historische, soziale, politische 
Situation“).854 Die Interpretation erfolgt durch eine Inferenz, den Rückschluss von der 
Ausprägung einer Variablen des Textes auf die Ausprägung einer Variablen eines 
Kontextes.855 Die Inferenz geht daher über eine rein deskriptive Analyse hinaus; vielmehr 
bereitet sie Erklärungszusammenhänge vor.856 Entsprechend ermöglicht sie deduktiv die 
Überprüfung und Falsifizierung von Hypothesen und induktiv die Formulierung neuer Thesen.857  
In der vorliegenden Arbeit wird daher angestrebt, mithilfe der Inhaltsanalyse der Ziele 
Rückschlüsse auf die Programmorientierung der Gemeinden und damit auf die Wirkung des 
institutionellen Kontextes zu ziehen. Bestandteil dieser Analyse ist die Interpretation der 
Ergebnisse zu normativen Vorstellungen in den Konzepten („Text“) vor dem Hintergrund der 
theoretischen Erkenntnisse über die Wirkungen des Programms („Kontext“). 
Die Inhaltsanalyse hat zunächst eine deskriptive Funktion, indem sie die Inhalte des Textes 
analysiert; darüber hinaus hat sie eine interpretatorische Funktion, indem sie mithilfe des Textes 
die Wirkungen des Kontextes erklärt.858 Mit diesen Funktionen ist die Inhaltsanalyse geeignet, 
die Hypothesen der vorliegenden Arbeit zu überprüfen. Folgende Vorteile sind anzuführen, die 
diese Eignung unterstreichen: 
 Die Inhaltsanalyse gewährleistet in ihrem deskriptiven Teil die direkte Erfassung des 
Datenmaterials; dies verhindert eine Verfälschung der Aussagen, wie sie durch eine 
nachträgliche Befragung über Planinhalte entstehen kann.859 Die hierfür erforderlichen 
Dokumente sind im Stadtumbau öffentlich oder fachöffentlich zugänglich. 
 Es besteht kein Problem mit einer Rücklaufquote, weil die Erhebung durch den Forscher 
selbst erfolgt.  
 Die Erhebung erfolgt unabhängig vom Willen und von den Fähigkeiten eines Befragten.860 
Daher wird die Erhebung nicht durch den Erhebungsvorgang verzerrt.861 
                                                                                                                                                        
850  Vgl. KÜHN UND FISCHER (2010: 38-39. 
851  Vgl. insb. RÖSSLER (2010a); MERTEN (1995); MAYNTZ ET AL. (1971); SCHNELL ET AL. (2005: 407-413); FRÜH (2007); MAYRING 
(2003). Zu empirischen Beiträgen vgl. insb. BRAUN (1988); MEYER (1985: 121-125); HAUSCHILDT (1977: 270-297). 
852  FRÜH (2007: 27). 
853  MEISE UND VOLWAHSEN (1980: 101). 
854  RÖSSLER (2010a: 32). 
855  Zur Inferenz führt MERTEN (1995: 23) weiter aus: „Eine exakte Theorie der Inhaltsanalyse wäre eine Theorie, die es erlauben 
würde, von einem Text exakt auf Autor (Kommunikator), Rezipient und/oder Situation zu schließen. Eine solche Theorie kann 
es […] nicht geben.“ 
856  Damit unterscheidet sie sich methodisch von der enger gefassten Dokumentenanalyse, in der nur Häufigkeiten ausgezählt und 
Wahrscheinlichkeiten statistisch berechnet werden, während Rückschlüsse fehlen; vgl. WERSIG (1970: 19). 
857  Vgl. MERTEN (1995: 115). 
858  Vgl. MERTEN (1995: 23; 115) 
859  Vgl. MAYRING (1993: 33); HAUSCHILDT (1977: 272). 
860  HAUSCHILDT (1977: 272). 
861  MAYRING (1993: 31-32). Daher handelt es sich um ein „nicht-reaktives Messverfahren“ (SCHNELL ET AL. 2005: 414). 
Allerdings problematisieren MAYNTZ ET AL. (1971: 152), dass sich der Inhaltsanalytiker „[…] bei der Zuordnung von 
Bedeutungen zu sprachlichen Einheiten auf sein eigenes intuitives Sprachverstehen“ stütze ; vgl. a. MERTEN (1995: 93). 
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 Schriftlich fixierte Informationen liegen in einer strengeren formalen Anordnung vor als das 
gesprochene Wort, wodurch eine strenge methodische Analyse möglich wird.862 
 Die empirische Sprache wird durch den Wissenschaftler einheitlich in eine theoretische 
Sprache transferiert; dadurch werden Verständnisfehler, wie sie bei einer Befragung 
vorkommen können, vermieden.863 
 Die Systematik und die Objektivität erlauben in einem gewissen Umfang, „Rückschlüsse auf 
die Intentionen und Eigenschaften der Textentwickler zu ziehen.“864  
Zugleich sind für die Inhaltsanalyse Nachteile anzuführen. Diese können für die vorliegende 
Arbeit jedoch entkräftet werden: 
 Für den deskriptiven Teil ist der Zugang zu den relevanten Dokumenten erforderlich;865 in 
der vorliegenden Arbeit handelt es sich aber um die Analyse öffentlicher Dokumente, 
weshalb der Zugang gewährleistet wird. 
 Die Erhebung kann nur schriftliche und zeichnerische Informationen erfassen.866 In der 
vorliegenden Arbeit wird davon ausgegangen, dass die relevanten Aussagen in den 
Plänen enthalten sind. 
 Grenzen der Erhebung sind Inhalt und Ordnungssystem der Erfassung; oft werden aus den 
Dokumenten zu viele Daten entnommen.867 In der vorliegenden Arbeit wurden 
ausschließlich flächen- und gebäudepolitische normative Aussagen (gem. Kap. 4) 
herangezogen. Um verfälschende Aussagen zu knapper Zitate zu vermeiden,868 wurden 
zwar Wortgruppen herangezogen; diese können aber noch verarbeitet und die 
Untersuchungs- und Arbeitsfragen entsprechend beantwortet werden. 
 Die Dokumente sind in der Regel anders aufbereitet, als dies für die Inhaltsanalyse 
erforderlich ist; diese Aufbereitung zur wissenschaftlichen Auswertung ist in der Regel 
aufwendiger als bei einer Befragung.869 In der vorliegenden Arbeit wurde mit der 
Verbindung eindeutig/vage – Flächen- und Gebäudepolitik ein Forschungsfeld abgegrenzt, 
das aufgrund des Kategorienschemas mit einer Inhaltsanalyse erfassbar ist, für das 
aufgrund seiner Komplexität eine Befragung aber nicht geeignet wäre. 
 Eine quantitative Erfassung wird dem komplexen Text nicht gerecht, weil sie wichtige 
Elemente des Textverständnisses nicht liefern kann, z. B. Angaben über den Zweck des 
Textes oder die Intention des Absenders.870 In der vorliegenden Arbeit wird daher eine 
qualitative Auswertung durchgeführt. 
 Die Qualität der Inhaltsanalyse wird gemindert, wenn der Kontext nicht ermittelt werden 
kann.871 In der vorliegenden Arbeit sind die für die Untersuchungs- und Arbeitsfragen 
relevanten Daten zum Kontext verfügbar, indem Dokumente des Landes analysiert worden 
sind und ergänzende Befragungen erfolgten. 
                                                 
862  Vgl. HAUSCHILDT (1977: 273); MAYRING (1993: 86). 
863  HAUSCHILDT (1977: 272). Bei einer Befragung wäre hier eine Rückfragesequenz denkbar, die aufgrund der wiederholten 
Ansprache ausgewählter Interviewpartner das Ergebnis verfälschen kann. 
864  MEYER (1985: 109). 
865  HAUSCHILDT (1977: 273).  
866  EBD. (1977: 273). 
867  EBD. (1977: 273). 
868  Zur Kritik an der Inhaltsanalyse einzelner Wörter vgl. MAYNTZ ET AL. (1971: 156). 
869  HAUSCHILDT (1977: 273). 
870  RÖNSCH (2007b: 296).  
871  MAYNTZ ET AL. (1971: 153). 
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Die Inhaltsanalyse setzt sich aus einer theoretischen Vorbereitung und einer empirischen 
Durchführung zusammen.872 Die Vorbereitung erfolgte bereits in Teil B dieser Arbeit: 
 Kap. 2: Eindeutigkeit und Vagheit in den Zieldimensionen, Typen der Zielhierarchien, 
 Kap. 3: Zielhierarchie und Programmorientierung im Stadtumbau, 
 Kap. 4: Anwendungsfall Flächen- und Gebäudepolitik und 
 Kap. 5: Formulierung von Hypothesen. 
Der nach theoretischer Vorbereitung nun anschließende empirische Teil der Inhaltsanalyse zur 
Hypothesenprüfung873 setzt sich methodisch aus vier Arbeitsschritten zusammen, die im 
Folgenden dargestellt werden (vgl. Abbildung 23). 
Codierung der Beobachtungssprache





Abbildung 23: Arbeitsschritte der Inhaltsanalyse 
(Quelle: Eigene Darstellung; inhaltliche Grundlage: MERTEN 1995: 316) 
7.2 Spezifizierung der inhaltsanalytischen Vorgehensweise 
Der Fokus der Forschungs-, Untersuchungs- und Arbeitsfragen und die Formulierung der 
Hypothesen begründen die Spezifizierung der inhaltsanalytischen Vorgehensweise; hierfür 
typisiert MERTEN 35 verschiedene Analyseverfahren,874 die sich zum einen in der Zielstellung 
der Analyse (Kommunikator, Rezipient und Situation) und zum anderen in der Teilbetrachtung 
der Semiotik (Syntaktik, Semantik und Pragmatik) voneinander unterscheiden.875 In der 
vorliegenden Arbeit fokussieren Fragen und Hypothesen auf die Analyse 
 der Inferenz zwischen Planinhalten und Kommunikator (Zielsubjekt) sowie 
 der Zusammenhänge zwischen Planinhalten und Bezeichnetem im Sinne der Semantik, weil 
im Mittelpunkt der politische Umgang mit Flächen und Gebäuden steht. 
Daher wurde die Themenanalyse als geeignete Methode ausgewählt,876 mit der „das Auftreten 
bestimmter Begriffe, Themen oder Ideen“ analysiert wird.877 In der vorliegenden Arbeit wird 
                                                 
872  Vgl. BRAUN (1988: 177). 
873  Vgl. RÖNSCH (2007b: 296); MAYNTZ ET AL. (1971: 154); MERTEN (1995: 316-317). 
874  Vgl. MERTEN (1995: 119-279). Er gibt dabei jeweils u. a. die Logik des Rückschlusses vom Text auf den Kontext sowie die 
Vorgehensweise an. Damit ist er weitaus differenzierter als SCHNELL ET AL. (2005: 409), die vier Verfahren unterscheiden. 
875  Die Semiotik ist die Lehre von den Zeichen. Sie ist unterscheidbar in die Syntaktik (Zeichen als solche und ihre 
Darstellungsmöglichkeiten), die Semantik (Bedeutung von Zeichen sowie deren Beziehung zu dem Bezeichneten) und die 
Pragmatik (Relation der Zeichen zu ihren Benutzern), vgl. FÜRST UND SCHOLLES (2008b: 199); FÜRST (2010: 136); HERKNER 
(1974: 166). 
876  Vgl. MERTEN (1995: 146-156); sie ist eines der ältesten, das für die Analyse von Massentexten das am häufigsten 
angewandte und auch das beliebteste inhaltsanalytische Verfahren (EBD.: 146-147; 151). 
877  MERTEN (1995: 64). 
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daher im Kern der Rückschluss von Planinhalten auf die flächenpolitischen Zielvorstellungen 
eines Zielsubjekts erfasst und dabei die Frage nach der Programmorientierung der Gemeinden 
im sächsischen Stadtumbau beantwortet.  
Der Rückschluss vom Planinhalt auf das Zielsubjekt erfordert die Anerkennung des so 
genannten Repräsentationsmodells: Nur unter der Annahme, dass die Planinhalte vom 
Zielsubjekt nicht absichtlich verzerrt werden, ermöglicht die Analyse des Textes Aussagen über 
Einstellungen oder Assoziationen des Planverfassers.878 Aufgrund der Programmorientierung 
wird angenommen, dass die normativen Planinhalte die tatsächlichen Zielvorstellungen der 
Gemeinden wiedergeben. Damit wird das Repräsentationsmodell gewahrt. Wären in einem 
Plan nicht die tatsächlich von den Planungsverantwortlichen verfolgten normativen Aussagen 
enthalten, würden Ziele verfolgt, die von ihm gar nicht beabsichtigt sind. Dies ist 
unrealistisch.879  
Die Themenanalyse gewährleistet eine Triangulation aus quantitativen und qualitativen 
Verfahren.880 Eine Verbindung dieser Verfahren ist sinnvoll,881 weil zum einen aufgrund des 
Datenumfangs zunächst quantitative Verfahren zur Ermittlung der einzelnen normativen 
Aussagen erforderlich sind; zum anderen reicht eine quantitative Analyse aber nicht aus, um 
die Fragen zu beantworten. Daher werden insbesondere auch qualitative Verfahren 
herangezogen, um die Zusammenhänge zwischen Text und Kontext zu ermitteln: Die 
Zusammenhänge werden nicht etwa berechnet, sondern argumentativ herausgearbeitet. 
Die vorliegende Arbeit zieht daher Elemente der qualitativen Inhaltsanalyse heran. Dabei wird 
„[…] die Systematik methodisch kontrollierter Textauswertung (in Abgrenzung zu ‚freier’ 
Interpretation) beibehalten, ohne in vorschnelle Quantifizierungen zu verfallen.“882 Hierfür wird 
im Sinne einer Strukturierung883 aus den deduktiven und den empirisch ermittelten Kategorien 
zugeordneten Planinhalten eine Struktur der untersuchten Konzepte abgeleitet. 
7.2.1 Entwicklung des Kategorienschemas  
Die Themenanalyse erfordert zunächst die Formulierung eines übergeordneten und damit 
abstrahierenden Schemas, das auf theoretisch formulierten Kategorien basiert.884 Die 
Kategorien fassen sprachliche Einheiten mit gleicher Bedeutung zusammen.885 Sie bilden eine 
theoretische Sprache im Unterschied zur Beobachtungssprache, die in den Dokumenten 
enthalten ist und der Zielartikulation der Entscheidungsträger entspricht.886 Dabei werden in 
der vorliegenden Arbeit nicht alle Planinhalte, sondern nur normative Aussagen mit flächen- 
und gebäudepolitischem Inhalt erfasst.887 
Das inhaltsanalytische Kategorienschema entspricht dem im theoretischen Teil B dieser Arbeit 
iterativ entwickelten und in Kap. 4 abschließend formulierten siedlungspolitischen 
                                                 
878  Vgl. MAYNTZ ET AL. (1971: 153). 
879  Die Programmorientierung kann zwar dazu führen, dass die Ausrichtung einer Planung auf die Fördermöglichkeiten die 
tatsächlichen Zielsetzungen einer Gemeinde zugunsten einer förderfähigen Zielsetzung zurückgestellt werden; dies ist aber 
keine Verzerrung im kommunikationswissenschaftlichen Sinne. Die Ausführungen reflektieren zudem nicht die Frage nach der 
Eindeutigkeit und Vagheit von Planinhalten, denn diese ist unabhängig vom Repräsentationsmodell. 
880  Vgl. LAMNEK (2010: 248). 
881  Dies folgt FRÜH (2007: 67); dieser lehnt eine dichotome Gegenüberstellung quantitativer und qualitativer Verfahren ab, weil 
„die sog. ‚qualitativen‘ Inhaltsanalysen regelmäßig aus Quantitäten inhaltliche Schlüsse ziehen“; vgl. a. MAYRING (1993: 9).  
882  MAYRING (2008: 10). Diese deduktive Methode ermöglicht auch als qualitative Erhebung eine Falsifizierung der Hypothesen. 
883  Vgl. MAYRING (1993: 88). 
884  MERTEN (1995: 147). 
885  Vgl. MAYNTZ ET AL. (1971: 157). 
886  Vgl. HAUSCHILDT (1977: 278-279). 
887  Des folgt MAYNTZ ET AL. (1971: 156); vgl. a. BRAUN (1988: 177); HAUSCHILDT (1977: 13-16). 
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Kategorienschema. Es entspricht der Anforderung,888 problemorientiert zu sein, indem es auf 
eine umfassende theoretische Auseinandersetzung des Untersuchungsgegenstandes 
„eindeutige und vage normative flächen- und gebäudepolitische Aussagen“ aufbaut; damit 
wird auch gewährleistet, dass die Kategorien das zu untersuchende Politikfeld erfassen, 
präzise sind und sich gegenseitig ausschließen.889  
Das Kategorienschema wurde zum Teil im Rückgriff auf bestehende Beiträge, in größerem 
Umfang aber als Neuentwicklung erarbeitet, weil zu dem Forschungsfeld der vorliegenden 
Arbeit weder ausreichende methodische noch inhaltliche Beiträge der raumwissenschaftlichen 
Forschung vorliegen:  
 Die Klassifizierung von Eindeutigkeit und Vagheit wurde insbesondere aus der 
ökonomischen Zielforschung herangezogen, im Bereich der Zieldimensionen 
weiterentwickelt und neu auf die Raumplanung übertragen. 
 Die bundespolitischen Qualitätsziele wurden zu drei Bilanzzielen weiterentwickelt. 
 Die vorhandene Strukturierung des Nutzungszyklus in der Flächenkreislaufwirtschaft wurde 
vor dem Hintergrund des demografischen Wandels weiterentwickelt.  
Im Ergebnis sind für die Handlungsziele flächen- und gebäudepolitische Themenfelder 
entstanden, die dem Kategorienschema zugrunde liegen. Die Zuordnung erfolgt für jede 
Hierarchiestufe getrennt nach den flächen- und gebäudepolitischen Inhalten, separat davon 
werden für die Qualitätsziele die drei Bilanzziele erfasst. 
Als Hauptvorteil der Themenanalyse zeigt sich gegenüber anderen inhaltsanalytischen 
Verfahren, dass für die Klassifizierung vergleichsweise wenige Kategorien erforderlich sind.890 
Im Anschluss wird das Kategorienschema formalisiert, indem den Kategorien Codes 
zugeordnet werden. In dieser Arbeit wird für die einzelnen Kategorien eine dichotome 
Codierung vorbereitet (ja/nein bzw. vorhanden/nicht vorhanden), die eine 
zusammenfassende Auswertung aller Konzepte ermöglicht. Damit sind die der vorliegenden 
Arbeit zugrundeliegenden Fragen und Hypothesen operationalisiert.891 
Die erforderliche Kategorienbildung basiert auf den im theoretischen Teil der vorliegenden 
Arbeit erarbeiteten Beiträgen zu den Themen eindeutig/vage, Stadtumbau sowie Flächen- und 
Gebäudepolitik. Die vorliegende Arbeit folgt daher grundsätzlich der Maßgabe einer 
Themenanalyse zur deduktiven Bestimmung des Kategorienschemas.892  
Zusätzlich wurde die offen formulierte Frage zum flächen- und gebäudepolitischen Inhalt des 
Themenfeldes Aufwertung induktiv beantwortet. Es zeigte sich, dass die Aufwertung keinem 
Element des Nutzungszyklus zugeordnet werden konnte; daher wurde eine neue Kategorie 
Aufwertung im Codierungsplan eingeführt; normative flächen- und gebäudepolitische 
Aussagen der Beobachtungssprache, für die auch induktiv keine gemeinsame Kategorie 
formuliert werden konnten, wurden einer Residualkategorie zugeordnet.893  
Die normative Aussage „Aufwertung“ zeigt exemplarisch, dass eine eineindeutige 
„operationelle Definition“ der Klassen, um die Beobachtungsprache den theoretischen 
                                                 
888  Vgl. MERTEN (1995: 147-148); BRAUN (1988: 180). 
889  Die präzise Formulierung der Kategorien wird durch den Rückgriff auf die Literatur gewährleistet; der gegenseitige Ausschluss 
der Kategorien wird einerseits durch die Dichotomie von Eindeutigkeit und Vagheit, andererseits durch den Nutzungszyklus 
als Folge sich gegenseitig ausschließender Nutzungen ermöglicht. 
890  MERTEN (1995: 147). 
891  Vgl. MAYNTZ ET AL. (1971: 156); vgl. analog BOSSE (2006: 119). 
892  Vgl. MAYRING (2003: 75); zur Herausforderung der Erfassung aller Kategorien vgl. HAUSCHILDT (1977: 277). 
893  Darstellung als im Sinne des Nutzungszyklus „nicht kategorisierbar“; vgl. a. die Vorgehensweise von MEYER (1985: 123). 
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Kategorien zuzuordnen, problematisch ist; in der Regel werden vorab nicht theoretisch alle zu 
einer Kategorie gehörenden Wörter aufgeführt, sondern nur beispielhafte.894 Deshalb ist immer 
die sprachliche Intuition des Analytikers erforderlich.895  
7.2.2 Bestimmung des relevanten Textmaterials 
Die empirische Untersuchung wurde in Sachsen durchgeführt. Zur weiteren Auswahl des 
Textmaterials für eine Inhaltsanalyse sind nach MERTEN Analyse- und Auswahleinheiten 
festzulegen.896  
Analyseeinheiten sind die im engeren Sinne zur Untersuchung herangezogenen sprachlichen 
Einheiten. In der vorliegenden Arbeit werden eigene normative flächen- und gebäudepolitische 
Aussagen der Gemeinden herangezogen. Nicht analysiert werden daher (vgl. Abbildung 24): 
 in das Konzept lediglich übernommene normative Aussagen, die als Übernahme 
gekennzeichnet, aber nicht explizit als eigene normative Aussage formuliert oder bestätigt 
worden sind,897  
 analytische Aussagen, die im Stadtumbaukonzept übernommen oder neu formuliert 
werden, sowie 




Nicht gebäude- oder flächenpolitisch
normativ




Abbildung 24: Bestimmung der Analyseeinheiten  
(Quelle: eigene Darstellung) 
                                                 
894  Vgl. BRAUN (1988: 180). 
895  MAYNTZ ET AL. (1971: 158). 
896  MERTEN (1995: 281). 
897  Damit sind insbesondere für überörtliche und zwischengemeindliche Aussagen, wie etwa im Landesentwicklungsplan, 
Regionalen Entwicklungskonzept oder oder im ILEK gemeint. Auch die Darstellung eigener Aussagen einer Gemeinde, die im 
Flächennutzung- oder Bebauungsplan oder einer anderen gemeindlichen Planung formuliert wurden, im Stadtumbaukonzept 
aber nicht gesondert bestätigt werden, werden nicht als Analyseeinheit anerkannt. Demgegenüber werden ältere Aussagen, 
die im Konzept bestätigt oder modifiziert werden, in die Analyse aufgenommen. 
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Bei den Analyseeinheiten handelt es sich nicht um einzelne Wörter, sondern um Wortgruppen, 
bei denen die entsprechende Formulierung des Kommunikators als abgegrenzte Einheit 
erkennbar ist. Dies erfolgt durch Aggregation der Einstufung der einzelnen Zieldimensionen in 
eindeutige und vage Aussagen. 
Die Auswahleinheit ist in der Regel eine Vielzahl der Analyseeinheit, die nicht inhaltlich, 
sondern formal definiert wird.898 In der vorliegenden Arbeit handelt es sich hierbei um eine 
begründete Anzahl von Konzepten. Da es sich bei den Konzepten um zentrale politische 
Konzepte handelt, wird die Maßgabe des Repräsentationsmodells erfüllt,899 weshalb eine 
Themenanalyse durchgeführt werden kann. 
Die Analyseeinheiten wurden nach MERTEN durch Kombination zweier aufeinanderfolgenden 
Verfahren ermittelt (vgl. Abbildung 25):900 Der bewussten Auswahl901 folgte eine Stichprobe. 
Im Sinne der bewussten Auswahl wurden die sächsischen902 Stadtumbaukonzepte in Betracht 
gezogen, die seit Einführung der Arbeitshilfe des SMI im Jahre 2005 erstellt worden sind und 
zur Begutachtung durch die Landesdirektion eingereicht wurden. Ältere Konzepte wurden 
aufgrund der unterschiedlichen überörtlichen rechtlichen und förderpolitischen Vorgaben 
ausgeschlossen. Diese Festlegung ermöglicht wegen der gleichen rechtlichen 
Rahmenbedingung zur Entstehungszeit und der gleichen inhaltlichen Vorgaben durch das SMI 
den Vergleich der Planinhalte untereinander.  
Weiterhin wurde aus forschungsökonomischen Gründen903 die Auswahl der Stichprobe auf 
den Verwaltungsbereich der Landesdirektion Chemnitz beschränkt; die Landesdirektion 
gewährte einen unbeschränkten Zugriff auf alle fertig gestellten und zur Bewertung bei ihr 
eingegangenen gesamtstädtischen Konzepte.904 Von Vorteil war zudem die überwiegend 
digitale Version, um den Prozess der Inhaltsanalyse technisch zu optimieren.905 Hierbei 
handelte es sich um insgesamt 68 Konzepte. 
Die vier größeren Städte Chemnitz, Freiberg, Plauen und Zwickau wurden gesondert 
ausgewertet und nicht in die Stichprobe einbezogen. Denn die Erarbeitung städtebaulicher 
Entwicklungskonzepte unterliegt in den Städten dieser Größenordnung anderen Prämissen im 
verwaltungstechnischen Ablauf, in den Kapazitäten zur Planerstellung innerhalb der 
Verwaltung, im politischen Diskurs sowie im Engagement der privaten, privatwirtschaftlichen 
und intermediären Akteure. 
Schließlich wurden Gemeinden mit extremer Veränderung in der Entwicklung der 
Einwohnerzahl und der Siedlungsfläche aus der Grundgesamtheit entfernt, weil sie das 
durchschnittliche Ergebnis erheblich verändern würden.906 Hierbei handelt es sich um 
Johanngeorgenstadt, Bad Schlema und Brand-Erbisdorf. 
Die Grundgesamtheit der Auswahleinheiten für die Stichprobe umfasst daher alle 61 
gesamtstädtischen Konzepte von kleineren und mittleren Städten im Bereich der 
                                                 
898  MERTEN (1995: 281). 
899  Vgl. MEYER (1985: 109-112) zu Vor- und Nachteilen bei der Festlegung der Auswahleinheiten. 
900  MERTEN (1995: 291). 
901  Sie ist ein häufig verwendetes Auswahlverfahren der Inhaltsanalyse in Abgrenzung zur willkürlichen und zur 
Wahrscheinlichkeitsauswahl, vgl. MERTEN (1995: 284). 
902  Die Auswahl Sachsens liegt der gesamten Arbeit zugrunde. 
903  Vgl. ähnl. RÖßLER (2010b: 51): „So ist die Kooperationsbereitschaft sowie die Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von 
Dokumenten Grundvoraussetzung, um Informationen zu gewinnen.“ (Fehler „ist“ i. O.) 
904  Die Konzepte werden teilweise als Entwurfsfassung betitelt. Dies begründet sich mit dem Status, den sie bei der 
Beschlussvorlage für den Rat haben. Es handelt sich aber jeweils um die vom Rat beschlossenen Konzepte; vgl. 
STADTPLANUNGSAMT HAINICHEN (Interview 10); STADTPLANUNGSAMT LUNZENAU (Interview 11).  
905  Nur in wenigen Stadtumbaukonzepte mussten als gedruckte Exemplare händisch ausgewertet werden. 
906  Sie stellen statistische Ausreißer dar.  
 
Untersuchungsdesign des empirischen Teils  165 
 
Landesdirektion Chemnitz, die zwischen 2005 und Juni 2011 erarbeitet worden sind und der 
Landesdirektion zur Prüfung vorlagen. Dies umfasst einen Zeitraum, in dem aufgrund der 
Vorgaben des Freistaates Sachsen das bestehende Konzept überarbeitet werden musste, 
weshalb auf eine große Zahl von Dokumenten zurückgegriffen werden konnte. Daher wird die 
Datengrundlage als aussagekräftig eingeschätzt. Aufgrund dieser großen Zahl wurde als 
weiteres Auswahlverfahren eine 33-prozentige Flächenstichprobe gezogen. Hierfür wurden 
zunächst die beiden Strukturmerkmale 
 Entwicklung der Einwohnerzahl in der Gemeinde 1990 bis 2010 und 
 Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche in der Gemeinde 1996 bis 2010 
zugrunde gelegt.907  
Grundgesamtheit: 61 Städte mit INSEKs seit 2005
33-prozentige
Stichprobe







Abbildung 25: Bestimmung der Auswahleinheiten 
(Quelle: eigene Darstellung) 
Im Ergebnis wurden als Stichprobe 20 Gemeinden ausgewählt (vgl. Tabelle E im Anhang).  
Die untersuchten Konzepte enthalten zum Teil teilräumliche Aussagen, die einen integralen 
Bestandteil dieser Konzepte darstellen und demnach nicht separat ausgewertet wurden. Sofern 
die Gemeinden bis zum Januar 2012 separate Konzepte fertig gestellt hatten, wurden diese 
Konzepte ebenso separat untersucht. 
Innerhalb der ausgewählten Stadtumbaukonzepte wurden alle eigenen normativen flächen- 
und gebäudepolitischen Aussagen als Analyseeinheit erfasst; eine weitere Auswahl908 erfolgte 
nicht. Dadurch wurde gewährleistet, dass alle relevanten Planinhalte erfasst und mithilfe des 
Kategorienschemas untersucht werden konnten – unabhängig von der Platzierung der 
normativen Aussagen innerhalb des Dokuments. Damit wurde das Problem gelöst, dass auch in 
den als Analyse bezeichneten Kapiteln und Abschnitten der Konzepte normative Aussagen 
                                                 
907  Hierfür wurden die Daten des Statistischen Landesamtes eingeholt (STALA 2012a). 
908  Z. B. mithilfe einer Zufallsauswahl, bei der jede zweite Seite untersucht wird.  
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enthalten sind. Die eigenen normativen flächen- und gebäudepolitischen Aussagen der 
Stichprobe wurden demnach vollständig erfasst. 
Für die Fragestellung der Arbeit wurde aus inhaltlichen Gründen insbesondere auf die 
Gesamtkonzepte fokussiert. Die Fachkonzepte wurden zwar auch analysiert; hierbei handelt es 
sich aber um sektorale Belange, die in den Gesamtkonzepten in einem Abwägungsprozess 
gegenübergestellt werden. Darauf aufbauend werden die normativen Aussagen des 
Gesamtkonzeptes formuliert; daher sind die Abwägungsbelange der Fachkonzepte 
Grundlage,909 aber nicht Bestandteil der gesamtstädtischen Qualitäts- und Handlungsziele. Das 
Verhältnis zwischen Fach- und Gesamtkonzepten ist demnach als horizontale und nicht als 
vertikale Zielbeziehung zu verstehen.910 Vorrangig wurden daher die normativen Aussagen 
des Gesamtkonzeptes analysiert. 
Allerdings zeigte sich, dass das Leerstandsziel von den Gemeinden in der Regel (wie in der 
Arbeitshilfe vorgeschlagen) im Fachkonzept Wohnen formuliert wurde; aufgrund der 
Bedeutung dieses Ziels auch für die erweiterte Flächenkreislaufwirtschaft wurde es in der 
Analyse berücksichtigt; analog wurden auch die beiden anderen Bilanzziele hinsichtlich ihrer 
Aussagen in den Fachkonzepten geprüft und für die Analyse herangezogen. 
7.2.3 Codierung der Beobachtungssprache 
Als nächster Schritt der Themenanalyse werden die empirisch identifizierten Analyseeinheiten, 
d. h. die relevanten Textteile der Beobachtungssprache, den theoretisch vorbereiteten 
Kategorien zugeordnet.911 Damit erfolgt eine Codierung der Beobachtungssprache. Die 
theoretische Sprache setzt sich aus drei Elementen zusammen: Hierarchiestufe, 
eindeutig/vage, flächenpolitische Aussage (in der Gliederung der Qualitätsziele und des 
Nutzungszyklus). Die Codierung erfolgte in der vorliegenden Arbeit nach den einheitlichen 
Kategorien der theoretischen Sprache, nicht nach den unterschiedlichen Kategorien der 
Beobachtungssprache. Lediglich bei der Ermittlung von Handlungszielen mit hoher Priorität 
wurde induktiv auf die Zuordnung in den Konzepten zurückgegriffen, weil kein methodisches 
Konzept zur neutralen Beurteilung von Prioritäten entwickelt wurde.  
Die Codierung der einzelnen Dokumente wurde in einzelnen Codierbögen eingetragen; 
Abbildung 6 zeigt als Beispiel einen Ausschnitt des Codierbogens der Gemeinde Rodewisch). 
                                                 
909  Deshalb bezieht sich die Arbeitshilfe in Kap. 5.4 Stadtentwicklungsstrategie auch nur auf Kap. 5.2 und Kap. 5.3, aber nicht 
auf 5.1; vgl. MINISTERIUM DES INNERN (2005).  
910  Dies gilt daher auch für die in der Arbeitshilfe (MINISTERIUM DES INNERN 2005: 9) vorgeschlagenen Kap. 5.1 
Zusammenstellung der Ergebnisse aus den Fachkonzepten und 5.2 Ergebnisse aus der Einbeziehung der Beteiligten. Der 
Schwerpunkt der Auswertung liegt demnach ab der Darstellung der gesamtstädtischen Zielvorstellungen, nach Abwägung der 
verschiedenen Aussagen der Fachkonzepte. Im Gesamtkonzept aufgeführte Handlungsziele aus anderen Förderprogrammen, 
z. B. Sanierungsmaßnahmen, werden erfasst, wenn sie im Rahmen des Gesamtkonzeptes bestätigt werden. 
911  Vgl. MEYER (1985: 123). 
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 137 E E GK - "Zusammenfassung, Fazit"[?] Handlungsziel "Die Stadt Rodew isch plant die Brache der ehemaligen Filztuchfabrik bis 2010 zu erw erben und bis 2015 abzureißen. Anschließend soll die Fläche renaturiert w erden." [Kommafehler i.O.]Erhalt, Sicherung, Sanierung, Stabilisierung, Erneuerung
12 E Leitbild [?] Handlungsziel
"Neben geplanten Investitionen für die Sanierung kultureller Einrichtungen sollen ebenfalls die Grundschule und das Gymnasium saniert und zusätzliche Sportmöglichkeiten mit einer Sportanlage im Freien am 
Gymnasium geschaffen w erden.
125 V GK - Ableitung der zukünftigen Stadtentw icklungsstrategie"Schw erpunktthema"Han lu gsziel Schw erpunktthema Verkehr und technische Infrastruktur: "Straßenbau- und Brückenbaumaßnahmen, Stützmauern"
125 V GK - Ableitung der zukünftigen Stadtentw icklungsstrategie"Schw erpunktthema"Han lu gsziel Schw erpunktthema Bildung und Erziehung: "Sanierung der Schulen"
126 V GK - Prioritäten, Maßnahmepakete, Umsetzungsschritte und Finanzierung"Gesamtstädtisch s Ziel"Handlungsziel "Sanierung  Museum und Schlößchen"
127 V GK - Prioritäten, Maßnahmepakete, Umsetzungsschritte und Finanzierung"Gesamtstädtisch s Ziel"Handlungsziel "Sanierung Grundschule"
127 V GK - Prioritäten, Maßnahmepakete, Umsetzungsschritte und Finanzierung"Gesamtstädtisch s Ziel"Handlungsziel "Sanierung Gymnasium"
127 V GK - Prioritäten, Maßnahmepakete, Umsetzungsschritte und Finanzierung"Gesamtstädtisch s Ziel"Handlungsziel "Sanierung Planetarium"
127 V GK - Prioritäten, Maßnahmepakete, Umsetzungsschritte und Finanzierung"Gesamtstädtisch s Ziel"Handlungsziel "Straßensanierung"
128 V GK - Prioritäten, Maßnahmepakete, Umsetzungsschritte und Finanzierung"Gesamtstädtisch s Ziel"Handlungsziel "Stützmauerbaumaßnahmen"
128 V GK - Prioritäten, Maßnahmepakete, Umsetzungsschritte und Finanzierung"Gesamtstädtisch s Ziel"Handlungsziel "Sanierung Museum"
128 V GK - Prioritäten, Maßnahmepakete, Umsetzungsschritte und Finanzierung"Gesamtstädtisch s Ziel"Handlungsziel "Sanierung Schlößchen"
136 V
GK - "Zusammenfassung, Fazit"[?] Handlungsziel
"Die Änderung des Bebauungsplans Stadtgärtnerei ist erforderlich. Das Planungsrecht soll dem Bedarf  angepasst w erden. Zukünftig sollen im Gebiet Stadtgärtnerei innerstädtische Wohnformen mit 
städtischen Charakter geschaffen w erden."
137 V V
GK - "Zusammenfassung, Fazit"[?] Handlungsziel
"Als Aufw ertungsgebiet w erden der Stadtpark, die Schloßinsel sow ie das Stadion und das ehemalige Badgelände vorgesehen. Damit w ird die Sanierung der Kultureinrichtungen, des Stadions und des 
ehemaligen Badgeländes angestrebt."
138 E
GK - "Zusammenfassung, Fazit"[?] Handlungsziel
Sanierungsbedarf am Gymnasium und an der Grundschule: "Der bauliche Zustand der Bildungseinrichtung erfordert eine Sanierung. Maßnahmen im Außengelände des Gymnasium beinhalten die Errichtung 
einer Sportanlage im Freien."
 
Tabelle 6: Codierbogen von Rodewisch (Ausschnitt) 
(Quelle: eigene Darstellung; inhaltliche Grundlage: BÜRO FÜR STÄDTEBAU GMBH CHEMNITZ 2008a) 
Bei der Codierung wurde eine mehrstufige Vorgehensweise gewählt: 
 Zunächst wurden die Stadtumbaukonzepte jeweils komplett durchgesehen. Dabei wurden 
die formalen Daten (Erstellungsdatum, Vorläuferkonzept, Strukturdaten und Besonderheiten 
der Gemeinde, bestehende Bauleitplanung) erfasst. 
 Im zweiten Schritt wurden die relevanten Textteile erfasst.912 Relevant sind gem. Kap. 7.2.2 
diejenigen Textteile, die eigene normative flächen- und gebäudepolitische Aussagen 
enthalten. Daher wurde das zu erfassende Datenmaterial bei der ersten Eingabe in den 
Codierbogen gefiltert, wodurch die Datenmenge auf die aussagekräftigen Textteile 
begrenzt werden konnte. Die Eintragung erfolgte bereits durch Zuordnung zu den 
Hierarchiestufen (Kap. 2) und zu den sechs Themenfeldern der Flächenkreislaufwirtschaft 
unter Schrumpfungsbedingungen (Kap. 4.2.2.3). 
 Im dritten Schritt wurden die Aussagen hinsichtlich der Eindeutigkeit und Vagheit ihrer 
Aussage codiert. Dabei wurde zwischen flächen- und gebäudepolitischen Aussagen 
unterschieden. Um Gemeinsamkeiten und Unterschiede in der Formulierung zu erkennen, 
wurden flächen- und gebäudepolitische Aussagen in eine gemeinsame Tabelle 
eingetragen. 
 Abschließend wurde die Codierung nochmals auf Einheitlichkeit geprüft. Unter anderem 
wurden in allen Codierbögen neu hinzugekommene induktive Kategorien aufgenommen. 
Die Codierung der flächen- und gebäudepolitischen Aussagen in der vorliegenden Arbeit war 
unproblematisch, weil im Wesentlichen auf einen fachwissenschaftlichen Konsens 
zurückgegriffen werden konnte.913 Die nur wenigen auftretenden Probleme wurden 
folgendermaßen gelöst: 
 Da sich normative Aussagen aus mehreren Zieldimensionen zusammensetzen, wurde ein 
Index gebildet, mit dem die normative Aussage in ihrer Gesamtheit bewertet werden 
konnte.914 
 Die Bestimmung einer normativen Aussage hinsichtlich ihrer Eindeutigkeit bzw. Vagheit 
erfolgte dichotom; im Ergebnis entstand eine Liste mit eindeutigen und vagen Aussagen.  
                                                 
912  Vgl. MAYRING (2008: 12). 
913  Auf der Grundlage von Teil B dieser Arbeit. Zum notwendigen Konsens der Fachwissenschaft vgl. HAUSCHILDT (1977: 280). 
914  Vgl. hierzu a. MAYNTZ ET AL. (1971: 160); MERTEN (1995: 109).  
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 Die Unterscheidung zwischen flächen- und gebäudepolitischen Aussagen erfolgte nach 
expliziter Nennung, nicht nach impliziten Folgen; gebäudepolitische Aussage haben 
mittelbar immer Konsequenzen die Grundstücksflächen; wenn aber z. B. nur ein „Abriss 
der Malzfabrik“ vorgesehen ist, fehlen Aussagen über den flächenpolitischen Umgang: Es 
bleibt offen, ob das Grundstück etwa renaturiert oder umgenutzt wird. Daher wurde diese 
Aussage nur der Gebäudepolitik zugeordnet. Aussagen, die sich auf beide Politiken 
beziehen, wurden entsprechend beiden zugeordnet. 
 Handlungsziele, die in den Konzepten explizit den teilräumlichen Gebietskategorien 
zugeordnet wurden, wurden entsprechend als „teilräumliche Handlungsziele“ codiert. Alle 
anderen Handlungsziele ohne teilräumlichen Bezug wurden der Kategorie 
„gesamtstädtische Aussagen“ zugeordnet. 
 Die Zuordnung der normativen Aussagen zu den Hierarchiestufen war in den Konzepten 
unterschiedlich, und teilweise wurden gleichlautende Aussagen unterschiedlichen 
Hierarchiestufen zugeordnet.915 Um die Vergleichbarkeit der Aussagen zu gewährleisten, 
wurden sie nach gemäß theoretischer Sprache den Hierarchiestufen zugewiesen.  
Im Sinne einer Methodentriangulation wurde von einer rein quantitativen Codierung 
abgesehen, indem Textteile der Beobachtungssprache den Kategorien zugeordnet wurden, 
auch wenn sie im Wortlaut davon abwichen.916 Daran zeigt sich, dass es weiterhin 
erforderlich ist, die Codierung letztlich per Hand vorzunehmen,917 auch wenn die Erfassung 
der Textteile per Computer erfolgte.  
Die Codierung und der damit verbundene Aufwand wurden in drei Pretests auf Tragfähigkeit 
der Vorgehensweise geprüft. Ein erster Pretest erfolgte bei der Auswertung des städtebaulichen 
Entwicklungskonzeptes der Gemeinde Wurzen im Bereich der Landesdirektion Leipzig.918 
Dabei zeigte sich, dass die zunächst geplante Vorgehensweise zu aufwendig war, weil zu 
viele Daten erfasst919 und Korrespondenzregeln noch nicht vollständig formuliert waren.920 
Daher wurde auf die Codierung analytischer Aussagen und von Übernahmen verzichtet sowie 
das Kategorienschema ergänzt. In einem zweiten Pretest des Konzeptes der Gemeinde 
Erlabrunn921 bewährten sich die Codierung und die Korrespondenzregeln, nur wenige weitere 
Begriffe wurden in das Kategorienschema aufgenommen.922 In dem dritten Pretest des 
Konzeptes der Gemeinde Bad Schlema923 und im Vergleich mit der Gemeinde Mülsen924 
zeigte sich die Tragfähigkeit der Vorgehensweise. 
Die Codierung des Textmaterials bildet die Grundlage für die anschließende Auswertung des 
empirischen Materials, indem die Daten nach ihrem Vorkommen nach erfasst werden. Dabei 
wird zwischen flächen- und gebäudepolitischen sowie eindeutigen und vagen Aussagen 
                                                 
915  In diesem Sinne wurde auch die Zuordnung zu einzelnen Kapiteln nicht berücksichtigt: Wenn etwa Qualitätsziele im Kapitel 
„Leitbild“ formuliert wurden, wurden sie im Codierbogen den Qualitätszielen zugeordnet.  
916  Die sprachlichen Umschreibungen würden bei einer rein quantitativen, per Computer erfolgenden Zuordnung zu den 
theoretischen Kategorien nicht erfasst. Daher wurden eine Auswertung per Hand vorgenommen. Auf ein hermeneutisches 
Verfahren (vgl. WERNET 2006; RÖNSCH 2007a) wurde verzichtet, weil es nach BOSSE (2006: 115) „[…] mit ihren 
Arbeitstechniken, die denen der Literaturanalyse ähneln, unökonomisch ist, große Datenmengen zu bearbeiten“.  
917  Vgl. SCHNELL ET AL. (2005: 411-412); WERSIG (1970: 17). 
918  Vgl. BÜRO FÜR SIEDLUNGSERNEUERUNG (2006). 
919  Auch die analytischen Aussagen und Übernahmen von Zielen. 
920  Einige Begriffe der Beobachtungssprache waren nicht von den theoretischen Kategorien erfasst. 
921  VGL. BAUPLANUNGSBÜRO SÜß GMBH (2008). Das Konzept erfasst den Ortsteil Breitenbrunn. 
922  Bei der Codierung der Stichprobe wurden weiterhin induktiv Kategorien aufgegriffen, ohne dass dabei das vorbereitete 
theoretische Kategorienschema in Frage gestellt werden musste. So wurde bei den Qualitätszielen die Kategorie „Stärken, 
Entwickeln“ aufgenommen. 
923  Vgl. WESTSÄCHSISCHE GESELLSCHAFT (2007a). 
924  Vgl. WESTSÄCHSISCHE GESELLSCHAFT (2008a). 
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differenziert. Aufgrund der aggregierten Auswertung für alle untersuchten Konzepte wird im 
empirischen Teil dieser Arbeit kein Quellennachweis für jede einzelne erhobene Aussage 
wiedergegeben. Dieser ist in den Codierbögen enthalten. Nur bei besonderen Aussagen für 
einzelne Planinhalte einer Gemeinde erfolgt eine Quellenangabe. In Tabelle E im Anhang 
werden alle untersuchten Dokumente aufgeführt. 
Die Auswertung wurde in zusammenfassende Übersichten übertragen.925 Zentrale Elemente 
dieser Auswertung sind: 
 Formale Angaben, u. a. Jahr der Fertigstellung des Konzepts, Angaben zum Bearbeiter, 
 Aussagen zu Zweck, Leitbild, Leitlinien und Standards, 
 Vorhandensein der drei Bilanzziele, 
 Vorhandensein weiterer flächen- und gebäudepolitischer Qualitätsziele, 
 Vorhandensein flächen- und gebäudepolitischer Handlungsziele in den Gebietskategorien, 
 Vorhandensein weiterer flächen- und gebäudepolitischer Handlungsziele unabhängig von 
Gebietskategorien. 
Während in den Codierbögen einzelne normative Aussagen erfasst werden, wird bei der 
Auswertung nur das Vorhandensein eines flächen- oder gebäudepolitischen Themenfeldes 
erfasst. Dabei wird nicht die Zahl der Ziele, sondern die Zahl der Gemeinden ermittelt, die 
bestimmte eindeutige bzw. vage flächen- oder gebäudepolitische normative Aussagen 
getroffen haben. Diese zusammenfassende Analyse folgt der Zielsetzung, flächenpolitische 
Strategien zu erkennen (und etwa nicht die Anzahl der Aussagen zu zählen).926 Mit dieser 
zusammenfassenden Auswertung wird daher der wesentliche Schritt zur Interpretation der 
empirischen Befunde geleistet. Die Ergebnisse der Auswertung werden in Kap. 8 dargelegt. 
7.2.4 Prüfung auf Repräsentativität 
Die Inhaltsanalyse erfordert als empirische Forschungsleistung die Überprüfung auf 
Repräsentativität. Hierbei ist zwischen der Zuverlässigkeit der Erhebungsverfahrens und des 
Ergebnisses zu unterscheiden. In der Arbeit wird eine Triangulation der Methoden 
herangezogen, weshalb sich auch die Überprüfung der Ergebnisse aus quantitativen und 
qualitativen Elementen zusammensetzt. Da für die Fragestellung der vorliegenden Arbeit keine 
vergleichbaren empirischen Studien im Bereich der Stadtplanung vorliegen, werden zur 
Prüfung andere Möglichkeiten der Außenvalidierung herangezogen.927  
Die Methode der Inhaltsanalyse ist eine explorative Vorgehensweise und damit „[…] ein 
erkundender, tastender, ein Problemfeld erst zu erschließender Ansatz“.928 Daher ist „[d]ie 
Gültigkeit der Inhaltsanalyse […] schwer zu prüfen“.929 Dennoch ist ein zuverlässiges 
Erhebungsverfahren erforderlich, um die Repräsentativität der Ergebnisse zu sichern. 
Die in Kap. 7 dargelegte Vorgehensweise gewährleistet die Zuverlässigkeit des 
Erhebungsverfahrens.930 Die empirische Analyse mithilfe des theoretischen Kategorienschemas 
                                                 
925  Vgl. Tabellen F-O im Anhang) 
926  Ein Auszählen der normativen Aussagen wäre nicht sinnvoll; in den Konzepten sind Handlungsziele unterschiedlicher 
Größenordnung enthalten, z. B. der „Abriss der Marktstraße 12“, aber auch der „Rückbau des Ortsteils Schweizertal“; eine 
quantitative Auswertung der Nennungen führt daher zu keinem Erkenntnisgewinn. 
927  Vgl. MERTEN (1995: 151). 
928  BRAUN (1988: 180). 
929  MAYNTZ ET AL. (1971: 161). 
930  Zur Zuverlässigkeit des systematischen Vorgehens bei qualitativen Inhaltsanalysen vgl. MAYNTZ ET AL. (1971: 152). 
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wurde auf Grundlage der gegenwärtigen Forschungsliteratur herausgearbeitet und mithilfe 
dreier Pretests optimiert.931 Der hierfür erarbeitete Codierung die Zuordnung der 
Analyseeinheiten der Beobachtungsprache zu den Kategorien der theoretischen Sprache.932 
Wie bei MEYER933 wird in der vorliegenden Arbeit daher grundsätzlich auf die Analyse 
emergenter Ziele verzichtet.934 
Die Zuordnung der Analyseeinheiten zu den Kategorien wurde in einem Abstand von zehn 
Monaten durch den Verfasser der vorliegenden Arbeit nochmals überprüft.935 Dabei wurde das 
Ergebnis der ersten Codierung bestätigt. Entsprechend wird der Anspruch auf Zuverlässigkeit, 
d. h. die „Stabilität des Ergebnisses bei wiederholter Anwendung“, erfüllt.936 
Die empirischen Ergebnisse der vorliegenden Arbeit werden für die Klein- und Mittelstädte 
mithilfe einer Stichprobe gewonnen. Daher ist zu prüfen, ob die Ergebnisse für die 
Grundgesamtheit der 61 Gemeinden mit Konzepten repräsentativ sind.937 Diese 
Gewährleistung wird erreicht, indem eine Prüfung der Stichprobe auf Repräsentativität für die 
Grundgesamtheit der Gemeinden in der Landesdirektion Chemnitz, die ein Konzept erarbeitet 
haben, erfolgt. Hierfür wurden die zentralen Kenngrößen 
 Entwicklung der Einwohnerzahlen,  
 Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche, 
 Entwicklung der Siedlungsdichte,  
 die Einwohnerzahl 2010 sowie 
 die Siedlungsfläche 2010  
herangezogen. Die Mittelwerte der Stichprobe entsprechen den Mittelwerten der 
Grundgesamtheit (vgl. Tabelle 7).938 
                                                 
931  Der Rückgriff auf die im theoretischen Teil identifizierten Zusammenhänge zwischen Text und Kontext gewährleistet den 
Anspruch auf Validität, d. h. auf Gültigkeit der Forschungsmethoden, vgl. a. MEIER KRUKER UND RAUH (2005: 33). Daher 
entstanden keine von RÖNSCH (2007a: 296) gekennzeichneten Validitätsprobleme bei der Festlegung der 
Untersuchungseinheiten (Symbole, Wörter etc.) und der Kategorienbildung. 
932  Damit wird eine Objektivität bzw. Intersubjektivität erreicht, vgl. MEIER KRUKER UND RAUH (2005: 32); POPPER (2005: 2). 
933  Vgl. MEYER (1985: 127). 
934  Vgl. KÜHN (2010: 95) im Sinne von Mintzberg. Allerdings ist mit dem Einmotten eine emergente Aussage im Nutzungszyklus 
aufgegriffen; diese wird auch im empirischen Teil untersucht. 
935  Die Zuverlässigkeitsprobleme bei der Codierung durch verschiedene Personen (RÖNSCH 2007b: 296) wurden damit 
vermieden. 
936  BOSSE (2006: 125); vgl. a. MEYER (1985: 124). In der qualitativen Forschung wird die Zuverlässigkeit (Reliabilität) 
insbesondere durch die Standardisierung des methodischen Ablaufes gewährleistet, weil damit eine gute Vergleichbarkeit der 
Ergebnisse erreicht wird, vgl. a. MEIER KRUKER UND RAUH (2005: 33). 
937  Nach MEIER KRUKER UND RAUH (2005: 34) ist für qualitative Analysen allerdings Vorsicht mit Verallgemeinerungen geboten; 
sie betonen, dass Wissenschaft nicht der Übereinstimmung mit der Realität dient, sondern Unterschiede aufdecken und 
Widersprüche in Spannung belassen soll. 
938  Der Vergleich zwischen der Grundgesamtheit und der Stichprobe zeigt einen ähnlichen Verlauf. In diese Tabelle sind keine 
Daten der vier größeren Städte einbezogen, weil sie nicht auf Repräsentativität geprüft werden. Vgl. aber die Angaben in 
Kap. 8.1.1. 
 






























61 717.095 608.009 -15,21 26.806 30.811 14,94 26,75 19,73 -26,23
Stichprobe 20 235.639 198.184 -15,89 8.909 10.252 15,07 26,45 19,33 -26,91
Verhältnis
(in %)
32,79 32,86 32,60 - 33,24 33,27 - - - -
 
Tabelle 7: Prüfung der Stichprobe auf Repräsentativität 
(Quelle: eigene Darstellung und Berechnung; Datengrundlage: STALA 2012a)  
Die Stichprobe ist daher hinsichtlich dieser Kenngrößen repräsentativ für die Klein- und 
Mittelstädte im Bereich der Landesdirektion Chemnitz, die zwischen 2005 und 2011 ein 
gesamtstädtisches Stadtumbaukonzept erarbeitet haben. Aufgrund der aufgezeigten 
vergleichbaren Kenngrößen ist es möglich, für diese Gemeinden die in Kap. 5 formulierten 
Hypothesen zu falsifizieren bzw. zu bekräftigen. Somit wird davon ausgegangen, dass die 
Prüfung der Hypothesen für die Grundgesamtheit aller Klein- und Mittelstädte im Bereich der 
Landesdirektion Chemnitz gilt.  
Mit den vier größeren Städten handelt es sich um eine Vollerfassung aller Städte dieser 
Größenordnung im Bereich des Direktionsbezirks. Daher entfällt ein Test auf Prüfung der 
Repräsentativität. 
7.3 Fazit 
Die Themenanalyse als spezifische Form der Inhaltsanalyse ist die geeignete Methode, um 
empirisch die flächenpolitischen Zielvorstellungen im Stadtumbau zu ermitteln. Sie zeichnet 
sich dadurch aus, dass sie mit der Inferenz Rückschlüsse vom Text auf den Kontext 
gewährleistet und damit Aussagen zur Orientierung der Gemeinden an den überörtlichen 
Vorgaben im Stadtumbau ermöglicht. Mit der Inhaltsanalyse wird es daher möglich, 
Ausprägungen zur Verwendung von Zielhierarchien bei flächen- und gebäudepolitischen 
Zielvorstellungen der Gemeinden im Stadtumbau vor dem Hintergrund der 
Programmorientierung zu erfahren. 
Im Ergebnis ist die entwickelte Methode zielführend, die Untersuchungs- und Arbeitsfragen der 
vorliegenden Arbeit zu beantworten und die Hypothesen zu prüfen. Es wird eine Untersuchung 
durchgeführt, die für die gegenwärtig am Stadtumbau Ost beteiligten Städte in der 
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8 Prüfung der Hypothesen 
Der empirische Teil dieser Arbeit dient zur Prüfung der in Kap. 5 formulierten Hypothesen. Die 
Hypothesen wurden iterativ aufgebaut. Daher folgt das vorliegende Kapitel im Aufbau (nach 
der Angabe der Strukturdaten der untersuchten Gemeinden in Kap. 8.1) der in Kap. 5 
vorgenommen Gliederung der Hypothesen (vgl. Abbildung 26):  
 Zunächst werden die eindeutigen und vagen flächen- und gebäudepolitischen Aussagen in 
den Hierarchiestufen ermittelt (Kap. 8.2).939  
 Anschließend werden die Gemeinden hinsichtlich der Verwendung normativer flächen- und 
gebäudepolitischer Aussagen typisiert und dem im Freistaat verfolgten Typus der 
Zielhierarchie gegenübergestellt (Kap. 8.3). 













Abbildung 26: Inferenz in der Themenanalyse  
(Quelle: eigene Darstellung) 
In der Auswertung wurden zunächst die bisherigen INSEKs als gesamtstädtische Konzepte 
herangezogen. Aufgrund der fehlenden Trennung in der Arbeitshilfe wird angenommen, dass 
in den INSEKs auch teilräumliche Aussagen integriert sind. Auf die separaten SEKOs jüngeren 
Datums, die im Nachgang zu den gesamtstädtischen Konzepten als Fördergebietskonzepte 
erarbeitet wurden, werden insbesondere in Kap. 8.3.2 eingegangen. In der Untersuchung 
wird jeweils zwischen der Stichprobe der kleineren und mittleren sowie der Auswertung der 
vier größeren Städte unterschieden. Dies eröffnet die Möglichkeit des Vergleiches. Es wird 
untersucht, ob die größeren Städte aufgrund ihrer Stadtgröße, aber auch aufgrund der 
größeren Planungsverwaltung mit spezialisierten Abteilungen anders auf den institutionellen 
Kontext reagieren als die kleineren und mittleren Städte. Aufgrund der geringen Anzahl 
erlauben die Ergebnisse zu den vier größeren Städten allerdings keine Verallgemeinerung. 
Dennoch sind aber auch hier Tendenzen festzustellen. 
8.1 Strukturdaten der Gemeinden 
Im Untersuchungsraum des Direktionsbezirkes Chemnitz zeigen sich im Vergleich zum Freistaat 
Sachsen erhebliche Probleme mit dem demografischen Wandel und der Stadtschrumpfung. In 
                                                 
939  Die Überprüfung erfolgt mithilfe des Kategorienschemas für normative flächen- und gebäudepolitische Ziele. 
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diesem Unterkapitel wird daher zunächst der Problemdruck der Gemeinden herausgearbeitet 
(Kap. 8.1.1). Im Anschluss (Kap. 8.1.2) werden Aussagen zur Form der Konzepte und zum 
Prozess ihrer Erarbeitung wiedergegeben. 
8.1.1 Problemdruck 
Im Direktionsbezirk Chemnitz gibt es 199 eigenständige Gemeinden.940 Die Gemeinden sind 
von den Folgen des demografischen Wandels und der Stadtschrumpfung in erheblichem Maße 
betroffen. Zwischen 2005 und Juni 2011941 haben daher 61 Gemeinden ein neues Integriertes 
Stadtentwicklungskonzept erarbeitet. 
Daten zur Siedlungs- und Verkehrsfläche liegen flächendeckend auswert- und vergleichbar erst 
seit dem Jahr 1996 vor. Flächenpolitische Entscheidungen und die Entwicklung der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche direkt nach der Wende können somit nicht dargestellt und mit der 
Einwohnerentwicklung verglichen werden; 2010 ist hingegen das letzte Jahr, für das 
statistische Daten bereits genutzt werden können.942 Daher wird der Vergleich der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche sowie der Siedlungsdichte für die Veränderung zwischen 1996 und 2010 
geführt.943 Zusammenfassend zeigt Tabelle 8 die Strukturdaten der Stichprobe und der vier 
größeren Städte im Vergleich zur Grundgesamtheit, der Landesdirektion Chemnitz und dem 
Freistaat Sachsen. 
Im Folgenden wird vor allem auf die Stichprobe im Vergleich zum Freistaat und zur 
Landesdirektion eingegangen, weil die Großstädte keine repräsentative Auswahl darstellen; 
vielmehr handelt es sich um alle größeren Städte in der Landesdirektion Chemnitz. Die Tabelle 
zeigt aber, dass der Problemdruck auch in den größeren Städten sehr hoch ist, teilweise noch 
höher als bei den kleineren und mittleren Städten. 
Der Problemdruck zeigt sich in der Stichprobe zunächst in der Einwohnerentwicklung. Am 
31. Dezember 2010 lebten insgesamt 1.526.091 Einwohner im Bereich der Landesdirektion, 
während 1990 noch 1.871.391 und 1996 1.763.294 Einwohner gezählt wurden. 
Gegenüber 1990 stellt dies einen Verlust von 345.300 Einwohnern (-18,45 Prozent), 
gegenüber 1996 einen Rückgang um 237.203 Menschen dar (-13,45 Prozent). 
Die Einwohnerentwicklung verlief innerhalb der Landesdirektion räumlich heterogen. Gewinner 
waren insbesondere suburbane Gemeinden; eine Reurbanisierung, wie sie z. B. in Leipzig und 
Dresden festzustellen ist,944 bleibt in der Landesdirektion Chemnitz nahezu aus, in der Stadt 
Chemnitz ist in der jüngeren Vergangenheit lediglich ein leichter Einwohnerzuwachs seit 2009 
zu verzeichnen. Der Einwohnerrückgang insgesamt hat sich im Bereich der Landesdirektion im 
zeitlichen Verlauf verlangsamt. Dennoch ist aber zusammenfassend festzustellen, dass im 
Gesamtraum der Landesdirektion Chemnitz immer weniger Einwohner wohnen; zugleich ist 
der Einwohnerverlust wesentlich höher als im Freistaat Sachsen (-13,12 Prozent seit 1990,  
-8,71 Prozent seit 1996). 
Der durchschnittliche Einwohnerrückgang in den untersuchten 20 Stadtumbaugemeinden der 
Stichprobe ist mit 21,16 Prozent von 1990 bzw. mit 15,89 Prozent von 1996 bis 2010 
insgesamt945 höher als im Durchschnitt in der Landesdirektion und im Freistaat Sachsen. Die 
                                                 
940  Vgl. STALA 2012a. Stand der Gebietsstruktur: 2012; Daten jeweils mit Stand 31. Dezember des angegebenen Jahres. 
941  Alle empirischen Aussagen beziehen sich im Folgenden auf diesen Zeitraum, sofern kein anderes Datum angegeben wird. 
942  Vgl. STALA 2012b (Stellungnahme). 
943  Vgl. STALA 2012a. 
944  Erkennbar an den Daten des Statistischen Landesamtes. 
945  Bezogen auf die Stichprobe (20 Gemeinden); auch bezogen auf die Grundgesamtheit zeigt sich ein höherer 
Einwohnerverlust: -20,08 Prozent von 1990 bis 2010 bzw. -15,21 Prozent von 1996 bis 2010. 
 
Prüfung der Hypothesen  175 
 
Stadtumbaugemeinden sind bezogen auf die Einwohnerentwicklung daher einem höheren 
Problemdruck ausgesetzt.946 Dieser Problemdruck rechtfertigt die Förderung der Gemeinden 
durch das Stadtumbau-Programm.  
Im Gegensatz zum kontinuierlichen Rückgang der Einwohnerzahl ist die Siedlungs- und 
Verkehrsfläche von 1996 bis 2010 stetig gewachsen – im Freistaat, in der Landesdirektion 
Chemnitz und in allen untersuchten Gemeinden. Der Vergleich der Zuwachsraten zeigt einen 
höheren Anstieg im Freistaat, der Landesdirektion und drei der Großstädte gegenüber den 
untersuchten Gemeinden. Dennoch ist die Siedlungs- und Verkehrsfläche auch in der 
Stichprobe erheblich gewachsen: Sie nahm von 8.909 ha im Jahr 1996 auf 10.252 ha im 
Jahr 2010 zu. Dies ist ein Anstieg um 1.343 ha (15,07 Prozent).  
In der Verbindung der Einwohner- und Flächenentwicklung ergibt sich die Siedlungsdichte. In 
den untersuchten Gemeinden der Stichprobe ist sowohl für das Jahr 1996 als auch für das 
Jahr 2010 eine höhere Siedlungsdichte als in der Landesdirektion und im Freistaat 
nachweisbar. In den untersuchten Gemeinden der Stichprobe hat die Siedlungsdichte seit 
1996 im Vergleich zur Landesdirektion und zum Freistaat insgesamt stärker abgenommen; in 
den 20 Gemeinden ergibt sich ein Rückgang von 26,91 Prozent. Diese starke Abnahme hat 
erhebliche Folgen für die Effizienz des Siedlungskörpers und der Infrastruktur, weshalb hier ein 
hoher Problemdruck festzustellen ist.  
























4.545.702 4.149.477 -8,72 195.255 230.372 17,99 23,28 18,01 -22,63
Landesdirektion 
Chemnitz
1.763.294 1.526.091 -13,45 71.352 83.369 16,84 24,71 18,03 -25,92
Grund-
gesamtheit
717.095 608.009 -15,21 26.806 30.811 14,94 26,75 19,73 -26,23
Stichprobe 235.639 198.184 -15,89 8.909 10.252 15,07 26,45 19,33 -26,91
Chemnitz 281.695 243.248 -13,65 7.035 9.100 29,35 40,04 26,73 -33,24
Freiberg 47.194 41.342 -12,40 1.212 1.384 14,19 38,93 29,87 -23,27
Plauen 72.802 66.098 -9,21 2.080 2.500 20,19 35,00 26,43 -24,49
Zwickau 109.100 93.750 -14,07 2.958 3.864 30,62 36,88 24,26 -34,22
 
Tabelle 8: Problemdruck im Vergleich 1996 und 2010 
(Quelle: eigene Darstellung und Berechnung; Datengrundlage: STALA 2012a) 
                                                 
946  Erneut sei hier darauf verweisen, dass in Verbindung mit der Einwohner- auch die Haushaltsentwicklung zu betrachten ist. Als 
grundlegender Problemdruck im Sinne der Siedlungsdichte dient aber die Einwohnerzahl. Während beim Haushalt die 
Nachfrage nach Wohneinheiten im Mittelpunkt steht, fokussiert die Einwohnerzahl auf den Flächenbedarf. 
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Auch der Leerstand lässt eine Aussage zum Problemdruck zu, weil die zurückgehende Zahl der 
Einwohner und Haushalte zu einem größer werdenden Leerstand führt. Daher wurde das 
Leerstandsziel auch von der Arbeitshilfe als Bilanzziel empfohlen. Problematisch ist allerdings 
die empirische flächendeckende Erhebung des Leerstandes,947 weshalb für den Freistaat und 
die untersuchten Gemeinden keine Datenreihen des Landesamtes im zeitlichen Verlauf 
vorliegen.948 
Zusammenfassend ist in den untersuchten Gemeinden ein hoher Problemdruck festzustellen. Er 
zeigt hinsichtlich der Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfläche sowie der 
Siedlungsdichte, dass im Stadtumbau siedlungspolitische Antworten auf den demografischen 
Wandel und die Stadtschrumpfung erforderlich sind. Einwohner- und Flächenentwicklung 
haben sich entgegengesetzt zueinander entwickelt. 
8.1.2 Untersuchte Konzepte 
Die untersuchten Konzepte sind nicht nur hinsichtlich des Problemdrucks unterscheidbar, der 
den Planinhalten zugrunde liegt. Vielmehr sind auch formale und prozedurale Unterschiede 
festzustellen.949 
Die 20 untersuchten Gemeinden der Stichprobe hatten sich bereits mehrheitlich an dem 
Bundeswettbewerb Stadtumbau Ost beteiligt, nur fünf Gemeinden haben erst danach ein 
Konzept erarbeitet.950 In 19 Gemeinden stellt das in der vorliegenden Arbeit untersuchte 
Konzept nicht das erste Stadtumbaukonzept der Gemeinde dar, lediglich in Markneukirchen 
gab es keinen Vorläufer. Die vier größeren Städte hatten alle an dem Wettbewerb 
teilgenommen. 
Demgegenüber verfügten zum Zeitpunkt der Konzepterarbeitung nur zwölf Gemeinden der 
Stichprobe sowie Chemnitz und Freiberg über einen gültigen Flächennutzungsplan. Im 
Vergleich der beiden Instrumente unterstreicht dies die Bedeutung der Konzepte für die 
Gemeinden als zentrale Planung. 
Entgegen der Darstellung in der Arbeitshilfe haben die Gemeinden zunächst kein zweistufiges 
Verfahren eingehalten; vielmehr wurde in den Gemeinden lediglich das gesamtstädtische 
INSEK mit integrierten teilräumlichen Aussagen erarbeitet. Erst seit der im Jahr 2009 
eingeführten Vorgabe werden für die Fördergebiete separate städtebauliche 
Entwicklungskonzepte erstellt.  
Bislang haben allerdings erst fünf Städte der Stichprobe Fördergebietskonzepte für Teilräume 
beschlossen.951 In den vier größeren Städten haben bislang Chemnitz, Plauen und Zwickau 
städtebauliche Entwicklungskonzepte erarbeitet.952  
                                                 
947  Vgl. STALA (2012b). 
948  Die letzte flächendeckende Erhebung erfolgte am 30.09.1995, seitdem wurde nur der Mikrozensus erhoben; allerdings 
können keine Daten für einzelne Gemeinden geliefert werden, vgl. STALA 2012b (Stellungnahme). Auch Brachflächen, etwa 
als Beitrag zur Aussage über das Mengenziel, werden nicht flächendeckend erhoben; zudem stellt sich das methodische 
Problem der Definition und Erfassung. 
949  Vgl. hierzu auch Tabelle F im Anhang. 
950  Elsterberg, Lunzenau, Markneukirchen, Schneeberg, Schöneck/Vogtld. 
951  SMI (2012). 
952  Bis Januar 2013 hat die Stadt Freiberg bislang kein teilräumliches Konzept erarbeitet; für die Gebiete liegen lediglich 
Rahmenpläne vor, die bereits vor dem INSEK erarbeitet wurden oder parallel zum INSEK fortgeschrieben wurde. Diese 
informellen Konzepte sind nicht gem. § 171b BauGB, sondern gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB erarbeitet worden. Als 
vorbereitende Planung ohne mittelbare Verbindlichkeit sind Rahmenpläne wie vergleichbare Dokumente der anderen Städte 
in dieser Arbeit nicht analysiert worden. 
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Die untersuchten gesamtstädtischen Konzepte der Stichprobe wurden in den Jahren 2007 (fünf 
Gemeinden), 2008 (elf) und 2009 (vier) erarbeitet. In den größeren Städten entstanden die 
Konzepte 2006 (Zwickau), 2007 (Freiberg), 2009 (Chemnitz) und 2010 (Plauen)953. 
Insbesondere die ab 2009 entstandenen Konzepte müssten daher bereits auf die vom Freistaat 
geforderte Zweistufigkeit eingehen; detaillierte normative Aussagen über die Entwicklung der 
Teilraumes wären dabei nicht im gesamtstädtischen Konzept, sondern in den separaten 
Fördergebietskonzepten enthalten. Ob diese geforderte institutionelle Zweiteilung eingehalten 
worden ist und welche Folgen dies für die zur Anwendung kommenden Typen der 
Zielhierarchie hat, wird im Laufe der empirischen Untersuchung ermittelt.  
8.1.3 Kurzfazit 
Problemdruck, Form der Konzepte und der Prozess der Erarbeitung sind wichtige Strukturdaten 
der Gemeinden. Im Bereich des Problemdrucks stellt die Siedlungsdichte eine 
zusammenfassende Aussage dar, weil sie die Veränderung der Einwohnerzahl sowie der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche im zeitlichen Verlauf vereint.  
Im Bereich der Form und des Prozesses ist insbesondere die Entstehungszeit der Konzepte von 
Belang. Die 2009 eingeführte Vorgabe, eine institutionelle Trennung zwischen 
gesamtstädtischem und teilräumlichem Konzept einzuhalten, hat Folgen für den Aufbau und 
den Inhalt beider Konzepte.  
8.2 Gemeindliche siedlungspolitische Ziele in den Hierarchiestufen 
In diesem Unterkapitel werden die Hypothesen geprüft, die sich auf die einzelnen Elemente der 
Zielhierarchie beziehen. Hierbei handelt es sich um die übergeordneten Hierarchiestufen 
(Kap. 8.2.1), die Bilanzziele (Kap. 8.2.2), die Gebietskategorien (Kap. 8.2.3) und die 
Handlungsziele (Kap. 8.2.4). 
8.2.1 Übergeordnete Hierarchiestufen 
Zweck, Leitbild, Leitlinien und Standards umfassen die übergeordneten Stufen einer 
Zielhierarchie. Sie geben eine Orientierung zur räumlichen Entwicklung. 
8.2.1.1 Zweck, Leitlinien und Standards  
Hypothese 01: In den gesamtstädtischen Konzepten werden keine Aussagen zu Zweck, 
Leitlinien und Standards formuliert, weil hierzu in der Arbeitshilfe, den Stadtumbau-Paragrafen 
und in den Förderrichtlinien keine überörtlichen Aussagen enthalten sind. 
Die Arbeitshilfe formuliert keine Empfehlungen zur siedlungspolitischen Darstellung von Zweck, 
Leitlinien oder Standards.  
Stichprobe 
Auch in den INSEKs der Stichprobe werden keine Aussagen zum Zweck, zu Leitlinien und zu 
Standards getroffen.  
                                                 
953  In Plauen wurde anstelle des gesamtstädtischen Konzeptes das „Handbuch der Stadtentwicklung“ zur Verfügung gestellt. Das 
Handbuch gibt die gleichen normativen Aussagen wieder, die im gesamtstädtischen Konzept enthalten sind; vgl. 
STADTENTWICKLUNGSMANAGEMENT PLAUEN (2011: 5), vgl. a. HTTP://WWW.PLAUEN.DE/DE/RATHAUS/STADTKONZEPT-2022.PHP. 
Das Konzept wurde 2010 beschlossen, das Handbuch 2011 veröffentlicht. 
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Größere Städte 
Der Zweck wird auch in den INSEKs der größeren Städte nicht explizit angegeben. 
Demgegenüber haben alle vier Städte Leitlinien formuliert. So formuliert die Stadt Plauen unter 
anderem: „Plauen […] bietet […] ein für alle (Wohn-)wünsche und -bedürfnisse ausgerichtetes 
Wohnen in Kombination mit hohem Freizeitwert.“954 In Chemnitz werden zusätzlich als 
Standards Orientierungswerte im Bereich des Leerstandsziels genannt.955 
Ergebnis 
Die Hypothese wird für die Stichprobe bekräftigt. Die in Kap. 4 formulierten theoretisch 
sinnvollen Aussagen zum Zweck, zu Leitlinien und Standards kommen weder in den 
überörtlichen noch in den gemeindlichen Konzepten vor. Demgegenüber formulieren die 
größeren Städte zum Teil Aussagen auf diesen übergeordneten Hierarchiestufen. 
Daher wird folgende modifizierte These formuliert: In den gesamtstädtischen Konzepten 
kleinerer und mittlerer Städte werden keine Aussagen zu Zweck, Leitlinien und Standards 
formuliert, weil hierzu überörtliche Vorgaben fehlen. Die größeren Städte formulieren 
demgegenüber aus eigener Motivation Leitlinien, die Stadt Chemnitz auch Orientierungswerte.  
8.2.1.2 Leitbilder  
Hypothese 02: In den gesamtstädtischen Konzepten werden siedlungspolitische Leitbilder 
formuliert, weil sie eine Antwort auf den demografischen Wandel und die Stadtschrumpfung 
geben und weil Leitbilder in der Arbeitshilfe ebenfalls angeführt werden. 
In der Arbeitshilfe wird zwar die Erarbeitung eines Leitbildes empfohlen,956 allerdings wird 
keine Aussage über dessen Inhalt getroffen. So fehlen etwa Hinweise auf die in Kap. 4.2.2 
aufgeführten Leitbilder wie der „kontrahierten“ oder der „perforierten Stadt“. Daher werden in 
der Arbeitshilfe keine spezifischen Aussagen über flächen- oder gebäudepolitische Inhalte 
getroffen. 
Stichprobe 
13 der 20 gesamtstädtischen Konzepte enthalten siedlungspolitische Aussagen im Leitbild. 
Dies ist hinsichtlich dieser Hierarchiestufe zwar ein Indiz für die Orientierung der Konzepte an 
der Arbeitshilfe. Weil dort der Bezug zu siedlungspolitischen Inhalten aber fehlt, erklären sich 
die gemeindlichen Leitbilder eher mit der – von den Gemeinden selbst gegebenen –
planerischen Antwort auf den demografischen Wandel und die Stadtschrumpfung.  
Die in den Konzepten aufgeführten Leitbilder thematisieren nicht im Kern siedlungsstrukturelle 
Leitbilder wie der Kontraktion oder Perforation, sondern fokussieren auf gesellschaftliche und 
gesellschaftsräumliche Zielvorstellungen; dabei implizieren sie aber räumliche Aussagen, 
weshalb sich auch Teilaussagen im Sinne lokalspezifischer Leitbilder der zweiten Generation 
wiederfinden.957 Teilweise werden in den Konzepten dem Kapitel „Leitbild“ aber flächen- und 
                                                 
954  STADTENTWICKLUNGSMANAGEMENT PLAUEN (2011: 50). 
955  Sie formuliert wie folgt (STADT CHEMNITZ 2009: 44): „Folgende Orientierungswerte (inklusive Fluktuationsreserve von 5%) 
können für die Gewichtung des Leerstandes gelten: 10%: aus Sicht der Wohnungsunternehmen max. wirtschaftlich 
vertretbare Leerstandsquote; 20%: städtebaulich vertretbarer Leerstand unter der Voraussetzung, dass sich der Leerstand 
diffus über das jeweilige Gesamtgebiet verteilt (z.B. konsolidierter Stadtteil Kaßberg mit derzeit ca. 17% Leerstand).“ 
956  Vgl. MINISTERIUM DES INNERN (2005: 5). 
957  Z. B. formuliert die Stadt Elsterberg (WESTSÄCHSISCHE GESELLSCHAFT 2009c: 18) unter anderem in ihrem Leitbild: „kulturvolle 
Kleinstadt mit einzigartiger, historischer Gebäudesubstanz.“ 
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gebäudepolitische Qualitätsziele zugeordnet, die die räumlichen Aussagen des Leitbildes 
unterstützen.  
Als Besonderheit hat die Stadt Geyer bei der Weiterentwicklung eines bereits bestehenden 
Leitbildes für die 15 im Gesamtkonzept abgegrenzten Teilgebiete jeweils eigene Leitbilder 
formuliert, die teilweise flächen- und gebäudepolitische Aussagen enthalten.958 Dennoch ist der 
Beitrag der Leitbilder zum flächen- und gebäudepolitischen Umgang mit der Stadtschrumpfung 
insgesamt eher gering. 
Die Leitbilder wurden teilweise bereits im Zusammenhang mit dem Stadtumbau-Wettbewerb 
2002 formuliert und werden von den Gemeinden lediglich nochmals bestätigt bzw. 
weiterentwickelt.959 Daher ist von einer Kontinuität in der grundsätzlichen Orientierung der 
Gemeinden auszugehen. Neben seiner Bedeutung als eigenständige Hierarchiestufe 
(Orientierung für die gemeindliche Entwicklung) hat das Leitbild als Teil der Zielpyramide und 
der Strategischen Planung eine wichtige Funktion.  
Größere Städte 
Alle vier Städte formulieren ein Leitbild mit siedlungspolitischen Aussagen. Mit dem Leitbild 
„Chemnitz – Stadt der Moderne“960 und „Die Stadt Plauen – das Zentrum für ein starkes 
Vogtland“961 handelt es sich um siedlungspolitische Leitbilder der zweiten Generation. 
Ergebnis  
Die Hypothese wird modifiziert. In den kleineren und mittleren Städten werden zwar räumliche 
Aussagen getroffen, es handelt sich aber im Kern um gesellschaftliche oder 
gesellschaftsräumliche und nicht um siedlungsstrukturelle Leitbilder. Demgegenüber sind die 
siedlungspolitischen Inhalte  bei den größeren Städten umfänglicher. 
Daher wird folgende These formuliert: In den gesamtstädtischen Konzepten werden Leitbilder 
formuliert, weil die Arbeitshilfe diese anführt. Die größeren Städte treffen dabei mehr 
siedlungspolitische Aussagen als die kleineren und mittleren, darunter insbesondere Chemnitz 
und Plauen mit Leitbildern der zweiten Generation. 
8.2.2 Bilanzziele 
Bilanzziele sind ein wichtiges Element der Flächenkreislaufwirtschaft. In der theoretischen 
Auseinandersetzung wurden drei sinnvolle Bilanzziele identifiziert.  
8.2.2.1 Mengenziel 
Hypothese 03: Ein eindeutiges Mengenziel, etwa als regionalisiertes 30-ha-Ziel, wird als 
Bilanzziel auf gesamtstädtischer Ebene nicht formuliert, weil die Arbeitshilfe dies nicht enthält. 
Daher kommt hinsichtlich dieses Qualitätsziels keine Parametrische Steuerung zum Einsatz. 
Das Mengenziel wird, wie in Kap. 4.3.2.2 ermittelt, in der Arbeitshilfe nur vage formuliert.  
                                                 
958  Nicht alle haben aber den Charakter eines Leitbildes, sondern eines vagen Qualitätsziels, wenn sie mehr die Fläche 
beschreiben. 
959  In der Arbeitshilfe (MINISTERIUM DES INNERN 2005: 5) wird auch darauf hingewiesen, dass methodisch an vergangene 
Leitbildprozesse angeknüpft werden kann. 
960  STADT CHEMNITZ (2009: 13). 
961  STADTENTWICKLUNGSMANAGEMENT PLAUEN (2011: 49). 
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Stichprobe 
Die vage Formulierung findet sich in den gemeindlichen Konzepten der Stichprobe wieder. 
Insgesamt 18 Gemeinden formulieren ein Qualitätsziel zum Umgang mit dem Siedlungskörper; 
nur vier Gemeinden treffen diese Aussagen ausschließlich im Gesamtkonzept, während sie in 
sechs Gemeinden sowohl im Gesamt- als auch im Fachkonzept und ebenfalls in acht 
Gemeinden ausschließlich im Fachkonzept enthalten sind.  
Damit treffen insgesamt zehn Gemeinden Aussagen zum Mengenziel im Gesamtkonzept. Die 
Aussagen in den Fachkonzepten finden sich in verschiedenen Fachkonzepten: Städtebau und 
Denkmalpflege, Wohnen, Umwelt, Wirtschaft. Zum einen zeigt dies die Bedeutung der 
Flächenpolitik für verschiedene Fachbereiche; zum anderen ist hieran erkennbar, dass die 
Arbeitshilfe keine Empfehlung gibt, in welchem Fachkonzept der Umgang mit dem 
Siedlungskörper thematisiert werden soll. 
Elf der Konzepte fokussieren in den Qualitätszielen auf eine Renaturierung einzelner 
bestehender Siedlungsflächen, die brachgefallen sind, während in vier Gemeinden der 
Verzicht neuer Siedlungsflächen betont wird. In Mittweida hingegen stehen Aussagen einiger 
Fachkonzepte zum Verzicht anderen Aussagen zur Neuinanspruchnahme entgegen.962 
Während dieser Konflikt in Mittweida nicht aufgelöst wird, schlägt das Konzept der Gemeinde 
Markneukirchen in einem ähnlich gelagerten Widerspruch einen bedarfsorientierten Ausbau 
des Gewerbeparks vor.963 In der Stadt Geyer wird die notwendige Neuinanspruchnahme von 
Flächen für ein Feriendorf und ein Gewerbegebiet gesehen,964 während die Rücknahme von 
Flächen nicht thematisiert wird. 
Die Gemeinden thematisieren in der Regel nicht die Bilanzierung des Siedlungskörpers 
insgesamt. Nur die Stadt Lunzenau formuliert im Fachkonzept Städtebau und Denkmalpflege 
zwei quantitative Mengenziele als so genannte „Zielrichtwerte“: „Anteil der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche an der Gesamtfläche“: 2007: 10,93 %; bis 2020: <11,00 % sowie 
„Siedlungs- und Verkehrsflächenausstattung pro Kopf“: 2007: 62,7 qm/EW; bis 2020: < 72 
qm/EW.965 Bei beiden Aussagen handelt es sich um Extremwerte;966 in der gewählten 
Formulierung erreichen sie aber eine hohe Eindeutigkeit. Diesen beiden Aussagen im 
Fachkonzept steht im Gesamtkonzept aber ein vage formuliertes Mengenziel gegenüber: „Eine 
Neuausweisung oder Erschließung von Wohnbauland sollte entsprechend der weiteren 
Entwicklung des Bedarfes erfolgen. Vielmehr sind die in der Stadt Lunzenau vorhandenen 
Potenziale für eine verträgliche Eigenentwicklung zu nutzen. Für den derzeitig absehbaren 
Bedarf stehen ausreichend erschlossene Flächen zur Verfügung.“967 
Neben Lunzenau treffen nur die Gemeinde Elsterberg für einzelne industrielle und gewerbliche 
Brachflächen in einem Fachkonzept968 sowie die Gemeinde Burgstädt mit dem „komplette[n] 
Rückbau“ des Ortsteils Schweizerthal im Gesamtkonzept969 eindeutige Aussagen. Allerdings 
handelt es sich in Burgstädt nicht um ein gesamtstädtisches Bilanzziel, sondern um eine 
Aussage für einen einzelnen Stadtteil. Die eindeutigen Aussagen in den Fachkonzepten 
                                                 
962  WESTSÄCHSISCHE GESELLSCHAFT (2008f: 61; 100; 127). 
963  WESTSÄCHSISCHE GESELLSCHAFT (2008e: Plan 30). 
964  Vgl. DIE STEG STADTENTWICKLUNG GMBH (2008b: 5.8). 
965  SLG INGENIEURBÜRO (2009: 28). 
966  Vgl. Kap. 2.2.2.2. 
967  SLG INGENIEURBÜRO (2009: 81). Eine Konkretisierung der vagen Aussagen im Nachgang des Konzeptes blieb aus, 
vgl. STADTPLANUNGSAMT LUNZENAU (Interview 11). 
968  In Elsterberg werden der Standort und die qm-Anzahl im Fachkonzept Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Handel, Tourismus genau 
benannt, vgl. WESTSÄCHSISCHE GESELLSCHAFT (2009c: 61). 
969  Vgl. WESTSÄCHSISCHE GESELLSCHAFT (2007c: Karte 5.3.2). 
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werden im Gesamtkonzept nicht wiederholt, wodurch die Bedeutung der Aussage geschmälert 
wird. 
Alle anderen Gemeinden sind in ihrer Aussage mit Blick auf das Mengenziel vage. Eine 
Zielsetzung im Sinne eines regionalisierten 30-ha-Ziels wird in keiner der untersuchten 
Gemeinden vorgenommen. 
Größere Städte 
Auch in den größeren Städten wird das Mengenziel nicht als eindeutiges Bilanzziel eingesetzt, 
sondern nur als vage Aussage. In allen vier Städten sind diese Aussagen in Fachkonzepten 
enthalten, mit Ausnahme von Plauen auch im Gesamtkonzept. 
Während Chemnitz Aussagen insbesondere zur Renaturierung trifft, werden in den anderen 
Städten zusätzlich Aussagen zum Verzicht, aber auch zur Neuinanspruchnahme getroffen. 
Auch die größeren Städte thematisieren nicht die Bilanzierung des Siedlungskörpers insgesamt 
und bleiben in ihrer Aussage somit vage.  
Ergebnis  
In der Arbeitshilfe wird keine Empfehlung für ein eindeutiges Mengenziel gegeben, allerdings 
werden vage Vorschläge zum Umgang mit dem Siedlungskörper getroffen. Die Gemeinden 
greifen diese vagen Formulierungen auf und treffen in den Konzepten ebenso vage, in drei 
Konzepten auch eindeutige Aussagen; allerdings werden diese Angaben in Fachkonzepten 
getroffen, oder sie beziehen sich nicht auf die gesamte Stadtfläche. Die Hypothese wird daher 
bekräftigt. 
8.2.2.2 Dichteziel 
Hypothese 04: Ein eindeutiges Dichteziel wird als Bilanzziel auf gesamtstädtischer Ebene nicht 
formuliert, weil die Arbeitshilfe dies nicht enthält. Daher kommt hinsichtlich dieses 
Qualitätsziels keine Parametrische Steuerung zum Einsatz. 
Die überörtlichen Vorgaben enthalten keine Aussagen zur Formulierung eines eindeutigen 
Dichteziels. Allerdings treffen sie vage Aussagen im Sinne des Dichteziels.  
Stichprobe 
In den gemeindlichen Konzepten finden sich die vagen Formulierungen wieder. Zwölf der 20 
gemeindlichen Konzepte enthalten vage Aussagen im Gesamtkonzept. Darüber hinaus führen 
insgesamt 18 Gemeinden vage Zielvorstellungen in Fachkonzepten an; diese Aussagen 
werden vorrangig im Fachkonzept Städtebau und Denkmalschutz und im Fachkonzept 
Wohnen getroffen.  
Nur zwei Gemeinden treffen Aussagen zur Siedlungsdichte. In Rodewisch heißt es im 
Fachkonzept Städtebau und Denkmalschutz: „Das Gebiet Goethestraße / Pestalozzistraße 
kann durch die Neubautätigkeit verdichtet werden, so dass man in diesem Gebiet Baugebiete 
vorsehen muss.“970 Als Besonderheit wird im gesamtstädtischen Leitbild der Stadt Burgstädt ein 
Extremwert für innerstädtische Quartiere und damit eine eher eindeutige Aussage formuliert: 
„hohe Siedlungsdichte (über 5.000 Ew./km2)“.971 Allerdings werden für viele Quartiere nur 
                                                 
970  BÜRO FÜR STÄDTEBAU GMBH CHEMNITZ (2008a: 37). 
971  WESTSÄCHSISCHE GESELLSCHAFT (2007c: Karte 2.1). 
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vage Aussagen zur Einwohnerdichte getroffen („geringe Siedlungsdichte“)972, weshalb die 
Hypothese mit diesem empirischen Ergebnis insgesamt nicht widerlegt wird: Es fehlt eine 
gesamtstädtische eindeutige Formulierung des Dichteziels.  
Weitere Angaben zur Dichte werden nicht getroffen. Vielmehr finden sich die in der 
Arbeitshilfe empfohlenen Aussagen973 wie folgt in den gemeindlichen Konzepten wieder:974 
 die Innenentwicklung vor Außenentwicklung in insgesamt 15 Gemeinden, dabei in zwölf 
Gemeinden in Fachkonzepten, in drei Gemeinden im Gesamtkonzept und in zwei 
Gemeinden in beiden Teilen;975 
 die Stärkung von urbanen Kernen / der Innenstadt in insgesamt zwölf Gemeinden, dabei 
in fünf Gemeinden in Fachkonzepten, in zwei Gemeinden im Gesamtkonzept und in fünf 
Gemeinden in beiden Teilen;976 
 die Darstellung von Baulücken im Fachkonzept geht über die in der Arbeitshilfe empfohlene 
analytische Erfassung hinaus, indem in zwei Gemeinden jeweils im Fachkonzept Wohnen 
die Nutzung von Baulücken als Zielvorstellung formuliert wird;977 
 das Aufzeigen nächster Schritte eines gemeindlichen Baulandmanagements findet sich nur 
im Fachkonzept Umwelt der Gemeinde Burgstädt wieder. 
Die Aussagen werden demnach in unterschiedlicher Intensität übernommen. 
Größere Städte 
Die größeren Städte formulieren ebenfalls kein eindeutiges Dichteziel. Vage Aussagen finden 
sich in den Fachkonzepten (vor allem im Fachkonzept „Städtebau und Denkmalpflege“), in 
Chemnitz, Plauen und Zwickau auch im Gesamtkonzept. 
Folgende Aussagen werden im Detail getroffen: 
 Aussagen zur Siedlungsdichte in Chemnitz (Entdichtung, Erhalt der Kompaktheit) und 
Plauen (Entdichtung), 
 Innenentwicklung vor Außenentwicklung in allen vier Städten, 
 Stärkung von urbanen Kernen / der Innenstadt in Chemnitz, Plauen und Zwickau, 
 Darstellung von Baulücken im Fachkonzept Wohnen in Freiberg sowie 
 Aussagen zum Baulandmanagement in Chemnitz. 
Auch in den größeren Städten werden die Aussagen der Arbeitshilfe damit in unterschiedlicher 
Intensität übernommen. 
Ergebnis 
                                                 
972  EBD. 
973  Vgl. Kap. 4.3.2.2. 
974  Mehrfachnennungen möglich; z. T. keine wörtliche, sondern sinngemäße Wiedergabe der Empfehlungen. 
975  Enthalten bei: Adorf (FK Städtebau und D), Aue (FK Städtebau, FK Wohnen, alle FK), Burgstädt (FK Umwelt, GK), 
Frankenberg/Sa. (FK Städtebau und D), Geyer (FK Städtebau und D, FK Wirtschaft), Hainichen (GK), Klingenthal (FK 
Städtebau und D, FK Wohnen, GK), Markneukirchen (FK Städtebau und D), Mittweida (FK Städtebau und D, FK Wirtschaft), 
Oelsnitz/Vogtld. (FK Städtebau und D), Penig (GK), Rochlitz (FK Städtebau und D), Schneeberg (GK); Schöneck/Vogtld. (FK 
Städtebau und D, FK Verkehr); Wilkau-Haßlau (FK Wohnen; alle FK). 
976  So bei: Adorf (FK Städtebau und D), Auerbach / Vogtland (FK Wohnen), Flöha (FK Städtebau und D, GK), Geyer (GK), 
Hainichen (FK Städtebau und D, FK Wirtschaft, GK), Lunzenau (FK Städtebau und D; GK), Markneukirchen (FK Städtebau 
und D, FK Wohnen), Mittweida (alle FK), Oelsnitz/Vogtld. (FK Städtebau und D, GK), Penig (GK), Rochlitz (FK Wohnen, 
GK); Wilkau-Haßlau (FK Städtebau und D). 
977  In Auerbach / Vogtland und in Rochlitz. 
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In der Arbeitshilfe fehlt ein eindeutiges Dichteziel, weshalb es sich auch in den gemeindlichen 
Konzepten nicht wiederfindet; in einer Gemeinde ist zwar ein eindeutiges Ziel vorhanden, 
allerdings bezieht sich dieses nicht auf die Gesamtstadt. Demgegenüber werden vage 
Formulierungen der Arbeitshilfe übernommen, insbesondere zum Vorrang der Innen- 
gegenüber der Außenentwicklung. Zwischen der Stichprobe und den größeren Städten sind 
keine wesentlichen Unterschiede festzustellen. Die Hypothese wird daher bekräftigt. 
8.2.2.3 Leerstandsziel 
Hypothese 05: Ein Leerstandsziel wird als Bilanzziel für die Gemeinde eindeutig formuliert, 
weil die Arbeitshilfe dies empfiehlt. Allerdings wird es im Fachkonzept Wohnen und nicht im 
Gesamtkonzept dargestellt. Das Leerstandsziel ist ein Beitrag zur Parametrischen Steuerung. 
Als einziges Bilanzziel empfiehlt die Arbeitshilfe die Formulierung eines Leerstandsziels auf 
gesamtstädtischer Ebene; es wird für das Fachkonzept Wohnen vorgeschlagen.  
Stichprobe 
In der gemeindlichen Planungspraxis wird das Leerstandsziel nahezu überall verwendet, 
obwohl eine statistische Erhebung des Freistaates über die bisherige Leerstandsentwicklung 
und gegenwärtige Anteile am Gesamtbestand der Wohnungen kaum vorliegt. Hier greifen die 
Gemeinden auf eigene Erhebungen oder Schätzungen zurück. 19 Gemeinden der Stichprobe 
formulieren ein eindeutiges Leerstandsziel im Fachkonzept Wohnen, lediglich Schneeberg 
wählt eine vage Formulierung.978 Weitere sechs Gemeinden ergänzen ihr eindeutiges Ziel um 
vage Formulierungen im Fachkonzept, fünf Gemeinden formulieren eine zusätzliche vage 
Aussage im Gesamtkonzept. 
Als Besonderheit hat die Stadt Auerbach / Vogtland neben dem Leerstandsziel auch 
Prognosen der Leerstandsentwicklung in den Wohnungsunternehmen formuliert.979 
Demgegenüber formulieren nur fünf der 20 Gemeinden auch im Gesamtkonzept ein 
Leerstandsziel, und dies nur als vage Aussage.980  
Den Leerstandszielen werden in den teilräumlichen Konzepten keine Handlungsziele direkt 
zugeordnet. Daher wird in den Konzepten das Leerstandsziel nicht als Parameter im Sinne der 
Parametrischen Steuerung verwendet. 
Größere Städte 
Die größeren Städte geben das Leerstandsziel unterschiedlich an. Plauen formuliert im 
Gesamtkonzept zwar: „Plauen strebt im Jahre 2020 einen Wohnungsleerstand von unter 20 % 
an.“981 Auch wenn die exakte Höhe des Leerstands offen bleibt, handelt es sich um ein 
vergleichsweise eindeutiges Ziel. Chemnitz und Zwickau formulieren eindeutige 
Leerstandsziele im Fachkonzept Wohnen; weitere vage Aussagen finden sich in Chemnitz, 
Plauen und Zwickau. Demgegenüber trifft Freiberg keine Aussage im Sinne des Bilanzziels. 
                                                 
978  „Dem Wohnungsleerstand in den Altbaubeständen und besonders in den bereits ruinösen Altbauten ist durch neue Konzepte 
(bisher nicht vorhanden) zu begegnen“ (STADT SCHNEEBERG 2007: 30). 
979  Vgl. GROßE KREISSTADT AUERBACH / VOGTL. (2009: 77; 84). 
980  Z. B. schreibt Oelsnitz (WESTSÄCHSISCHE GESELLSCHAFT 2008b: 88): „Reduzierung des Wohnungsleerstandes und damit 
Attraktivitätssteigerung.“ 
981  HTTP://WWW.PLAUEN.DE/DE/RATHAUS/STADTKONZEPT-2022.PHP. 
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Auch in den Konzepten der größeren Städte werden die Leerstandsziele in den teilräumlichen 
Konzepten nicht direkt durch Handlungsziele untersetzt. Eine Parametrische Steuerung ist daher 
ebenfalls nicht zu erkennen. 
Ergebnis 
Die Hypothese wird teilweise bekräftigt. Das Leerstandsziel wird von 19 der 20 Gemeinden 
der Stichprobe und von zwei der vier größeren Städte als gesamtstädtisches Bilanzziel 
eindeutig formuliert. In der gegenwärtigen Form der Verwendung stellt es aber keinen 
Parameter im Sinne der Parametrischen Steuerung dar.  
Daher wird folgende These formuliert: Die Gemeinden formulieren überwiegend ein 
eindeutiges Leerstandsziel als Bilanzziel, weil die Arbeitshilfe dies empfiehlt. Da es vor allem 
im Fachkonzept Wohnen abgebildet wird und ihm vor allem in den teilräumlichen Konzepten 
keine Handlungsziele zugeordnet werden, leistet es keinen Beitrag zur Parametrischen 
Steuerung. 
8.2.2.4 Zusammenführung der drei Thesen  
Die drei Bilanzziele werden in unterschiedlicher Weise von der Arbeitshilfe empfohlen und 
entsprechend von den Gemeinden aufgegriffen: Während das eindeutige Leerstandsziel in der 
Arbeitshilfe vorgeschlagen und von fast allen Gemeinden entsprechend aufgegriffen wird, 
fehlen eindeutige Mengen- und Dichteziele sowohl in der Arbeitshilfe als auch INSEKs der 
Gemeinden. Aufgrund der überschneidenden Aussagen werden die Thesen zu den drei 
Bilanzzielen zur folgenden These zusammengefasst:  
Eindeutige Mengen- und Dichteziele werden als Bilanzziele auf gesamtstädtischer Ebene nicht 
formuliert, weil die Arbeitshilfe sie nicht enthält. Demgegenüber formulieren die Gemeinden 
auf Empfehlung der Arbeitshilfe überwiegend eindeutige Leerstandsziele im Fachkonzept 
Wohnen. Allerdings werden ihnen in den teilräumlichen Konzepten keine Handlungsziele 
zugeordnet. Daher leisten die Bilanzziele keinen Beitrag zur Parametrischen Steuerung. 
8.2.3 Gebietskategorien 
Gebietskategorien sind ein zentrales Element des Stadtumbau-Förderprogramms, weil ihre 
Verwendung in den Konzepten zur Gliederung des Siedlungskörpers dient. Auf die räumliche 
Abgrenzung und inhaltliche Ausrichtung werden die Maßnahmepakete abgestimmt. Daher 
stellt sich die Frage, wie die Gebietskategorien von den Gemeinden eingesetzt und ob ihnen 
auf teilräumlicher Ebene Handlungsziele zugeordnet werden. 
8.2.3.1 Gebietskategorien der Arbeitshilfe als Codes 
Hypothese 06: Die Gemeinden definieren die Gebietskategorien nicht selbst, vielmehr 
übernehmen sie die in der Arbeitshilfe vorgegebene Definition. Dadurch entsteht eine neue 
gemeindeübergreifende Codierung in der informellen Planung. Aufgrund der vagen 
Formulierung sind sie nicht als Parameter im Sinne einer Parametrischen Steuerung anzusehen. 
Die Arbeitshilfe des SMI definiert drei Gebietskategorien, das konsolidierte, das 
konsolidierungswürdige und das Umstrukturierungsgebiet.  
Stichprobe 
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Nahezu alle Gemeinden greifen die Empfehlung der Arbeitshilfe oder Teile davon auf, jedoch 
stellt Hainichen keine Gebietskategorien dar.982  
Während das konsolidierte und das konsolidierungswürdige Gebiet demnach in 19 
Gemeinden verwendet werden, fehlt in Geyer ebenfalls das Umstrukturierungsgebiet; dort 
werden stattdessen die Innenstadtbereiche als „Konsolidierungswürdige Gebiete mit 
kleinräumigen Umstrukturierungsschwerpunkten“ ausgewiesen, die sich inhaltlich aus den 
beiden Kategorien Konsolidierungswürdiges und Umstrukturierungsgebiet zusammensetzen.983  
Auch in der Gemeinde Rochlitz wird diese Gebietskategorie verwendet, allerdings zusätzlich 
zu den drei in der Arbeitshilfe empfohlenen Gebietskategorien. Schließlich führt Penig neben 
den drei vorgeschlagenen Gebieten zusätzlich „Gebiete mit vorrangiger gewerblicher 
Entwicklung“ an, die in der Arbeitshilfe nicht enthalten sind.984 
Die Hypothese fokussiert aber nicht auf die Verwendung der Gebietskategorien, sondern auf 
die Übernahme der in der Arbeitshilfe gegeben Definitionen.985 In 15 Gemeinden werden 
Definitionen für die Gebietskategorien gegeben,986 die sich in 14 Konzepten im Wortlaut oder 
sprachlich bzw. inhaltlich leicht modifiziert an die Formulierung der Arbeitshilfe anlehnen.987 In 
Schneeberg werden die Definitionen der Arbeitshilfe nur als Grundlage herangezogen, der 
eine lokalspezifische Definition folgt.988 
Die in den gemeindlichen Konzepten enthaltenen Definitionen sind wie die Empfehlungen der 
Arbeitshilfe vage formuliert. Eine Verbindung der Gebietskategorien mit eindeutigen 
Bilanzzielen erfolgt nicht. Gebietskategorien werden daher auch von den Gemeinden nicht als 
Parameter im Sinne der Parametrischen Steuerung eingesetzt. 
Größere Städte 
Grundsätzlich folgen die vier größeren Städte den Empfehlungen und stellen 
Gebietskategorien dar, so folgt Freiberg vollständig den Empfehlungen und verwendet auch 
die (z. T. gekürzten) Definitionen. Allerdings haben die Gemeinden teilweise Modifikationen 
vorgenommen. So hat Zwickau die drei Gebietskategorien übernommen, aber das 
Umstrukturierungsgebiet nochmals in „Wohnen“ sowie „Gewerbe, sonstige Gebiete“ 
untereilt;989 dies wird in der vorliegenden Arbeit aber zusammengefasst als 
Umstrukturierungsgebiete ausgewertet. Die Definitionen der Arbeitshilfe wurden übernommen. 
                                                 
982  Eine Begründung hierfür findet sich in dem Konzept nicht. 
983  Zusätzlich zu den konsolidierten und zu den konsolidierungswürdigen Gebieten, vgl. DIE STEG STADTENTWICKLUNG GMBH 
(2008b: 5.3). Die Gemeinden Klingenthal (BÜRO FÜR ARCHITEKTUR UND STADTPLANUNG 2007: 128) und Rochlitz (DIE STEG 
STADTENTWICKLUNG GMBH 2008c: 5.3 - 5.4) differenzieren zwischen Umstrukturierungsgebieten mit vorrangiger Wohn- 
sowie Umstrukturierungsgebieten mit vorrangiger Industrie- und Gewerbenutzung; beide Kategorien sind aber den 
Umstrukturierungsgebieten zuzuordnen. Rodewisch (BÜRO FÜR STÄDTEBAU GMBH CHEMNITZ 2008a: Karte 31) erweitert die 
Kategorien um „Rückbaugebiet“ und um Kategorie „Renaturierung von Brachen“, differenziert dies im Text in den 
Maßnahmepaketen aber nicht. Beide sind als Teil der Umstrukturierungsgebiete dargestellt.  
984  BÜRO FÜR STÄDTEBAU GMBH CHEMNITZ (2008b: 103). 
985  Hier steht die Definition im Vordergrund, während die Konkretisierung durch Handlungsziele im Anschluss untersucht wird. 
986  In den Gemeinden Adorf, Aue/Sa., Burgstädt, Elsterberg, Frankenberg/Sa., Geyer, Klingenthal, Lunzenau, Markneukirchen, 
Mittweida, Oelsnitz/Vogtld., Penig, Rochlitz, Schneeberg, Wilkau-Haßlau; demgegenüber fehlen in den vier Konzepten von 
Auerbach / Vogtland, Flöha, Rodewisch und Schöneck/Vogtld. Definitionen, obwohl die Gebietskategorien verwendet 
werden. 
987  Darüber hinaus werden in drei Gemeinden für neu eingeführte Gebietskategorien Definitionen gegeben: Geyer (DIE STEG 
STADTENTWICKLUNG GMBH 2008b: 5.3) und Rochlitz (die STEG Stadtentwicklung GmbH 2008c: 5.5, nur für die zusätzlichen 
„Konsolidierungswürdige Gebiete mit kleinräumigen Umstrukturierungsschwerpunkten“), Penig (BÜRO FÜR STÄDTEBAU GMBH 
CHEMNITZ (2008b: 103, nur für „Gebiete mit vorrangiger gewerblicher Entwicklung. 
988  STADT SCHNEEBERG (2007: 99-103); u. a. wird im Unterschied zur Arbeitshilfe für die Umstrukturierung explizit die 
Veränderung des Gebietes genannt.   
989  STADT ZWICKAU (2006: 74 u. Karte „Entwicklungsstrategie“. 
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Chemnitz weist in seinem INSEK zwar konsolidierte990 und Umstrukturierungsgebiete aus; 
anstelle eines konsolidierungswürdigen Gebietes werden aber folgende Gebietskategorien 
verwendet:991 
 „Konsolidierungsfähiges Gebiet des Geschosswohnungsbaus/Erhalt“, 
 „Konsolidierungsfähiges Gebiet des Geschosswohnungsbaus/Auflockerung“, 
 „Urbaner Kern“ sowie 
 „Gebiet mit langfristigem Anpassungsbedarf“. 
Die Definitionen für die Gebiete lehnen sich zwar an die Vorgaben der Arbeitshilfe an, 
ergänzen sie aber.  
Plauen verwendet die drei Gebietskategorien, allerdings nicht im Gesamtkonzept, sondern im 
Fachkonzept Städtebau und Denkmalpflege und jeweils aufgeteilt für einzelne Stadtteile992. 
Die größeren Städte folgen im Wesentlichen der Arbeitshilfe. Trotz der heterogenen 
Herausforderungen gerade in größeren Städten erweist sich das Konzept der 
Gebietskategorien als tragfähig. Allerdings nehmen sie Veränderungen an den Definitionen 
vor. 
Ergebnis 
Die Gemeinden gliedern in den INSEKs den Siedlungskörper im Sinne des Poolkonzeptes 
mithilfe von Gebietskategorien. Hierfür ziehen sie die drei in der Arbeitshilfe genannten 
Gebietskategorien zum Teil heran; zum Teil verwenden sie aber nicht alle Kategorien, geben 
zusätzliche oder modifizierte Kategorien an. Die Formulierung ist jeweils vage; eine Definition 
wird nicht immer angegeben und folgt auch nicht immer der Arbeitshilfe. Vielmehr sind in 
einem Viertel der Konzepte der Stichprobe keine oder anders formulierte Definitionen 
enthalten. Eine gemeindeübergreifende Codierung bleibt aus. Hinsichtlich der Codierung wird 
die Hypothese daher falsifiziert, während sie in den anderen Aussagen bekräftigt wird. 
Daher wird folgende These formuliert: Die Gemeinden orientieren sich an den Empfehlungen 
für Gebietskategorien, definieren sie aber überwiegend selbst oder modifizieren die Definition. 
Eine gemeindeübergreifende Codierung entsteht daher nicht. Aufgrund der vagen 
Formulierung sind die Gebietskategorien keine Parameter im Sinne der Parametrischen 
Steuerung.  
8.2.3.2 Gebietskategorien und Handlungsziele  
Hypothese 07: Gebietskategorien sind flächen- und gebäudepolitische Qualitätsziele auf 
gesamtstädtischer Ebene. Ihnen werden auf teilräumlicher Ebene Handlungsziele zugeordnet. 
Die Arbeitshilfe gibt Definitionen für konsolidierte, konsolidierungswürdige und 
Umstrukturierungsgebiete vor. Diese Definitionen geben ein Verständnis der Gebietskategorien 
als siedlungspolitisches Qualitätsziel wieder, das auf gesamtstädtischer Ebene vage formuliert 
wird. Wie in der Untersuchung in Kap. 8.2.3.1 empirisch ermittelt wurde, anerkennen die 
Gemeinden diese Funktion, auch wenn sie die Gebietskategorien teilweise anders definieren. 
Auch die vier Gemeinden der Stichprobe, die keine Definition angeben, verwenden die 
                                                 
990  Eigentlich: „Konsolidiertes Gebiet des Geschosswohnungsbaus“, das aber den konsolidierten Gebieten zuzuordnen ist. 
991  STADT CHEMNITZ (2009: 159-160). 
992  STADTENTWICKLUNGSMANAGEMENT PLAUEN (2011: 101-195) 
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Gebietskategorien in diesem Sinne. In Kap. 4.3.2.3 wurde ein Zusammenhang zwischen den 
Gebietskategorien und den Handlungszielen herausgearbeitet, der nun empirisch geprüft wird.  
Stichprobe 
In den untersuchten INSEKs der Stichprobe werden grundsätzlich den Gebietskategorien 
Handlungsziele zugeordnet;993 allerdings gilt dies nicht für alle 19 Konzepte mit 
Gebietskategorien:994 
 In den Konzepten der Gemeinden Auerbach / Vogtld., Lunzenau, Markneukirchen und 
Penig werden zwar Handlungsziele formuliert; diese werden aber nicht den 
Gebietskategorien einzeln zugeordnet.995 Weder in der schriftlichen noch in der 
zeichnerischen Darstellung wird daher ein Bezug zwischen Gebietskategorien und 
Handlungszielen vermittelt; die Gebietskategorien werden damit nicht erkennbar durch 
Handlungsziele operationalisiert.  
 In Flöha werden zwar konsolidierte Gebiete abgegrenzt, denen aber keine Handlungsziele 
zugeordnet werden;996 für die beiden anderen Gebietskategorien werden Handlungsziele 
formuliert.  
Damit werden Handlungsziele 
 in 14 Gemeinden für konsolidierte Gebiete, 
 in 15 Gemeinden für konsolidierungswürdige Gebiete, 
 in 14 Gemeinden für Umstrukturierungsgebiete und 




Die größeren Städte haben in den INSEKs mehrheitlich den Gebietskategorien Handlungsziele 
zugeordnet. Als Besonderheiten sind aber zu nennen: 
 Die Stadt Chemnitz formuliert nur wenige vage Handlungsziele in ihrem INSEK. 
 Im Konzept von Plauen werden zwar Handlungsziele formuliert; jedoch erfolgt keine 
Zuordnung zu den drei Gebietskategorien; deren Operationalisierung bleibt demnach aus.  
Die beiden Besonderheiten deuten darauf hin, dass die gesamtstädtischen Konzepte durch 
separate teilräumliche Konzepte konkretisiert werden. Zu dieser Auswertung vgl. Kap. 8.3.2. 
                                                 
993  Dies gilt auch für die in Geyer (DIE STEG STADTENTWICKLUNG GMBH 2008b: 5.3) und Rochlitz (DIE STEG STADTENTWICKLUNG 
GMBH 2008c: 5.5) verwendeten „Konsolidierungswürdigen Gebiete mit kleinräumigen Umstrukturierungsschwerpunkten“. 
Die STADT SCHNEEBERG (2007: 101) hält fest: „Ein zusammenfassendes Maßnahmepaket kann soweit nicht wie z.B. im 
Fachkonzept ermittelt erst nach der Ermittlung des Finanzaufwandes durch die jeweilige Fachplanung erstellt werden.“ 
(Grammatikfehler i. O.); allerdings sind in den Fachkonzepten ebenfalls kaum Maßnahmepakete dargestellt. Im 
Gesamtkonzept werden für die Gebietskategorien schließlich wenige Handlungsziele formuliert. 
994  In Hainichen werden keine Gebietskategorien, in Geyer keine Umstrukturierungsgebiete dargestellt, vgl. Kap. 8.2.3.1. 
995  Dies gilt in Penig auch für „Gebiete mit vorrangiger gewerblicher Entwicklung“. 
996  Es erfolgt lediglich eine zeichnerische Abgrenzung der konsolidierten Gebiete (KEWO STÄDTEBAU 2008: Karte 15), während 
sie im Textteil des Konzeptes nicht erwähnt werden. Dies kann damit erklärt werden, dass in den konsolidierten Gebieten 
kein Handlungsbedarf besteht; allerdings wird dies nicht explizit erörtert. 
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In den INSEKs der größeren Städte werden daher Handlungsziele wie folgt angegeben: 
 in konsolidierten Gebieten in Chemnitz, Freiberg und Zwickau, 
 in konsolidierungswürdigen Gebieten in Freiberg und Zwickau, 
 in Umstrukturierungsgebieten in Chemnitz, Freiberg und Zwickau sowie 
 in den zusätzlich dargestellten Gebieten konsolidierungsfähiges Gebiet des 
Geschosswohnungsbaus/Erhalt, Konsolidierungsfähiges Gebiet des 
Geschosswohnungsbaus/Auflockerung, Urbaner Kern und Gebiet mit langfristigem 
Anpassungsbedarf in Chemnitz. 
Mit Ausnahme von Plauen wird in den INSEKs der größeren Städte eine Operationalisierung 
der Gebietskategorien grundsätzlich gewährleistet. 
Ergebnis 
Die Hypothese wird nur teilweise bekräftigt und entsprechend modifiziert.  
Die These lautet nunmehr: Gebietskategorien sind flächen- und gebäudepolitische 
Qualitätsziele auf gesamtstädtischer Ebene. Ihnen werden auf teilräumlicher Ebene von den 
meisten Gemeinden Handlungsziele zugeordnet. 
8.2.4 Handlungsziele 
Die Untersuchung der siedlungspolitischen Aussagen in der vorliegenden Arbeit erfolgt durch 
Aggregierung: Auf Grundlage der einzelnen Handlungsziele wird das Vorkommen von 
Handlungszielen in der einzelnen Gemeinde ermittelt. Im Kern steht daher die qualitative 
Aussage, in wie vielen Gemeinden die unterschiedlichen Handlungsziele vorhanden sind.997 
Die Auswertung unterscheidet in die in Kap. 4.2.2.3 fixierten sechs Handlungsziele des 
Nutzungszyklus, die Aufwertung, die sich dem Nutzungszyklus nicht unmittelbar zuordnen 
lässt, sowie in weitere flächen- und gebäudepolitische Handlungsziele ohne Möglichkeit der 
Zuordnung zum Nutzungszyklus. Dies wird jeweils nach den verwendeten Gebietskategorien 
getrennt dargestellt. 
Im Folgenden werden für die INSEKs zunächst die Unterschiede zwischen flächen- und 
gebäudepolitischen, dann zwischen eindeutigen und vagen Aussagen ermittelt. Im Anschluss 
werden die Hypothesen zur Neuinanspruchnahme von Flächen sowie zur Vagheit des 
Begriffes Aufwertung geprüft. Abschließend wird ermittelt, ob in der Prioritätensetzung der 
Handlungsziele ein Nutzungszyklus erkennbar ist.  
8.2.4.1 Flächen- und gebäudepolitische Zielvorstellungen 
Hypothese 08: Die Gemeinden formulieren eher gebäude- als flächenpolitische 
Handlungsziele, weil dies vom Förderprogramm vorgegeben wird. 
Ein grundlegender Unterschied des Stadtumbaus zur Flächenkreislaufwirtschaft ist der 
Schwerpunkt in der Gebäudepolitik, der in den überörtlichen Vorgaben formuliert wird. 
                                                 
997  Eine quantitative Auswertung ist nicht sinnvoll, weil dabei nicht die von den Gemeinden formulierte Schwerpunktsetzung 
berücksichtigt wird. Alle Handlungsziele würden gleichrangig bewertet, egal ob die normative Aussage im Konzept z. B. von 
geringem oder großem Umfang ist oder z. B. als vor- oder nachrangig dargestellt wird.  
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Stichprobe 
In den 14 INSEKs der Stichprobe mit konsolidierten Gebieten werden die flächen- und 
gebäudepolitischen Handlungsziele in unterschiedlicher Häufigkeit formuliert. Das Ergebnis ist 
aber nicht eindeutig, wie die folgende Tabelle 9 zeigt.998 Werden alle Handlungsziele im 
Paarvergleich zusammengefasst, formulieren sogar mehr Gemeinden flächen- als 
gebäudepolitische Ziele; der Unterschied ist insbesondere im Handlungsziel Neu 
beanspruchen sehr groß. Im Vergleich der Handlungsziele untereinander treffen nahezu alle 
Gemeinden Aussagen zur Dauernutzung bestehender Flächen und Gebäuden, in acht 
Konzepten aber auch zur Neuinanspruchnahme von Flächen. An dritter Stelle folgen die 
Gemeinden, die Aussagen zum Verzicht treffen, bzw. Gemeinden mit flächenpolitischen 
Aussagen ohne Bezug zum Nutzungszyklus. Der Schwerpunkt der Aussagen zur Dauernutzung 
spiegelt die Eigenschaften der konsolidierten Gebiete wider; hier herrschen wenige 
städtebauliche Missstände vor, weshalb nur ein geringerer Bedarf zum Recycling oder zur 
Rücknahme gesehen wird.  
In der vorliegenden Arbeit wird zudem angenommen, dass die Zielvorstellungen der Akteure 
zum Erhalt der gegenwärtigen Struktur in konsolidierten Gebieten umfangreicher sind, als dies 
in den Konzepten dargestellt wird; dies stellt eine Strategie des Stillschweigens999 dar, die 
aufgrund des gewählten Untersuchungsdesigns nicht näher untersucht wird. Die INSEKs 
fokussieren im Sinne des Stadtumbau-Programms auf Qualitäts- und Handlungsziele zur 
Behebung städtebaulicher Missstände; Ziele zum Erhalt bestehender Flächen und Gebäude 
werden nicht explizit formuliert. In den gemeindlichen Konzepten zeigt sich diese Strategie 
auch dadurch, dass für die konsolidierten Gebiete weniger Gemeinden Handlungsziele 
formulieren als für die anderen. In ähnlicher Weise erklärt sich dies für die geringere Nennung 
von Zielen zum Verzicht. Dies steht allerdings im Gegensatz zum Anspruch auf integrierte 
Konzepte, nach dem alle wesentlichen Zielvorstellungen dargestellt werden.  
Anzahl der Gemeinden 




Konsolidierte Gebiete in 14 Städten der Stichprobe
flächenpolitisch gebäudepolitisch








…Verzichten 6 5 3 5 3 2
…Zurücknehmen 3 2 1 5 3 2
…Dauernutzen 13 3 12 11 2 10
…Recyceln 3 1 2 5 1 4
…Einmotten 0 0 0 0 0 0
…Neu beanspruchen 8 2 7 2 1 1
…Aufwerten 0 0 0 0 0 0
(nicht kategorisierbar) 6 1 6 4 0 4
 
Tabelle 9: Siedlungspolitische Handlungsziele in konsolidierten Gebieten der Stichprobe 
(Quelle: eigene Darstellung, Ergebnis der eigenen Erhebung) 
                                                 
998  Die Tabellen in diesem Unterabschnitt enthalten auch die Aussagen zur Unterscheidung nach der Eindeutigkeit und Vagheit 
der Zielvorstellungen, die in Kap. 8.2.4.2 untersucht werden. 
999  Dies ist den emergenten Zielen zuzuordnen, vgl. Kap. 7.2.4. 
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Der Vergleich der 15 INSEKs, die für konsolidierungswürdige Gebiete Handlungsziele 
formuliert haben, führt zu einem ähnlichen Ergebnis wie bei den konsolidierten Gebieten: 
Insgesamt werden in mehr Gemeinden flächen- als gebäudepolitische Zielvorstellungen 
formuliert. Insbesondere im Handlungsziel Verzichten ist der Unterschied zwischen den 
Gemeinden sehr groß: Während sechs Gemeinden in konsolidierten Gebieten auf die 
Umwandlung bisheriger Frei- in Siedlungs- und Verkehrsflächen verzichten,1000 wird in keinem 
konsolidierungswürdigen Gebiet der Verzicht auf den Neubau von Gebäuden formuliert.  
Im Handlungsziel Zurücknehmen formulieren mehr Gemeinden gebäude- als flächenpolitische 
Aussagen. Zwei Gemeinden beziehen sich dabei auch auf das Einmotten von Flächen – dies 
sind die einzigen Aussagen zu diesem Handlungsziel in den Gebietskategorien. In den 
anderen Zielen ist das Ergebnis nicht eindeutig (vgl. Tabelle 10).  
Im Vergleich der Handlungsziele formulieren die meisten Gemeinden Handlungsziele in den 
Themenfeldern Dauernutzen, Zurücknehmen und Recyceln. Im Vergleich zu den konsolidierten 
Gebieten spiegeln sich darin die vorhandenen städtebaulichen Missstände wider. Neben 
Zielvorstellungen zum Erhalt, zur Rücknahme und zum Recycling werden in zwei Drittel der 
Gemeinden aber auch Aussagen zur Neunutzung getroffen. 
Anzahl der Gemeinden 




Konsolidierungswürdige Gebiete in 15 Städten der Stichprobe
flächenpolitisch gebäudepolitisch








…Verzichten 6 1 6 0 0 0
…Zurücknehmen 10 5 9 14 10 14
…Dauernutzen 14 6 12 13 9 13
…Recyceln 12 4 11 13 6 13
…Einmotten 2 0 2 0 0 0
…Neu beanspruchen 11 5 10 10 7 8
…Aufwerten 5 0 5 3 1 3
(nicht kategorisierbar) 9 1 9 10 1 10
 
Tabelle 10: Siedlungspolitische Handlungsziele in konsolidierungswürdigen Gebieten der Stichprobe 
(Quelle: eigene Darstellung, Ergebnis der eigenen Erhebung) 
In den 14 INSEKs mit Handlungszielen zu Umstrukturierungsgebieten sind erneut Unterschiede 
im Paarvergleich festzustellen (vgl. Tabelle 11), doch formulieren insgesamt weit mehr 
Gemeinden flächen- als gebäudepolitische Ziele. Insbesondere in den Handlungsfeldern 
Verzichten und Recyceln des Nutzungszyklus, aber auch für das Handlungsziel Aufwertung ist 
der Unterschied groß. Umgekehrt formulieren mehr Gemeinden Aussagen zur Rücknahme in 
der Gebäude- als in der Flächenpolitik. 
Zusammenfassend nennen 14 Gemeinden in den Umstrukturierungsgebieten Zielvorstellungen 
zum Abriss von Gebäuden und neun zur Renaturierung der Flächen, während in acht 
                                                 
1000  Vgl. die Konzepte von Adorf, Frankenberg/Sachsen, Mittweida, Oelsnitz/Vogtland, Rochlitz und Oelsnitz/Vogtland. 
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Gemeinden jeweils Aussagen zur Neuinanspruchnahme und zum Recycling getroffen werden. 
In neun Gemeinden sollen flächenpolitische Aufwertungsmaßnahmen erfolgen.  
Dies zeigt, dass in Umstrukturierungsgebieten viele Zielvorstellungen in unterschiedlichen 
Themenfeldern vorherrschen, und reflektiert die erheblichen Anpassungsmaßnahmen vor dem 
Hintergrund der gegenwärtigen städtebaulichen Missstände. Mit der Neuinanspruchnahme 
von Flächen in acht Gemeinden wird in den Gebieten die Reduzierung des Siedlungskörpers 
aber nicht konsequent verfolgt. 
Anzahl der Gemeinden 




Umstrukturierungsgebiete in 14 Städten der Stichprobe
flächenpolitisch gebäudepolitisch








…Verzichten 6 2 4 0 0 0
…Zurücknehmen 9 4 7 14 7 13
…Dauernutzen 1 0 1 4 2 3
…Recyceln 8 1 8 3 1 3
…Einmotten 0 0 0 0 0 0
…Neu beanspruchen 8 2 6 4 2 3
…Aufwerten 9 1 9 3 0 3
(nicht kategorisierbar) 5 1 5 4 2 4
 
Tabelle 11: Siedlungspolitische Handlungsziele in Umstrukturierungsgebieten der Stichprobe 
(Quelle: eigene Darstellung, Ergebnis der eigenen Erhebung) 
In den beiden Gemeinden, die konsolidierungswürdige Gebiete mit kleinräumigen 
Umstrukturierungsschwerpunkten ausgewiesen und mit Handlungszielen hinterlegt haben, sind 
in den INSEKs verschiedene flächen- und gebäudepolitische Handlungsziele aufgeführt (vgl. 
Tabelle 12); es ist keine Schwerpunktsetzung festzustellen. 
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Anzahl der Gemeinden 




Konsolidierungswürdige Gebiete mit kleinräumigen 
Umstrukturierungsschwerpunkten in 2 Städten der Stichprobe
Flächenpolitisch gebäudepolitisch








…Verzichten 1 1 1 0 0 0
…Zurücknehmen 2 1 2 2 1 2
…Dauernutzen 2 2 2 2 2 2
…Recyceln 2 2 2 2 2 2
…Einmotten 0 0 0 0 0 0
…Neu beanspruchen 2 1 2 1 1 1
…Aufwerten 0 0 0 1 0 1
(nicht kategorisierbar) 1 0 1 1 0 1
 
Tabelle 12: Siedlungspolitische Handlungsziele in konsolidierungswürdigen Gebieten mit kleinräumigen 
Umstrukturierungsschwerpunkten der Stichprobe 
(Quelle: eigene Darstellung, Ergebnis der eigenen Erhebung) 
Größere Städte 
Chemnitz, Freiberg und Zwickau haben für die konsolidierten Gebiete verschiedene flächen- 
und gebäudepolitische Handlungsziele benannt (vgl. Tabelle 13). Alle drei Gemeinden tragen 
dem Charakter dieser Gebietskategorie Rechnung, indem sie Aussagen zur Dauernutzung von 
Flächen und Gebäuden treffen. Eine Schwerpunktsetzung im Bereich der Flächen- oder der 
Gebäudepolitik ist nicht erkennbar. Auch hier sei auf die in der Stichprobe formulierte 
Annahme verwiesen, dass die Gemeinden eine Strategie des Stillschweigens verfolgen.  
Anzahl der Gemeinden 
mit Aussagen zum 
Handlungsziel…
(n= 3, Mehrfachnennungen 
möglich)
Konsolidierte Gebiete in 3 größeren Städten
flächenpolitisch gebäudepolitisch








…Verzichten 1 0 1 1 0 1
…Zurücknehmen 1 0 1 0 0 0
…Dauernutzen 3 0 3 3 0 3
…Recyceln 1 0 1 1 0 1
…Einmotten 0 0 0 0 0 0
…Neu nutzen 2 0 2 1 0 1
…Aufwerten 1 0 1 1 0 1
(nicht kategorisierbar) 0 0 0 0 0 0
 
Tabelle 13: Siedlungspolitische Handlungsziele in konsolidierten Gebieten in größeren Städten 
(Quelle: eigene Darstellung, Ergebnis der eigenen Erhebung) 
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Handlungsziele für konsolidierungswürdige Gebiete werden nur in Freiberg und Chemnitz 
angegeben. Sie formulieren sowohl flächen- als auch gebäudepolitische Aussagen; 
Schwerpunkte innerhalb der siedlungspolitischen Zielvorstellung sind dabei keine festzustellen 
(vgl. Tabelle 14). 
Anzahl der Gemeinden 




Konsolidierungswürdige Gebiete in 2 größeren Städten
flächenpolitisch gebäudepolitisch








…Verzichten 0 0 0 0 0 0
…Zurücknehmen 2 0 2 2 1 2
…Dauernutzen 2 1 2 2 0 2
…Recyceln 2 0 2 2 0 2
…Einmotten 0 0 0 0 0 0
…Neu nutzen 1 0 1 2 0 2
…Aufwerten 0 0 0 1 0 1
(nicht kategorisierbar) 1 0 1 1 0 1
 
Tabelle 14: Siedlungspolitische Handlungsziele in konsolidierungswürdigen Gebieten größerer Städte 
(Quelle: eigene Darstellung, Ergebnis der eigenen Erhebung) 
Die INSEKs von Chemnitz, Freiberg und Zwickau enthalten Umstrukturierungsgebiete, die 
durch Handlungsziele operationalisiert werden (vgl. Tabelle 15). Tendenziell werden mehr 
Aussagen zur Rücknahme und zum Recycling getroffen; dabei sind mehr gebäude- als 
flächenpolitische Aussagen zu identifizieren. Allerdings finden sich auch Aussagen zur 
Neunutzung. 
Anzahl der Gemeinden 




Umstrukturierungsgebiete in 3 größeren Städten
flächenpolitisch gebäudepolitisch








…Verzichten 0 0 0 1 0 1
…Zurücknehmen 2 0 2 2 0 2
…Dauernutzen 0 0 0 2 0 2
…Recyceln 2 0 2 2 0 2
…Einmotten 0 0 0 0 0 0
…Neu nutzen 1 0 1 1 0 1
…Aufwerten 1 0 1 1 0 1
(nicht kategorisierbar) 1 0 1 1 0 1
 
Tabelle 15: Siedlungspolitische Handlungsziele in Umstrukturierungsgebieten in größeren Städten 
(Quelle: eigene Darstellung, Ergebnis der eigenen Erhebung) 
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Chemnitz formuliert schließlich Handlungsziele auch für die eigenständig definierten Gebiete 
Konsolidierungsfähiges Gebiet des Geschosswohnungsbaus/Erhalt, Konsolidierungsfähiges 
Gebiet des Geschosswohnungsbaus/Auflockerung, Urbaner Kern und Gebiet mit langfristigem 
Anpassungsbedarf. Auch hier sind keine flächen- oder gebäudepolitische Schwerpunkte oder 
Schwerpunkte der einzelnen Handlungsfelder zu benennen. 
Ergebnis 
Die Hypothese wird falsifiziert. Im Gegenteil sind zumindest in der Stichprobe mehr 
Gemeinden mit flächen- als mit gebäudepolitischen Handlungszielen festzustellen, während für 
die größeren Städte keine Schwerpunkte identifizierbar sind. Ein Vorrang der Gebäudepolitik 
ist aber nicht festzustellen. Allerdings berücksichtigt die Auswertung nicht Anzahl und 
Fördervolumen der normativen Aussagen innerhalb der gemeindlichen Konzepte. In der 
Formulierung flächenpolitischer Zielvorstellungen zeigt sich die Bedeutung des INSEKs als 
strategisches Konzept, das im Inhalt über die Vorgaben des Förderprogramms hinausgeht. Die 
Gemeinden greifen demnach auch die flächenpolitischen Empfehlungen der Arbeitshilfe auf.  
Daher wird folgende These formuliert: Die Gemeinden formulieren trotz des hohen 
Wohnungsleerstands und der entsprechenden Schwerpunktsetzung in den überörtlichen 
Vorgaben auch flächenpolitische Handlungsziele. Ein Vorrang gebäudepolitischer Aussagen 
ist nicht festzustellen. 
8.2.4.2 Eindeutige Zielformulierungen  
Hypothese 09: Die teilräumlichen Aussagen in den INSEKs stellen erweiterte Maßnahme- und 
Umsetzungskonzepte dar. Aufgrund des hohen Problemdrucks und der Nennung von 
Maßnahmepaketen in der Arbeitshilfe enthalten sie eindeutige flächen- und gebäudepolitische 
Handlungsziele, obwohl die Unschärfen der ex-ante-Aussagen zum demografischen Wandel 
und zur Stadtschrumpfung eher vage Zielvorstellungen erfordern und die überörtlichen 
Vorgaben keine explizite Aussagen zur Eindeutigkeit treffen. Insbesondere in 
Umstrukturierungsgebieten sind eindeutige Zielvorstellungen enthalten. 
In den überörtlichen Vorgaben werden Konzepte gefordert, die „Ziele und Maßnahmen“ 
enthalten. Daher erfüllen die Konzepte im Stadtumbau neben anderen Aufgaben die Funktion 
eines erweiterten Maßnahme- und Umsetzungskonzeptes. Allerdings enthalten die 
überörtlichen Vorgaben keine explizite Forderung nach eindeutiger Formulierung der 
Handlungsziele.1001 Demnach fehlen überörtliche Vorgaben zur Eindeutigkeit der 
Handlungsziele; entsprechend sind aus der Perspektive der Programmorientierung eindeutige 
oder vage Handlungsziele denkbar. 
Stichprobe 
Das empirische Ergebnis zeigt, dass in den Konzepten zwar eindeutige Aussagen getroffen 
werden; es überwiegen aber die Gemeinden mit vagen Formulierungen. Gemäß aggregierter 
Auswertung in den Tabellen 9 bis 12 gilt dieses Ergebnis für alle 
 Gebietskategorien, 
 Handlungsziele des Nutzungszyklus und  
 flächen- und gebäudepolitische Zielvorstellungen. 
                                                 
1001  Die Verwendung von Zielwerten wird von der Arbeitshilfe lediglich im Zusammenhang mit der Wirkungsbeobachtung 
empfohlen, vgl. Kap. 3.3.1.2.  
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Zudem kann die Hypothese auch nicht hinsichtlich der Annahme belegt werden, dass die 
Gemeinden insbesondere in Umstrukturierungsgebieten eindeutige Handlungsziele darstellen; 
wesentlich mehr Gemeinden nehmen dies in konsolidierungswürdigen Gebieten vor.  
In den Konzepten werden jeweils eindeutige und vage Handlungsziele formuliert; keine 
Gemeinde trifft insgesamt ausschließlich eindeutige oder vage Aussagen. Die Vagheit ergibt 
sich in der Formulierung der Ziele dadurch, dass zwar Handlungsfelder benannt, diese aber 
nicht objektkonkret formuliert werden. Demzufolge handelt es sich um eine fehlende 
Konkretisierung auf horizontaler, nicht auf vertikaler Ebene. 
Damit ist in den teilräumlichen Aussagen der Konzepte eine planerische Unschärfe enthalten; 
ein Planungsabschluss mit eindeutig formulierten Handlungszielen bleibt entsprechend aus: 
Vielmehr ist es im Nachgang zu den formulierten teilräumlichen Konzepten erforderlich, eine 
Förderantrag zu stellen, in dem eindeutige Handlungsziele erfasst sind.  
Gemäß diesem Vorgehen werden die zu fördernden Maßnahmen daher erst mit der 
Einreichung des Förderantrages fixiert. Dieser Planungsvorgang entzieht sich allerdings dem 
öffentlich durchgeführten Beteiligungsprozess. Damit ist festzuhalten, dass die Beteiligung der 
Öffentlichkeit zur Abwägung der Handlungsziele überwiegend im Bereich vage formulierter 
Ziele erfolgt, während eindeutige Aussagen nicht diesem Vorgehen unterliegen. 
Mit diesem Ergebnis zeigt sich zugleich, dass der hohe Problemdruck nicht zur Formulierung 
eindeutiger Handlungsziele führt. Daher wird der gegenteilige Erklärungsansatz des situativen 
Kontextes herangezogen: Die Unsicherheiten des demografischen Wandels und der 
Stadtschrumpfung verhindern, dass die als Maßnahmeplanung vorgesehene teilräumliche 
Planung des Stadtumbaus eindeutige Handlungsziele hervorbringt.1002 
Das Planungsverständnis, das sich in der vagen Formulierung in den teilräumlichen Konzepten 
zeigt, stellt zunächst eine verständigungsorientierte Planungskultur mit vagen Aussagen dar. 
Dennoch sind für einzelne Vorhaben eindeutige Handlungsziele formuliert. Diese Vorhaben 
sind als Elemente der Strategischen Planung anzusehen. 
Größere Städte 
Die größeren Städte formulieren in den INSEKs fast ausschließlich vage Handlungsziele (vgl. 
Tabellen 13 bis 15). Auch hier werden zwar Handlungsfelder benannt, eine objektkonkrete 
Aussage fehlt aber in der Regel. Es werden dabei noch weniger eindeutige Aussagen 
formuliert als in der Stichprobe. Aufgrund der sehr geringen Anzahl eindeutiger 
Handlungsziele ist eine weitere Differenzierung bei den großen Städten nicht möglich. 
Die geringe Anzahl eindeutiger Handlungsziele erklärt sich bei den größeren Städten aber 
anders als für die Stichprobe weniger mit dem situativen Kontext. Vielmehr haben die größeren 
Städte im Nachgang zum INSEK ein separates SEKO erarbeitet, mit denen die vagen 
Aussagen der INSEKs konkretisiert werden. Folglich wird die Planung im Stadtumbau bei den 
größeren Städten nicht mit dem INSEK, sondern mit dem anschließenden SEKO 
abgeschlossen. 
Die vage Formulierung der Handlungsziele führt auch für die größeren Städte zur Einstufung 
der INSEKs als verständigungsorientierte Planungskultur mit vagen Aussagen. Elemente der 
                                                 
1002  Ein weiterer möglicher Erklärungsansatz ergibt sich in der horizontalen Akteurskonstellation; aufgrund des 
Gefangenendilemmas werden keine eindeutigen Aussagen getroffen. Diese subjektbezogenen Perspektiven sind aber nicht 
Gegenstand der vorliegenden Arbeit. 
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Strategischen Planung sind aufgrund der kaum vorhandenen eindeutigen Handlungsziele nicht 
erkennbar. 
Ergebnis 
Die Hypothese wird falsifiziert. Es sind zwar eindeutige Handlungsziele vorhanden, es 
überwiegen jedoch vage Formulierungen. 
Auf Grundlage der empirischen Ergebnisse wird die folgende These formuliert: In den INSEKs 
werden trotz Problemdrucks vorrangig vage Handlungsziele formuliert. Dies begründet sich mit 
den Unschärfen der ex-ante-Aussagen zum demografischen Wandel, fehlenden Hinweisen der 
Arbeitshilfe zu eindeutigen Zielen sowie mit der sich an das INSEK anschließenden 
Erarbeitung eines separaten SEKOs. Daher entsprechen die INSEKs der 
verständigungsorientierten Planungskultur mit vager Aussage.  
8.2.4.3 Neuinanspruchnahme von Siedlungs- und Verkehrsflächen 
Hypothese 10: Die Neuinanspruchnahme von Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke ist 
kein Gegenstand der INSEKs. 
Das zur Bilanzierung der siedlungsstrukturellen Entwicklung formulierte Mengenziel1003 setzt auf 
der Hierarchiestufe der Qualitätsziele an, um das Leitbild der nachhaltigen Raumentwicklung 
zu verfolgen. Auf der Ebene der Handlungsziele korrespondiert damit der Verzicht auf 
Neuinanspruchnahme.  
Der Verzicht auf die Umwandlung von Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke wird in 
den überörtlichen Vorgaben zwar nicht explizit formuliert. Dennoch wird aufgrund der 
geringen Nachfrage nach neuen Flächen infolge der Stadtschrumpfung davon ausgegangen, 
dass die Gemeinden in den INSEKs keine neuen Siedlungsflächen darstellen. 
Stichprobe 
Die Gemeinden der Stichprobe formulieren Aussagen zum Verzicht: Für konsolidierte, 
konsolidierungswürdige und Umstrukturierungsgebiete formulieren jeweils sechs Gemeinden 
und für konsolidierungswürdige Gebieten mit kleinräumigen Umstrukturierungsschwerpunkten 
eine Gemeinde Handlungsziele zum Verzicht. Dabei wird überwiegend kein genereller 
Verzicht auf Neuinanspruchnahme von Flächen formuliert, sondern kleinteilig der Erhalt 
einzelner Freiflächen. 
Noch mehr als der Verzicht trägt die Renaturierung in einer schrumpfenden Gemeinde zur 
Wiederherstellung des Gleichgewichtes zwischen Nachfrage und Angebot bei. Wie in 
Kap. 8.1 herausgearbeitet, hat das Verhältnis zwischen schrumpfender Einwohnerzahl und 
wachsender Siedlungs- und Verkehrsfläche zu einem Rückgang der Siedlungsfläche geführt. 
Vor diesem Hintergrund formulieren drei Gemeinden für konsolidierte, zehn für 
konsolidierungswürdige, zwei für Umstrukturierungsgebiete sowie Geyer und Rochlitz für die 
konsolidierungswürdigen Gebieten mit kleinräumigen Umstrukturierungsschwerpunkten 
flächenpolitische Handlungsziele im Themenfeld der Rücknahme. 
                                                 
1003  Vgl. Kap. 4.3.2.2 und Kap. 8.2.2.1. 
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Gegenüber diesen aus flächenpolitischer Perspektive positiv zu bewertenden 
Zielformulierungen werden in den Gemeinden allerdings auch Aussagen zur 
Neuinanspruchnahme von Flächen getroffen; dies erfolgt  
 in acht Gemeinden für konsolidierte Gebiete, 
 in elf Gemeinden für konsolidierungswürdige Gebiete, 
 in acht Gemeinden für Umstrukturierungsgebiete und 
 in den beiden Gemeinden für konsolidierungswürdige Gebiete mit kleinräumigen 
Umstrukturierungsschwerpunkten. 
Eine Saldierung der normativen flächenpolitischen Aussagen zum Verzicht, zur Rücknahme 
und zur Neuinanspruchnahme (etwa im Sinne des Mengenziels) wird von den Gemeinden 
nicht vorgenommen. 
Größere Städte 
Das empirische Ergebnis für die Untersuchung der größeren Städte ist mit dem der Stichprobe 
vergleichbar. Wie die Tabellen 13 bis 15 zeigen, werden zwar Aussagen zum Verzicht und 
zur Renaturierung getroffen; allerdings sind auch Handlungsziele zur Neuinanspruchnahme 
von Flächen vorhanden. Eine Saldierung der Aussagen ist in den INSEKs der größeren Städte 
ebenfalls nicht vorhanden. 
Ergebnis 
Die Hypothese wird falsifiziert. Zwar formulieren die Gemeinden auch normative Aussagen 
zum Verzicht und zur Rücknahme von Siedlungs- und Verkehrsflächen. Aber zugleich werden 
Aussagen zur Neuinanspruchnahme getroffen. Die Neuinanspruchnahme ist daher 
Gegenstand der gemeindlichen Konzepte im Stadtumbau. Weder wird absolut auf die 
Neuausweisung verzichtet, noch werden Aussagen zu Saldoberechnungen getroffen.  
Daher wird die These formuliert: Obwohl die Gemeinden sich im INSEK mit der Rücknahme 
von Siedlungs- und Verkehrsflächen auseinandersetzen, beabsichtigen sie zugleich die 
Neuausweisung von Flächen unter Schrumpfungsbedingungen. 
8.2.4.4 Nutzungszyklus und Prioritätensetzung 
Hypothese 11: Den Gebietskategorien werden in den bisherigen INSEKs Maßnahmepakete 
mit unterschiedlichen Handlungszielen zugeordnet. Dabei entstehen in den Gebietskategorien 
unterschiedliche Prioritäten der Flächen- und Gebäudepolitik. In der Gesamtheit der 
Handlungsziele ist der Nutzungszyklus unter Schrumpfungsbedingungen erkennbar. Eine 
Rücknahme erfolgt aber im Sinne des Förderprogramms nur für Gebäude, nicht für Flächen. 
Daher ist zwar ein Teil, aber keine vollständige Ausprägung der Flächenkreislaufwirtschaft 
vorhanden. 
Der Nutzungszyklus ist neben den Bilanzzielen das zentrale Element der 
Flächenkreislaufwirtschaft. In Kap. 4.3.2.3 wurde nachgewiesen, dass der in der Arbeitshilfe 
entwickelte Typus der Zielhierarchie den Nutzungszyklus zwar nicht explizit, aber implizit 
enthält: Die Gebietskategorien sind siedlungspolitische Qualitätsziele, denen 
Maßnahmepakete mit Handlungszielen zugeordnet werden. Dabei ist anzunehmen, dass 
dabei unterschiedliche Prioritäten setzen, um die unterschiedlichen Qualitätsziele zu verfolgen.  
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Stichprobe 
Wie in Kap. 8.2.4.1 ermittelt wurde, haben insgesamt 15 Gemeinden den Gebietskategorien 
flächen- und gebäudepolitische Handlungsziele zugeordnet. Die Gemeinden haben die 
Empfehlung der Arbeitshilfe aufgegriffen und die Maßnahmen nach hoher, mittlerer und 
geringer Priorität unterschieden.1004 Aber nicht in allen Gemeinden sind zu allen 
Gebietskategorien Prioritäten angegeben, sondern 
 in drei der 14 Gemeinden mit Handlungszielen in konsolidierten Gebieten, 
 in 13 der 15 Gemeinden mit Handlungszielen in konsolidierungswürdigen Gebieten, 
 in neun der 14 Gemeinden mit Handlungszielen in Umstrukturierungsgebieten und 
 in beiden Gemeinden mit Handlungszielen in konsolidierungswürdigen Gebieten mit 
kleinräumigen Umstrukturierungsschwerpunkten. 
Damit haben insgesamt 13 Gemeinden Prioritäten in den Konzepten formuliert. 
Elf Gemeinden verzichten auf eine Prioritätensetzung in den konsolidierten Gebieten, nur drei 
Gemeinden geben sie an: 
 Burgstädt legt den Schwerpunkt auf eindeutige flächen- und gebäudepolitische 
Handlungsziele zur Rückgabe sowie auf eindeutige Ziele zur Dauernutzung von Flächen. 
 Rochlitz priorisiert die „Vermarktung ausgewiesener Flächen im Wohngebiet ‚Am 
Eichberg‘“1005 und damit ein vages flächenpolitisches Handlungsziel, das im Sinne des 
Nutzungszyklus nicht kategorisierbar ist. 
 Rodewisch nennt eindeutige Handlungsziele zum Ausbau von Straßen und damit zur 
Neuinanspruchnahme von Flächen.  
Die geringe Anzahl der Gemeinden erklärt sich mit dem Fokus des Stadtumbaus auf 
konsolidierungswürdige und Umstrukturierungsgebiete. Im Vergleich der Gebietskategorien 
untereinander setzen die Gemeinden die Prioritäten daher in den Teilräumen mit den größten 
städtebaulichen Missständen. Da elf Gemeinden auf eine Priorisierung in den konsolidierten 
Gebieten verzichten, ist die in Kap. 4.3.2.3 vermutete Rangfolge der Handlungsziele 
empirisch nicht nachweisbar. 
In den konsolidierungswürdigen Gebieten formulieren 13 der 15 Gemeinden Prioritäten.1006 
Die meisten Gemeinden legen den Schwerpunkt sowohl in der Flächen- als auch in der 
Gebäudepolitik auf die Dauernutzung (vgl. Tabelle 16). Dies folgt den theoretischen 
Annahmen über die Rangfolge. Kaum formuliert jedoch wird eine Priorität zum Verzicht; wie in 
Kap. 8.2.4.1 dargelegt, wird dies mit der Strategie des Stillschweigens zu erklären. In der 
weiteren Rangfolge unterscheiden sich die empirischen Befunde aber von den theoretischen 
Annahmen: In der Gebäudepolitik folgen die Schwerpunkte Abriss und Neubebauung, in der 
Flächenpolitik umgekehrt die Neuinanspruchnahme und die Rücknahme. In nahezu gleich 
vielen Gemeinden werden flächen- (12) wie gebäudepolitische (13) Prioritäten benannt. In der 
Flächenpolitik überwiegen vage Formulierungen in der Prioritätensetzung, während in der 
Gebäudepolitik ähnlich viele Gemeinden eindeutige und vage Aussagen treffen.  
                                                 
1004  Nur Flöha (KEWO STÄDTEBAU 2008) hat eine Viererstufung – sehr hoch, hoch, mittel, niedrig – herangezogen. In der 
vorliegenden Arbeit werden alle Maßnahmen mit hoher, in Flöha zusätzlich die Maßnahmen mit sehr hoher Priorität für die 
Auswertung herangezogen. 
1005  Vgl. DIE STEG STADTENTWICKLUNG GMBH (2008c: 5.29). 
1006  Schneeberg und Schöneck/Vogtld. geben keine Prioritäten an. 
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Anzahl der Gemeinden 




Konsolidierungswürdige Gebiete in 13 Städten 
der Stichprobe
flächenpolitisch gebäudepolitisch








…Verzichten 2 0 0 0
…Zurücknehmen 2 4 8 7
…Dauernutzen 7 5 8 7
…Recyceln 1 3 4 2
…Einmotten 0 0 0 0
…Neu beanspruchen 5 7 4 3
…Aufwerten 0 3 0 1
(nicht kategorisierbar) 0 3 0 2
 
Tabelle 16: Prioritäre siedlungspolitische Handlungsziele in konsolidierungswürdigen Gebieten der 
Stichprobe 
(Quelle: eigene Darstellung, Ergebnis der eigenen Erhebung) 
Neun der 14 Gemeinden mit Handlungszielen in Umstrukturierungsgebieten formulieren 
Prioritäten. Ein Schwerpunkt ist lediglich im Bereich des Rückbaus von Gebäuden (sowohl vage 
als auch eindeutig formuliert) festzustellen (vgl. Tabelle 17); dies folgt der theoretischen 
Annahme, dass (nach dem Verzicht) die Rücknahme im Vordergrund steht. Neun Gemeinden 
formulieren gebäudepolitische, aber nur sechs flächenpolitische Prioritäten; dadurch wird die 
Aussage bekräftigt, dass in den Umstrukturierungsgebieten wegen der Programmorientierung 
die gebäudepolitischen Aussagen überwiegen.  
Für weitere gebäudepolitische Aussagen sowie für die Flächenpolitik ist nicht erkennbar, dass 
sie von einer größeren Anzahl von Gemeinden formuliert werden. Des Weiteren zeigt das 
empirische Ergebnis, dass der hohe Problemdruck in den Umstrukturierungsgebieten nicht zu 
mehr eindeutigen Aussagen führt als in den anderen Gebietskategorien. 
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Anzahl der Gemeinden 




Umstrukturierungsgebiete in 9 Städten der 
Stichprobe
flächenpolitisch gebäudepolitisch








…Verzichten 1 0 0 0
…Zurücknehmen 2 1 5 4
…Dauernutzen 0 0 3 1
…Recyceln 0 2 1 1
…Einmotten 0 0 0 0
…Neu beanspruchen 2 1 0 1
…Aufwerten 0 3 0 2
(nicht kategorisierbar) 0 1 1 1
 
Tabelle 17: Prioritäre siedlungspolitische Handlungsziele in Umstrukturierungsgebieten der Stichprobe 
(Quelle: eigene Darstellung, Ergebnis der eigenen Erhebung) 
Die beiden Gemeinden mit Handlungszielen in konsolidierungswürdigen Gebieten mit 
kleinräumigen Umstrukturierungsschwerpunkten formulieren folgende siedlungspolitische 
Prioritäten: 
 Geyer priorisiert verschiedene eindeutige und vage Handlungsziele zum Verzicht, zur 
Rücknahme und zum Recycling sowohl in der Flächen- als auch in der Gebäudepolitik. 
 In Rochlitz werden schwerpunktmäßig eindeutige Handlungsziele zur Rücknahme und 
Neunutzung im Bereich der Flächenpolitik sowie zur Dauernutzung und zum Recycling im 
Bereich der Gebäudepolitik formuliert. 
Eine Schwerpunktsetzung in diesen Gebieten ist aufgrund der geringen Fallzahl nicht 
festzustellen. 
Größere Städte 
Plauen ordnet den Gebietskategorien keine Handlungsziele zu und kann daher auch keine 
Prioritäten setzen. Von den drei anderen Städten formuliert nur Freiberg im INSEK 
siedlungspolitische Prioritäten in den Maßnahmepaketen. Handlungsziele mit hoher Priorität 
verteilen sich dabei wie folgt: 
 In konsolidierten Gebieten werden vage flächen- und gebäudepolitische Aussagen zur 
Dauernutzung und zur Neuinanspruchnahme formuliert. 
 In konsolidierungswürdigen Gebieten priorisiert die Gemeinde verschiedene 
Handlungsziele. Im Bereich der Flächenpolitik handelt es sich um eindeutige Aussagen zur 
Dauernutzung sowie um vage Aussagen zur Renaturierung und ebenfalls zur 
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Dauernutzung. In der Gebäudepolitik werden eindeutige Aussagen zum Rückbau sowie 
vage Aussagen ebenfalls zum Rückbau, zur Dauernutzung und zur Aufwertung getroffen. 
 Für Umstrukturierungsgebiete priorisiert die Stadt aus flächenpolitischer Sicht ein 
eindeutiges Handlungsziel für Investitionen im Bereich einer Sportanlage;1007 
gebäudepolitisch setzt sie vage Prioritäten zum Rückbau, zur Dauernutzung und zur 
Aufwertung.  
Der Vergleich der Prioritätensetzung mit der in Kap. 4.3.2.3 entwickelten Rangfolge zeigt, 
dass Freiberg in den konsolidierten Gebieten den theoretisch formulierten Erhaltungsstrategien 
folgt. Für die konsolidierungswürdigen Gebiete ist zumindest teilweise eine ähnliche Rangfolge 
zu erkennen, da die Stadt ebenfalls eine Dauernutzung priorisiert; allerdings setzt sie zugleich 
auf die Rücknahme und unterscheidet sich damit von den theoretischen Annahmen in Kap. 4. 
Die Prioritätensetzung im Bereich der Umstrukturierungsgebiete lässt hingegen keine 
Ähnlichkeit zu der theoretisch formulierten Rangfolge zu. Wie bereits in der Stichprobe 
ermittelt, ist auch in den Freiberger Umstrukturierungsgebieten im Vergleich zu den anderen 
Gebietskategorien keine höhere Anzahl eindeutiger Handlungsziele zur Rücknahme zu 
erkennen. 
Ergebnis 
Die Hypothese wird nur teilweise bekräftigt. Die Auswertung bezieht sich dabei aufgrund der 
Fallzahl insbesondere auf die Stichprobe. Flächen- und gebäudepolitische Prioritäten werden 
überwiegend in konsolidierungswürdigen und Umstrukturierungsgebieten gesetzt. In den 
Gebietskategorien sind unterschiedliche Prioritäten erkennbar. In konsolidierungswürdigen 
Gebieten formulieren die meisten Gemeinden die Priorität der Dauernutzung von Flächen und 
Gebäuden; in den Umstrukturierungsgebieten steht der Rückbau der Gebäude im Vordergrund.  
In den Umstrukturierungsgebieten ist ein Schwerpunkt auf der Gebäudepolitik festzustellen; dort 
werden aber nicht mehr eindeutige Ziele formuliert als in den anderen Gebieten. Die 
theoretische Schwerpunktsetzung ist damit tendenziell erkennbar, es sind unterschiedliche 
Prioritäten in den verschiedenen Gebietskategorien festzustellen. Eine vollständige Ausprägung 
des Nutzungszyklus ist aber nicht vorhanden.  
In Modifikation der Hypothese wird daher die These formuliert: Den Gebietskategorien werden 
in den INSEKs Maßnahmepakete zugeordnet, die eine unterschiedliche Prioritätensetzung 
aufweisen; der hohe Problemdruck in den Umstrukturierungsgebieten führt aber nicht vermehrt 
zu eindeutigen Aussagen. In Teilen sind der Nutzungszyklus und damit das Konzept der 
Flächenkreislaufwirtschaft unter Schrumpfungsbedingungen erkennbar. Im Sinne des 
Förderprogramms erfolgt eine Rücknahme aber vorrangig für Gebäude. 
8.2.4.5 Aufwertung 
Hypothese 12: Aufwertung ist ein übergeordnetes Handlungsziel mit flächen- und insbesondere 
gebäudepolitischer Aussage. Im Vergleich zum Rückbau handelt es sich um eine vage 
Formulierung. Zur Operationalisierung werden der Aufwertung daher weitere Handlungsziele 
zugeordnet. 
Aufwertung ist neben Rückbau der zentrale Programmteil im Stadtumbau-Förderprogramm. 
Wie in Kap. 4.3.2.4 dargelegt, wird der Begriff Aufwertung zwar mit Förderhinweisen 
                                                 
1007  STADT FREIBERG (2007: 221). 
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hinterlegt, aber nicht definiert. Vielmehr werden dem Begriff verschiedene Themenfelder des 
Nutzungszyklus‘ zugeordnet. 
Stichprobe 
Die Gemeinden formulieren Handlungsziele mit expliziter Verwendung des Begriffes 
Aufwertung sowohl im gesamtstädtischen Teil des INSEK als auch in den Aussagen für 
einzelne Gebietskategorien. Zwölf Gemeinden formulieren gesamtstädtische Ziele zur 
Aufwertung, die nicht einzelnen Gebietskategorien zugeordnet sind. Diese Gemeinden nennen 
gleichermaßen flächen- und gebäudepolitische Ziele, die alle vage formuliert sind. 
Auch die Maßnahmepakete, die den Gebietskategorien zugeordnet sind, enthalten 
Handlungsziele zur Aufwertung. Allerdings ist dies in den verschiedenen Gebietskategorien 
unterschiedlich häufig und unterschiedlich auf Flächen- und Gebäudepolitik verteilt. So kommt 
in konsolidierten Gebieten kein Handlungsziel zur Aufwertung vor. Für die anderen 
Gebietskategorien sind folgende Ergebnisse festzustellen: 
 In konsolidierungswürdigen Gebieten treffen insgesamt sechs Gemeinden Handlungsziele 
zur Aufwertung, fünf für Flächen und drei für Gebäudepolitik (Mehrfachnennungen), 
 in Umstrukturierungsgebieten formulieren neun Gemeinden Handlungsziele, alle davon für 
Flächenpolitik, drei zusätzlich mit gebäudepolitischer Aussage, und 
 die Gemeinde Rochlitz formuliert ein gebäudepolitisches Ziel zur Aufwertung im 
konsolidierungswürdigen Gebiet mit kleinräumigen Umstrukturierungsschwerpunkten. 
Dem Begriff Aufwertung werden nahezu keine Handlungsziele des Nutzungszyklus 
zugeordnet; vielmehr wird er als eigenständiges Handlungsziel formuliert. Aufgrund der 
fehlenden Operationalisierung bleibt das Aufwertungsziel damit vage;1008 dies zeigt, dass in 
den Maßnahmepaketen nicht nur eindeutige, sondern auch vage Aussagen getroffen werden. 
In diesen Fällen fehlt eine abschließende Maßnahmeplanung im INSEK. 
Größere Städte 
Auch die größeren Gemeinden verwenden in den INSEKs den Begriff Aufwertung. Chemnitz, 
Freiberg und Plauen geben bereits im gesamtstädtischen Teil flächen- und gebäudepolitische 
Ziele zur Aufwertung an. Alle Ziele sind vage formuliert. 
In den Maßnahmepaketen formuliert Freiberg für die konsolidierten und die 
Umstrukturierungsgebiete vage flächen- und gebäudepolitische Aufwertungsziele; zudem führt 
die Stadt für die konsolidierungswürdigen Gebiete vage gebäudepolitische Aufwertungsziele 
an. Die Aussagen werden nicht weiter operationalisiert. Weitere Ziele mit explizit formulierter 
Aufwertung werden in den Maßnahmepaketen nicht angegeben. 
Ergebnis 
Die Hypothese wird teilweise falsifiziert, teilweise aber auch bekräftigt. Der Begriff Aufwertung 
enthält eine vage Aussage. Lediglich eine Gemeinde der Stichprobe operationalisiert den 
Begriff mithilfe weiterer Handlungsziele; diese entsprechen dem Nutzungszyklus, sind aber 
ebenfalls vage. Daher ist die Funktion der Aufwertung als übergeordnetes Handlungsziel 
                                                 
1008  Als Ausnahme ordnet Rodewisch dem „gesamtstädtischen Ziel“ „Aufwertung“ verschiedene Handlungsziele zu (Büro für 
Städtebau GmbH Chemnitz 2008a: 127); diese entsprechen zwar einzelnen Handlungszielen des Nutzungszyklus, sind 
aber ebenfalls vage formuliert. 
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empirisch mehrheitlich nicht nachweisbar; ebenso ist kein Schwerpunkt in der Gebäudepolitik 
erkennbar. 
In Abwandlung der Hypothese wird daher folgende These formuliert: Aufwertung ist ein 
Handlungsziel mit flächen- und insbesondere gebäudepolitischer Aussage. Im Vergleich zum 
Rückbau handelt es sich aber um eine vage Formulierung. Nur teilweise werden ihm weitere 
Handlungsziele zugeordnet, um das Handlungsziel zu konkretisieren. 
8.2.5 Kurzfazit 
Die überörtlichen Vorgaben des BauGB, der Förderbekanntmachung und der Arbeitshilfe 
fokussieren auf „Ziele und Maßnahmen“ als Elemente der Zielhierarchie. Dabei gehen sie im 
Kern von einer verkürzten Zielpyramide aus. Eine inhaltliche und funktionale 
Auseinandersetzung mit siedlungspolitischen Aussagen in den Leitbildern findet in den 
Vorgaben nicht statt, vielmehr herrschen Aussagen zur (einfachen) Ziel-Mittel-Hierarchie aus 
Qualitäts- und Handlungszielen vor. 
Die ermittelten Ergebnisse zeigen, dass die Gemeinden den überörtlichen Vorgaben 
grundsätzlich folgen. Daher formulieren sie normative Aussagen auf den verschiedenen Stufen 
der Zielhierarchie. Diese geht über eine einfache Ziel-Mittel-Hierarchie hinaus. So stehen die 
Prioritäten für einen Ansatz Strategischer Planung; das Leerstandsziel als Bilanzziel bietet 
grundsätzlich die Möglichkeit einer Parametrischen Steuerung, auch wenn es in der Praxis 
nicht entsprechend zum Einsatz kommt.  
Mit diesem Bilanzziel, insbesondere aber mit den Gebietskategorien und den Handlungszielen 
wird in den untersuchten INSEKs ein Beitrag zur Befolgung des Nutzungszyklus unter 
Schrumpfungsbedingungen geleistet. Zwischen den Konzepten der Stichprobe und derjenigen 
der größeren Städte sind dabei keine grundsätzlichen Unterschiede festzustellen; die größeren 
Städte befolgen noch stärker als die Gemeinden der Stichprobe die seit 2009 vom Freistaat 
geforderten Zweiteilung der Konzepte, indem die INSEKs vor allem vage Aussagen treffen, 
welche eine Konkretisierung durch separate teilräumliche Konzepte erfordern.  
Die gemeindlichen Konzepte setzen sich aus flächen- und gebäudepolitischen Handlungszielen 
zusammen, die eindeutig oder vage formuliert werden. Dabei bleibt der Stadtumbau jedoch 
hinter den Möglichkeiten zurück, die er zur Umsetzung der Flächenkreislaufwirtschaft enthält. 
8.3 Typen der Zielhierarchien 
In diesem Unterkapitel stehen die Zielhierarchien insgesamt im Vordergrund. Für das 
Handlungsfeld der Flächen- und Gebäudepolitik werden daher die in den gemeindlichen 
Konzepten zur Anwendung kommenden Typen der Zielhierarchien ermittelt. 
Zunächst (Kap. 8.3.1) werden die auf Grundlage der Arbeitshilfe erstellten INSEKs hinsichtlich 
ihrer Zielhierarchie untersucht. Im Anschluss (Kap. 8.3.2) wird ermittelt, inwiefern die neueren 
separaten SEKOs die bestehende Zielhierarchie ergänzen. 
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8.3.1 Verwendete Typen 
Hypothese 13: Die Gemeinden formulieren in den INSEKs eine Zielpyramide. Darüber hinaus 
greifen sie die Elemente der Strategischen Planung (Strategie, Prioritäten) und der 
Parametrischen Steuerung (eindeutiges Leerstandsziel) auf. Daraus entsteht ein Hybrid. Da die 
Arbeitshilfe keine detaillierten Aussagen über die Zielhierarchie trifft, unterscheiden sich die 
gemeindlichen Konzepte lokalspezifisch im Detail. 
In Kap. 2.3.2.1 sind verschiedene Typen von Zielhierarchien formuliert worden. Die 
Arbeitshilfe empfiehlt die Verwendung von Leitbild, Ziel und Maßnahmepaketen auf 
gesamtstädtischer Ebene und verfolgt damit eine verkürzte Zielpyramide. Dies korrespondiert 
mit den Vorgaben des Förderprogramms zur Formulierung von Zielen und Maßnahmen auf 
teilräumlicher Ebene.  
Zugleich sind in der Arbeitshilfe Elemente der Strategischen Planung und Ansätze einer 
Parametrischen Steuerung enthalten. Die überörtlichen Vorgaben treffen daher keine 
eindeutigen Vorgaben für ausschließlich einen Typus, vielmehr entsteht ein Hybrid. 
Für die Bestimmung des Typus‘ werden folgende Elemente herangezogen:1009 
 Leitbild (Typus Leitbildplanung, ggf. Typus Strategische Planung) 
 Ziel-Mittel-Hierarchie aus Qualitäts- und Handlungszielen,1010 ggf. Leitbild (Typus 
Zielpyramide), 
 Bilanzziele (bei Eindeutigkeit: Typus Parametrische Steuerung), 
 Gebietskategorien (bei Eindeutigkeit: Typus Parametrische Steuerung), 
 Maßnahmepakete als Beitrag zum Nutzungszyklus (ohne Zuordnung zu Qualitätszielen 
Typus ausschließliches Maßnahmekonzept) sowie 
 eindeutig formulierte Prioritäten1011 (ggf. Typus Strategische Planung). 
Stichprobe 
In den INSEKs der Stichprobe spiegeln sich die Vorgaben für die flächen- und 
gebäudepolitischen Zielvorstellungen wider. Zwar ist in allen gemeindlichen Konzepten eine 
Zielpyramide erkennbar, doch werden zugleich auch Elemente der Strategischen Planung und 
der Parametrischen Steuerung verwendet (Tabelle 18).  
                                                 
1009  Die Auswertung baut zum Teil auf den vorherigen Analyseschritten auf; hieran ist die zusammenfassende Bewertung der 
Typen der Zielhierarchie erkennbar. 
1010  Zwar werden die Handlungsziele nicht in allen Gemeinden den Qualitätszielen eindeutig zugeordnet, aber bereits durch die 
Zuordnung der Maßnahmepakete zu den Gebietskategorien entsteht eine Ziel-Mittel- Hierarchie.  
1011  Die Handlungsziele, die eindeutig formuliert und denen eine hohe Priorität zugewiesen werden, werden in der vorliegenden 
Arbeit als strategisch bedeutsame Projekte im Sinne der Strategischen Planung angesehen. Eine Auswertung der Konzepte 
mithilfe des in der Arbeitshilfe empfohlenen Begriffes „Stadtentwicklungsstrategie“ hat sich als nicht erkenntnisreich 
herausgestellt, weil die Gemeinden keine Strategien (als Gesamtaussage) wiedergegebenen haben. 
 













































































1 1 1 1 0 1 1
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung und Elementen der Strategischen Planung
Aue/Sa.
1 1 1 1 0 1 1
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung und Elementen der Strategischen Planung
Auerbach
0 1 1 1 0 0 0
 Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung
Burgstädt
1 1 1 1 0 1 1
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung und Elementen der Strategischen Planung
Elsterberg
1 1 1 1 0 1 1
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung und Elementen der Strategischen Planung
Flöha
1 1 1 1 0 1 1
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung und Elementen der Strategischen Planung
Frankenberg/S
a. 1 1 1 1 0 1 1
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung und Elementen der Strategischen Planung
Geyer
1 1 1 1 0 1 1
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung und Elementen der Strategischen Planung
Hainichen
1 1 1 1 0 0 0
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung
Klingenthal
1 1 1 1 0 1 1
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung und Elementen der Strategischen Planung
Lunzenau
0 1 1 1 0 0 0
Verkürzte Zielpyramide mit Ansätzen der 
Parametrischen Steuerung
Mark-
neukirchen 0 1 1 1 0 0 0
Verkürzte Zielpyramide mit Ansätzen der 
Parametrischen Steuerung
Mittweida
1 1 1 1 0 1 1
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung und Elementen der Strategischen Planung
Oelsnitz/ 
Vogtld. 0 1 1 1 0 1 1
Verkürzte Zielpyramide mit Ansätzen der 
Param.Steuerung und Elem. der Strateg. Planung
Penig
1 1 1 1 0 0 0
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung
Rochlitz
1 1 1 1 0 1 1
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung und Elementen der Strategischen Planung
Rodewisch
0 1 1 1 0 1 1
Verkürzte Zielpyramide mit Ansätzen der 
Param.Steuerung und Elem. der Strateg. Planung
Schneeberg
0 1 1 0 0 1 0
Verkürzte Zielpyramide
Schöneck/ 
Vogtld. 1 1 1 1 0 1 0
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung
Wilkau-Haßlau
0 1 1 1 0 1 1
Verkürzte Zielpyramide mit Ansätzen der 
Param.Steuerung und Elem. der Strateg. Planung
Summe 13 20 20 19 0 15 13
Elemente der Zielhierarchie
 
Tabelle 18: Typen der Zielhierarchie bei den Städten der Stichprobe 
(Quelle: eigene Darstellung, Ergebnis der eigenen Erhebung)  
Schneeberg ist die einzige Gemeinde, die in ihrem INSEK lediglich Qualitäts- und 
Handlungsziele formuliert und damit eine verkürzte Zielpyramide entwickelt. Alle anderen 19 
Gemeinden verwenden Hybride, die Elemente der in Kap. 2.3.2.1 genannten Typen 
miteinander verbinden. 
Grundlage dieser Hybride bildet jeweils eine Zielpyramide. In 13 Gemeinden (inklusive 
Schneeberg) ist diese verkürzt und setzt sich lediglich aus Qualitäts- und Handlungszielen 
zusammen. In den anderen sieben Gemeinden werden zusätzlich Leitbilder mit 
siedlungspolitischem Inhalt abgebildet. Die Zielpyramiden erstrecken sich in 15 Gemeinden bis 
zu den Maßnahmepaketen, die teilräumlich für die Gebietskategorien formuliert werden. In 
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den Zielpyramiden werden sowohl eindeutige als auch vage Handlungsziele formuliert; damit 
wird die Stufenfolge der Planung in vielen Fällen nicht mit eindeutigen Handlungszielen 
abgeschlossen.  
Zehn Gemeinden – genau die Hälfte – folgen in der Flächen- und Gebäudepolitik dem in der 
Arbeitshilfe empfohlenen Aufbau, indem sie zunächst eine Pyramide (inklusive Leitbild)1012 
wiedergeben; darüber hinaus setzen sie aber im Sinne der Strategischen Planung Prioritäten 
für eindeutige Handlungsziele und formulieren als Ansätze einer Parametrischen Steuerung 
eindeutige Bilanzziele.1013 Weitere drei Gemeinden verfolgen diesen Aufbau, nur verzichten 
sie auf flächen- und gebäudepolitische Aussagen im Leitbild. Sechs Gemeinden formulieren 
eine Pyramide, zusätzlich aber Bilanzziele als Ansatz einer Parametrischen Steuerung; drei 
Gemeinden treffen siedlungspolitische Aussagen im Leitbild. 
13 Gemeinden formulieren eindeutige flächen- oder gebäudepolitische Handlungsziele, die sie 
prioritär verfolgen; in elf Gemeinden werden auch Leitbilder entwickelt, in denen flächen- oder 
gebäudepolitische Inhalte formuliert werden; allerdings stehen diese Themenfelder nicht im 
Mittelpunkt der Leitbilder.1014 In der Mehrheit der untersuchten Konzepte ist daher zwar ein 
Ansatz der Strategischen Planung zu erkennen; aber er steht in den Konzepten nicht im 
Vordergrund. Vielmehr prägen die umfangreichen Maßnahmepakete sowie die Zielpyramide 
den Charakter der Konzepte. Damit kann die Annahme, mit den Konzepten im Stadtumbau 
handele es sich um eine Strategische Planung, empirisch nicht gestützt werden. 
Größere Städte 
Die größeren Städte entwickeln in ihren INSEKs ebenfalls eine Zielpyramide, dabei formulieren 
alle im Leitbild siedlungspolitische Aussagen Zum Teil sind in den INSEKs auch Elemente der 
Parametrischen Steuerung und der Strategischen Planung enthalten. Alle INSEKs stellen 












































































1 1 1 1 0 1 0
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung und Elementen der Strategischen Planung
Freiberg
1 1 1 0 0 1 1
Zielpyramide mit Elementen der Strategischen Planung
Plauen
1 1 1 1 0 0 0
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung
Zwickau
1 1 1 1 0 1 0
Zielpyramide mit Ansätzen der Parametrischen 
Steuerung
Summe 4 4 4 3 0 3 1
Elemente der Zielhierarchie
 
Tabelle 19: Typen der Zielhierarchie bei den größeren Städten 
(Quelle: eigene Darstellung, Ergebnis der eigenen Erhebung) 
                                                 
1012  Allerdings werden den Leitbildern nicht direkt Qualitäts- und Handlungsziele zugeordnet, vielmehr werden sie getrennt 
wiedergegeben.  
1013  Wie in Kap. 8.2.2 dargelegt, sind die Bilanzziele aber nur Ansätze einer Parametrischen Steuerung. Gebietskategorien 
werden in keinem gemeindlichen Konzept als Parameter eingesetzt. 
1014  In Rodewisch und Wilkau-Haßlau sind keine flächen- und gebäudepolitischen Leitbilder vorhanden; daher sind nur 
eingeschränkt Ansätze einer Strategischen Planung vorhanden. 
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In Chemnitz, Freiberg und Zwickau werden zwar Maßnahmepakete formuliert, die den 
Gebietskategorien zugeordnet werden.1015 Sie umfassen aber insbesondere vage 
Handlungsziele.  
Keine der vier größeren Städte hat die überörtlichen Vorgaben exakt übernommen. Zwar 
kommt Chemnitz mit der Einbindung von Elementen der Parametrischen Steuerung und der 
Strategischen Planung dem in der Arbeitshilfe formuliert Aufbau sehr nahe, aber zum einen 
fehlt in dem INSEK die Angabe von Prioritäten in den Maßnahmepaketen, zum anderen 
werden viele Handlungsziele nur vage formuliert. Demgegenüber fehlen im Freiberger Konzept 
eindeutige Bilanzziele und im INSEK der Stadt Plauen Maßnahmepakete mitsamt 
Prioritätensetzung. Zwickau führt keine Prioritäten an. 
Die in den INSEKs enthaltenen Elemente der Parametrischen Steuerung und der Strategischen 
Planung führen nicht dazu, dass die Konzepte insgesamt einen Beitrag zu diesen 
Steuerungsansätzen leisten; wie in der Stichprobe handelt es sich nur um Ansätze dieser 
Formen. Prägend für die untersuchten Städte ist, wie in der Stichprobe, die Zielpyramide; 
allerdings kommt die Planung in keinem der Konzepte zum Abschluss; weitere teilräumliche 
Konzepte sind erforderlich. 
Ergebnis 
Die Mehrheit der Gemeinden folgt grundsätzlich den Empfehlungen der Arbeitshilfe. Zunächst 
wird eine Zielpyramide formuliert. Dabei formulieren die Gemeinden der Stichprobe eher 
eindeutige Handlungsziele als die größeren Städte. Hieran zeigt sich, dass zum 
Planungsabschluss teilräumliche Konzepte erforderlich sind. Darüber hinaus enthalten die 
Konzepte prioritäre eindeutige Handlungsziele als Element der Strategischen Planung sowie 
Bilanzziele als Ansätze der Parametrischen Steuerung. Es entstehen daher Hybride der 
Zielhierarchien, lediglich in einer Gemeinde ist ausschließlich eine (verkürzte) Zielpyramide 
enthalten. Die Hypothese wird daher bekräftigt. 
8.3.2 Gesamt- und neue teilräumliche Konzepte 
Hypothese 14: Die theoretisch sinnvolle Trennung in der Stufenfolge Gesamtstadt – Teilraum 
wird in Sachsen in den bisher entwickelten Konzepten nicht eingehalten. Weil die Arbeitshilfe 
zwischen beiden Konzepten nicht strikt unterscheidet, werden auch in den Gemeinden 
Konzepte erarbeitet, die zugleich gesamt- und teilräumliche Aussagen treffen. 
Die Arbeitshilfe gibt den Gemeinden gemäß eigener Zielstellung Empfehlungen für die 
Erarbeitung des gesamtstädtischen Konzeptes. Zugleich trifft sie aber auch Aussagen über 
Maßnahmepakete und damit über Inhalte des teilräumlichen Konzeptes. Erst seit dem Jahr 
2009 wird von Seiten des Freistaates eine Trennung der Konzepte gefordert.  
Dennoch ist es weiterhin möglich, als Fördergrundlage ein Konzept einzureichen, in dem 
beide Planungsebenen enthalten sind; es ist aber erforderlich, diese voneinander zu 
trennen.1016 Eine Arbeitshilfe für diese separaten teilräumlichen Konzepte wurde bislang nicht 
herausgegeben. 
                                                 
1015  Zwar führt auch Plauen Maßnahmen an; eine Zuordnung zu den Gebietskategorien bleibt aber aus. 
1016  Vgl. SÄCHSISCHE AUFBAUBANK (Interview 16). 
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Stichprobe 
Die Gemeinden der Stichprobe haben sich seit der Einführung der Arbeitshilfe im Jahre 2005 
an deren Empfehlungen orientiert. Die seitdem erarbeiteten INSEKs ähneln den Empfehlungen 
daher sowohl in der entwickelten Zielhierarchie als auch in ihrem formalen Aufbau.1017 So 
werden auf Grundlage eines analytischen Teils die normativen Aussagen entwickelt. Die 
Konzepte setzen sich nicht nur aus den Fachkonzepten und dem gesamtstädtischen Konzept 
zusammen; vielmehr haben die Gemeinden teilräumliche Konzepte integriert und in diesem 
Zusammenhang oftmals Maßnahmepakete abgebildet. 
Die Integration teilräumlicher Aussagen in das gesamtstädtische Konzept ist an der Zuordnung 
von Maßnahmepaketen zu den teilräumlich abgegrenzten Gebietskategorien erkennbar.1018 
15 der 20 Gemeinden haben den Gebietskategorien Maßnahmepakete zugeordnet. Daher 
haben drei Viertel der Gemeinden teilräumliche Aussagen in das gesamtstädtische Konzept 
integriert. Die Konzepte der anderen Gemeinden sind nur gesamtstädtisch ausgerichtet. 
Eine physische Unterscheidung zwischen dem gesamtstädtischen und daraus abgeleiteten 
teilräumlichen Konzepten für die einzelnen Fördergebiete wurde bis zur Einführung der 
verbindlichen Trennung 2009 nicht vorgenommen. Den gesamtstädtischen Konzepten sind 
keine teilräumlichen Konzepte gefolgt; vielmehr wurden die Förderanträge auf Grundlage der 
(im Sinne der Stufenfolge damit unvollständig formulierten) gesamtstädtischen Konzepte 
gestellt.1019 
Seit der neuen Regelung sollen die Gemeinden separate teilräumliche Fördergebietskonzepte 
erarbeiten, wenngleich eine physische Trennung nicht unbedingt erforderlich ist.1020 Bei der 
Erarbeitung der Konzepte haben die Gemeinden auch die Fördergebietsgrenzen angepasst. 
Bislang haben fünf Gemeinden der Stichprobe separate Konzepte fertiggestellt, dabei 
Burgstädt und Rodewisch jeweils zwei.1021 Die Konzepte sind zeitlich nach der Erstellung des 
gesamtstädtischen Konzeptes entstanden und beziehen sich inhaltlich grundsätzlich auf das 
gesamtstädtische Konzept. Sie erfüllen daher die in Kap. 3.2.3.2 formulierte Maßgabe des 
Ableitungsgebotes.  
Die fünf Gemeinden hatten bereits in den gesamtstädtischen Konzepten teilräumliche Aussagen 
getroffen und Maßnahmepakete formuliert.1022 Die Aussagen der neuen Fördergebietskonzepte 
lösen diese Aussagen ab. Die Anzahl der neuen teilräumlichen Konzepte ist noch zu gering, 
um repräsentative Ergebnisse zu erzielen. Dennoch sind bezüglich der Flächen- und 
Gebäudepolitik folgende Tendenzen festzustellen: 
 In allen Konzepten wird eine eigene verkürzte Zielpyramide aus siedlungspolitischen 
Qualitäts- und Handlungszielen erarbeitet. Ein eigenes teilräumliches Leitbild fehlt; vielmehr 
wird auf die gesamtstädtischen Leitbilder verwiesen. Die SEKOs ersetzen die bisherigen in 
die INSEKs integrierten Maßnahmepakete. Sechs der sieben Konzepte enthalten eindeutige 
                                                 
1017  Vgl. Kap. 3.2.3. 
1018  Mit der Formulierung der Maßnahmepakete folgten die Gemeinden der Empfehlung der Arbeitshilfe. Während die 
Gebietskategorien Teil des gesamtstädtischen Konzeptes sind, sind die Maßnahmepkakete dem teilräumlichen Konzept 
zuzuordnen, weil sie den zentralen Beitrag zu seiner Funktion als Maßnahme- und Umsetzungskonzept leisten. Über die 
Maßnahmepakete hinaus haben die Gemeinden weitere Handlungsziele formuliert, die aber als gesamtstädtische Aussagen 
zu betrachten sind. 
1019  Vgl. SÄCHSISCHE AUFBAUBANK (Interview 16). 
1020  Vgl. EBD. (Interview 16). 
1021  Vgl. die teilräumlichen Konzepte Aue/Sa., Burgstädt Teilgebiet (TG) 1 und Teilgebiet (TG) 2, Mittweida, Rochlitz sowie 
Rodewisch Stadtzentrum Mitte und Stadtzentrum Süd vor.  
1022  Vgl. Kap. 8.2.3.2. 
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Handlungsziele,1023 in allen Konzepten werden aber auch vage Handlungsziele 
wiedergegeben. Im Ergebnis erfolgt keine Änderung der Zielhierarchie im Vergleich zu 
dem in Kap. 8.3.1 ermittelten Typus. 
 In sechs der sieben Konzepte wird ein Bezug zu den Gebietskategorien der 
gesamtstädtischen Konzepte hergestellt.1024 Von diesen Konzepten enthalten drei eine 
direkte Zuordnung von Maßnahmepaketen zu den Gebietskategorien. 
 In allen Gemeinden wurden die normativen Aussagen der Fördergebietskonzepte im Sinne 
einer ebenenübergreifenden Zielhierarchie in allen SEKOs aus dem jeweiligen 
gesamtstädtischen Konzept abgeleitet.1025 Zugleich stellen alle Konzepte ein 
eigenständiges integriertes Konzept dar und nicht nur einen dem INSEK untergeordneten 
Maßnahmeplan, weil sie eine eigene Analyse betreiben und eine verkürzte Zielpyramide 
enthalten.1026 
 Vier Konzepte enthalten teilräumliche Prioritäten als Beitrag zur Strategischen Planung.1027  
 Keine Gemeinde formuliert auf teilräumliche Bilanzziele als Beitrag zur Parametrischen 
Steuerung.1028 
Zusammenfassend bilden alle separaten Fördergebietskonzepte der Stichprobe eine 
ebenenübergreifende Zielhierarchie mit den gesamtstädtischen Konzepten aus. Dabei wird in 
dem Fördergebietskonzept Burgstädt TG 2 eine Zielpyramide formuliert, die mit vagen 
Handlungszielen endet; demgegenüber benennen Rochlitz, Rodewisch Stadtzentrum Mitte 
zusätzlich eindeutige Handlungsziele. Schließlich wird in Aue, Burgstädt TG 1, Mittweida, 
Rodewisch Stadtzentrum Süd die Zielpyramide (inklusive eindeutiger Ziele) um Elemente der 
Strategischen Planung ergänzt.  
Die in der Förderbekanntmachung formulierten Vorgaben werden in den Konzepten damit 
formal erfüllt. Zugleich zeigen sich aber erneut Unterscheide zwischen den Konzepten, 
Insbesondere zeigt sich, dass nicht alle separaten teilräumlichen Konzepte einen 
Planungsabschluss mit eindeutigen Handlungszielen leisten.  
Die separaten Konzepte unterscheiden sich hinsichtlich der ausgebildeten Zielhierarchien nicht 
von ihren Vorläufern. Mit der Separierung sind daher bislang keine Tendenzen zur der 
Änderung der Zielhierarchien erkennbar. Die neuen Konzepte leisten einen Beitrag zur 
Konkretisierung, indem sie eine Pyramide als ebenenübergreifende Zielhierarchie ausbilden; 
sie enthalten aber nicht alle eindeutige Handlungsziele. Damit wird der Planungsvorgang im 
Stadtumbau auch mit den neuen Fördergebietskonzepten zwar überwiegend, aber nicht 
durchgängig abgeschlossen. 
                                                 
1023  Nur das Fördergebietskonzept Burgstädt TG 2 (WESTSÄCHSISCHE GESELLSCHAFT 2009b) enthält ausschließlich vage 
Handlungsziele. 
1024  Die Grenzen der Fördergebiete und der Gebietskategorien unterscheiden sich. In den Fördergebietskonzepten sind 
verschiedene Gebietskategorien enthalten. Nur in Rochlitz bleiben die Gebietskategorien unerwähnt. 
1025  Die Gemeinden beziehen sich jedoch jeweils auf unterschiedliche Bestandteile des gesamtstädtischen Konzepts: Aue, 
Burgstädt TG 1 und 2, Mittweida vor allem auf das Leitbild und die Gebietskategorien; Rochlitz auf die für das Fördergebiet 
formulierten gesamtstädtischen Ziele; Rodewisch Stadtzentrum Mitte und Stadtzentrum Süd ebenfalls auf diese Ziele und 
zusätzlich auf Gebietskategorien. 
1026  Am weitesten geht dabei das Fördergebietskonzept Burgstädt TG 1; dessen Ergebnisse führte zur Änderung der 
Gebietskategorien, die im gesamtstädtischen Konzept übernommen wurde, vgl. a. STADTPLANUNGSAMT BURGSTÄDT 
(Interview 12). 
1027  In Aue, Burgstädt TG 1, Mittweida, Rodewisch Stadtzentrum Süd, indem sie eindeutig formulierte Handlungsziele nennen. 
Demgegenüber fehlen in Burgstädt TG 2, Rochlitz und Rodewisch Stadtzentrum Mitte Prioritätensetzungen.  
1028  Aue, Burgstädt TG 1 und TG 2 wiederholen lediglich das eindeutige Leerstandsziel für die Gesamtstadt, ohne es allerdings 
für den Teilraum zu konkretisieren. 
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Größere Städte 
Auch in drei größeren Städten wurden separate teilräumliche Konzepte neu erarbeitet.1029 In 
Chemnitz ist ein Fördergebietskonzept gemäß § 171b BauGB vom Stadtrat beschlossen 
worden.1030 Davor wurden in Chemnitz aber zunächst acht so genannte Gebietspässe erstellt. 
Diese vermitteln zwischen dem vage formulierten gesamtstädtischen und dem teilräumlichen 
Konzept und leisten einen eigenständigen Schritt zur Konkretisierung. Die Gebietspässe 
beziehen sich konzeptionell aber auf die Ebene der Gesamtstadt, indem sie 
stadtteilübergreifende Verflechtungen enthalten.1031  
Die Einführung einer zusätzlichen Ebene korrespondiert mit der Stadtgröße. Ab einer 
bestimmten Größe ist es sinnvoll, eine mittlere Planungsebene einzuführen, um die 
Konkretisierung der Zielvorstellungen zu unterstützen. Allerdings handelt es sich bei diesen 
Konzepten um rein informelle Pläne, die im Gegensatz zum SEKO keine mittelbare 
Verbindlichkeit1032 entfalten.  
Im Gegensatz zu den gesamtstädtischen Konzepten der Stichprobe wurden die INSEKs der 
größeren Städte bewusst vage formuliert. So fehlen in Plauen die Maßnahmepakete 
vollständig, während es sich bei den Handlungszielen der anderen drei INSEKs überwiegend 
um vage Aussagen handelt. Die größeren Gemeinden anerkennen damit die Zweistufigkeit der 
Vorgehensweise. Im Detail sind folgende Ergebnisse aus der Analyse zu nennen: 
 In den SEKOs werden Zielpyramiden dargestellt, die mit vagen und eindeutigen 
Handlungszielen enden und einen Beitrag zur Konkretisierung der vagen Aussagen im 
INSEK leisten. Die Stufenfolge der Planung kommt mit den separaten teilräumlichen 
Konzepten überwiegend zum Abschluss. Allerdings verbleiben auch in diesen INSEKs zum 
Teil vage Formulierungen. 
 In Chemnitz, Plauen-Schloßberg und Zwickau-Marienthal wird kein direkter Bezug zu den 
Gebietskategorien des gesamtstädtischen Konzepts hergestellt. In Zwickau-Eckersbach und 
Zwickau-Neuplanitz werden die Gebietskategorien zwar herangezogen, jedoch werden 
die Maßnahmepakete nicht nach diesen Kategorien unterschieden. 
 In allen größeren Städten werden die normativen Aussagen der Fördergebietskonzepte im 
Sinne einer ebenenübergreifenden Zielhierarchie aus dem gesamtstädtischen Konzept 
abgeleitet.1033 Zugleich stellen alle Konzepte (wie die Stichprobe) ein eigenständiges 
integriertes Konzept dar und nicht nur einen untergeordneten Maßnahmeplan. 
 Prioritäten werden nur in den SEKOs Plauen-Schloßberg und Zwickau-Neuplanitz 
angegeben, während sie in Chemnitz, Zwickau-Eckersbach und Zwickau-Marienthal 
fehlen. 
 Chemnitz formuliert keine Bilanzziele als Beitrag zur Parametrischen Steuerung. Ein 
Mengenziel wird von Zwickau-Eckersbach vage angegeben. In Zwickau-Neuplanitz wird 
                                                 
1029  In Chemnitz und Plauen liegt jeweils ein Konzept vor, in Zwickau drei (Marienthal, Neuplanitz und Marienthal). In Freiberg 
fehlt bislang ein SEKO. 
1030  Allerdings zur Förderung im Programm „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren (SOP)“. Das Konzept wird dennoch in der 
vorliegenden Arbeit analysiert, weil es nach § 171b BauGB erarbeitet wurde. Die Nutzung unterschiedlicher 
Förderprogramme zeigt, dass das gesamtstädtische Konzept auch in der gemeindlichen Praxis als Dachkonzept fungiert, 
während die teilräumlichen Konzepte auf ein bestimmtes Förderprogramm ausgerichtet sind. Die Abgrenzung des 
Stadtumbaugebietes erfolgte in einem eigenen Planungsschritt, vgl. STADTPLANUNGSAMT DER STADT CHEMNITZ (2011: 86-89). 
1031  So auch STADT CHEMNITZ (2011: 3; 5). 
1032  Vgl. Kap. 3.2.3.2. 
1033  Die Gemeinden beziehen sich neben den Gebietskategorien insbesondere auf Qualitätsziele. 
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der „Rückbau von außen nach innen“ als langfristiges Dichteziel formuliert.1034 Ein vages 
Dichteziel wird in den SEKOs Plauen-Schloßberg und Zwickau-Marienthal formuliert, 
allerdings im Sinne der Perforierung.1035 Als Leerstandsziel wiederholt das SEKO Plauen-
Schloßberg das gesamtstädtische Leerstandsziel; zusätzlich werden weitere quantitative 
teilräumliche Leerstandsziele angegeben. 
Zusammenfassend bilden auch die separaten Fördergebietskonzepte der größeren Städte eine 
ebenenübergreifende Zielhierarchie mit den gesamtstädtischen Konzepten aus. In allen 
teilräumlichen Konzepten handelt es sich zunächst um eine Zielpyramide. Die Pyramide wird 
mit Prioritäten und Bilanzzielen zum Teil um Elemente der Strategischen Planung und der 
Parametrischen Steuerung ergänzt. 
Auch drei der vier größeren Städte erfüllen damit die Vorgaben der Förderbekanntmachung, 
wenngleich die Zielpyramide auch vage Handlungsziele umfasst und damit den 
Planungsabschluss nicht vollständig gewährleistet.  
Mehr als die Stichprobe leisten die separaten Konzepte der größeren Städte mit der 
eindeutigen Formulierung der Handlungsziele einen Beitrag zur Konkretisierung der dort 
enthaltenen Planinhalten.  
Ergebnis 
Die Hypothese wird falsifiziert. Mit der Einführung der Zweistufigkeit werden neue 
teilräumliche Konzepte erarbeitet, die eine inhaltliche und institutionelle Trennung zu den 
gesamtstädtischen Konzepten ermöglichen. Daher wird in den INSEKs zunehmend auf die 
Formulierung eindeutiger Handlungsziele verzichtet, während diese in den separaten SEKOs 
formuliert werden. Insbesondere die größeren Städte halten diese Zweiteilung bereits ein. 
Während die separaten Konzepte der Gemeinden in der Stichprobe vor allem bisherige 
teilräumliche Aussagen der INSEKs ersetzen, schließen die Planinhalte der SEKOs in den 
größeren Städten bisherige Lücken der INSEKs. Dennoch enthalten auch die neuen separaten 
SEKOs zum Teil vage Handlungsziele, die einen Planungsabschluss verhindern. 
Auf Grundlage der Befunde wird daher folgende These formuliert: Im Gegensatz zur 
Arbeitshilfe des SMI wird mit den neuen Vorgaben für teilräumliche Fördergebietskonzepte die 
theoretisch sinnvolle Trennung der Konzepte auch in Sachsen vollzogen. Die Gemeinden 
greifen zunehmend diese Zweistufigkeit auf. Der Planungsabschluss im Stadtumbau wird zum 
Teil jedoch durch vage Handlungsziele in den SEKOs verhindert.  
8.3.3 Kurzfazit 
Die überörtlichen Vorgaben formulieren eine hybride Zielhierarchie, die sich im Kern aus einer 
Zielpyramide und in Ergänzung aus Elementen der Strategischen Planung und der 
Parametrischen Steuerung zusammensetzt. In der Flächen- und Gebäudepolitik übernehmen die 
Gemeinden diese Vorgaben, passen die Hierarchie aber lokalspezifisch an und setzen 
unterschiedliche Schwerpunkte. Daher werden für die Flächen- und Gebäudepolitik im 
sächsischen Stadtumbau keine eindeutigen Zielhierarchien formuliert. Es entstehen letztlich 
unterschiedliche Hybride.  
Durch die Neueinführung der Vorgaben zu teilräumlichen Konzepten sind 
ebenenübergreifende Zielhierarchien erkennbar. Während die Städte der Stichprobe damit 
                                                 
1034  STADT ZWICKAU (2012: 46; 48). 
1035  STADT ZWICKAU (2012: 27). 
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bestehende teilräumliche Aussagen ersetzen, handelt es sich bei den SEKOs der größeren 
Städte eher um die Ergänzung der INSEKs. Die Arbeitshilfe des SMI enthält die Neuerungen 
zu den teilräumlichen Vorgaben nicht und ist daher überarbeitungsbedürftig. 
In den teilräumlichen Konzepten werden zwar teilweise, aber nicht durchgängig eindeutige 
Handlungsziele verwendet. Dies ist sowohl für die Klein- und Mittelstädte als auch für die 
größeren Städte festzustellen. Die Planung im Stadtumbau endet daher zum Teil mit vagen 
Zielformulierungen, auch in den neuen separaten Konzepten. Daher ist im Nachgang zum 
Fördergebietskonzept ein weiterer Planungsvorgang zur Erarbeitung des Förderantrages mit 
eindeutigen Handlungszielen erforderlich, der sich aber dem demokratisch legitimierten 
Abwägungsvorgang entzieht. 
8.4 Modell der Programmorientierung 
In diesem Unterkapitel wird das übergreifende Modell der Programmorientierung untersucht. 
Dabei erfolgt eine Prüfung derjenigen Hypothesen, die über einzelne Elemente der 
Zielhierarchie und den Typus der Zielhierarchie hinausgehen. Zunächst (Kap. 8.4.1) wird die 
Programmorientierung im Verhältnis zur Stufenfolge der Planung überprüft. Im Anschluss 
(Kap. 8.4.2) werden Aussagen über das Verhältnis zwischen Programm- und 
Risikoorientierung getroffen. 
8.4.1 Programmorientierung und Stufenfolge 
Hypothese 15: Im Stadtumbau entsteht eine parallele institutionelle Struktur zur Bauleitplanung. 
Allerdings beruht sie nicht auf der Stufenfolge der räumlichen Gesamtplanung, sondern auf der 
Programmorientierung der Gemeinden. Entsprechend ist die Regionalplanung nicht 
institutionell eingebunden. Ebenso fehlen zwischengemeindliche Planungsprozesse. 
Das BauGB fokussiert mit der Formulierung in § 171b BauGB hinsichtlich der Planungsebenen 
im Stadtumbau auf die teilräumliche Ebene. Demgegenüber legt der Freistaat Sachsen den 
Schwerpunkt auf die gesamtstädtische Ebene. Die INSEKs ermöglichen eine grundsätzliche 
Orientierung, während die daraus abgeleiteten teilräumlichen Fördergebietskonzepte mit der 
Darstellung der Maßnahmen die Umsetzung des Stadtumbaus vorbereiten.  
Dieses zweistufige Vorgehen wurde mit der Einführung der Vorgaben in Sachsen im Jahr 2009 
gestärkt. Materiell unterscheiden sich die Konzepte von der Bauleitplanung durch den 
integrierten Ansatz. Institutionell bestehen wegen der beiden Stufen und dem Ableitungsgebot 
Ähnlichkeiten zur räumlichen Gesamtplanung. Wie in Kap. 3.2.3.2 herausgearbeitet wurde, 
können die teilräumlichen Konzepte im Stadtumbau die Bebauungspläne aber nicht ersetzen. 
Dennoch leisten sie einen Beitrag zur Behebung ihrer materiellen und formellen Lücken. 
Demnach ergänzen die beiden Konzepte des Stadtumbaus die Planung der räumlichen 
Entwicklung. 
Stichprobe 
Die Gemeinden orientieren sich an den Vorgaben des Freistaates. Daher haben sie in der 
Vergangenheit nur ein Konzept erarbeitet, das auf der gesamtstädtischen Ebene ansetzt und 
teilräumliche Aussagen integriert. Mit Einführung der neuen Regelung werden in den 
Gemeinden nunmehr teilräumliche aus den gesamtstädtischen Konzepten abgeleitet.  
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Institutionell wie materiell werden dabei mehrheitlich1036 die Vorgaben des Stadtumbau-
Programms aufgegriffen, obwohl die Arbeitshilfe keine zwingende Vorgabe, sondern lediglich 
eine Empfehlung darstellt. Da die Gemeinden untereinander im Wettbewerb um Fördermittel 
stehen, besteht für den Freistaat aber auch mithilfe dieser informellen Arbeitshilfe die 
Möglichkeit, seine Ziele über Anreize durchzusetzen. 
Diese Programmorientierung befördert aber auch das gemeindliche Verhalten, Planinhalte, die 
gemäß der Regelungen in der Förderbekanntmachung oder der Arbeitshilfe fehlen, nicht 
darzustellen. Während zum Beispiel das Leerstandsziel in nahezu allen gemeindlichen 
Konzepten enthalten ist, fehlen Mengen- und Dichteziel als die in Kap. 4.3.2.2 identifizierten, 
aus theoretischer Sicht sinnvollen Bilanzziele. 
Daher werden die formalen und materiellen Vorgaben und Empfehlungen für die 
gemeindlichen Konzepte überwiegend eingehalten, während die Gemeinden fehlende 
Elemente in den überörtlichen Aussagen in der Regel auch nicht intrinsisch aufgreifen.  
Die Gemeinden folgen den Vorgaben der Arbeitshilfe auch hinsichtlich der Berücksichtigung 
der raumordnerischen Zielvorstellungen. In allen gesamtstädtischen Konzepten sind die Ziele 
und Grundsätze der Landes- und Regionalplanung dargestellt. Allerdings zeigt sich, dass viele 
dieser Zielvorstellungen keinen Bezug zu den gebäudepolitischen Schwerpunkten des 
Stadtumbau-Programms aufweisen. Daher stellt die bisherige Einbindung der Regionalplanung 
eher eine formale Aufgabe dar, welche lediglich durch Abbildung der raumordnerischen Ziele 
und Grundsätze im INSEK erledigt wird. 
In den Konzepten werden auch die Inhalte der informellen regionalen und 
zwischengemeindlichen Konzepte dargestellt. Neue Abstimmungsverfahren mit 
Nachbargemeinden (wie in der Arbeitshilfe empfohlen) und dem regionalen Planungsträger 
werden allerdings von keiner Gemeinde initiiert.  
Die Gemeinden nehmen in ihren Stadtumbaukonzepten auch Bezug zu bestehenden eigenen 
Plänen der räumlichen Gesamtplanung. Dabei geben sie Inhalte der Flächennutzungs- und 
Bebauungspläne ebenso wieder wie sie notwendige Änderungen aufzeigen. Allerdings haben 
bislang mindestens drei Städte immer noch keinen gültigen Flächennutzungsplan.1037 
Zusammenfassend wird die Gesamtplanung durch INSEK und SEKO nicht ersetzt; vielmehr 
bestätigt sich die in der Hypothese angenommene Parallelität. 
Größere Städte 
Die größeren Städte orientieren sich an den Vorgaben des Freistaates, weshalb die für die 
Stichprobe dargelegten Erkenntnisse grundsätzlich auch hier gelten. Bei dem Aufbau der 
Konzepte, der Verwendung der vorgeschlagenen Elemente der Zielhierarchie und dem Typus 
der Zielhierarchie sind partiell größere Abweichungen festzustellen als bei den Konzepten der 
Stichprobe. Hieran sind die in den Planungsämtern der größeren Städte enthaltenen größeren 
Kapazitäten festzustellen, die eine umfangreichere Beschäftigung mit den 
Stadtumbaukonzepten erlauben und dabei auch zu abweichenden Formen und Inhalten 
führen.  
Dennoch ist auch für die größeren Städte eine Programmorientierung festzustellen. Seit der 
Einführung wird zudem in Chemnitz, Plauen und Zwickau ein zweistufiges Vorgehen verfolgt.  
                                                 
1036  Zu den Unterschieden hinsichtlich der einzelnen Elemente und der Typen vgl. die vorangegangenen Aussagen in Kap. 8.2 
und Kap. 8.3. 
1037  Vgl. Tabelle F im Anhang. 
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Chemnitz und Freiberg verfügen über einen Flächennutzungsplan, während er zum Zeitpunkt 
der INSEK-Erarbeitung in Plauen und Zwickau noch in Aufstellung befindlich war. Dennoch ist 
auch in den größeren Städten festzustellen, dass die formelle Gesamtplanung nicht durch das 
Instrumentarium des Stadtumbaus ersetzt wird; stattdessen bildet sich eine Parallelität aus. 
Ergebnis 
Die Gemeinden der Stichprobe und die größeren Städte orientieren sich an den überörtlichen 
Vorgaben. In den seit 2005 zunächst erarbeiteten gesamtstädtischen Konzepten wurde die 
Zweiteilung noch nicht so strikt verfolgt, wie sie in Kap. 3.2.2.2 dargestellt wurde. Seit der 
Einführung der neuen Regelung zur Zweiteilung wird die institutionelle Unterscheidung 
zwischen gesamt- und teilräumlichem Konzept jedoch betont. Hinsichtlich der Einbindung der 
Regionalplanung zeigt sich, dass zwar die raumordnerischen Aussagen aufgegriffen werden, 
eine weitere Zusammenarbeit aber ausbleibt. Die formelle räumliche Gesamtplanung wird 
durch INSEK und SEKO nicht ersetzt; die Instrumente werden parallel angewendet. Daher wird 
die Hypothese bekräftigt. 
8.4.2 Programm- und Risikoorientierung 
Hypothese 16: Die Gemeinden orientieren sich mit den Konzepten an den Vorgaben des 
Förderprogramms. Der institutionelle Kontext führt zur Programm- und damit zur 
Zielorientierung der Gemeinden. Er hat damit einen größeren Einfluss auf die gemeindlichen 
Konzepte als der situative Kontext, der zur Risikoorientierung führt. Lediglich mit dem 
„Einmotten“ des Nutzungszyklus ist ein Element der Risikoorientierung vorhanden. 
Das Förderprogramm Stadtumbau Ost ist zielorientiert: Mithilfe einer ganzheitlichen Analyse 
werden städtebauliche Missstände in Teilräumen einer Gemeinde festgestellt. Als planerische 
Antwort werden normative Aussagen formuliert, um diese städtebaulichen Missstände zu 
beheben.  
In den überörtlichen Vorgaben kommt diese Zielorientierung insbesondere in der Verfolgung 
der Zielpyramide und der Zuordnung von Maßnahmepaketen zu den Gebietskategorien zum 
Ausdruck. Das teilräumliche Konzept soll als erweitertes Maßnahme- und Umsetzungskonzept 
die Umsetzung des Stadtumbaus vorbereiten. Allerdings werden keine eindeutigen 
Handlungsziele gefordert. 
Stichprobe 
Die Gemeinden der Stichprobe greifen grundsätzlich die Zielorientierung der überörtlichen 
Vorgaben auf. Wie in Kap. 8.3.1 analysiert wurde, enthalten alle Konzepte eine Zielpyramide 
und 15 Konzepte zusätzlich Maßnahmepakete. Jedoch zeigt sich zugleich gemäß 
Kap. 8.2.4.2 für die bisherigen Konzepte und gemäß Kap. 8.3.2 tendenziell auch für die 
neuen Fördergebietskonzepte, dass die Zielpyramide in vielen Fällen nicht mit eindeutigen 
Handlungszielen abgeschlossen wird, obwohl ein hoher Problemdruck besteht.  
Mehr als der Problemdruck prägen demnach die Unschärfen in den ex-ante-Aussagen des 
demografischen Wandels und der Stadtschrumpfung das gemeindliche Handeln. Mit vagen 
Handlungszielen reagieren die Gemeinden auf diese Unschärfen. Für alle Handlungsziele 
werden auch vage Formulierungen getroffen;1038 lediglich das Handlungsziel Einmotten, das 
                                                 
1038  Vgl. Kap. 8.2.4.2. 
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am ehesten der Risikoorientierung entspricht, ist in den gemeindlichen Konzepten 
bedeutungslos. 
Wie die überörtlichen Vorgaben verzichten die Gemeinden der Stichprobe bei vielen 
Formulierungen auf eindeutige Handlungsziele. Die Entscheidung über die konkrete Planung 
wird demnach nicht in den teilräumlichen Konzepten getroffen, sondern vertagt und auf die 
einzureichenden Förderanträge ausgelagert.  
Anhand dieser Vertagung der konkreten Entscheidung ist eine partielle Risikoorientierung der 
Gemeinden festzustellen. Mit dem Verzicht auf eine konkrete Entscheidung haben die 
Gemeinden die Möglichkeit, kurzfristig die Auswirkungen des demografischen Wandels und 
der Stadtschrumpfung zu reagieren. Zugleich erhält das teilräumliche Konzept eine größere 
Flexibilität, weil es konkrete Entscheidungen offenhält und daher nicht ständig angepasst 
werden muss. 
Allerdings zeigt sich an der vertagten Entscheidung zugleich das Problem, dass mit der 
Verlagerung der konkreten Formulierung von Handlungszielen auf den Förderantrag ein 
Wechsel von einer demokratisch legitimierten Planung hin zu einem individuellen Förderantrag 
erfolgt. Die planungstheoretischen Annahmen über die Kooperation in Planungsprozessen des 
Stadtumbaus gelten für diesen Förderantrag nicht. 
Größere Städte 
Die für die Stichprobe getroffenen Aussagen gelten auch für die größeren Städte. Auch hier ist 
eine Zielorientierung festzustellen. Insbesondere in den separaten teilräumlichen Konzepten 
werden eindeutige Ziele formuliert. Zugleich sind vage Ziele vorhanden. Lediglich das 
Handlungsziel Einmotten kommt auch hier kaum zum Einsatz.  
Trotz der Zielorientierung ist daher auch bei den größeren Städten eine partielle 
Risikoorientierung zu erkennen. Für die Zielhierarchie ist ebenfalls kein Planungsabschluss zu 
identifizieren. 
Ergebnis 
Die Hypothese wird teilweise bekräftigt. Zwar orientieren sich die Gemeinden an den 
Vorgaben des Programms und verfolgen damit eine Zielorientierung. Jedoch formulieren sie 
oftmals vage Handlungsziele, wodurch gleichzeitig eine Risikoorientierung festzustellen ist. 
Allerdings wird das Handlungsziel Einmotten kaum angegeben. 
Daher wird folgende These formuliert: Die Gemeinden erfüllen mit den Konzepten die 
Vorgaben des Förderprogramms. Allerdings formulieren sie in den INSEKs und SEKOs vielfach 
vage Handlungsziele. Damit prägt grundsätzlich das Förderprogramm als institutioneller 
Kontext die Zielorientierung der gemeindlichen Konzepte, während der situative Kontext des 
demografischen Wandels eine partielle Risikoorientierung befördert. Die Unschärfen der ex-
ante-Aussagen wirken sich demnach stärker auf die Zielformulierung aus als der Problemdruck. 
8.4.3 Kurzfazit 
Die Gemeinden folgen mit der zweistufigen Planung im sächsischen Stadtumbau formal und 
inhaltlich den geänderten überörtlichen Vorgaben des Förderprogramms und der Arbeitshilfe. 
Dabei orientieren sich die Gemeinden der Stichprobe etwas mehr an diesen Vorgaben, 
während die größeren Städte etwas stärker zwischen dem INSEK und dem SEKO trennen. Mit 
dem zweistufigen Aufbau entsteht eine institutionelle Parallelität zur Stufenfolge der räumlichen 
Gesamtplanung.  
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Die Programmorientierung führt aber nicht ausschließlich zu eindeutigen Handlungszielen. 
Vielmehr formulieren die Gemeinden in den teilräumlichen Konzepten auch vage Aussagen. 
Die Formulierung vager Handlungsziele insbesondere im teilräumlichen Konzept ist ein 
Ausdruck einer partiellen Risikoorientierung im Stadtumbau. Weil die ex-ante-Aussagen zum 
demografischen Wandel und zur Stadtschrumpfung zum Teil unscharf bleiben, formulieren die 
Gemeinden ebenso vage Zielvorstellungen in ihren Konzepten. Trotz der insgesamt 
festzustellenden Zielorientierung werden daher auch partiell Elemente der Risikoorientierung 
aufgegriffen, weil diese Ziele vage formuliert sind: Die gemeindlichen Konzepte verbinden 
damit die Programm- mit der Risikoorientierung.  
8.5 Fazit 
In diesem Kapitel wurden die Hypothesen der vorliegenden Arbeit auf Tragfähigkeit geprüft. 
Wie nachgewiesen wurde, konnten einige Hypothesen falsifiziert und durch neue Thesen 
ersetzt werden, während andere Hypothesen bekräftigt wurden. Aus den Ergebnissen der 
Prüfung der Hypothesen 03, 04 und 05 wurde eine zusammenfassende These formuliert. 
Es zeigt sich zusammenfassend, dass im sächsischen Stadtumbau im Sinne des 
akteurzentrierten Institutionalismus eine Programmorientierung der Gemeinden stattfindet. Dies 
gibt umgekehrt den überörtlichen Akteuren die Möglichkeit, die Institutionen zur Umsetzung 
der überörtlichen Flächen- und Gebäudepolitik heranzuziehen.  
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9 Fazit Empirischer Teil 
Teil C dieser Arbeit stellt die empirische Prüfung der im theoretischen Teil entwickelten 
Erklärungszusammenhänge dar. Neben der Entwicklung der geeigneten Methodik umfasst er 
insbesondere die Falsifikation bzw. die Bekräftigung der 16 Hypothesen anhand 
gesamtstädtischer und teilräumlicher Konzepte des Stadtumbaus in typischen Gemeinden im 
Direktionsbezirk Chemnitz.  
Die Vorgehensweise in dieser Arbeit, vor dem Hintergrund des kritischen Rationalismus die 
Fragestellung zunächst theoretisch zu beantworten, Hypothesen zu deduzieren und sie 
schließlich zu falsifizieren bzw. zu bekräftigen, hat sich bewährt. Die Inhaltsanalyse hat sich 
als geeignete Methode erwiesen, um die Zusammenhänge zwischen den überörtlichen 
Vorgaben und den gemeindlichen Zielvorstellungen zu untersuchen. Auch die getrennte 
Auswertung von kleineren und mittleren Städten einerseits und größeren Städten andererseits 
war grundsätzlich sinnvoll, weil sie den Vergleich zwischen den Stadtgrößen ermöglichte. 
Allerdings zeigten sich in diesem direkten Vergleich keine wesentlichen Unterschiede 
hinsichtlich der Programmorientierung der Gemeinden.  
Die empirischen Befunde werden an dieser Stelle nicht im Einzelnen dargelegt. Hierfür wird 
auf die detaillierte Prüfung der Hypothesen in Kap. 8 verwiesen. Zusammenfassend ist aber 
festzuhalten, dass die Gemeinden sich sowohl hinsichtlich einzelner Hierarchiestufen als auch 
hinsichtlich der Typen von Zielhierarchien an die überörtlichen Vorgaben halten; zwischen 
kleineren, mittleren und größeren Städten bestehen keine wesentlichen Unterschiede. Daher ist 
für die untersuchten Gemeinden eine Programmorientierung festzustellen. Zugleich belegen die 
vage formulierten Ziele die Risikoorientierung, die sich aus dem situativen Kontext ergibt. Das 
auf Grundlage des akteurzentrierten Institutionalismus entwickelte Erklärungsmodell hat sich 
daher bewährt.  
Gemäß der Prüfung auf Repräsentativität sind die gewonnenen Ergebnisse auf alle Städte im 
Direktionsbezirk Chemnitz übertragbar. Aufgrund des geringen Einflusses der Landesdirektion 
innerhalb des institutionellen Kontextes wird darüber hinaus von einer Übertragbarkeit auf alle 
Stadtumbaustädte in Sachsen ausgegangen. 
In der zusammenfassenden Betrachtung zeigt sich, dass einige Hypothesen tragfähig sind, 
andere modifiziert und dritte falsifiziert werden mussten. Die empirischen Befunde 
gewährleisten einen Erkenntnisfortschritt sowohl für die theoretische Auseinandersetzung als 











































Schlussfolgerungen  221 
 
10 Schlussfolgerungen 
In diesem Kapitel werden die Schlussfolgerungen der vorliegenden Arbeit gezogen. Sie 
basieren auf den Ergebnissen des empirischen Teils. Aus der dort erfolgten Falsifikation bzw. 
der Bekräftigung der Hypothesen werden neue theoretische Erkenntnisse gewonnen.1039 
Insbesondere die Falsifikation trägt zur Überprüfung und Weiterentwicklung der bisherigen 
theoretischen Annahmen bei. Während im Mittelpunkt von Kap. 8 die Ergebnisdarstellung 
stand, werden nun ihre Deutung und Diskussion vorgenommen. 
In diesem Kapitel wird die Gliederung beibehalten, die bei der Entwicklung der 
Erklärungszusammenhänge im theoretischen Teil iterativ herausgearbeitet worden ist und auch 
dem empirischen Teil zugrunde liegt: 
 Zunächst werden die Schlussfolgerungen für einzelne Hierarchiestufen gezogen 
(Kap. 10.1), 
 daran schließen die Erkenntnisse zu den Typen der Zielhierarchien an (Kap. 10.2), 
 schließlich werden Aussagen zum Modell der Programmorientierung getroffen (Kap. 10.3). 
Im Ergebnis gibt das Kapitel die Erkenntnisse zum Hauptziel der vorliegenden Arbeit wieder, 
die gemeindlichen flächen- und gebäudepolitischen Ziele im Stadtumbau mit dem 
institutionellen Kontext überörtlicher Vorgaben zu erklären. Es liefert Beiträge zur 
Auseinandersetzung mit den Hierarchiestufen, dem Typus der Zielhierarchie und dem Modell 
der Programmorientierung. 
10.1 Gemeindliche siedlungspolitische Ziele in den Hierarchiestufen 
In den überörtlichen Vorgaben im Stadtumbau werden Aussagen zu einzelnen Elementen der 
Zielhierarchie getroffen. Die Gemeinden nehmen diese Elemente überwiegend auf. Hieran ist 
die Programmorientierung der Gemeinden bereits erkennbar. In diesem Unterkapitel werden 
Schlussfolgerungen zu den übergeordneten Hierarchiestufen (Kap. 10.1.1), den Bilanzzielen 
(Kap. 10.1.2), den Gebietskategorien (Kap. 10.1.3) und den Handlungszielen (Kap. 10.1.4) 
getroffen. 
10.1.1 Übergeordnete Hierarchiestufen  
Die überörtlichen Vorgaben sowie die gemeindlichen Konzepte formulieren nicht explizit den 
Zweck der Planung. In der vorliegenden Arbeit wird davon ausgegangen, dass er allenfalls 
implizit die Grundlage für die Inhalte der Planung bildet. Dies gilt auch für die Leitlinien der 
Planung. Während von den größeren Städten mehr Aussagen dazu getroffen werden, 
formulieren insbesondere die kleineren und mittleren Gemeinden keine Leitlinien mit flächen- 
oder gebäudepolitischem Inhalt. 
Die in Kap. 4.2.2.1 für die Flächenkreislaufwirtschaft unter Schrumpfungsbedingungen 
diskutierten Leitbilder, zusammenfassend in die Kontraktion und Perforation unterschieden, 
finden hingegen in den Bestimmungen des Förderprogramms grundsätzlich ihren Widerhall. 
Insbesondere wird auf Aussagen zur Innenentwicklung vor Außenentwicklung sowie auf den 
Rückbau von außen nach innen abgezielt. Dies zeigt, dass in den öffentlichen Vorgaben des 
                                                 
1039  Zur Prüfung der Hypothesen vgl. Kap. 8.2 (Elemente der Zielhierarchie), Kap. 8.3 (Typen der Zielhierarchie) und Kap. 8.4 
(Modell der Programmorientierung). 
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Stadtumbaus das Leitbild der Kontraktion vorherrscht. Dies wird zunehmend auch zum 
Gegenstand der Förderpolitik, die stärker auf die innerstädtischen Quartiere ausgerichtet wird, 
während Fördergelder für die Rücknahme am Rand des Siedlungskörpers reduziert werden. 
In der Arbeitshilfe wird die Formulierung von Leitbildern empfohlen; allerdings trifft sie keine 
inhaltliche Aussage  
 zur Darstellung flächen- und gebäudepolitischer Inhalte,  
 zur Orientierung an generellen oder lokalen Rahmenbedingungen im Sinne von Leitbildern 
erster und zweiter Generation sowie  
 zur siedlungsstrukturellen Ausrichtung (Kontraktion oder Perforation).  
Die Gemeinden können sich daher an dieser für die strategische Ausrichtung des 
gesamtstädtischen Konzeptes wichtigen Stelle nicht an der Arbeitshilfe orientieren. Daher 
stellen sie in den Konzepten zwar Leitbilder dar; im Mittelpunkt stehen aber gesellschaftliche 
oder gesellschaftsräumliche Aussagen, die nur in Teilaspekten siedlungsstrukturelle Aussagen 
implizieren. Daraus folgt zum einen, dass der Freistaat das Leitbild im Stadtumbau nicht als 
strategisches Instrument einsetzt, um flächen- und gebäudepolitische Inhalte umzusetzen. Zum 
anderen nutzen die Gemeinden im sächsischen Stadtumbau die Potenziale der 
gesamtstädtischen Konzepte nicht ausreichend als flächen- und gebäudepolitische 
Orientierung.  
Standards fehlen in den überörtlichen wie gemeindlichen Dokumenten (mit Ausnahme von 
Chemnitz). Auf überörtlicher Ebene werden die Potenziale zur Formulierung von Standards, 
etwa zur Operationalisierung der bundespolitischen Aussagen im Bereich des 30-ha-Ziels, 
nicht genutzt. Die Gemeinden finden diesbezüglich in der Förderbekanntmachung und der 
Arbeitshilfe keine Vorgaben. Allerdings ist auch zu berücksichtigen, dass die standardisierte 
Formulierung von Zielvorstellungen unter Schrumpfungsbedingungen noch problematisch ist. 
Dies ergibt sich aus der weiterhin bestehenden Überlagerung gegenläufiger Entwicklungen in 
den raumbeeinflussenden und raumstrukturellen Themenfeldern. Zudem wirkt hier das 
Beharrungsvermögen der Akteure hinsichtlich ihres Raumnutzungsverhaltens. In diesem 
Zusammenhang können ex-ante-, bislang zum Teil auch ex-post-Aussagen der 
Stadtschrumpfung schwer in Erklärungsmodellen abgebildet werden. Weil 
Erklärungszusammenhänge nicht vorhanden sind, können aus ihnen auch keine Standards 
abgeleitet werden. 
Darüber hinaus lässt sich das Fehlen von Standards aber auch mit dem politisch heiklen 
Themenfeld der Stadtschrumpfung erklären: So zeigt das Beispiel der Daseinsvorsorge unter 
Schrumpfungsbedingungen, wie erheblich die Folgen des demografischen Wandels für die 
Ausstattung schrumpfender Räume mit Infrastruktur sein können. Entsprechend ist anzunehmen, 
dass sich politische Verantwortliche davor scheuen, diesen Rückzug aus der Fläche mit 
eindeutigen Zielvorstellungen in den Konzepten als offiziellen Dokumenten zu belegen. Zudem 
haben sie mitunter auch weiterhin die Hoffnung, die Raumstruktur – und (damit verbunden) die 
Infrastruktur – auf dem bisherigen Niveau stabilisieren zu können.  
10.1.2 Bilanzziele  
Die in Kap. 4.3.2.2 identifizierten theoretischen Mengen- und Dichteziele werden in der Praxis 
des sächsischen Stadtumbaus nicht als eindeutige gesamtstädtische Bilanzziele eingesetzt. In 
den gemeindlichen Konzepten findet damit auf der Ebene der Qualitätsziele keine 
Auseinandersetzung mit dem steigenden Problemdruck auf den Siedlungskörper statt, der 
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durch den Bevölkerungsrückgang und die parallel erfolgende Zunahme der Siedlungs- und 
Verkehrsflächen entsteht.  
Es werden zwar Aussagen zur Begrenzung des Wachstums, zum Verzicht auf neue oder zur 
Rücknahme bisheriger Flächen getroffen. Dies erfolgt aber nicht im Sinne einer Bilanzierung 
des gesamtstädtischen Siedlungskörpers und auch nicht als eindeutige Zielsetzung im Sinne 
eines Parameters. Da im Förderprogramm die „Herrichtung des Grundstücks zur 
Wiedernutzung“ förderfähig ist, trägt auch das Programm kaum zur Rücknahme von 
Siedlungsflächen bei.  
Demgegenüber wird ein Leerstandsziel in der Arbeitshilfe empfohlen und in nahezu allen 
gemeindlichen Konzepten eindeutig dargestellt. Hieran sind die Möglichkeiten für den 
Fördergeber zu erkennen, die im Sinne der Programmorientierung bestehen. 
Das Leerstandsziel wird in der Arbeitshilfe für das Fachkonzept Wohnen angegeben; für das 
Gesamtkonzept fehlt ein Hinweis auf dieses Leerstandsziel, wodurch seine Bedeutung erheblich 
reduziert wird. Zugleich zeigt sich, dass in der Arbeitshilfe die getroffenen Empfehlungen nicht 
ausformuliert werden; so gibt sie keine Hinweise darauf, in welcher Weise in den 
teilräumlichen Konzepten das Leerstandsziel operationalisiert werden soll. Mit dem Ziel wird 
daher eine Parametrische Steuerung vorbereitet, deren Potenziale aber nicht ausgeschöpft.  
Allerdings ist zu bedenken, dass eine Stärkung der Parametrischer Steuerung zu einer noch 
stärkeren Aufweitung des im Stadtumbau zur Anwendung kommenden Typus‘ der 
Zielhierarchie führen würde, als dies bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt vorhanden ist.1040  
10.1.3 Gebietskategorien  
Gebietskategorien sind kein originäres Element der Flächenkreislaufwirtschaft, sondern werden 
in den Vorgaben des Stadtumbau-Programms dargestellt. Sie ergänzen die in Kap. 4 
entwickelte theoretische Konzeption in sinnvoller Weise, weil sie auf der Ebene der 
Qualitätsziele lokalspezifische Aussagen treffen. Sie sind damit konkreter als die in der 
Flächenkreislaufwirtschaft diskutierten gesamtstädtischen Bilanzziele, zugleich abstrakter als 
der dort ebenso diskutierte Nutzungszyklus. Damit leisten sie eine wertvolle Ergänzung zur 
Konkretisierung der flächen- und gebäudepolitischen Zielhierarchie. 
In der gemeindlichen Stadtumbaupraxis hat die Verwendung von Gebietskategorien die vom 
Fördergeber zugedachte Bedeutung. Zugleich werden ihnen mehrheitlich Handlungsziele 
zugeordnet, wodurch der Kern der ebenenübergreifenden Zielhierarchie entsteht. 
Institutionell sind Gebietskategorien auf der gesamtstädtischen Ebene verortet; sie gliedern den 
Siedlungskörper der Gemeinden und bilden die Grundlage für die teilräumlichen Konzepte. 
Die in Kap. 3 beschriebenen Tendenzen in der Förderpolitik des Stadtumbaus, sich stärker auf 
die innerörtlichen Gebiete zu konzentrieren, stehen allerdings im Gegensatz zu der 
flächendeckenden Gliederung des Siedlungskörpers und der notwendigen Förderung 
außerhalb des Zentrums gelegener Gebiete, die mit die größten städtebaulichen Missstände 
aufweisen.  
Diese Missstände erfordern vor dem Hintergrund der Stadtschrumpfung in der Regel eine 
Rücknahme der Flächen und Gebäude. Wird im Sinne des Mengen- und des Dichteziels der 
Grundsatz Rücknahme von außen nach innen weiterverfolgt, ist es entsprechend erforderlich, 
eine Förderung nach dem Stadtumbau insbesondere auch in den Umstrukturierungsgebieten 
                                                 
1040  Daher ist es erforderlich, über die grundsätzliche Ausgestaltung der Zielhierarchie zu diskutieren. 
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am Stadtrand vorzusehen. Die Gesamtsicht auf den Siedlungskörper, die mit der Verwendung 
der Gebietskategorien erreicht wird, ermöglicht in dieser Diskussion einen Vergleich der 
Stadtteile untereinander; sie liefert damit zugleich die Basis für eine sachgerechte Verteilung 
der Fördergelder. Dauernutzung und Recycling in innerstädtischen Quartieren sind überdies 
auch über andere Programme der Stadterneuerung, wie etwa nach Sanierungsrecht, denkbar. 
Damit übernehmen die Gebietskategorien eine wichtige Funktion im Sinne des 
Ableitungsgebotes. Schließlich bieten sie das Potenzial für die vom Freistaat Sachsen 
geforderte Erhöhung der Plausibilität der teilräumlichen Konzepte im Spiegel der 
gesamtstädtischen Aussagen. 
Eine Möglichkeit zur Stärkung der Bedeutung von Gebietskategorien, parallel zur Erhöhung 
der Plausibilität der Planung, ist die Zuordnung eindeutiger Qualitätsziele zu den 
Gebietskategorien im Sinne der Parametrischen Steuerung. In den bisherigen Definitionen der 
Gebietskategorien wird bereits auf flächenpolitische Aspekte eingegangen; durch eine 
Ergänzung der Definitionen um gebäudepolitische Aussagen wäre es möglich, einen Beitrag 
zur Erreichung der gesamtstädtischen Bilanzziele einzufordern. In der Arbeitshilfe und den 
gemeindlichen Konzepten werden jedoch ausschließlich vage Qualitätsziele den 
Gebietskategorien zugeordnet.  
Die Definitionen in der Arbeitshilfe werden zum Teil von den Gemeinden übernommen. 
Zugleich fehlen aber in mehreren Konzepten diese Definitionen oder werden verändert. Dies 
erschwert, dass sich die Definitionen der Gebietskategorien als neuer Code der informellen 
Planung etablieren. Mit den unterschiedlichen Definitionen wird zudem die Vergleichbarkeit 
der Planinhalte für den Fördergeber schwieriger. 
10.1.4 Handlungsziele  
Die Gemeinden greifen die grundsätzlichen Vorgaben des Förderprogramms und der 
Arbeitshilfe zu den Handlungszielen auf. Die empirische Untersuchung zeigt, dass viele 
gebäudepolitische Handlungsziele formuliert werden, wodurch die Ausrichtung des 
Förderprogramms auf die Behebung städtebaulicher Missstände im gebäudepolitischen Sinne 
zum Ausdruck kommt. Zugleich zeigt die Untersuchung aber zwei Besonderheiten: 
 Es werden nicht ausschließlich gebäudepolitische Aussagen getroffen. Vielmehr sind in den 
Konzepten auch flächenpolitische Zielvorstellungen enthalten. 
 Es werden nicht nur eindeutige Handlungsziele abgebildet; vielmehr werden in vielen 
Gemeinden auch vage Planinhalte formuliert.  
Die Besonderheit der flächenpolitischen Inhalte spiegelt wider, dass mit der Planung im 
Stadtumbau ein integriertes Konzept erarbeitet wird. Die Besonderheit der vagen Inhalte betont 
die Bedeutung dieses Konzeptes als Orientierung vor dem Hintergrund der Unschärfen in den 
ex-ante-Aussagen zum demografischen Wandel und zur Stadtschrumpfung. Jedoch sind beide 
Besonderheiten nicht etwa im übergeordneten gesamtstädtischen Konzept für das Leitbild oder 
für die Qualitätsziele festzustellen, sondern vielmehr in dem integrierten teilräumlichen 
Abschnitt, der ein Handlungsziele enthalten soll. Dies führt zu den folgenden beiden 
Erkenntnissen: 
 Stadtumbau ist auch auf teilräumlicher Ebene nicht nur ein gebäudepolitisches Programm, 
sondern integriert flächenpolitische Aussagen. 
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 Trotz der zugeschriebenen Funktion als erweitertes Maßnahme- und Umsetzungskonzept 
werden vage Handlungsziele formuliert. Dies bedeutet, dass die Planung im Stadtumbau 
mit dem teilräumlichen Konzept oftmals nicht abgeschlossen wird. 
Die in der bisherigen Form von der Arbeitshilfe vorgesehenen Konzepte mit dem 
gesamtstädtischen und dem integrierten teilräumlichen Bestandteil verfolgen daher im Sinne 
der verständigungsorientierten Planung überwiegend das Ziel, den Akteuren eine 
grundlegende Orientierung der integrierten Stadtentwicklung zu vermitteln, und weniger das 
Ziel, einen Planungsabschluss mit eindeutigen Handlungszielen zu erreichen. Aber auch die 
neueren SEKOs, die ausschließlich auf der teilräumlichen Ebene ansetzen, schließen die 
Planung nicht immer ab. 
Entsprechend werden eindeutige Handlungsziele im Nachgang zur teilräumlichen Planung 
entwickelt: Erst mit der Erarbeitung des Förderantrages wird eine eindeutige 
Maßnahmeplanung vollzogen, für die dann aber keine Öffentlichkeitsbeteiligung mehr erfolgt. 
Aus siedlungspolitischer Sicht ist die Einbeziehung flächenpolitischer neben den 
gebäudepolitischen Handlungszielen in die Konzepte des Stadtumbaus positiv zu bewerten. 
Vielfach sind diese in den Konzepten formulierten Handlungsziele dem Nutzungszyklus 
zuzuordnen. Das heißt zugleich, dass sich der theoretisch erarbeitete Nutzungszyklus in der 
empirischen Prüfung bewährt hat.  
Allerdings sind in den Konzepten kaum Beiträge zum Verzicht und zur erheblichen 
Reduzierung der Siedlungs- und Verkehrsfläche (bei einer analog erheblichen Reduzierung der 
Einwohnerzahl, vgl. Kap. 8.1) vorhanden. Im Gegenteil werden zum Teil noch 
Neuausweisungen beabsichtigt. In diesen Themenfeldern sind daher eine Intensivierung der 
flächenpolitischen Aussagen und eine Orientierung an dem Nutzungszyklus unter 
Schrumpfungsbedingungen erforderlich.  
In diesem Zusammenhang ist zu überlegen, ob die bisherige inhaltliche Ausrichtung des 
Förderprogramms mit den (schwerpunktmäßig formulierten) beiden Programmteilen Rückbau 
und Aufwertung tragfähig ist. Aufwertung setzt sich aus siedlungspolitischer Perspektive aus 
mehreren Handlungszielen des Nutzungszyklus zusammen und ist daher nicht eindeutig 
codiert. Zugleich wird der Begriff nur in wenigen Konzepten mit eindeutigen Handlungszielen 
operationalisiert. Alternativ zu diesem Begriff wäre es für den Dialog innerhalb einer 
Gemeinde und zugleich für die Kommunikation mit dem Fördergeber daher besser, wenn 
anstelle des Begriffes Aufwertung mit den Handlungszielen des Nutzungszyklus operiert würde. 
Aus Sicht der Flächenkreislaufwirtschaft ist die Zuordnung von Prioritäten zu einzelnen 
Gebietskategorien ebenfalls sinnvoll. In der Förderbekanntmachung und Arbeitshilfe fehlt 
jedoch die Darstellung dieser inhaltlichen Zusammenhänge zwischen den Gebietskategorien 
und den Maßnahmepaketen. Bislang ist es den Gemeinden freigestellt, welche Handlungsziele 
und welche Prioritäten sie den Gebieten zuordnen.  
Aufgrund der Vielzahl der Handlungsziele insgesamt ist die teilräumliche Planung bislang nicht 
grundsätzlich als Strategische Planung angelegt. Mit der Formulierung eindeutiger Prioritäten 
enthalten aber mehrere Konzepte der sächsischen Gemeinden zumindest Ansätze der 
Strategischen Planung. 
10.1.5 Kurzfazit 
Die Gemeinden formulieren vor dem Hintergrund der Programmvorgaben in vielfältiger Weise 
flächen- und gebäudepolitische Zielvorstellungen. Die Elemente des in Kap. 4.3.2.3 
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identifizierten Nutzungszyklus unter Schrumpfungsbedingungen sind dabei erkennbar, 
allerdings entsteht keine vollständige Flächenkreislaufwirtschaft. 
Im Vergleich der überörtlichen Vorgaben untereinander enthält die Arbeitshilfe mehr Aussagen 
als die Stadtumbau-Paragrafen und die Förderbekanntmachung. Insbesondere die Angaben zu 
den Gebietskategorien tragen hierzu bei. Allerdings bestehen in allen drei überörtlichen 
Vorgaben Lücken hinsichtlich flächenpolitischer Vorgaben. 
In den gemeindlichen Konzepten sind flächen- wie gebäudepolitische Aussagen und 
eindeutige wie vage Handlungsziele vorhanden. In den Qualitätszielen werden sprachlich 
oftmals flächen- und gebäudepolitische Inhalte verknüpft,1041 während sie in den 
Handlungszielen sprachlich eher getrennt werden. Im direkten Vergleich werden in mehr 
Gemeinden eindeutige gebäude- als eindeutige flächenpolitische Aussagen getroffen, 
insbesondere im Bereich der Rücknahme. Hieran zeigt sich der Einsatz der Konzepte als 
Vorbereitung der Förderanträge für den Gebäudeabriss. 
Ferner werden in den gemeindlichen Konzepten mehr schriftliche als zeichnerische 
Zielvorstellungen dargestellt. Eine neue Codierung informeller Pläne durch die kohärente 
Verwendung normativer Aussagen ist nicht erkennbar, wie unter anderem die Ergebnisse zu 
den Gebietskategorien und zur Aufwertung zeigen.1042 
Zusammenfassend finden die in Kap. 2.3 identifizierten Hierarchieelemente auch in der 
Planungspraxis Anwendung.  
10.2 Typen der Zielhierarchien 
In diesem Unterkapitel werden die Schlussfolgerungen zu den Typen der Zielhierarchien 
gezogen, die in den Konzepten im sächsischen Stadtumbau hinsichtlich der Flächen- und 
Gebäudepolitik Verwendung finden. Hierfür werden zunächst die Ergebnisse zu den 
verwendeten Typen reflektiert (Kap. 10.2.1), um im Anschluss (Kap. 10.2.2) auf die 
Zusammenhänge zwischen gesamtstädtischen und teilräumlichen Konzepten einzugehen. 
10.2.1 Verwendete Typen  
In keinem untersuchten gemeindlichen Konzept werden die Typen ausschließliche 
Leitbildplanung und ausschließliches Maßnahmekonzept angewendet. Vielmehr folgen die 
Gemeinden den Vorgaben des Förderprogramms und formulieren im Kern eine Zielpyramide. 
Die Pyramide wird aber in der Regel nicht in der in Kap. 2.3.2 dargelegten Form verwendet. 
Zum einen wird sie insbesondere in den kleineren und mittleren Städten nur verkürzt 
wiedergegeben: Nicht nur Zweck, Leitlinien und Standards fehlen; auch die überwiegend 
vorhandenen Leitbilder fokussieren nicht auf eigenständige siedlungspolitische Inhalte, sondern 
integrieren dies in übergreifende gesellschaftsräumliche Aussagen.  
Zum anderen wird die Zielpyramide sowohl in der Arbeitshilfe (im Gegensatz zu den 
Vorgaben des Programms und der Stadtumbau-Paragrafen) als auch in den gemeindlichen 
Konzepten um Elemente anderer Zielhierarchien ergänzt. Insbesondere die Prioritätensetzung 
stellt einen Ansatz der Strategischen Planung dar, der aber aufgrund der gleichzeitig 
vorhandenen Maßnahmepakete nicht weiter entwickelt wird. Mit dem eindeutigen 
                                                 
1041  Z. B. bei der Formulierung „Aufwertung des Stadtkerns“. 
1042  Demgegenüber zeigen sich Zusammenhänge zwischen der Formulierung der Zielvorstellungen und den von den Gemeinden 
beauftragten Planungsbüros; so sind verschiedene gleich lautende Aussagen in mehreren Konzepten wiederzufinden. Auf die 
damit verbundene Fragestellung, ob die Formulierung der Zielvorstellung dann überhaupt eine politische Willensbildung 
darstellt, wird in der vorliegenden Arbeit nicht eingegangen. 
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gesamtstädtischen Leerstandsziel als Bilanzziel wird zudem ein Ansatz der Parametrischen 
Steuerung aufgegriffen, allerdings auch ohne konsequente Anwendung. 
Im Ergebnis folgen die gemeindlichen Konzepte den Empfehlungen der Arbeitshilfe und 
formulieren eine hybride Zielhierarchie. Mit Ausnahme von Schneeberg ist in allen Konzepten 
die Zielpyramide mit Ansätzen anderer Typen von Zielhierarchien verbunden. 
Es entstehen jedoch unterschiedliche Hybride. Aus planungstheoretischer Perspektive, und mit 
dem spezifischen Fokus auf die Zielforschung, ist es daher problematisch, von dem 
gesamtstädtischen Konzept im sächsischen Stadtumbau zu sprechen. Zielführend ist vielmehr 
eine Unterscheidung hinsichtlich 
 der Formulierung siedlungspolitischer Beiträge zum Leitbild für die Gesamtstadt, 
 der Verwendung von Bilanzzielen auf gesamtstädtischer Ebene im Sinne Parametrischer 
Steuerung, 
 der Verwendung von Gebietskategorien und der Zuordnung von Maßnahmepaketen als 
Beitrag zum Nutzungszyklus, 
 der Formulierung von Prioritäten als Beitrag zur Strategischen Planung sowie 
 der Konkretisierung und des Planungsabschlusses mit eindeutigen Handlungszielen. 
Diese Vielfalt hinsichtlich der Zielhierarchie zeigt sich in den untersuchten 24 Gemeinden. Die 
Arbeitshilfe des Freistaates bietet damit keine einheitliche Struktur, mit der die Verwendung der 
Zielvorstellungen sowie die Entwicklung eines Verständnisses über den Charakter und die 
Einsatzmöglichkeiten des gesamtstädtischen Konzeptes gewährleistet werden können. Vielmehr 
entstehen trotz der Arbeitshilfe und trotz der Vorgaben des Förderprogramms große 
Unterscheide in den Konzepten. 
Die unterschiedliche Ausgestaltung ist auf zwei Aspekte zurückzuführen: 
 Während aus planungstheoretischer Perspektive das gesamtstädtische Konzept als 
Orientierung und als Dachkonzept anzusehen ist, hat es aus Sicht der Gemeinden 
unterschiedliche Funktionen. Alleine unter Verwendung der Zielpyramide kann es zwei 
unterschiedliche Ausprägungen erfahren: Zum einen wird es (lediglich) als Orientierung für 
die gesamtstädtische Entwicklung herangezogen, weshalb die Zielvorstellungen eher vage 
formuliert werden. Zum anderen enthält es Maßnahmepakete und damit eindeutige 
Aussagen. Wird es stattdessen oder in Ergänzung als Strategische Planung oder 
Parametrische Steuerung angesehen, unterscheidet sich der Aufbau der Zielhierarchie 
ebenfalls. 
 Der unterschiedliche Einsatz des gesamtstädtischen Konzeptes in der gemeindlichen Praxis 
bleibt von Seiten des Fördermittelgebers unreflektiert. Zum einen sind bisher 
gesamtstädtische Konzepte als Fördergrundlage akzeptiert worden, auch wenn die 
Gemeinden die Empfehlungen des SMI nicht ausreichend berücksichtigt haben (z. B. 
fehlende Themenfelder oder Maßnahmepakete). Zum anderen findet seit dem Wegfall der 
Betreuung durch die Landesdirektion keine inhaltliche Begleitung statt, über die auf eine 
einheitliche Verwendung von Zielhierarchien, die Behebung inhaltlicher oder formaler 
Schwächen oder die Berücksichtigung der Risiken des demografischen Wandels 
hingewiesen werden könnte.  
Die nicht abschließenden Aussagen zur Zielhierarchie in der Arbeitshilfe tragen demnach 
maßgeblich zu der Vielfalt der Konzepte bei: Es fehlt von Seiten des Freistaates die 
Positionierung, welchen Typus der Zielhierarchien die gesamtstädtischen und teilräumlichen 
 
228  Schlussfolgerungen 
 
Konzepte enthalten sollen. Auch bei der Ableitung der ersten separaten Fördergebietskonzepte 
aus den INSEKs zeigen sich Unterschiede der teilräumlichen wie ebenenübergreifenden 
Zielhierarchie. Zugleich zeigt sich aber auch, dass der Betreuung der Gemeinden im Prozess 
der Konzepterarbeitung eine große Bedeutung zukommt. Mit dem Wegfall der Betreuung 
durch die Landesdirektion gehen Möglichkeiten der Einflussnahme auf die Gemeinden in der 
Phase der Konzeptentwicklung verloren. 
Diese Vielfalt trägt dazu bei, dass nicht von dem Konzept im Stadtumbau gesprochen werden 
kann. Vielmehr stellt sich das Problem auch aus der praktischen Perspektive des Fördergebers 
hinsichtlich der Vergleichbarkeit der Konzepte.  
Der Freistaat vergibt die Fördergelder des Stadtumbaus im Wettbewerb. Insbesondere aus der 
Ziel-Mittel-Hierarchie erschließt sich die Sinnhaftigkeit des Einsatzes von Fördermitteln. Wenn 
aber die Konzepte unterschiedliche Zielhierarchien abbilden und insbesondere in 
unterschiedlicher Weise eindeutige normative Aussagen treffen, fällt eine Fördermittelvergabe 
schwer. Daher ist aus der Perspektive der Fördermittelvergabe eine Vergleichbarkeit im Typus 
der Zielhierarchie sinnvoll.  
10.2.2 Gesamt- und teilräumliche Konzepte  
Der Freistaat Sachsen erklärt die Erarbeitung eines integrierten gesamtstädtischen Konzeptes 
zur Bedingung für die Zuwendung von Fördergeldern aus dem Programm Stadtumbau Ost. 
Dies unterscheidet sich von der bundespolitischen Regelung, in der nur das teilräumliche 
Konzept erforderlich ist. Mit dem Fokus auf die gesamtstädtische Ebene wird der Erarbeitung 
einer grundsätzlichen Orientierung Vorrang vor der Beantragung eines (die förderfähigen 
Handlungsziele enthaltenen) teilräumlichen Maßnahme- und Umsetzungskonzeptes gegeben.  
Aus der Perspektive vertikaler Zielbeziehungen ist diese Vorgehensweise positiv zu bewerten. 
Beide Planungsebenen sind zwar für den Stadtumbau von Bedeutung, jedoch ermöglicht erst 
eine grundlegende Orientierung auf gesamtstädtischer Ebene die Bewertung der Relevanz 
einzelner Zielvorstellungen auf teilräumlicher Ebene für die Behebung städtebaulicher 
Missstände. Denn auf der gesamtstädtischen Ebene werden die Wechselwirkungen zwischen 
den einzelnen Teilräumen erkennbar. Zudem eignen sich für diese Ebene die Bilanzziele und 
Gebietskategorien der Flächenkreislaufwirtschaft. Folgerichtig ist aus Sicht der Erforschung 
flächen- und gebäudepolitischer Zielvorstellungen das gesamtstädtische Konzept das zentrale 
Instrument im Stadtumbau. 
Das Sächsische Staatsministerium des Innern hat mit der Einführung der Arbeitshilfe im Jahre 
2005 jedoch nicht ausreichend zwischen den Empfehlungen für gesamtstädtische und den 
Folgerungen für teilräumliche Konzepte unterschieden. Die Arbeitshilfe kann zum einen so 
interpretiert werden, dass sie nur für die gesamtstädtischen Konzepte herangezogen werden 
sollte; mit der Empfehlung für Maßnahmepakete greift das SMI zum anderen aber ein Element 
teilräumlicher Konzepte heraus. 
Während das SMI in der Einleitung zu der Arbeitshilfe den Fokus auf die Gesamtgemeinde 
gesetzt hat, fehlen in Sachsen bis heute Empfehlungen für teilräumliche Konzepte. Daher 
haben viele Gemeinden gesamtstädtische Konzepte erarbeitet, die zugleich die 
Maßnahmepakete als teilräumliche Aussagen enthalten. Dies hat aber in den kleineren, 
mittleren und größeren Städten zu den folgenden grundsätzlichen Ergebnissen geführt: 
 Es sind Konzepte mit ebenenübergreifenden Zielhierarchien entstanden, die in ihrem 
Aufbau sehr komplex sind. 
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 Es wird nicht zwischen der grundlegenden Orientierung und der Maßnahme- und 
Umsetzungsplanung unterschieden. Mit den Konzepten wird versucht, beide Funktionen zu 
erfüllen. 
 Die Handlungsziele auf teilräumlicher Ebene sind vage formuliert, um im Nachgang zur 
Planung flexibel auf die Veränderungen im demografischen Wandel und der 
Stadtschrumpfung reagieren zu können. 
Der Freistaat Sachsen hat auf die Schwächen des gesamtstädtischen Konzeptes mit 
integriertem teilräumlichen Inhalt reagiert und fordert seit dem Jahr 2009 eine institutionelle 
Trennung der Konzepte. Damit entsteht auch eine Kohärenz zu den bundespolitischen 
Vorgaben.  
Die Gemeinden werden angehalten, in den teilräumlichen Fördergebietskonzepten (analog zu 
den Vorgaben des BauGB) Ziele und Maßnahmen darzustellen. Zudem soll das teilräumliche 
aus dem gesamtstädtischen Konzept abgeleitet werden. Allerdings hat der Freistaat hinsichtlich 
der Ausprägung der ebenenübergreifenden Zielhierarchie und der Methode des 
Ableitungsgebotes keine Vorgaben getroffen.  
Die Gemeinden haben daher bislang keine weiteren Hinweise zur Ausgestaltung des 
teilräumlichen Konzeptes sowie zur Ableitung aus dem gesamtstädtischen Konzept erhalten. 
Auch wenn aufgrund der geringen Anzahl fertig gestellter Konzepte erst Tendenzen 
festzustellen und keine repräsentativen Aussagen zu gewinnen sind, zeigen sich Unterscheide 
im Aufbau und der Bezugnahme zu den gesamtstädtischen Konzepten. Zumindest sind in sechs 
der sieben Konzepte der Stichprobe und in zwei der drei Konzepte der größeren Städte die 
Gebietskategorien erwähnt; allerdings werden nur in drei Konzepten der Stichprobe diesen 
Gebietskategorien auch die Maßnahmepakete zugeordnet. Neben eindeutigen werden erneut 
auch vage Handlungsziele formuliert, weshalb auch mit den SEKOs der Abschluss der Planung 
im Stadtumbau als Maßnahmeplanung nicht vollzogen wird. 
Mit dem Fehlen einer Arbeitshilfe für teilräumliche Konzepte sowie von Aussagen zu deren 
Ableitung entstehen erneut ähnlich große Unterschiede in der Vorgehensweise, wie sie bereits 
aufgrund der Unschärfen der Empfehlungen für die gesamtstädtischen Konzepte festzustellen 
sind.  
Zusammenfassend ist es sinnvoll, wenn die bisherige Arbeitshilfe an die neue Zweistufigkeit 
des Vorgehens angepasst und zugleich eine neue Arbeitshilfe für die teilräumlichen Konzepte 
herausgegeben wird.  
10.2.3 Kurzfazit 
Eine einheitliche Verwendung von Typen der Zielhierarchie ist im sächsischen Stadtumbau 
nicht festzustellen. Vielmehr besteht eine Vielzahl von hybriden Formen der Zielhierarchie, die 
Elemente mehrerer Typen verbinden. Diese Vielfalt ergibt sich trotz der Vorgaben der 
Stadtumbau-Paragrafen, der Förderbekanntmachung und der Arbeitshilfe. Insbesondere die 
Arbeitshilfe bildet ebenfalls hybride Formen der Zielhierarchie aus. Zum Teil verwenden die 
Gemeinden den in der Arbeitshilfe entwickelten Typus, zum Teil entstehen aber auch eigene 
Hybride. Die in Kap. 2.3.2 identifizieren Typen der Zielhierarchie sind aber geeignet, um die 
in der Planungspraxis verwendeten Typen zu erkennen und die verwendeten Hybride zu 
erfassen. 
Mit der Einführung eines zweistufigen Vorgehens bestehen Potenziale zur Optimierung der 
angewendeten Zielhierarchie. Die Auswertung der ersten separaten teilräumlichen Konzepte 
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zeigt aber den unterschiedlichen Aufbau ihrer Zielhierarchien. Dies erklärt sich im Sinne der 
Programmorientierung mit der fehlenden Arbeitshilfe, in der die Struktur der teilräumlichen 
Konzepte und die Form der Ableitung aus dem gesamtstädtischen Konzept dargelegt werden.  
10.3 Modell der Programmorientierung 
Die vorliegende Arbeit folgt dem theoretischen Erklärungsansatz des akteurzentrierten 
Institutionalismus. Danach wird die gemeindliche Planung in dem betrachteten 
Untersuchungsraum in Sachsen zur räumlichen Entwicklung maßgeblich durch den 
demografischen Wandel und die Stadtschrumpfung als situativen Kontext sowie durch das 
Förderprogramm Stadtumbau Ost als institutionellen Kontext beeinflusst. Im Mittelpunkt steht 
dabei die Programmorientierung als Beeinflussung durch den institutionellen Kontext. 
In diesem Unterkapitel werden die Schlussfolgerungen aus den Erkenntnissen zur 
Programmorientierung gezogen. Dies wird differenziert in die Aussagen zur Stufenfolge 
(Kap. 10.3.1) und zur Risikoorientierung (Kap. 10.3.2). 
10.3.1 Programmorientierung und Stufenfolge 
Die vertikalen institutionellen Verflechtungen im Stadtumbau weisen zunächst Ähnlichkeiten zur 
räumlichen Gesamtplanung auf: Es besteht ein Wechselverhältnis zwischen den überörtlichen 
und den gemeindlichen Akteuren; die Gemeinde hat einen Ermessensspielraum, und das 
gemeindliche Handeln setzt sich aus der grundsätzlichen Orientierung auf der Ebene der 
Gesamtstadt und der Umsetzungsorientierung auf der teilräumlichen Ebene zusammen.  
Diese Einbindung in die raumpolitische Mehr-Ebenen-Struktur weist Ähnlichkeiten des 
Stadtumbauprozesses zur räumlichen Gesamtplanung auf. Im Folgenden werden die 
Ähnlichkeiten, aber auch die Unterschiede der Programmorientierung zur Stufenfolge 
aufgezeigt, um zusammenfassend die Wirkungen des institutionellen Kontextes für die 
gemeindliche Planung zu diskutieren. 
Den Gemeinden kommt in dem vertikalen Geflecht der räumlichen Gesamtplanung in 
vierfacher Weise eine besondere Bedeutung zu: 
 Erstens haben sie eine grundgesetzlich verankerte Autonomie der Selbstverwaltung, die 
von den überörtlichen Ebenen anerkannt werden muss (Planungshoheit). 
 Zweitens operieren sie mit der gesamtstädtischen Planungsebene an der schwierigen 
institutionellen Schnittstelle zur überörtlich verantworteten Regionalplanung 
(Anpassungsgebot und Gegenstrom). 
 Drittens sind innerhalb des gemeindlichen Verantwortungsbereiches bereits zwei 
Planungsstufen vorhanden, weshalb sich hiermit bereits eine Zweistufigkeit der Planung 
ergibt. 
 Viertens verfügen sie mit der Planung der teilräumlichen Ebene über den letzten Schritt der 
Stufenfolge und können mit eindeutigen Handlungszielen die Planung abschließen. 
Die Planung im Stadtumbau ist im Rahmen der Programmorientierung zunächst in ähnlicher 
Weise in eine raumpolitische Mehr-Ebenen-Struktur eingebunden: So ist mit der verbindlichen 
Vorgabe des Freistaates, separate Konzepte zu formulieren, die Zweistufigkeit im 
gemeindlichen Vorgehen anerkannt worden. Zugleich besteht die institutionelle Grenze 
zwischen der gemeindlichen und der überörtlichen Planung; so sind die Gemeinden 
angehalten, die Ziele und Grundsätze der Raumordnung zu berücksichtigen. 
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Allerdings bestehen zwischen der Programmorientierung und der Stufenfolge drei 
Unterschiede. Ein erster Unterschied zeigt sich an dieser institutionellen Grenze: Die 
Planinhalte der Regionalplanung sind für die Ausrichtung der Gemeinden an dem 
Förderprogramm zwar zu beachten; im Gegensatz zur räumlichen Gesamtplanung haben sie 
für die gemeindliche Planung im Stadtumbau aber nicht die zentrale Bedeutung. Die 
Gemeinden richten ihre Planung vielmehr an den materiellen und formellen Vorgaben aus, die 
auf der Ebene des Landes in der Förderbekanntmachung und in der Arbeitshilfe formuliert 
werden. Die Ebene der Regionalplanung wird bei der Programmorientierung im Stadtumbau 
nahezu übersprungen. Die raumordnerischen Ziele und Grundsätze werden zwar in den 
INSEKs dargestellt, sie werden für die Inhalte der gesamtstädtischen Konzepte jedoch nicht 
herangezogen. 
Während der Betreuung der Gemeinden durch die Landesdirektion war im Sinne einer 
Regional Governance zumindest gewährleistet, dass das gemeindliche Konzept auf die 
Tragfähigkeit hinsichtlich der regionalen Entwicklung überprüft wurde. Mit dem Wegfall dieser 
Betreuung reduziert sich die regionale Perspektive erheblich; es fehlt eine Einschätzung 
hinsichtlich der städtebaulichen Fragestellung durch eine öffentliche Einrichtung, die fachlich 
und räumlich ausreichend mit den Entwicklungspfaden der Gemeinden vertraut ist.  
Weder die SAB (aufgrund ihrer inhaltlichen Ausrichtung) noch das SMI (aufgrund der 
fehlenden räumlichen Nähe) können diese Funktion übernehmen. Damit erfolgt keine 
planerische Bewertung der gemeindlichen flächen- und gebäudepolitischen Planinhalte auf 
regionaler Ebene, obwohl nach Auffassung des Freistaates das gesamtstädtische und das 
teilräumliche Konzept von zentraler Bedeutung für den Stadtumbau sind und entsprechend eine 
hohe Qualität aufweisen sollen. Umso mehr sind geeignete Wettbewerbskriterien 
heranzuziehen, um die Fördermittel, wie vom SMI gefordert, im Wettbewerb zu vergeben. 
Die Selbstverwaltungsautonomie der Gemeinden wird auch mit dem Förderprogramm 
gewährleistet. Denn im Stadtumbau ist das planerische Ermessen der Gemeinde garantiert: 
Weder schreiben die überörtlichen Planungsebenen den Gemeinden vor, sich an dem 
Förderprogramm zu beteiligen, noch formulieren sie eindeutige flächen- oder 
gebäudepolitische Handlungsziele, die von den Gemeinden zwingend umzusetzen sind. Die 
Gemeinden haben demnach einen eigenen Ermessensspielraum in der Beteiligung am 
Stadtumbau-Programm und der Formulierung der Zielvorstellungen. Das Förderprogramm ist in 
diesem Sinne daher eher als vage anzusehen.  
In der praktischen Anwendung werden die Gemeinden in der Beteiligung und inhaltlichen 
Ausgestaltung aber dennoch gelenkt. Die Lenkung über Anreize, anstatt der ordnungs- und 
entwicklungspolitischen Regelungen durch einen raumordnerischen Plan, stellt daher einen 
zweiten Unterschied dar. Das Förderprogramm enthält den Anreiz, dem die Gemeinden im 
Sinne der Programmorientierung folgen: Mit den Maßnahmepaketen formulieren sie 
Handlungsziele, für die eine Förderung in Aussicht gestellt wird. Dies ermöglicht dem Freistaat, 
seine Zielvorstellungen direkt, ohne den Zwischenschritt über die regionale Planungsstufe 
umzusetzen. Dabei werden grundsätzlich auch Elemente des Nutzungszyklus, die mit dem 
formellen Instrumentarium der Landes- und Regionalplanung nicht gefasst werden können, 
direkt umsetzbar.  
Allerdings wären regionalplanerische Festlegungen zur Regionalisierung des bundespolitischen 
Mengenziels sinnvoll. Das Gegenstromprinzip der räumlichen Gesamtplanung hat letztlich kein 
Pendant in dem Förderprogramm: Die Gemeinden können die inhaltliche Ausrichtung nicht 
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mitbestimmen. Zumindest die größeren Gemeinden haben in ihren INSEKs aber zum Teil 
Anforderungen an die Bundes- und Landespolitik formuliert.1043 
Ein dritter Unterschied besteht in der teilräumlichen Ebene: Die Bebauungsplanung stellt mit 
den Festsetzungen eine Angebotsplanung dar; die Grundstückseigentümer können die 
Planinhalte umsetzen, sind in der Regel aber nicht dazu verpflichtet. Dabei müssen die 
Festsetzungen eines Bebauungsplanes nicht eindeutig sein.  
Mit dem teilräumlichen Konzept soll demgegenüber ein erweitertes Maßnahme- und 
Umsetzungskonzept erarbeitet werden, dass die Grundlage für die zügige Umsetzung darstellt. 
Von überörtlicher Seite sind hierbei zunächst eindeutige Handlungsziele intendiert; aber die 
empirische Auswertung hat gezeigt, dass in den Gemeinden viele vage Handlungsziele 
formuliert werden. Bebauungsplan und teilräumlichem Konzept ist in diesem Zusammenhang 
gemein, dass auf Grundlage der Planinhalte eine weitere Planung erfolgt, die sich der 
Öffentlichkeitsbeteiligung und der Abwägung der Belange entzieht. Während dieser 
Planungsschritt im Falle der räumlichen Gesamtplanung Sache des Grundstückseigentümers ist, 
erfolgt er im Stadtumbau im Zusammenhang mit der Beantragung öffentlicher Fördergelder. 
Der damit verbundene Förderantrag wird daher letztlich nicht über einen öffentlich 
legitimierten Abwägungsvorgang abgesichert. 
Im Ergebnis unterscheiden sich die Wirkungen des institutionellen Kontextes im 
Förderprogramm von denen der räumlichen Gesamtplanung. Die Planungsebenen und ihre 
institutionellen Verflechtungen im Stadtumbau entstehen parallel zur Stufenfolge der räumlichen 
Gesamtplanung; sie ersetzen sie jedoch nicht. Mit dem gesamtstädtischen Konzept werden 
zwar ähnliche Funktionen wie beim Flächennutzungsplan übernommen. Derzeit ist es aufgrund 
der institutionellen Verflechtungen mit den höheren Ebenen und dem Bebauungsplan sowie der 
bodenpolitischen und damit verengten inhaltlichen Schwerpunktsetzung aber nicht möglich, 
den Flächennutzungsplan durch das gesamtstädtische Konzept des Stadtumbaus zu ersetzen. 
10.3.2 Programm- und Risikoorientierung 
Mit der Programmorientierung ist die Frage nach einem zielorientierten Vorgehen verknüpft. 
Der Fördergeber verfolgt mit dem Programm Stadtumbau Ost die förderpolitischen Ziele zur 
Behebung städtebaulicher Missstände und zur Erreichung einer nachhaltigen Stadtentwicklung. 
Die Gemeinden greifen die Zielsetzung des Förderprogramms auf. Sie formulieren ein Leitbild, 
ordnen ihm Qualitäts- und Handlungsziele zu. Programmorientierung im Stadtumbau ist daher 
zunächst mit einer Zielorientierung verbunden.  
Die Annahme, dass mit der Formulierung der teilräumlichen Handlungsziele auch eindeutige 
Zielvorstellungen fixiert werden und die Planung im Stadtumbau zum Abschluss kommt, wird in 
den untersuchten Gemeinden nicht durchgehend bestätigt. Parallel werden in den Konzepten 
eindeutige und vage Handlungsziele abgebildet. Die Vagheit der Zielformulierung steht den 
Annahmen zum Abschluss der Planung durch die Formulierung eindeutiger Maßnahmepakete 
auf teilräumlicher Ebene entgegen.  
Daher ist als Ergebnis der empirischen Untersuchung festzustellen, dass im sächsischen 
Stadtumbau trotz Zielorientierung eindeutige und vage Zielvorstellung formuliert werden. Mit 
den gesamtstädtischen, aber auch mit den teilräumlichen Konzepten handelt es sich daher um 
eine verständigungsorientierte Planung.  
                                                 
1043  Vgl. STADT CHEMNITZ (2009: 166) und STADTVERWALTUNG FREIBERG (2007: 166), jeweils insbesondere zur Anpassung der 
Förderpolitik. 
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Die vage Formulierung der Handlungsziele lässt sich nicht mit der Programmorientierung 
erklären. Denn im Kern sieht das Förderprogramm eine verkürzte Zielhierarchie vor, die sich 
aus Qualitäts- und Handlungszielen zusammensetzt und Maßnahmepakete enthält. In den 
Vorgaben zum Förderprogramm werden zwar nicht explizit eindeutige Handlungsziele 
gefordert; da die Maßnahmepakete aber für den Fördergeber die Entscheidungsgrundlage 
bilden, wie er im Wettbewerb die Mittel zwischen den Gemeinden aufteilen soll, zielt das 
Förderprogramm implizit auf eindeutige Maßnahmepakete ab. 
Die Vagheit der vorhandenen Handlungsziele im sächsischen Stadtumbau lässt sich im Sinne 
des akteurzentrierten Institutionalismus vielmehr über die Risikoorientierung der Gemeinden 
erklären: Da die ex-ante-Aussagen zum demografischen Wandel und zur Stadtschrumpfung 
unscharf sind, wissen die Akteure im Planungsprozess nicht, wie sie die gemeindlichen 
Zielvorstellungen im Quartier umsetzen können, weshalb Entscheidungen notwendigerweise 
auf die Formulierung der Förderanträge vertagt werden.  
So werden zum Beispiel diejenigen Häuser in einem innerstädtischen Quartier abgerissen, die 
nach langwierigen Verhandlungen mit Einzeleigentümern verfügbar sind. Diese 
Aushandlungsprozesse mit einzelnen Akteuren in der bebauten Stadt entziehen sich einem 
öffentlichen Planungsprozess. Daher werden eindeutige Handlungsziele nicht bereits innerhalb 
eines teilräumlichen Konzeptes, sondern erst im Nachgang dieses Konzeptes formuliert.  
10.3.3 Kurzfazit 
Der Stadtumbauprozess weist eine Parallelität zur räumlichen Gesamtplanung auf; aufgrund 
der Unterschiede hat er sie aber nicht ersetzt. Die Unschärfen in den ex-ante-Aussagen des 
situativen Kontextes befördern eine Risikoorientierung der Gemeinden, während die Vorgaben 
des Förderprogramms eine Zielorientierung der Gemeinden bewirken.  
Im Ergebnis enthält die Programmorientierung innerhalb des Stadtumbaus sowohl eine Ziel- als 
auch eine Risikoorientierung: Trotz der formulierten Zielvorstellungen des Förderprogramms 
werden die Risiken des demografischen Wandels aufgegriffen, indem die Gemeinden vage 
Handlungsziele formulieren. Der institutionelle Kontext prägt das Vorhandensein von Zielen, 
während die häufige vorhandene Vagheit der Zielform durch den situativen Kontext erklärbar 

















Abbildung 27: Ziel- und Risikoorientierung durch den situativen und den institutionellen Kontext 
(Quelle: Eigene Darstellung; Grundlage EEA 1999; MAYNTZ UND SCHARPF 1995a) 
 
234  Schlussfolgerungen 
 
10.4 Fazit 
Der Stadtumbau Ost hat seit der Einführung der rechtlichen Grundlagen, des Förderprogramms 
und der Arbeitshilfe zu einer instrumentellen Ausdifferenzierung geführt. Mittlerweile hat sich 
eine Zweistufigkeit aus gesamtstädtischem (INSEK) und teilräumlichen Konzept (SEKO) 
herausgebildet, die eine parallele institutionelle Struktur zur räumlichen Gesamtplanung 
aufweist. Dem INSEK kommt dabei die zentrale Rolle als Dachkonzept zu, aus dem das SEKO 
als erweitertes Maßnahme- und Umsetzungskonzept abgeleitet wird. 
Die Darstellung von Elementen und Typen der Zielhierarchien in den Konzepten der 
sächsischen Gemeinden wird im INSEK wie im SEKO maßgeblich durch die überörtlichen 
Vorgaben geprägt. Die sächsischen Gemeinden orientieren sich mit den flächen- und 
gebäudepolitischen Aussagen im INSEK und im SEKO an den Aussagen des 
Förderprogramms, der Stadtumbau-Paragrafen und insbesondere der Arbeitshilfe.  
Diese Programmorientierung gilt für einzelne Elemente der Zielhierarchie und Typen der 
Zielhierarchie. Allerdings entstehen aufgrund fehlender strikter Vorgaben unterschiedliche 
Typen von Zielhierarchien, die jeweils aus einer Zielpyramide entstehen und um 
unterschiedliche Elemente aus Strategischer Planung und Parametrischer Steuerung ergänzt 
werden. Dabei werden sowohl flächen- als auch gebäudepolitische Aussagen getroffen.  
Die meisten Gemeinden formulieren siedlungspolitische Aussagen zum Leitbild sowie das in 
der Arbeitshilfe empfohlene eindeutige gesamtstädtische Leerstandsziel. Weitere Bilanzziele 
zur Siedlungs- und Verkehrsfläche und zur Siedlungsdichte werden nicht dargestellt, ebenso 
fehlen im Bereich der Handlungsziele umfassende Beiträge zur Verfolgung des 
Nutzungszyklus. Diese Defizite in der siedlungspolitischen Zielstellung korrespondieren mit den 
Fehlstellen der überörtlichen Vorgaben in diesem Themenfeld. 
Im Ergebnis ist die Zielformulierung in den Gemeinden mit dem akteurzentrierten 
Institutionalismus erklärbar. Die Gemeinden greifen die Zielorientierung des Programms als 
institutionellem Kontext auf. Zugleich integrieren sie aber eine Risikoorientierung, indem sie 
aufgrund der ex-ante-Unschärfen des situativen Kontextes oftmals vage Handlungsziele 
formulieren. Dies führt für viele normative Aussagen dazu, dass der Planungsabschluss nicht 
mit dem teilräumlichen Fördergebietskonzept erreicht wird, sondern im Nachgang zu diesem 
Konzept mit dem Förderantrag erfolgt. Ebenso werden in den Konzepten aufgrund des 
Problemdrucks auch eindeutige Handlungsziele dargestellt. 
Zu Beginn dieser Arbeit konnte für die räumliche Planung unter Schrumpfungsbedingungen 
weder ein Postulat der Eindeutigkeit noch ein Postulat der Vagheit formuliert werden. Daher 
wurde die grundlegende Forschungsfrage formuliert, welchen Einfluss überörtliche Vorgaben 
im sächsischen Stadtumbau auf die Formulierung eindeutiger und vager siedlungspolitischer 
Ziele in den Gemeinden haben. 
Zum Ende der Schlussfolgerungen wird hinsichtlich der Programmorientierung erneut weder 
das eine noch das andere Postulat bekräftigt. Denn trotz der vielfach vorhandenen Vagheit 
werden auch eindeutige Ziele formuliert. Beide Zielformen sind daher weniger durch das 
Programm Stadtumbau Ost erklärbar. Dort werden zwar letztlich Maßnahmepakete gefordert; 
eine Eindeutigkeit der Handlungsziele wird aber nur implizit verlangt. Damit wird eher das 
Vorhandensein der Ziele in den Stadtumbaukonzepten durch das Programm als dem 
institutionellen Kontext erklärt. Ihre Eindeutigkeit und Vagheit erklären sich demgegenüber eher 
durch den demografischen Wandel und die Stadtschrumpfung als durch den situativen 
Kontext. 
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A posteriori wird in dieser Arbeit daher stattdessen das Postulat der Ziel- und 
Risikoorientierung formuliert: Die sächsischen Gemeinden im Stadtumbau Ost orientieren sich 
bei der Zielformulierung zwar an den überörtlichen Vorgaben des Stadtumbau-Programms. 
Zugleich orientieren sie sich aber an den Risiken des demografischen Wandels und der 
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11 Handlungsempfehlungen 
Die Auseinandersetzung mit der gemeindlichen Planung im Stadtumbau Ost umfasst 
institutionell ein raumpolitisches Mehr-Ebenen-Thema. Im Sinne der Programmorientierung wird 
das gemeindliche Handeln durch überörtliche Institutionen beeinflusst. Umgekehrt ergibt sich 
für die Akteure der überörtlichen Handlungsebenen die Möglichkeit der Einflussnahme auf die 
gemeindliche Planung.  
Die Diskussion wird aber nicht im Sinne einer zentralistischen Planung geführt. Entsprechend 
dem Subsidiaritätsprinzip ist die Gemeinde die geeignete Handlungsebene, um städtebauliche 
Missstände zu erkennen und zu beheben. Das Förderprogramm ist dahingehend vage 
angelegt, dass Bund und Länder lediglich übergeordnete Zielstellungen vorgeben, während 
die Gemeinden lokalspezifische Zielhierarchien und letztlich eindeutige Handlungsziele 
formulieren.  
Dennoch ist es sinnvoll, Handlungsempfehlungen zur Optimierung der Siedlungspolitik im 
Stadtumbau zu formulieren. Die begründet sich materiell mit den weiterhin erheblichen 
städtebaulichen Missständen hinsichtlich Siedlungs- und Verkehrsfläche, Leerstand und 
Siedlungsdichte. Lediglich der Leerstand konnte bislang reduziert werden; insbesondere die 
Siedlungsdichte nimmt aber weiter ab. Das bisherige Instrumentarium des Stadtumbaus hat 
siedlungspolitisch keine ausreichenden Beiträge geleistet; grundlegende Planinhalte fehlen 
insbesondere im Bereich der Flächenpolitik. Daher begründet sich die notwendige 
Optimierung auch institutionell mit den bisherigen Steuerungslücken im Themenfeld der 
Siedlungspolitik.  
In Kap. 10 der vorliegenden Arbeit wurden auf Grundlage hypothetischer 
Erklärungszusammenhänge und empirischer Befunde Schlussfolgerungen über die 
Programmorientierung im sächsischen Stadtumbau herausgearbeitet. Diese Schlussfolgerungen 
dienen nun als Grundlage für die Optimierung der gegenwärtigen überörtlichen Handlungen.  
In diesem Kapitel werden daher Handlungsempfehlungen für die überörtlichen Ebenen zur 
Weiterentwicklung des institutionellen Kontextes herausgearbeitet. Die gemeindliche Ebene 
wird nicht betrachtet, weil in der vorliegenden Arbeit die Beeinflussung der Gemeinden durch 
die überörtlichen Akteure im Mittelpunkt steht.1044 Die Empfehlungen thematisieren  
 auf der bundespolitischen Ebene die Stadtumbau-Paragrafen (Kap. 11.1), 
 auf der Bund-Länder-Ebene1045 das Bund-Länder-Förderprogramm (Kap. 11.2), sowie 
 auf der Ebene des Freistaates Sachsen die Arbeitshilfe und die sonstigen Formen der 
Betreuung durch überörtliche Ebenen (Kap. 11.3). 
                                                 
1044  Damit beschränken sich die Handlungsempfehlungen auf den institutionellen Kontext und die daraus ableitbaren Aussagen 
zur raumpolitischen Mehr-Ebenen-Struktur. Empfehlungen zur Optimierung des Vorgehens hinsichtlich der lokalen 
Akteurskonstellationen oder zum proaktiven oder reaktiven Umgang mit dem demografischen Wandel und der 
Stadtschrumpfung werden nicht gegeben, weil sie auch analytisch nicht im Mittelpunkt der Arbeit standen. 
1045  Diese Handlungsebene ergibt sich aufgrund der Ausgestaltung des Förderprogramms Stadtumbau Ost als Bund-Länder-
Programm. In der Realität sind die anderen beiden genannten Handlungsebenen an dieser beteiligt; dennoch stellt sie 
institutionell eine eigenständige Ebene dar. 
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Der Aufbau des Kapitels folgt diesen drei Handlungsebenen.1046 Die drei unterschiedenen 
Handlungsebenen stellen zugleich drei unterschiedliche institutionelle Ansätze in der 
Beeinflussung der Gemeinen dar: 
 die Stadtumbau-Paragrafen auf der Bundesebene wirkt als rechtliches Instrument und 
beeinflusst daher die Eigenschaften des Instrumentariums, 
 das Förderprogramm auf der Bund-Länder-Ebene wirkt als Anreizinstrument auf die 
normativen Inhalte in den gemeindlichen Konzepten, 
 die Arbeitshilfe und sonstigen Formen der Betreuung auf der Landesebene wirken im Sinne 
der Governance zunächst als persuasives Instrument auf die Verwendung einzelner 
Elemente der Zielhierarchie und darauf aufbauend die Ausbildung von Typen der 
ebenenübergreifenden Zielhierarchie.1047 
Alle drei Handlungsebenen und die damit verbundenen Einflussmöglichkeiten zusammen 
befördern die Programmorientierung der Gemeinden. Die dargestellte Dreiteilung entspricht 
der Dreiteilung, mit der der Stadtumbau in Kap. 3 eingangs erklärt wurde. Die 
Programmorientierung bietet daher in dreifacher Hinsicht die Möglichkeit der Beeinflussung 
der Gemeinden durch die überörtlichen Ebenen.1048 Daher leisten die folgenden 
Handlungsempfehlungen einen Beitrag zur Optimierung des räumlichen Planungsprozesses im 
Stadtumbau insgesamt. 
11.1 Handlungsebene Bund 
Auf der Handlungsebene des Bundes stehen mit den Stadtumbau-Paragrafen des BauGB 
insbesondere die rechtlichen Regelungen für das Instrumentarium im Vordergrund. Die 
Vorgaben zum Typus der Zielhierarchie und die flächen- und gebäudepolitischen 
Förderkriterien werden dagegen auf den nachfolgenden Ebenen getroffen. 
In den bisherigen Regelungen des BauGB wird lediglich das teilräumliche Konzept aufgeführt. 
Aufgrund der zentralen Bedeutung als Orientierung der Stadtentwicklung sollte das 
gesamtstädtische Konzept auch in das BauGB aufgenommen werden. Um die Kohärenz in 
dem zweistufigen Vorgehen zu gewährleisten, sollte zudem auf das Ableitungsgebot 
hingewiesen werden. Durch diese instrumentelle Erweiterung würden die Aussagen auf 
Bundes- und auf Landesebene einander entsprechen. Beide Konzepte haben den Anspruch auf 
Integration und gehen damit über den Bodenbelang des BauGB hinaus. Für informelle 
Konzepte ist dies aus verfassungsrechtlicher Sicht aber unproblematisch, weil die integrierte 
Perspektive bereits mit der Einführung des teilräumlichen Konzepts in den § 171b BauGB 
Einzug gefunden hat.  
Mit dem Stadtumbau-Instrumentarium ist eine raumpolitische Mehr-Ebenen-Struktur entstanden, 
die Ähnlichkeiten, aber auch Unterschiede zur Stufenfolge der räumlichen Gesamtplanung 
                                                 
1046  Der Aufbau unterscheidet sich von der bisherigen Differenzierung in Hierarchieelement, Typen der Zielhierarchien und 
Modell der Programmorientierung, die im Laufe der vorliegenden Arbeit herausgearbeitet worden ist. Im Sinne einer 
handlungsleitenden Darlegung ist die gewählte ebenenspezifische Aufbereitung besser geeignet. 
1047  Einschränkend wird angenommen, dass die Arbeitshilfe in der Planungspraxis insbesondere dann von den Gemeinden 
herangezogen wird, wenn sie ein gesamtstädtisches Konzept erarbeiten, um damit in das Förderprogramm aufgenommen zu 
werden. Damit sind das persuasive und das Anreizinstrument miteinander verbunden. Allerdings könnten die Gemeinden mit 
der Arbeitshilfe auch ein Konzept als Orientierung des eigenen Handelns erarbeiten, ohne Fördergelder zu beantragen.  
1048  In diesem Sinne ist Programmorientierung in der originären Bedeutung des Begriffes zu eng gefasst, weil er in einer engen 
Auslegung nur eine Orientierung an dem Programm, nicht aber an den Stadtumbau-Paragrafen und der Arbeitshilfe enthält. 
Da er aber in der planungstheoretischen Diskussion ein eingeführter Begriff ist, wird er in der vorliegenden Arbeit unter 
Anerkennung des erweiterten Verständnisses weiter verwendet. 
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aufweist (vgl. Kap. 10.3.1). Das in den Stadtumbau-Paragrafen neu einzuführende 
gesamtstädtische Konzept hat dabei die Funktion eines integrierten 
Stadtentwicklungskonzeptes und fungiert damit als Dachkonzept für verschiedene räumliche 
Planungen und Förderprogramme.  
Dabei weist das INSEK große Ähnlichkeiten zu seinem gesamtplanerischen Pendant, dem 
Flächennutzungsplan auf. Um Doppelstrukturen in der räumlichen Planung zu vermeiden und 
effizientes Verwaltungshandeln zu gewährleisten, sollte auf bundespolitischer Ebene diskutiert 
werden, ob der Flächennutzungsplan mittelfristig durch das gesamtstädtische Konzept ersetzt 
werden kann.1049 
Beide Konzepte sind sich institutionell ähnlich, weil sie mit der so genannten 
Binnenverbindlichkeit lediglich eine behördeninterne Wirkung entfalten.1050 Materiell bestehen 
Unterschiede, indem das gesamtstädtische Konzept mit seinem Anspruch auf Integration über 
den Bodenbelang des Flächennutzungsplanes hinausgeht. Wenn der Flächennutzungsplan 
durch das inhaltlich weiter gefasste Konzept ersetzt wird, ist dies aus materieller Sicht aber 
unproblematisch. Dann ist zu gewährleisten, dass in dem gesamtstädtischen Konzept die 
flächenpolitischen Zielvorstellungen ausreichend und in gebündelter Form dargestellt werden. 
Der den Konzepten im Stadtumbau unterstellte aktivierende Charakter bezieht sich 
insbesondere auf das teilräumliche Konzept; auf gesamtstädtischer Ebene haben die 
normativen Aussagen eine Orientierungsfunktion und entsprechen daher den Darstellungen des 
Flächennutzungsplanes. 
Die Diskussion über die Verbindung des gesamtstädtischen Konzeptes mit dem 
Flächennutzungsplan leistet einen Beitrag zur Zusammenführung beider Instrumente. Sowohl 
das gesamtstädtische Konzept im Stadtumbau als auch der Flächennutzungsplan in der 
räumlichen Gesamtplanung werden als bedeutende Instrumente zur räumlichen Entwicklung 
angesehen. Aus flächenpolitischer Sicht wird überdies in der Flächenkreislaufwirtschaft ein 
integriertes Konzept als zentrales Instrument des Flächenmanagements genannt. Werden im 
gesamtstädtischen Konzept die flächenpolitischen Aussagen im Sinne des Bodenbelangs 
gewährleistet, können alle drei Ansätze in ein Instrument (als instrumentelles Hybrid) 
zusammengeführt werden. 
Im Gegensatz zu den skizzierten Ähnlichkeiten der drei gesamtstädtischen Instrumente sind für 
das SEKO und den Bebauungsplan keine Möglichkeiten der Substitution möglich; beide 
Instrumente unterscheiden sich institutionell und materiell. Wie in Kap. 3 herausgearbeitet 
wurde, stellt das teilräumliche Konzept vielmehr eine geeignete Ergänzung des bisherigen 
Instrumentariums dar, mit der die Defizite des Bauungsplanes gemindert werden können. 
Dabei entfaltet das teilräumliche Konzept eine eigenständige mittelbare Außenverbindlichkeit 
als Wirkung sui genereis. Ein Nachsteuern durch Bebauungspläne ist daher in der Regel nicht 
erforderlich, aufgrund der unterschiedlichen Regelungsinhalte zum Teil auch nicht möglich. Nur 
für bestimmte Handlungsziele wie das Recycling ist das Nachsteuern daher notwendig.  
Der Erhalt paralleler Strukturen auf teilräumlicher Ebene zeigt, dass die Stufenfolge der 
räumlichen Gesamtplanung nicht vollständig durch das Instrumentarium des Stadtumbaus 
                                                 
1049  Vgl. MITSCHANG (2003: 542); STRAUß (2010b: 23).  
1050  Aus planungsrechtlicher Perspektive bestehen Einwände, weil innerhalb der Bauleitplanung gegenwärtig nur der FNP als 
vorbereitende Planung fungieren kann. Vor dem Hintergrund der mangelnden personellen wie finanziellen Ausstattung der 
gemeindlichen Planungsverwaltung stellt die Zusammenführung einen diskutablen Ansatz dar, zumal es immer noch 
Gemeinden ohne rechtskräftigen Flächennutzungsplan gibt. Allerdings muss in Sachsen das INSEK in 
Verwaltungsgemeinschaften von einer einzelnen Gemeinde, der Flächennutzungsplan aber von der Verwaltungsgemeinschaft 
erarbeitet werden; hier könnten aber die Bestimmungen angepasst und die Verantwortung der Verwaltungsgemeinschaft 
übertragen werden. 
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ersetzt werden kann: Auf teilräumlicher Ebene sollten Stufenfolge und Programmorientierung 
parallel bestehen. Überlegungen z .B. zur Abkehr von den kooperativen Governanceformen 
des Stadtumbauprozesses und zur Rehierarchisierung von Planung im Sinne der 
Bauleitplanung sind nicht zielführend. Im Kern besteht für den Stadtumbau weiterhin die 
Aufgabe einer verständigungsorientierten Planung, die Zielvorstellungen der Akteure zu 
erkennen, Zielkonflikte und Synergien aufzuzeigen und dann gemeinsam Zielvorstellungen zu 
entwickeln. 
Einen weiterführenden diskutierten Ansatz zur Änderung bundespolitischer 
Rahmenbedingungen stellt hingegen die Entkopplung des Baurechts vom Eigentumsbegriff des 
Grundstücks dar, der im Bodenrecht das Eigentum an dem Grundstück mit dem Recht zu Bauen 
vereint.1051 Damit könnten die in der Flächenkreislaufwirtschaft diskutierten Nutzungszyklen in 
die räumliche Gesamtplanung integriert werden. Zudem wären die ebenfalls diskutierten und 
aktuell in einem Forschungsprojekt des BMU untersuchten Handelbaren Flächenausweisungs-
rechte1052 besser umzusetzen. Aufgrund der erheblichen verfassungsrechtlichen Konsequenzen 
wird der skizzierte Ansatz in dieser Arbeit nicht weiter verfolgt. 
11.2 Gemeinsame Handlungsebene Bund und Land 
Bund und Länder bilden eine gemeinsame Handlungsebene, indem sie zusammen das 
Förderprogramm Stadtumbau Ost auflegen und anteilig finanzieren. Damit erfolgt in der 
Städtebauförderung eine vertikale Form der Zusammenarbeit zwischen zwei überörtlichen 
Handlungsebenen. Dies gewährleistet, dass die Zielvorstellungen zwischen dem Bund und den 
Ländern abgestimmt werden, bevor sie den Gemeinden als Förderrichtlinien bekanntgemacht 
werden. In den Bundesländern werden die allgemeinen Richtlinien nochmals als eigenständige 
Förderbekanntmachung veröffentlicht.  
Die inhaltliche Ausgestaltung des Förderprogramms wird aber bereits auf dieser 
Zwischenebene fixiert. Mit der jährlich geschlossenen Verwaltungsvereinbarung können 
Entwicklungstendenzen kurzfristig in die Fördertatbestände integriert werden, was den 
Stadtumbau als lernendes Förderprogramm kennzeichnet. In der folgenden Diskussion steht 
daher insbesondere die inhaltliche Dimension des Förderprogramms im Vordergrund.  
Die Formulierung überörtlicher Zielstellungen zu Leitbildern, Leitlinien und Standards der 
nachhaltigen Raumentwicklung sollte stärker als bisher im Stadtumbauprogramm kommuniziert 
werden. Für die verschiedenen Ebenen der Zielhierarchie bieten sich die in Kap. 4 diskutierten 
Themenfelder an. Dabei sollten bestehende überörtliche Aussagen erweitert werden, z. B. um 
eine neue Leitlinie der Effizienz des Siedlungskörpers. Ebenfalls sollten die Aussagen zum 
Leerstand um Beiträge zur Siedlungs- und Verkehrsfläche und zur Siedlungsdichte ergänzt 
werden. Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips sollten die Gemeinden zugleich angeregt werden, 
eigene lokalspezifische Leitbilder der zweiten Generation zu entwickeln. 
Das Förderprogramm fokussiert bisher auf gebäudepolitische Zielvorstellungen. Dies ist 
zunächst mit der Genese des Förderprogramms erklärbar, indem der Wohnungsleerstand und 
die wohnungswirtschaftlichen Probleme im Mittelpunkt des Stadtumbau-Wettbewerbes standen. 
Soll das Förderprogramm aber die im BauGB angeführten städtebaulichen Missstände 
ganzheitlich erfassen, sollten die in Kap. 4 entwickelte ganzheitliche Perspektive auf die 
                                                 
1051  Vgl. THIEL (2005: 17); vgl. a. WÜSTENROT STIFTUNG (2003: 235) zur Diskussion über die Entschädigungspflicht unter 
Schrumpfungsbedingungen. 
1052  Vulgo Flächenzertifikate, vgl. KÖCK ET AL. (2008). Bei handelbaren Flächenausweisungsrechten werden bestehende Baurechte 
im unbeplanten Innenbereich nicht hinzugezählt, vgl. KÖCK UND BOVET (2008a: 108). Neben institutionellen Problemen 
(SIEDENTOP 2008a: 110-111) erscheint dies aus materieller Sicht insbesondere in Schrumpfungsregionen problematisch. 
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Flächen- und Gebäudepolitik als Teile der Siedlungspolitik sowie die daraus abgeleiteten 
Themenfelder für die Bilanzziele und den Nutzungszyklus unter Schrumpfungsbedingungen 
aufgreifen.  
Denn die städtebaulichen Missstände in der schrumpfenden Stadt können nur behoben 
werden, wenn neben den gebäude- auch flächenpolitische Zielvorstellungen entwickelt und 
umgesetzt werden. Das Förderprogramm sollte daher um Zuwendungsgegenstände der 
Flächenpolitik erweitert werden. Ziel ist nicht die Überfrachtung des Planungsprozesses oder 
des Förderprogramms. Vielmehr sollte stets die Gratwanderung zwischen notwendigem 
ganzheitlichen Vorgehen und zu komplexem Verfahren vermieden werden, um die negativen 
Erfahrungen der Entwicklungsplanung vergangener Planungseuphorie nicht zu wiederholen. 
Der Siedlungspolitik kommt aber für die integrierte Stadtentwicklung eine zentrale Stelle zu. 
Dies rechtfertigt eine Erweiterung des Vorgehens im Stadtumbau um diese Thematik. 
Die Behebung städtebaulicher Missstände führt dazu, dass das Förderprogramm nicht alle 
Elemente des Nutzungszyklus finanziell unterstützen muss; insbesondere Handlungsziele zum 
Erhalt bestehender Nutzungen in stabilen Quartieren benötigen seltener Fördermittel. Dies führt 
auch zu einer unterschiedlichen räumlichen Verteilung innerhalb der Stadt: Wie dem 
Förderprogramm von vornherein zugrunde gelegt, sind Zuschüsse im Bereich der 
konsolidierten Gebiete seltener erforderlich. Ebenso bestehen keine städtebaulichen 
Missstände im Freiraum: Der Verzicht als prioritäres Handlungsziel der 
Flächenkreislaufwirtschaft unter Schrumpfungsbedingungen ist für die Förderung im 
Stadtumbau ohne Belang. 
Dennoch reicht für den Stadtumbau ein Konzept, in dem diese Handlungsziele zur Behebung 
städtebaulicher Missstände dargestellt sind, nicht aus. Vielmehr gilt es, das gesamtstädtische 
Konzept als Integriertes Konzept zu erarbeiten, in dem auch die Gebiete mit stabiler 
Entwicklung erfasst sind. Daraus leiten sich die Fördergebietskonzepte und die entsprechenden 
Fördermaßnahmen ab. 
Für die Fördergebietskonzepte ist in diesem Zusammenhang kein Änderungsbedarf 
festzustellen. Demgegenüber sollten die gesamtstädtischen Konzepte stärker den gesamten 
Nutzungszyklus thematisieren und auch stärker als bisher Ziele zum Verzicht und zur 
Dauernutzung darstellen. Die Förderbekanntmachung sollte die Notwendigkeit der 
ganzheitlichen Betrachtung auf gesamtstädtischer Ebene stärker als bisher betonen. 
Ein weiterer Änderungsbedarf ergibt sich hinsichtlich der Schwerpunktsetzung in der Vergabe 
der Fördermittel.1053 Es reicht nicht aus, gebäudepolitische Handlungsziele etwa zur 
Rücknahme zu finanzieren. Vielmehr müssen in den Gemeinden auch erhebliche 
Anstrengungen unternommen werden, um die Siedlungs- und Verkehrsfläche wieder an ein 
nachfragefähiges Maß zurückzuführen. Bislang ist die tatsächliche Siedlungs- und 
Verkehrsfläche in den Gemeinden nicht zurückgenommen worden, trotz der erheblichen 
Einwohnerverluste ist sie im Gegenteil angestiegen. Damit einher ging ein erheblicher 
Rückgang der Siedlungsdichte. 
Als förderfähige Handlungsziele sollte daher die flächenpolitische Rücknahme aufgenommen 
werden. Damit ist unter Umständen eine Entschädigung der Eigentümer für den Verlust der 
Bebaubarkeit des Grundstücks verbunden; was unter den gegenwärtigen finanziellen 
Rahmenbedingungen der öffentlichen Hand aber problematisch erscheint.1054 Insbesondere in 
                                                 
1053  Vgl. zu den folgenden Ausführungen auch STRAUß (2010b: 10). 
1054  Als Gegenposition zu dieser Forderung ist eine Entschädigung nicht notwendig, wenn keine städtebauliche 
Verwertungsoption für ein Grundstück erkennbar ist. 
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Umstrukturierungsgebieten am Stadtrand sollte mit dem Förderprogramm die flächenpolitische 
Rücknahme des Siedlungskörpers beschleunigt werden. 
Diese Schwerpunktsetzung steht den aktuellen Tendenzen in der Ausrichtung des 
Förderprogramms entgegen, die Fördergelder insbesondere für innerstädtische Quartiere zu 
verwenden. Die neuere Schwerpunksetzung zur Stärkung der Innenentwicklung entspricht der 
Verfolgung des Dichteziels und ist im Sinne dieses Bilanzziels sinnvoll. Jedoch fehlen in dieser 
Zielsetzung die gleichrangige Verfolgung des Leerstands- und des Mengenziels.  
Trotz immer geringer werdender finanzieller Mittel der öffentlichen Hand ist diese 
Schwerpunktsetzung aus der Perspektive der Flächenkreislaufwirtschaft als kritisch zu 
betrachten. Werden die Fördermittel vorrangig in der Innenstadt aufgewendet, werden immer 
weniger Maßnahmen am Siedlungsrand umgesetzt. Eine Stärkung des Stadtzentrums führt 
dann zwar zur Stabilisierung der dortigen Quartiere; zugleich wird in den äußeren 
Siedlungsbereichen aber nicht mehr städtebaulich aufgeräumt. Auch institutionell ist die neuere 
in der Praxis getroffene Schwerpunktsetzung kritisch zu sehen: Denn die Stabilisierung der 
innerstädtischen Quartiere kann auch als Sanierungsmaßnahme durchgeführt werden. 
Das Stadtumbau-Förderprogramm fokussiert auf die städtebaulichen Funktionsverluste; 
entsprechend sollten auch die Fördermittel zur Reduzierung des Siedlungskörpers eingesetzt 
werden. Höchste Priorität im Förderprogramm sollte daher – nach dem generellen Verzicht auf 
Neubeanspruchung – die Rücknahme haben, erst dann gefolgt von der Dauernutzung und dem 
Recycling.1055 
Vor diesem Hintergrund ist schließlich die bisherige Aufteilung in die Programmteile Rückbau 
und Aufwertung kritisch zu sehen. Zum einen stellt das Handlungsziel Aufwertung eine vage 
Formulierung dar, die mehreren Handlungszielen des Nutzungszyklus zuzuordnen ist; hier 
bestehen Begriffsunschärfen, die behoben werden sollten. Zum anderen stellt sich die Frage, 
ob im Stadtumbau-Programm nicht der Vorrang des Rückbaus vor der Aufwertung verfolgt 
werden sollte.1056 Darüber hinaus sollte der Teil in „Rücknahme“ umbenannt werden, um die 
Einbindung der flächenpolitischen Handlungsziele zu unterstreichen. 
Im Freistaat Sachsen wird die Entflechtung der Fördergebiete gefordert. Entsprechend sollte 
daher auch diskutiert werden, ob für innerstädtische Quartiere einfache 
Sanierungsmaßnahmen durchgeführt werden. Demgegenüber bieten sich für die äußeren 
Teilräume, in denen die Rücknahme von Gebäuden und Siedlungsflächen im Vordergrund 
steht, ein auf diesen Fördertatbestand konzentriertes Stadtumbau-Programm an. Wichtig ist 
hierbei die kombinierte Förderung von gebäudepolitischem Abriss und flächenpolitischer 
Rücknahme der Bebaubarkeit des Grundstücks.  
11.3 Handlungsebene Land 
Der Freistaat Sachsen hat mit der 2005 eingeführten Arbeitshilfe den Gemeinden eine 
Orientierungshilfe bei der Erarbeitung gesamtstädtischer Konzepte gegeben. In der 
vorliegenden Arbeit wurde nachgewiesen, dass die Gemeinden Struktur und Inhalt der 
Konzepte an den Empfehlungen der Arbeitshilfe ausrichten. Da sie bei der Vergabe der 
                                                 
1055  Vgl. a. STRAUß (2010b).In ähnlicher Weise schlägt das UMWELTBUNDESAMT (2003: 37) ein Förderprogramm der Länder zur 
Entsiegelung vor. Dies wäre ein erster Schritt, reicht aber nicht aus: Von Bedeutung ist ebenso die Rücknahme des 
Planungsrechtes. Sofern damit planungsschadensrechtliche Entschädigung zu zahlen ist, könnte das Stadtumbau-Programm 
hierfür aufkommen. 
1056  Diese Überlegung bezieht sich auf das Programm Stadtumbau Ost und nicht auf das planerische Vorgehen zur 
Stadtentwicklung insgesamt. Für letzteres ist der gesamte Nutzungszyklus unter Schrumpfungsbedingungen sinnvoll. 
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Fördermittel gegenwärtig in einem Wettbewerb untereinander stehen, sind die Empfehlungen 
mit dem Förderprogramm verknüpft: Die Einhaltung der Empfehlungen erhöht die Chancen auf 
eine Förderung. Dieser Zusammenhang wird in der Arbeitshilfe und der 
Förderbekanntmachung zwar nicht explizit dargestellt, erklärt sich aber mit der 
Programmorientierung der Gemeinden. 
Diese Programmorientierung ermöglicht dem Freistaat, über die Arbeitshilfe auf Struktur und 
Inhalte der gemeindlichen Konzepte Einfluss zu nehmen. Daher sollte er 
 die bestehende Arbeitshilfe für die gesamtstädtischen Konzepte überarbeiten sowie 
 eine neue Arbeitshilfe für die teilräumlichen Konzepte einführen, welche Empfehlungen für 
die Zielvorstellungen im Teilraum sowie Vorgaben zum Ableitungsgebot umfasst.1057 
Beide Arbeitshilfen sollten genaue Kriterien enthalten, mit denen ein Konzept hinsichtlich seiner 
institutionellen und materiellen Qualität überprüft werden kann. Diese Kriterien sollten mit den 
Wettbewerbskriterien für die Vergabe der Fördermittel identisch sein, wodurch das 
Wettbewerbsverfahren transparenter würde. Damit stellten sie die Grundlage für die 
Fremdevaluierung der gemeindlichen Planung durch den Freistaat dar. Die Kriterien könnten 
aber auch von den Gemeinden zur Eigenevaluierung herangezogen werden. 
Die beiden Arbeitshilfen sollten die planungsrechtlichen Aspekte (vgl. Kap. 11.1) und die 
Themenfelder der Konzepte, darunter insbesondere die Flächen- und Gebäudepolitik (vgl. 
Kap. 11.2), enthalten oder auf einschlägige Dokumente verweisen. Zudem sollten sie 
Empfehlungen zu  
 den einzelnen Elementen der Zielhierarchie,  
 dem dabei verfolgten Typus der Zielhierarchie und 
 dem Verhältnis zwischen der gesamtstädtischen und der teilräumlichen Ebene  
geben. Diese Aspekte werden im Folgenden vertieft diskutiert.  
11.3.1 Elemente der Zielhierarchie 
Die derzeitige gesamtstädtische Arbeitshilfe empfiehlt verschiedene Elemente der 
Zielhierarchie. Diese Empfehlung ist grundsätzlich sinnvoll. Allerdings sollte beim Leitbild 
darauf hingewiesen werden, siedlungspolitische Aussagen zu treffen, die den Umgang mit 
dem zu groß gewordenen Siedlungskörper thematisieren. Dadurch würden die Gemeinden 
angeregt, den gegenwärtig geringen Raumbezug der Leitbilder zu erhöhen.  
Auch bei den anderen Empfehlungen sollten Aussagen zur Flächen- und Gebäudepolitik 
aufgegriffen werden. Der Freistaat kann dadurch eigene flächen- und gebäudepolitische 
Zielvorstellungen verfolgen, die über das bisherige Ziel „Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung“ als vage formuliertes Dichteziel hinausgehen.  
Mit der Aufnahme flächen- und gebäudepolitischer Zielvorstellungen ist die Aufnahme von 
Standards verknüpft. Neben der infrastrukturellen Ausstattung bieten sich hier Empfehlungen im 
Bereich der drei Bilanzziele an. 
Da derzeit noch tragfähige Aussagen zu Standards fehlen, ist der Aufnahme in die Arbeitshilfe 
ein wissenschaftlicher und politischer Prozess zur Ermittlung der Standards vorzulagern. 
Aufgrund der Unschärfen in den ex-ante-Aussagen ist aber die Formulierung von Standards 
                                                 
1057  Diese Arbeitshilfe ist auch seit längerem in der Diskussion, bislang aber nicht eingeführt. 
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erschwert; daher bieten sich eher nicht-hoheitlich als hoheitliche Standards an. Die 
Empfehlungen in der Arbeitshilfe sollten durch neue regionalplanerische Standards in Form von 
Zielen und Grundsätzen gestützt werden, z. B. zur Regionalisierung des bundespolitisch 
formulierten 30-ha-Ziels. Diese beziehen sich auf die Handlungsziele des Nutzungszyklus, die 
über die Raumordnung geregelt werden können. Schwerpunkte bilden dabei der Verzicht und 
die Beschränkung der Neuausweisung von Flächen.  
Die in der Arbeitshilfe empfohlenen Zielvorstellungen ergänzen die bisherigen Ausführungen 
zur Flächenkreislaufwirtschaft in sinnvoller Weise. Auch hier bietet es sich an, die Definitionen 
um Ausführungen zur Flächen- und Gebäudepolitik zu erweitern, um die Steuerungspotenziale 
der Gebietskategorien im Sinne des Nutzungszyklus noch weiter auszunutzen. 
Normative Aussagen zum Leerstand sollten auf Gesamtstadtebene weiter erhalten bleiben; sie 
sollten aber nicht im Fachkonzept Wohnen, sondern als eines von drei zentralen 
Qualitätszielen im Gesamtkonzept formuliert werden. Mit den Qualitätszielen zur 
Siedlungsfläche, zur Siedlungsdichte und zum Leerstand sind die drei größten Themenfelder 
zum Problemdruck der Gemeinden erfasst.1058  
Im Bereich der Handlungsziele sollte noch stärker auf die Themenfelder des Nutzungszyklus 
unter Schrumpfungsbedingungen hingewirkt werden. Zudem sollten die Handlungsziele und 
die Gebietskategorien noch stärker miteinander verknüpft werden. Die Zuordnung jeweils 
geeigneter Handlungsziele zu den Gebietskategorien sollte als Katalog abgebildet werden. 
Dabei ist es sinnvoll, die institutionelle Trennung zwischen INSEK und SEKO zu nutzen, um 
auch eine materielle Trennung zwischen Gebietskategorien und Maßnahmepaketen zu 
stärken: 
 Die Gebietskategorien geben vergleichend die Zielvorstellung zur Entwicklung der 
einzelnen Teilräume wieder, umfassen in der Summe aber den gesamten Siedlungskörper. 
Sie sind damit Teil des gesamtstädtischen Konzeptes. 
 Demgegenüber werden die Maßnahmepakete für die einzelnen Gebietskategorien 
formuliert. Hier stehen Handlungsziele im Mittelpunkt, die die Umsetzung durch die am 
Stadtumbauprozess beteiligten Akteure vorbereiten. Im Vergleich zu den Gebietskategorien 
erhöht sich in den Maßnahmepaketen die Eindeutigkeit der normativen Aussagen. Sie sind 
damit Elemente des teilräumlichen Konzeptes. 
Die Trennung von Gebietskategorien und Maßnahmepaketen und ihre Aufteilung auf zwei 
Konzepte erfordert im Umkehrschluss, dass ihre Verbindung gewährleistet wird. Dies wird 
durch das Ableitungsgebot erreicht: Die Inhalte der Maßnahmepakete sind aus den Vorgaben 
der Gebietskategorien abzuleiten. Dadurch wird die ebenenübergreifende Zielhierarchie 
gewahrt. 
11.3.2 Typus der Zielhierarchie 
Die derzeitige Arbeitshilfe zum gesamtstädtischen Konzept verfolgt im Kern den Typus der 
Zielpyramide. Allerdings trifft sie keine Aussagen, ob die Handlungsziele in den 
Maßnahmepaketen eindeutig oder vage formuliert sein sollen. Zudem wird der Typus um 
Ansätze zur Strategischen Planung und zur Parametrischen Steuerung ergänzt. Die Funktionen 
der einzelnen Typen überlagern und schwächen sich dadurch. 
                                                 
1058  Wie noch verdeutlicht wird, sollten diese drei Ziele aber vage formuliert werden. 
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In den gemeindlichen Konzepten finden sich diese unterschiedlichen Typen von Zielhierarchien 
wieder. Zugleich zeigt sich, dass die Handlungsziele nicht alle eindeutig formuliert werden, 
sondern als vage Formulierung den Planungsabschluss im Stadtumbau nicht herbeiführen.  
Die unterschiedlich ausgebildeten Typen in den einzelnen Konzepten erschweren für den 
Freistaat zudem den Vergleich und damit auch die Vergabe von Fördermitteln. Entsprechend 
sollte in der Arbeitshilfe ein Typus empfohlen werden, welcher aus der Perspektive der 
Zielforschung der planungstheoretischen Funktion des gesamtstädtischen und des 
teilräumlichen Konzeptes gerecht wird. Dabei ist es erforderlich, auf die neu eingeführte 
Zweistufigkeit des planerischen Vorgehens einzugehen.  
Gesamtstädtisches wie teilräumliches Konzept im Stadtumbau sind zur 
verständigungsorientierten Planung zu zählen. Während das gesamtstädtische Konzept aber 
die Funktion einer Orientierung übernimmt, stellt das teilräumliche Konzept bisher ein 
erweitertes Maßnahme- und Umsetzungskonzept dar. Die gegenwärtige Struktur enthält 
hybride Zielhierarchien, die Schwächen aufweist. Dieser bisherige Typus der Zielhierarchie 
sollte entflochten werden, um die einzelnen Elemente optimal aufeinander aufzubauen und auf 
die beiden Handlungsebenen aufzuteilen. 
Drei Ansätze sind zur Optimierung der gegenwärtigen Struktur geeignet. Als Zielhierarchie 
bietet sich zunächst eine ebenenübergreifende Zielpyramide an, die auf der gesamtstädtischen 
Ebene ein Leitbild und vage Qualitätsziele formuliert und im teilräumlichen Konzept mit 
eindeutigen Handlungszielen endet. Dieser Ansatz verfolgt ein zielorientiertes Vorgehen, 
während die Risikoorientierung kaum einbezogen wird. 
Als anderes Vorgehen ist daher eine Parametrische Steuerung zu überlegen; mithilfe der 
eindeutig formulierten Bilanzziele auf gesamtstädtischer Ebene werden die Zielvorstellungen 
der Gemeinde fixiert. Die Umsetzung wird im gesamtstädtischen Konzept nicht geregelt; hierfür 
werden in den teilräumlichen Konzepten eindeutige Handlungsziele abgeleitet. Im Sinne des 
Poolkonzeptes wird jeweils der Beitrag des teilräumlichen Konzeptes zur Erreichung der 
gesamtstädtischen Ziele ermittelt. Dieses Vorgehen gewährleistet die Verfolgung der 
Zielvorstellungen unter Schrumpfungsbedingungen, enthält zugleich aber ein hohes Maß an 
Flexibilität, weil die genaue Verortung der eindeutigen Handlungsziele in den teilräumlichen 
Konzepten kurzfristig und je nach Verfügbarkeit festgelegt wird. Allerdings ist es auf 
gesamtstädtischer Ebene erforderlich, eindeutige Ziele zu formulieren. Vor dem Hintergrund 
der Risikoorientierung ist dies aber eher unwahrscheinlich. 
Schließlich bietet sich die Strategische Planung an. Sie verbindet bereits auf der 
gesamtstädtischen Ebene das Leitbild als vage Orientierung mit der eindeutigen Formulierung 
prioritärer Handlungsziele, die als Leuchtturm auf die teilräumliche Entwicklung ausstrahlen. 
Für die Strategische Planung ist daher auf teilräumlicher Ebene kein integriertes Konzept 
erforderlich; im Nachgang zum gesamtstädtischen Konzept reicht ein Förderantrag. Unter 
Nachweis des Beitrages zum Leitbild können Förderanträge eingereicht werden. Damit 
entzieht sich die teilräumliche Ebene aber dem demokratischen Abwägungsvorgang.  
Im Ergebnis der Diskussion dieser drei Ansätze ist keiner der drei Typen in Reinform sinnvoll, 
um in der gemeindlichen Planung unter Schrumpfungsbedingungen angewendet zu werden. 
Dies erklärt, warum auch bereits heute in der Arbeitshilfe verschiedene Typen der 
Zielhierarchie miteinander verknüpft sind.  
Die Formulierung gesamtstädtischer eindeutiger Bilanzziele erscheint vor dem Hintergrund der 
Risikoorientierung ungeeignet. Im Gegensatz zur Flächenkreislaufwirtschaft können 
Qualitätsziele unter Schrumpfungsbedingungen auf gesamtstädtischer Ebene nicht eindeutig 
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fixiert werden. Daher sollten Leerstands-, Mengen- und Dichteziel auf gesamtstädtischer Ebene 
zwar im dortigen Gesamtkonzept zum Einsatz kommen; es sollte aber eine vage Formulierung 
gewählt werden. Aus gleichem Grund sollten die Gebietskategorien nicht als Parameter, 
sondern wie in bisheriger Weise als vage Qualitätsziele eingesetzt werden. 
Auf gesamtstädtischer Ebene sollten die Qualitätsziele demnach nicht eindeutig, sondern vage 
formuliert werden. Dies wird dem Anspruch des gesamtstädtischen Konzeptes als Orientierung 
der gemeindlichen Entwicklung gerecht. Damit korrespondiert die Formulierung eines flächen- 
und gebäudepolitischen Leitbildes. Mit der Verwendung der Gebietskategorien wird der 
Siedlungskörper gegliedert und können Prioritäten der räumlichen Entwicklung formuliert 
werden.  
Diese Ausrichtung steht jedoch dem Ansatz der Flächenkreislaufwirtschaft entgegen, der 
bereits auf gesamtstädtischer Ebene mit eindeutigen Bilanzzielen operiert. Demnach ist es zwar 
sinnvoll, die Themenfelder der Flächenkreislaufwirtschaft in das gesamtstädtische Konzept 
aufzunehmen, die dort formulierte Steuerungsfunktion besitzt das Konzept jedoch nicht. 
Handlungsziele sollten zunächst nur auf teilräumlicher Ebene und nicht mehr im 
gesamtstädtischen Konzept formuliert werden. Mit der Einführung des separaten teilräumlichen 
Konzeptes ist die Formulierung der Handlungsziele institutionell und damit auch zeitlich von 
der Formulierung des Leitbildes und der Qualitätsziele getrennt. Weiterhin sollten hier 
Maßnahmepakete eingesetzt werden. Dabei ist die Formulierung eindeutiger Handlungsziele 
sinnvoll, um den Planungsabschuss durch einen demokratischen Abwägungsprozess auf 
teilräumlicher Ebene zu gewährleisten.  
Die Vorgabe zur Formulierung eindeutiger Handlungsziele darf aber nicht im Widerspruch zu 
der Risikoorientierung stehen. Dies wird dadurch gewährleistet, dass das teilräumliche Konzept 
kurzfristig und flexibel angelegt ist und daher auf die Veränderungen im demografischen 
Wandel reagieren kann. Das Konzept hat als Umsetzungskonzept nur dann einen Sinn, wenn 
es Ergebnisse produziert, die anschließend tatsächlich umgesetzt werden. Ist nach 
Fertigstellung des Konzeptes ein erneuter Planungsvorgang zur Bestimmung eindeutiger 
Handlungsziele erforderlich, hat es diesen Anspruch nicht erfüllt. 
Entsprechend sollte die Erarbeitung des teilräumlichen Konzeptes beschleunigt werden, indem 
größtmöglich auf die analytischen und normativen Aussagen des gesamtstädtischen Konzeptes 
zurückgegriffen wird. Unter anderem sollten insbesondere in Klein- und Mittelstädten Leitbilder 
und Qualitätsziele nicht mehr auf teilräumlicher Ebene verhandelt werden, vielmehr sollte die 
Ableitung eindeutiger Handlungsziele im Mittelpunkt stehen. Damit ändert sich die Ausrichtung 
des SEKO von einem heutigen erweiterten auf ein ausschließliches Maßnahme- und 
Umsetzungskonzept. 
Während das gesamtstädtische Konzept längerfristig Bestand hat, indem mit vagen 
Zielvorstellungen die grundlegende Orientierung erfasst wird, ist das teilräumliche Konzept auf 
kurzfristige Umsetzung ausgerichtet. Dennoch handelt es sich um eine demokratisch legitimierte 
öffentliche Planung.  
Die eindeutigen Handlungsziele können aus dem gesamtstädtischen Konzept plausibel 
abgebleitet werden, indem ihr Beitrag zur Weiterentwicklung der auf gesamtstädtischer Ebene 
formulierten Gebietskategorien sowie zur Erreichung der gesamtstädtischen Qualitätsziele 
dargelegt wird.  
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In größeren Städten ist, wie z. B. bereits in Chemnitz praktiziert, eine mittlere Ebene zwischen 
INSEK und SEKO sinnvoll, die die gesamtstädtischen Ziele konkretisiert und damit die 
teilräumlichen Aussagen vorbereitet. 
Abweichend von der ebenenübergreifenden Pyramide sollte eine Besonderheit bereits in das 
gesamtstädtische Konzept aufgenommen werden: Im Sinne Strategischer Planung sollten für 
strategische Projekte eindeutige Handlungsziele bereits im gesamtstädtischen Konzept 
dargestellt werden, die als Leuchtturmprojekte eine gesamtstädtische strategische Bedeutung 
haben. Mit diesem Aufbau entsteht als Typus eine ebenenübergreifende Zielpyramide, die 
durch strategische Projekte ergänzt wird.  
11.3.3 Zweistufigkeit der Planung 
Sowohl das gesamtstädtische als auch das teilräumliche Konzept folgen der Vorstellung einer 
verständigungsorientierten Planung; während das gesamtstädtische Konzept aber als 
Orientierung vage Zielvorstellungen enthält, stellt das separate teilräumliche Konzept mit den 
eindeutigen Handlungszielen ein erweitertes Maßnahme- und Umsetzungskonzept dar. Über 
das Ableitungsgebot ist das teilräumliche mit dem gesamtstädtischen Konzept zwar verknüpft; 
es ist dann funktional, institutionell und in seiner Entstehungszeit aber von ihm getrennt. Beide 
Konzepte stellen eine integrierte Planung dar, indem sie nicht nur Aussagen zum Bodenbelang, 
sondern zu gesellschaftsräumlichen Fragen aufgreifen. Umgekehrt enthalten sie aber auch 
Aussagen zur flächen- und gebäudepolitischen Entwicklung. 
Im gesamtstädtischen Konzept sollte der Flächen- und Gebäudepolitik eine größere Bedeutung 
als bisher beigemessen werden; diese Bedeutung sollte sich durch eine besondere Betonung 
auch im Aufbau des Konzeptes widerspiegeln. Derzeit werden in verschiedenen 
Fachkonzepten sowie im Gesamtkonzept einzelne Beiträge zur Flächen- und Gebäudepolitik 
geleistet. Eine ganzheitliche Auseinandersetzung mit dem Themenfeld bleibt dabei aber aus. 
Daher sollten die Zielvorstellungen gebündelt werden. Gegenüber einem vorgelagerten 
Fachkonzept Fläche ist die Integration in das Gesamtkonzept sinnvoller. Dort können direkt die 
Zusammenhänge zwischen Einwohnerentwicklung, Siedlungsfläche und Leerstand und damit 
die Problematik der zurückgehenden Siedlungsdichte verhandelt werden. Wird Flächen- und 
Gebäudepolitik im Gesamtkonzept thematisiert, wird die zentrale Bedeutung dieses 
Politikfeldes für die gemeindliche Entwicklung hervorgehoben.  
Das gesamtstädtische Konzept entspricht mit der skizzierten Ausrichtung zwar einem 
informellen Konzept. Sofern es zukünftig nicht herangezogen wird, um den 
Flächennutzungsplan zu ersetzen (vgl. Kap. 11.1), ist es weiterhin eine vorbereitende Planung, 
der ein Flächennutzungsplan folgt. Es schafft als Dachkonzept aber die Grundlage für alle 
Gesamtmaßnahmen zur Städtebauförderung. Trotz seiner vagen Inhalte übernimmt es daher 
aus der Perspektive der Governance eine zentrale Funktion. Als integriertes Konzept entfernt es 
sich inhaltlich allerdings von der Zielsetzung im Stadtumbau, vielmehr wird mit ihm die 
Zielvorstellung zur gesamtgemeindlichen Entwicklung vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels und der Stadtschrumpfung formuliert. 
Demgegenüber erreicht das teilräumliche Konzept eine mittelbare Außenverbindlichkeit. Die in 
Kap. 3 hierzu getroffenen Aussagen erhalten auch vor dem Hintergrund der Aussagen zur 
Neuausrichtung der Zielhierarchie ihre Gültigkeit. 
Die Erarbeitung gemeinsamer regionaler Entwicklungskonzepte mit vergleichbarer Struktur wie 
das hier skizzierte gesamtstädtische Konzept erscheint zwar sinnvoll, um die regionalen 
Aushandlungsprozesse zur Grundlage der Zielvorstellungen zu machen; dadurch wird eine 
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regional abgestimmte nachhaltige Entwicklung unter Schrumpfungsbedingungen möglich. Die 
bisherigen Erfahrungen zeigen jedoch, dass aufgrund der Selbstverwaltungsautonomie und der 
Programmorientierung der Gemeinden in der Regel keine zwischengemeindliche und mit der 
regionalen Planungsstelle gemeinsam erarbeitete Planung im Stadtumbau durchgeführt wird. 
Daher wird dieser stadtregionale Planungsansatz als nicht realistisch eingeschätzt.  
Dennoch ist es im Sinne der Regional Governance erforderlich, Zusammenhänge in der 
regionalen Siedlungsentwicklung aufzuzeigen, Aushandlungsprozesse zu initiieren, und 
verbindliche Formen der Zusammenarbeit unter Schrumpfungsbedingungen zu stärken. 
Zusammenfassend sollte der in der vorliegenden Arbeit entwickelte Typus der 
ebenenübergreifenden Zielhierarchie in den Arbeitshilfen vermittelt werden. Die Gemeinden 
sollten neben diesen schriftlichen Empfehlungen weitere Unterstützung erhalten. 
11.3.4 Weitere Formen der Betreuung 
Die Bereitstellung der beiden Arbeitshilfen ist im Sinne einer Mehr-Ebenen-Governance nur eine 
der Beratungsformen, die vom Freistaat angeboten werden sollten. Die Arbeitshilfen werden 
den Gemeinden vor der Erarbeitung eines Konzeptes zu Verfügung gestellt und treffen daher 
generelle Aussagen für alle Gemeinden. Eine individuelle Beratung findet hierbei nicht statt. Im 
Gegensatz zur früheren umfasst die gegenwärtige Hilfestellung des Freistaats nur die 
Information durch die Arbeitshilfe und abschließend die Auswahl der Gemeinden im 
Wettbewerb.  
Demgegenüber sollte jedoch eine Betreuung durch überörtliche Verwaltungseinheiten erfolgen. 
Eine Beratung der Gemeinden und auch die Bewertung im Rahmen des Wettbewerbes 
ausschließlich durch die Sächsische Aufbaubank erscheint nicht sinnvoll; zielführend ist 
vielmehr die Einbindung fachlich fundierter raumordnerischer und städtebaulicher Perspektiven. 
Daher sollte die vom Freistaat aufgegebene Beratung durch die Landesdirektion wieder 
eingeführt werden. Insbesondere bietet dies die Möglichkeit, Strategien zur Ziel- und 
Risikoorientierung zu diskutieren. Zudem können die gemeindlichen Vorstellungen zur 
Problemlage und zu den Zielvorstellungen einer regionalen und landesweiten Perspektive 
gegenübergestellt werden, denn den überörtlichen Ebenen kommt auch die Aufgabe der 
regional abgestimmten, nachhaltigen Raumpolitik zu. Allerdings sollte sich die Betreuung auf 
die gesamtstädtischen Konzepte beschränken. Die Ableitung der teilräumlichen aus den 
gesamtstädtischen Konzepten ist Sache der jeweiligen Gemeinde im Rahmen der 
Selbstverwaltungsautonomie. 
Die vorgeschlagene Wiedereinführung einer Beratung durch eine überörtliche Stelle führt 
schließlich zur Kritik an der Vergabe von Fördergeldern, die ausschließlich im Wettbewerb 
zwischen den Gemeinden erfolgt. Ein Wettbewerb darf nicht dazu führen, dass lediglich 
Gemeinden mit dem besten Konzept ausgewählt werden. Vielmehr sollten die Fördermittel 
auch nach dem Problemdruck in den Gemeinden vergeben werden, also nach der 
Erheblichkeit der Missstände ungeachtet der besten Förderidee.1059 Maßgeblich bei der 
Vergabe der Gelder sollten daher Erheblichkeit des Problemdrucks und Schlüssigkeit der 
Zielvorstellungen zum Umgang mit den Problemen darstellen. Eine Betreuung durch die 
Landesdirektion während der Erarbeitung des Konzeptes sollte auf diese Zusammenhänge 
verweisen. 
                                                 
1059  Vgl. a. BABA (Interview 15). 
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Über die Beratung der Gemeinden hinaus sollten weitere ordnungs- und entwicklungspolitische 
Instrumente auf der Landes- und der regionalen Ebene herangezogen werden, um eine 
Kohärenz zwischen der gemeindlichen und der regionalen Entwicklung zu gewährleisten. 
Bereits heute sollen die Gemeinden gemäß Arbeitshilfe im gesamtstädtischen Konzept die Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung berücksichtigen. Wenn (wie in Kap. 11.1 beschrieben) der 
Flächennutzungsplan und das gesamtstädtische Konzept zu einem Instrument zusammengeführt 
werden, das auch die Themenfelder der Flächenkreislaufwirtschaf enthält, ergibt sich die 
Anpassungspflicht an die Ziele und Grundsätze der Raumordnung bereits aus 
planungsrechtlicher Perspektive. 
11.4 Fazit 
In diesem Kapitel wurden Handlungsempfehlungen zur Optimierung der Siedlungspolitik im 
Stadtumbau Ost hinsichtlich der auf die Gemeinden in Sachsen wirkenden überörtlichen 
Handlungsebenen herausgearbeitet. Sie beziehen sich auf die drei Ebenen Bund, Bund-Länder 
sowie den Freistaat Sachsen und adressieren damit auf die Stadtumbau-Paragrafen als 
rechtliche, das Bund-Länder-Programm als förderpolitische und auf die Arbeitshilfe als 
persuasive Instrumente.  
Für alle drei Instrumentenarten bestehen sowohl institutionell als auch materiell 
Notwendigkeiten zur Weiterentwicklung, um die Siedlungspolitik im Stadtumbau zu 
optimieren. Sie leisten einen Beitrag, hinsichtlich der Siedlungsdichte, der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche und des Leerstands, die gegenwärtigen städtebaulichen Missstände zu beheben 
und eine nachhaltige Siedlungsstruktur zu verfolgen. Dabei können die in dieser Arbeit 
gewonnenen Erkenntnisse zur Zielformulierung im Stadtumbau genutzt werden, um die 
vertikalen Zielbeziehungen zu optimieren. Dies erfolgt unter Anerkennung des Postulats der 
Ziel- und Risikoorientierung.  
Die Nutzung überörtlicher Vorgaben zur Beeinflussung gemeindlicher Siedlungspolitik 
anerkennt das Modell der Programmorientierung. Diese bietet den überörtlichen 
Handlungsebenen in dreifacher Hinsicht die Möglichkeit der Beeinflussung. Damit wird die 
Selbstverwaltungsautonomie der Gemeinden nicht in Frage gestellt.  
Im Gegenteil werden die Gemeinden durch die Optimierung des institutionellen Kontextes 
dazu befähigt, ihre derzeitigen siedlungspolitischen Aussagen in den gesamtstädtischen und 
teilräumlichen Stadtumbaukonzepten in einem nachhaltigen Sinne weiter zu entwickeln. Sie 
können ihren durch den institutionellen und insbesondere durch den situativen Kontext 
vorgeprägten Handlungs- und Ermessenspielraum reflektieren, Fehlentwicklungen reduzieren, 
bestehende sinnvolle Handlungsmuster stärken und neue räumliche Strategien zum Umgang 
mit dem demografischen Wandel und der Stadtschrumpfung entwickeln.  
Dies gilt sowohl für die Formulierung neuer Ziele als auch für die Einbeziehung neuer Risiken. 
Unter Anerkennung dieser Ziel- und Risikoorientierung sind die Gemeinden dann befähigt, bei 
der Erarbeitung der Stadtumbaukonzepte sich für die Formulierung eindeutiger oder vager 
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12 Zusammenfassung, Reflexion und Ausblick 
12.1 Zusammenfassung 
Die vorliegende Arbeit verfolgt das Ziel, den Zusammenhang zwischen den gemeindlichen 
siedlungspolitischen Zielen und den überörtlichen Vorgaben im Stadtumbau zu ermitteln. Am 
Beispiel sächsischer Gemeinden im Direktionsbezirk Chemnitz leistet sie einen Beitrag zur 
Erklärung des Einflusses überörtlicher Vorgaben auf die Zielformulierung im Förderprogramm 
Stadtumbau Ost.  
Der bisherige Stand der Forschung lässt die Fragen nach der Beschaffenheit der Ziele im 
Stadtumbau Ost ebenso offen wie die Frage nach deren Herkunft. Dieser Forschungsbedarf ist 
insbesondere für die Siedlungspolitik als zentralem Handlungsfeld der Stadtplanung von 
Belang. Daher wird in der Arbeit die Forschungsfrage beantwortet, welchen Einfluss 
überörtliche Vorgaben im sächsischen Stadtumbau auf die Formulierung eindeutiger und vager 
siedlungspolitischer Ziele in den Gemeinden haben.  
Mit dieser Fragestellung leistet die Arbeit einen Beitrag zur materiellen Policy-Forschung. Dabei 
werden drei Diskurse miteinander verbunden: der Diskurs der Zielforschung über die 
Eindeutigkeit und Vagheit normativer Aussagen, der Diskurs der Institutionenforschung über die 
Programmorientierung im Stadtumbau sowie der Diskurs der Raumforschung über geeignete 
flächen- und gebäudepolitische Ziele. 
Zielsetzung und Fragestellung der vorliegenden Arbeit verbinden empirisch beschreibende mit 
theoretisch erklärenden Elementen. Im Mittelpunkt steht der theoriebasierte Erkenntnisgewinn. 
Aufgrund des größeren Forschungsbedarfes gegenüber horizontalen und prozeduralen 
Zielbeziehungen fokussiert die Arbeit dabei auf vertikale Zielbeziehungen. Die theoretischen 
Erkenntnisse werden in Hypothesen zusammengefasst, empirisch geprüft und nach 
Falsifikation, Modifikation oder Bestätigung als Thesen bekräftigt. 
Als wissenschaftlicher Erklärungsansatz wird der in der Politikwissenschaft entwickelte 
akteurzentrierte Institutionalismus herangezogen. Motivationen, Konstellationen sowie 
Handlungsmuster der Akteure sind demnach in weiten Teilen durch Rahmenbedingungen bzw. 
den Kontext vorbestimmt.  
Der theoretische Teil (B) der Arbeit ist durch ein Kaskadenprinzip gekennzeichnet, indem 
die Erklärungszusammenhänge iterativ aufgebaut werden und die theoretische Durchdringung 
mit jedem folgenden Kapitel jeweils vertieft wird.  
Zunächst werden in Kapitel 2 Wesen und Struktur der Ziele untersucht, um Aussagen über 
die Beschaffenheit normativer Aussagen treffen zu können. Ziele, als normative Aussagen in 
der Stadtplanung, sind neben Subjekt, Objekt und Instrument eines der vier konstituierenden 
Elemente. Zudem können drei Zielbeziehungen identifiziert werden: vertikale, horizontale und 
prozedurale. Vor diesem Hintergrund wird das Ziel in der vorliegenden Arbeit definiert als  
Teil einer Hierarchie normativer Aussagen der Planungsträger über die zukünftige Höhe der 
Veränderung eines Objektes oder Systemzusammenhanges in einem definierten Teilraum der 
Stadt als schriftliche oder zeichnerische Grundlage für Handlungen. 
Eindeutigkeit und Vagheit von Zielen werden durch die eindeutige Formulierung der 
Zieldimensionen als Untereinheiten der Ziele bestimmt; das Konzept der Eindeutigkeit basiert 
auf dem der Messbarkeit. Konkrete Ziele unterscheiden sich von eindeutigen durch die 
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Gegenständlichkeit des Zielobjektes; für die Auseinandersetzung in der Stadtplanung ist es 
sinnvoll, das konkrete Zielobjekt Fläche mit gebäudepolitischen Aussagen zu einem 
siedlungspolitischen Zielobjekt zu erweitern.  
Die vertikale Ordnung normativer Aussagen nach ihrer Konkretisierungsstufe ergibt eine 
Zielhierarchie, bei der die Eindeutigkeit von oben nach unten, vom Zweck bis zum 
Handlungsziel zunimmt. Als Elemente der Hierarchiestufen sind Zweck, Leitbild und Leitlinien 
als übergeordnete sowie Qualitäts- und Handlungsziele als untergeordnete Hierarchiestufen 
voneinander zu unterscheiden. Zusätzlich zählen Standards zur Zielhierarchie. 
Der Typus der Zielpyramide umfasst die vollständige Zielhierarchie. Andere Typen 
unterscheiden sich in ihrem vertikalen Aufbau davon, weil sie nicht alle Elemente enthalten. 
Hierzu zählen die Strategische Planung, die Parametrische Steuerung, die Leitbild- und die 
Maßnahmeplanung, aber auch hybride Sonderformen. Diese Typen der Zielhierarchien 
korrespondieren mit verschiedenen Instrumenten. Zielhierarchien erstrecken sich innerhalb 
einer raumpolitischen Planungsebene oder über raumpolitische Planungsebenen hinweg. Dies 
gilt sowohl für die räumliche Gesamtplanung als auch für informelle Planungen.  
Es bestehen vielfältige Gründe für eindeutige, zugleich aber auch für vage Ziele. Dies 
korrespondiert mit den unterschiedlichen Gründen für die Anwendung der verschiedenen 
Typen von Zielhierarchien. Eine Zuordnung eindeutiger Ziele zur Entscheidungsorientierung ist 
ebenso wenig möglich wie die Zuordnung vager Ziele zur Verständigungsorientierung. Ebenso 
bestehen aus der Perspektive der drei Zielbeziehungen jeweils Gründe für Eindeutigkeit wie für 
Vagheit in der Zielformulierung. Aufgrund des größeren Forschungsbedarfes wird für die 
weitere Auseinandersetzung in der Arbeit ein Schwerpunkt auf den vertikalen Zielbeziehungen 
gewählt. Hierbei handelt es sich um die Beziehung zwischen Zielen unterschiedlicher 
Hierarchiestufe. 
Als Ergebnis aus Kapitel 2 liegen Aussagen über die verschiedenen Hierarchiestufen und die 
unterschiedlichen Typen der Zielhierarchie vor. 
In Kapitel 3 werden die Einflüsse des situativen und des institutionellen Kontextes auf die 
gemeindlichen Zielvorstellungen im sächsischen Stadtumbau herausgearbeitet.  
Demografischer Wandel und Stadtschrumpfung verändern im Sinne des DPSIR-Modells und als 
situativer Kontext des akteurzentrierten Institutionalismus die gesellschaftlichen Antworten. Zur 
Bewältigung der neuen Herausforderungen kommen anstelle der hierfür weniger geeigneten 
Bauleitplanung neue Instrumente zur Anwendung. Die Gemeinden reagieren auf 
Schrumpfungsbedingungen und formulieren neue Zielvorstellungen. Mit eindeutigen Aussagen 
geben sie zum einen eine Antwort auf den hohen Problemdruck. Zum anderen formulieren sie 
aber auf teilräumlicher Ebene vage Aussagen, die auf die Unschärfen der ex-ante-Aussagen 
reagieren. 
Der Stadtumbau Ost stellt einen neueren planerischen Beitrag zum Umgang mit dem 
demografischen Wandel dar. Er bezieht sich auf ein geändertes Planungsverständnis, auf 
geänderte rechtliche Regelungen und ein eigenständiges Förderprogramm. Die 
Zielvorstellungen in den Gemeinden sollen gemäß überörtlichen Vorgaben durch ein 
zweistufiges Vorgehen entwickelt werden, indem Integrierte Stadtentwicklungskonzepte 
(INSEKs) auf gesamtstädtischer Ebene erarbeitet werden, um für Teilräume städtebauliche 
Entwicklungskonzepte (SEKOs) abzuleiten. Als integrierte, kooperative und flexible Instrumente 
sollen sie Antworten auf die Schrumpfungsbedingungen geben. Die Ausrichtung der 
Instrumente prägt die Form der Zielformulierung. Denn die überörtlichen Vorgaben für diese 
Konzepte sehen wie die räumliche Gesamtplanung eine Zielorientierung vor, welche die 
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Unschärfen des situativen Kontextes nicht berücksichtigt. Die Betreuung der Gemeinden durch 
die Landesdirektion wurde in der jüngeren Vergangenheit durch den Freistaat erheblich 
reduziert.  
Die überörtlichen Vorgaben sehen eine ebenenübergreifende Zielhierarchie vor. Im Kern 
umfasst sie eine Zielpyramide, wird aber um Elemente der Strategischen Planung und der 
Parametrischen Steuerung ergänzt. Es wird daher eine hybride Sonderform vorgesehen. Die 
Vorgaben enthalten keine explizite Empfehlung für eindeutige Ziele, aber es werden 
Maßnahmepakete vorgeschlagen. 
Als Ergebnis von Kapitel 3 entsteht auf Basis des akteurzentrierten Institutionalismus ein Modell 
zur Programmorientierung im sächsischen Stadtumbau, mit dem hypothetisch die gemeindliche 
Formulierung von Zielhierarchien durch die überörtlichen Vorgaben möglich wird.  
In Kapitel 4 werden die theoretischen Ausführungen der vorhergehenden Kapitel an der 
Siedlungspolitik als zentralem Themenfeld der Stadtentwicklung angewendet. Dabei werden 
aus theoretischer Perspektive geeignete flächen- und gebäudepolitische Themenfelder für die 
nachhaltige Gemeindepolitik im Stadtumbau Ost identifiziert.  
Die Neuinanspruchnahme bisheriger Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke führt 
insbesondere in schrumpfenden Städten zu einem hohen Problemdruck, weil bei gleichzeitigem 
Einwohnerrückgang die Siedlungsdichte stark abnimmt. Überörtliche Zielvorstellungen in der 
Raumordnung umfassen vor allem flächenpolitische Inhalte. Die Bundesregierung formuliert als 
Qualitätsziele unter anderem das Mengenziel („30-ha-Ziel“), das bislang aber kaum auf 
Landes-, regionaler oder gemeindlicher Ebene operationalisiert wird. 
Im Sinne einer ganzheitlichen Auseinandersetzung mit der Stadtschrumpfung ist es sinnvoll, 
flächen- und gebäudepolitische Ziele zu verbinden. Als Weiterentwicklung der 
Flächenkreislaufwirtschaft werden daher geeignete flächen- und gebäudepolitische 
Themenfelder unter Schrumpfungsbedingungen herausgearbeitet, die der Analyse von 
Planinhalten hinsichtlich ihres Beitrages zur nachhaltigen Flächen- und Gebäudepolitik dienen. 
Hierfür wurden unter anderem das bundespolitische Mengen- und das Dichteziel sowie der 
Nutzungszyklus angepasst. 
Diese angepassten Themenfelder werden im Anschluss mit den überörtlichen Vorgaben im 
Stadtumbau zur gemeindlichen Flächen- und Gebäudepolitik verglichen. Im Kern bestehen 
institutionell und materiell Ähnlichkeiten zwischen beiden Konzepten, unter anderem 
hinsichtlich der Ausbildung einer ebenenübergreifenden Zielpyramide und der 
Zielorientierung. Insbesondere die Programmorientierung im Stadtumbau stellt aber einen 
Unterschied dar, weil die Flächenkreislaufwirtschat nicht in ein Programm eingebunden ist. Es 
ist sinnvoll, beide Konzepte miteinander zu verbinden, um mit dem Förderprogramm die Ziele 
der nachhaltigen Siedlungspolitik besser als bisher umzusetzen. 
Im Ergebnis wird in dem Kapitel, auf Grundlage der Ergebnisse von Kap. 2 und Kap. 3, ein 
siedlungspolitisches Kategorienschema herausgearbeitet, das der empirischen Analyse 
zugrunde gelegt wird. 
In Kapitel 5 werden aus den im theoretischen Teil erarbeiteten Erklärungszusammenhängen 
16 Hypothesen deduziert. Indem sie übergeordnete Erklärungszusammenhänge erfassen, 
liegen sie quer zu den vorhergehenden iterativ aufeinander aufbauenden Kapiteln. Die 
Hypothesen beziehen sich auf einzelne Elemente der Hierarchiestufen, auf Typen der 
Zielhierarchien und auf das Modell der Programmorientierung. In Kapitel 6 wird das Fazit 
 
254  Zusammenfassung, Reflexion und Ausblick 
 
des theoretischen Teils formuliert. Danach ermöglicht der akteurzentrierte Institutionalismus, 
Beschaffenheit und Herkunft der gemeindlichen Zielvorstellungen im Stadtumbau zu erklären. 
Dem empirischen Teil (C) werden die Hypothesen zugrunde gelegt, um sie anhand der 
Untersuchung im Freistaat Sachsen zu falsifizieren bzw. als tragfähig anzuerkennen. Darin 
begründet sich die Einordnung der vorliegenden Arbeit als empirische Forschung.  
In Kapitel 7 wird das Untersuchungsdesign des empirischen Teils entwickelt. Mit der 
Themenanalyse, als spezifische Form der Inhaltsanalyse, sind über die so genannte Inferenz 
Rückschlüsse vom Text auf den Kontext und damit vom Planinhalt auf die Programmorientierung 
der Gemeinden möglich.  
In Kapitel 8 werden die empirischen Ergebnisse zu gemeindlichen flächen- und 
gebäudepolitischen Zielvorstellungen im Stadtumbau mit Bezug auf die Hierarchiestufen, die 
Typen und das Modell wiedergegeben. Dabei werden die Hypothesen falsifiziert oder 
bekräftigt, um Thesen zu formulieren.  
Zur empirischen Prüfung werden schriftliche und zeichnerische normative Aussagen in den 
gesamtstädtischen und teilräumlichen Stadtumbaukonzepten ausgewertet. Hierfür wird eine 
Stichprobe von 20 kleineren und mittleren Städten aus der Grundgesamtheit von 61 Städten im 
Direktionsbezirk Chemnitz untersucht und mit den vier größeren Städten Chemnitz, Freiberg, 
Plauen und Zwickau verglichen. Der Problemdruck, insbesondere die zurückgehende 
Siedlungsdichte, ist ein wichtiges Strukturelement zur Charakterisierung der städtebaulichen 
Missstände. Hinsichtlich der Form der Konzepte ist von Bedeutung, dass seit der Vorgabe des 
Freistaats im Jahr 2009 zur Zweistufigkeit fünf Städte der Stichprobe sowie drei größere 
Städte gegenüber dem INSEK separate SEKOs erarbeitet haben. Die Stichprobe ist gemäß 
Überprüfung repräsentativ für die Klein- und Mittelstädte im Bereich der Landesdirektion 
Chemnitz, die zwischen 2005 und 2011 ein gesamtstädtisches Stadtumbaukonzept erarbeitet 
haben. Aufgrund des geringen Einflusses der Landesdirektion wird aber von einer 
Übertragbarkeit auf die anderen Städte in Sachsen ausgegangen. 
Die Gemeinden folgen grundsätzlich den überörtlichen Vorgaben. Neben einer Zielpyramide 
formulieren sie Prioritäten als Ansatz der Strategischen Planung und das Leerstandsziel als 
Ansatz einer Parametrischen Steuerung. Bilanzziele, Gebietskategorien und Handlungsziele 
leisten einen Beitrag zur Befolgung des Nutzungszyklus‘, ohne die Flächenkreislaufwirtschaft 
umfassend zu integrieren. Durch die seit 2009 geforderte Zweiteilung enthalten die INSEKs 
vor allem vage Aussagen, die durch die separaten teilräumlichen Konzepte konkretisiert 
werden. Jedoch nicht alle dieser Handlungsziele werden eindeutig formuliert. 
Die Gemeinden passen die überörtlichen Vorgaben, als Zielhierarchie eine hybride 
Sonderform aus Pyramide, Strategischer Planung und Parametrischer Steuerung zu 
übernehmen, lokalspezifisch an. Durch die neue Vorgabe zu teilräumlichen Konzepten sind 
ebenenübergreifende Zielhierarchien erkennbar. Es entstehen unterschiedliche Hybride, 
weshalb im Stadtumbau hinsichtlich der Zielformulierung nicht von dem Stadtumbaukonzept 
gesprochen werden kann. Die Planung im Stadtumbau endet teilweise mit vagen 
Zielformulierungen, auch in den neuen separaten SEKOs. Daher ist im Nachgang zum 
Fördergebietskonzept ein weiterer Planungsvorgang zur Erarbeitung des Förderantrages mit 
eindeutigen Handlungszielen erforderlich, der sich aber dem demokratisch legitimierten 
Abwägungsvorgang entzieht. 
Die Gemeinden folgen mit der zweistufigen Planung im sächsischen Stadtumbau formal und 
inhaltlich den geänderten überörtlichen Vorgaben des Förderprogramms und der Arbeitshilfe. 
Dabei orientieren sich die Gemeinden der Stichprobe etwas mehr an diesen Vorgaben als die 
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größeren Städte, während die größeren Städte eher zwischen dem INSEK als Orientierung 
und dem SEKO als Maßnahmekonzept unterscheiden. Mit dem zweistufigen Aufbau entsteht 
eine institutionelle Parallelität zur Stufenfolge der räumlichen Gesamtplanung.  
Die Formulierung vager Handlungsziele insbesondere im teilräumlichen Konzept ist ein 
Ausdruck einer partiellen Risikoorientierung im Stadtumbau. Weil die ex-ante-Aussagen zum 
demografischen Wandel und zur Stadtschrumpfung zum Teil unscharf bleiben, formulieren die 
Gemeinden ebenso vage Zielvorstellungen in ihren Konzepten. Trotz der insgesamt 
festzustellenden Zielorientierung werden daher auch partiell Elemente der Risikoorientierung 
aufgegriffen, weil diese Ziele vage formuliert sind: Die gemeindlichen Konzepte verbinden 
damit die Programm- mit der Risikoorientierung.  
In Kapitel 9 wird das Fazit des empirischen Teils formuliert. Für die untersuchten sächsischen 
Gemeinden ist grundsätzlich eine Programmorientierung festzustellen. Zugleich belegen die 
vage formulierten Ziele die Risikoorientierung, die sich aus dem situativen Kontext ergibt. Die 
in der Arbeit entsprechend dem kritischen Rationalismus gewählte Vorgehensweise hat sich 
bewährt: Die Fragestellung zunächst theoretisch zu beantworten, Hypothesen zu deduzieren 
und sie durch empirische Prüfung zu falsifizieren bzw. zu bekräftigen. Die Themenanalyse ist 
die geeignete Methode, um empirisch die siedlungspolitischen Zielvorstellungen im 
Stadtumbau zu ermitteln. Der Vergleich zwischen den separat ausgewerteten Großstädten 
zeigt keine grundlegenden Unterschiede zu den kleineren und mittleren Städten. Gemäß der 
Prüfung auf Repräsentativität sind die gewonnenen Ergebnisse auf alle Städte im 
Direktionsbezirk Chemnitz übertragbar, darüber hinaus auf alle Stadtumbaustädte in Sachsen.  
Im Ergebnisteil (D) werden die gewonnenen theoretischen Erkenntnisse und empirischen 
Befunde zu Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen zusammengeführt. 
In Kapitel 10 werden die Schlussfolgerungen der vorliegenden Arbeit gezogen. Aus der dort 
erfolgten Falsifikation bzw. der Bekräftigung der Hypothesen werden neue theoretische 
Erkenntnisse gewonnen.  
Im Vergleich der überörtlichen Vorgaben untereinander enthält die Arbeitshilfe mehr 
siedlungspolitische Aussagen als die Stadtumbau-Paragrafen und die Förderbekanntmachung. 
Allerdings bestehen in allen drei überörtlichen Vorgaben Lücken hinsichtlich flächenpolitischer 
Vorgaben. Die Gemeinden befolgen die Vorgaben: An der Zahl eindeutiger 
gebäudepolitischer Ziele zeigt sich der Einsatz der Konzepte als Vorbereitung der 
Förderanträge für den Gebäudeabriss. Ferner werden mehr schriftliche als zeichnerische 
Zielvorstellungen dargestellt. Eine neue Codierung informeller Pläne durch die kohärente 
Verwendung normativer Aussagen ist aber nicht erkennbar. 
Eine einheitliche Verwendung von Typen der Zielhierarchie ist im sächsischen Stadtumbau 
ebenfalls nicht festzustellen. Vielmehr besteht eine Vielzahl von hybriden Formen der 
Zielhierarchie, die teilweise der Arbeitshilfe folgt. Die in Kapitel 2 identifizierten theoretischen 
Typen sind geeignet, um die in der Praxis vorhandenen Typen und Hybride zu erfassen. Mit 
der Einführung eines zweistufigen Vorgehens bestehen Potenziale zur Optimierung der 
angewendeten Zielhierarchie. Die Auswertung der ersten separaten teilräumlichen Konzepte 
zeigt aber den unterschiedlichen Aufbau ihrer Zielhierarchien. Dies erklärt sich im Sinne der 
Programmorientierung mit der fehlenden Arbeitshilfe, in der die Struktur der teilräumlichen 
Konzepte und die Form der Ableitung aus dem gesamtstädtischen Konzept dargelegt werden.  
Der Stadtumbau Ost hat seit der Einführung der rechtlichen Grundlagen, des Förderprogramms 
und der Arbeitshilfe zu einer instrumentellen Ausdifferenzierung geführt. Mittlerweile hat sich 
eine Zweistufigkeit aus gesamtstädtischem (INSEK) und teilräumlichen Konzept (SEKO) 
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herausgebildet, die eine parallele institutionelle Struktur zur räumlichen Gesamtplanung 
aufweist. Dem INSEK kommt dabei die zentrale Rolle als Dachkonzept zu, aus dem das SEKO 
als erweitertes Maßnahme- und Umsetzungskonzept abgeleitet wird. 
Im Ergebnis ist mit der Orientierung der sächsischen Gemeinden an den überörtlichen 
Vorgaben eine Programmorientierung festzustellen. Allerdings werden zugleich, aufgrund 
fehlender Vorgaben, keine umfassenden Beiträge zur Verfolgung der Flächenkreislaufwirtschaft 
unter Schrumpfungsbedingungen formuliert. 
Das Erklärungsmodell des akteurzentrierten Institutionalismus hat sich in der vorliegenden 
Arbeit bewährt. Die Gemeinden greifen die Zielorientierung des Programms als institutionellem 
Kontext auf. Zugleich integrieren sie aber eine Risikoorientierung, indem sie aufgrund der ex-
ante-Unschärfen des situativen Kontextes oftmals vage Handlungsziele formulieren. Dies führt 
für viele normative Aussagen dazu, dass der Planungsabschluss nicht mit dem teilräumlichen 
Fördergebietskonzept erreicht wird, sondern im Nachgang zu diesem Konzept mit dem 
Förderantrag erfolgt. Ebenso werden in den Konzepten aufgrund des Problemdrucks aber auch 
eindeutige Handlungsziele dargestellt. 
Das Vorhandensein der Ziele in den Stadtumbaukonzepten wird durch das Programm, als dem 
institutionellen Kontext, erklärbar. Ihre Eindeutigkeit und Vagheit erklären sich demgegenüber 
eher durch den demografischen Wandel und die Stadtschrumpfung als dem situativen Kontext. 
In der Arbeit wird daher das Postulat der Eindeutigkeit oder der Vagheit nicht bekräftigt. 
Stattdessen wird das Postulat der Ziel- und Risikoorientierung formuliert: Die sächsischen 
Gemeinden im Stadtumbau Ost orientieren sich bei der Zielformulierung zwar an den 
überörtlichen Vorgaben des Stadtumbau-Programms. Zugleich orientieren sie sich aber auch 
an den Risiken des demografischen Wandels und der Stadtschrumpfung. Dies führt sowohl zu 
eindeutigen als auch zu vagen Zielen. 
In Kapitel 11 werden Handlungsempfehlungen zur Optimierung der Siedlungspolitik im 
Stadtumbau Ost hausgearbeitet. Im Sinne einer raumpolitischen Mehr-Ebenen-Struktur beziehen 
sie sich auf die Gemeinden in Sachsen wirkenden überörtlichen Handlungsebenen Bund, Bund-
Länder sowie den Freistaat Sachsen. Sie beziehen sich damit auf die Stadtumbau-Paragrafen 
als rechtliche, das Bund-Länder-Programm als förderpolitische und auf die Arbeitshilfe als 
persuasive Instrumente.  
Für alle drei Instrumentenarten bestehen sowohl institutionell als auch materiell 
Notwendigkeiten zur Weiterentwicklung, um die Siedlungspolitik im Stadtumbau zu 
optimieren. Sie leisten einen Beitrag, hinsichtlich der Siedlungsdichte, der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche und des Leerstands die gegenwärtigen städtebaulichen Missstände zu beheben 
und eine nachhaltige Siedlungsstruktur zu verfolgen. Dabei können die in dieser Arbeit 
gewonnenen Erkenntnisse zur Zielformulierung im Stadtumbau genutzt werden, um die 
vertikalen Zielbeziehungen zu optimieren. Dies erfolgt unter Anerkennung des Postulats der 
Ziel- und Risikoorientierung.  
Gemäß dem Modell der Programmorientierung ist eine Beeinflussung gemeindlicher 
Siedlungspolitik durch überörtliche Vorgaben möglich. Dennoch wird die 
Selbstverwaltungsautonomie der Gemeinden gewahrt. Denn die Gemeinden werden durch die 
Optimierung des institutionellen Kontextes dazu befähigt, ihre derzeitigen siedlungspolitischen 
Aussagen in den gesamtstädtischen und teilräumlichen Stadtumbaukonzepten in einem 
nachhaltigen Sinne weiter zu entwickeln. Sie können dadurch neue räumliche Strategien zum 
Umgang mit dem demografischen Wandel und der Stadtschrumpfung entwickeln. Unter 
Anerkennung dieser Ziel- und Risikoorientierung sind die Gemeinden dann befähigt, sich bei 
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der Erarbeitung der Stadtumbaukonzepte für die Formulierung eindeutiger oder vager Ziele zu 
entscheiden. 
Im Anhang (E) finden sich neben den Verzeichnissen weiterführende und ergänzende 
Materialien. 
12.2 Reflexion der Bearbeitung 
Die Bearbeitung der vorliegenden Arbeit ist dahingehend zielführend gewesen, dass das 
gesteckte Forschungsziel erreicht und die formulierte Forschungsfrage beantwortet worden 
sind. Dies bezieht sich auf die Wahl des Themas, die theoretische Durchdringung, die 
Auswahl der Methoden, die Untersuchung der Empirie sowie die Ableitung von 
Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen. In der theoretischen Durchdringung hat sich 
das iterative Vorgehen als tragfähig erwiesen. Im Ergebnis wird der Anspruch der Arbeit 
erfüllt, einen grundlagenorientierten Beitrag zum Erkenntnisfortschritt und zugleich einen 
anwendungsorientierten Beitrag zur Optimierung der Planungspraxis zu erzielen. 
Im Laufe der Bearbeitung der Arbeit war zugleich festzustellen, dass bestimmte Gewissheiten 
letztlich doch ungewiss sind: Erkenntnisse und Wahrnehmungen unterliegen immer einem 
gegenwärtigen begrenzten Kenntnisstand. Im Laufe der Bearbeitung fand demnach ein 
Erkenntnisfortschritt statt: Es zeigte sich, dass die bisher verinnerlichten Konzepte von Raum 
und Prozess (als übergeordneten Kategorien für die Disziplin der Stadt- und Regionalplanung) 
sozial vorgeprägte Konstrukte sind. Dieser Erkenntnisfortschritt hat zugleich ermöglicht, mehr 
Zusammenhänge als bisher über die räumliche Planung zur Gestaltung der Mensch-Umwelt-
Beziehungen zu verstehen. Nur durch die Überwindung bisheriger Gewissheiten ist ein 
Erkenntnisfortschritt überhaupt möglich. 
Während des Arbeitsprozesses ist Wissenschaft daher immer auch eine Versuchsanordnung: 
Es werden Annahmen über die geeigneten Erklärungszusammenhänge und die sinnvolle 
Strukturierung der Wirklichkeit getroffen. Erst nach der Prüfung zeigt sich aber, dass es auch 
falsche Annahmen gewesen sein können. Try and error ist dennoch ein probates Mittel der 
Wissenschaft, um den Erkenntnisfortschritt voranzubringen. Diese Versuchsanordnung gilt 
zunächst für jede der in der Arbeit formulierten Hypothesen.  
Darüber hinaus sind für die Bearbeitung Annahmen in den Versuchsanordnungen zu nennen, 
deren Prüfung auf Tragfähigkeit negativ ausfiel, die aber kein Gegenstand der Hypothesen 
wurden. Sie haben sich für die theoretische Beantwortung der Untersuchungs- und 
Arbeitsfragen als nicht zielführend erwiesen. Diese Versuchsanordnungen waren erforderlich, 
um das theoretische Erklärungsmodell der Arbeit zu entwickeln, weil für die Zielformulierung 
im Stadtumbau kein fertiges Modell vorlag. Es handelt sich insbesondere um Annahmen über: 
 das absolute Raumverständnis. Nun ermöglicht das relationale Verständnis nach LÄPPLE die 
Konzentration auf das in Plänen enthaltene Zielobjekt Raum; 
 das Menschenbild des eindeutige Ziele verfolgenden Homo Oeconomicus. Nun erklärt die 
Polyrationalität nach DAVY Rationalitätsmuster, z. B. das Streben nach Vagheit; 
 die Gliederung der Steuerung in die Kategorien Akteur, Raum und Instrument. Nun bindet 
das Verständnis nach MANYTZ Ziele als Kategorie in den Steuerungsbegriff ein; 
 die Beschränkung auf Beiträge zur Zielforschung aus der raumbezogenen Planungstheorie. 
Nun liefern andere Disziplinen wie die Ökonomie wesentliche Beiträge; 
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 die Verfolgung überörtlicher Orientierungswerte im demografischen Wandel. Nun wird 
verstärkt der lokalspezifische Prozess zur Erarbeitung der Zielhierarchie angenommen; 
 die Zuordnung von Eindeutigkeit zur Entscheidungs- und von Vagheit zur 
Verständigungsorientierung. Nun sind diese Zuordnungen durch eine Matrix ersetzt; 
 die Möglichkeit, alle Ziele und Zielbeziehungen im Stadtumbau zu untersuchen. Nun wird 
die Fragestellung auf vertikale Zielbeziehungen siedlungspolitischer Ziele beschränkt. 
Im Verlauf der Bearbeitung zeigten sich zudem folgende Herausforderungen:  
 Die Zuweisung der überörtlichen Vorgaben im Stadtumbau zum theoretischen Teil schien 
zunächst nicht angebracht, weil die Dokumente aus der Praxis stammen. Sie sind hier aber 
erforderlich, um daraus erklärende Aussagen und Hypothesen ableiten zu können. 
 Die wissenschaftliche Beobachtung kann die Praxis nie zu hundert Prozent durchdringen. 
Denn die Formulierung erklärender Aussagen erfordert Grenzen der Erfassung und 
Abbildung. Dies gilt umso mehr, als die Arbeit mit drei Diskursen zu Zielen, Institutionen 
und zur Siedlungspolitik thematisch weit gefasst ist. 
 Die Durchdringung des Themenfeldes Eindeutigkeit/Vagheit war aufwendiger als gedacht, 
weil in diesem Themenfeld eine Vielzahl sich überlagernder Begriffe existiert. 
 Ebenfalls nahm die Festlegung des Untersuchungsdesigns für den empirischen Teil länger 
Zeit als gedacht in Anspruch; Ziele sind mit Motivationen verknüpft, die – nicht 
verschriftlicht – sich einer Inhaltsanalyse entziehen. Mit der Auswertung der 
Stadtumbaukonzepte greift aber das Planmäßigkeitsprinzip, das letztlich eine 
Untersuchung schriftlicher und zeichnerischer Darstellungen ermöglicht. 
 Die empirische Analyse erfasst ungeachtet der Zahl der untersuchten Konzepte immer 
Einzelfälle mit lokalspezifischen Besonderheiten. Die Prüfung auf Repräsentativität 
ermöglicht aber die Übertragbarkeit auf andere sächsische Städte.  
 Die Planungspraxis hält nicht still: Gemeinden wie überörtliche Akteure arbeiten weiter. 
Dabei befindet sich der sächsische Stadtumbau derzeit institutionell in einem Umbruch. So 
werden unter anderem in den nächsten Jahren vermehrt separate teilräumliche Konzepte 
erarbeitet; die Überarbeitung der bestehenden und die Entwicklung einer neuen 
Arbeitshilfe sind in Diskussion; für den Wegfall der Betreuung durch die Landesdirektion 
gibt es noch keine Neuregelung. Daher ist für eine empirische Untersuchung ein 
willkürlicher Stichtag erforderlich.  
Diese Herausforderungen erforderten während des Bearbeitungsprozesses jeweils eine 
kritische Reflexion des eigenen Vorgehens sowie – bei gegebenen Vor- und Nachteilen für 
jedes Argument – eine bewusste Entscheidung für den Umgang mit ihnen. Trotz dieser 
Herausforderungen ist das Ergebnis der vorliegenden Arbeit valide und plausibel; es kann 
daher auch auf andere Städte und (mit Abstrichen wegen unterschiedlicher Vorgaben) auch 
auf andere Bundesländer übertragen werden.  
12.3 Ausblick 
Die vorliegende Arbeit thematisiert die Beschaffenheit siedlungspolitischer Ziele im sächsischen 
Stadtumbau und erklärt sie mit dem situativen und institutionellen Kontext. Wie in Kap. 1.3.2 
dargestellt wurde, grenzt sie sich dabei mehrfach gegenüber anderen Fragestellungen ab. Auf 
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Grundlage dieser Abgrenzung zum einen und der gewonnenen Ergebnisse zum anderen 
werden an dieser Stelle ein Ausblick gegeben und offene Fragen formuliert. 
Die Arbeit folgt dem Anspruch auf erkenntnisleitende und zugleich anwendungsbezogene 
Forschung. Sowohl auf der Bundes- als auch auf der Landesebene sind die gegenwärtigen 
Formen des Städtebaurechts, der Städtebauförderung und der Siedlungspolitik in Diskussion. 
Die Arbeit leistet zwar keinen eigenständigen Beitrag zur Implementation. Sie stellt dieses 
Thema vielmehr als Ausblick dar. Die nach den verschiedenen raumpolitischen Ebenen 
aufbereiteten Handlungsempfehlungen der Arbeit sind jedoch für die Optimierung der 
Antworten auf den demografischen Wandel geeignet. 
Auf allen überörtlichen und gemeindlichen Ebenen sollten in der Praxis die Fragen nach der 
Verbindung von Flächen- und Gebäudepolitik ebenso aufgeworfen werden wie diejenigen 
nach der Verfolgung von Bilanzzielen, der Etablierung von Kreislaufstrukturen, der Ausprägung 
der Zielhierarchien sowie der Zweistufigkeit des Planungsprozesses.  
Insbesondere auf der Ebene des Bundes stellt sich die Frage nach der Zusammenführung von 
INSEK und FNP. Dies berührt zugleich die Frage nach dem Verhältnis zwischen dem 
Stadtumbau-Instrumentarium und der räumlichen Gesamtplanung insgesamt.  
Hiervon ist auch die bisherige Mehr-Ebenen-Struktur berührt. Daher sollte in der Planungspraxis 
darüber diskutiert werden, welche vertikalen Formen der Governance, etwa durch 
Wiedereinführung von Beratungsangeboten für die Gemeinden durch die Landesdirektion, im 
Freistaat sinnvoll sind, um sich gemeinsam mit der Risikoorientierung auseinanderzusetzen. 
Dabei könnte auch eine Debatte über regionale Orientierungswerte gestärkt werden.  
Weitere Formen der Beratung bzw. Schulung sind sinnvoll. Dies bezieht sich zum einen auf 
eine Beratung der Planungsbüros, die für die Gemeinden Stadtumbaukonzepte erarbeiten; dies 
kann durch die öffentliche Hand, insbesondere aber auch als Dienstleistung durch 
Weiterbildungseinrichtungen umgesetzt werden. Zum anderen sollte auch im 
raumwissenschaftlichen Studium der Zielforschung ein größerer Stellenwert beigemessen 
werden, als dies gegenwärtig der Fall ist.  
Aufgrund des geringen Einflusses der Landesdirektion und der entsprechend sehr ähnlichen 
Mehr-Ebenen-Struktur in allen Landesteilen des Freistaates wird angenommen, dass die 
Ergebnisse der Arbeit auch auf die anderen sächsischen Stadtumbaustädte übertragbar sind. 
Diese Übertragbarkeit sollte aber empirisch zunächst geprüft werden. Mit der Erarbeitung 
weiterer separater teilräumlicher Konzepte ist es zudem möglich, detailliertere Aussagen über 
die ebenenübergreifende Zielhierarchie zu generieren.  
Als offene Frage ergibt sich aus wissenschaftlicher Perspektive zunächst die Erforschung der 
Motivationen und Restriktionen der Gemeinden bei der Programmorientierung. Dies erfolgt im 
Sinne eines Gegenstromprinzips zu der in der Arbeit fokussierten überörtlichen Betrachtung der 
Beeinflussung. Mit dieser Fragestellung werden andere Erklärungsmuster als der 
akteurzentrierte Institutionalismus und andere Methoden als die Inhaltsanalyse einbezogen. 
Aus der Verschiedenartigkeit der Perspektiven entsteht ein wissenschaftlicher Mehrwert für die 
Zielforschung und die Raumwissenschaften gleichermaßen. 
Zudem sollte eine weitergehende Übertragbarkeit diskutiert werden, indem der institutionelle 
Kontext in anderen Bundesländern mit den überörtlichen Vorgaben in Sachsen verglichen wird. 
Neben den anderen ostdeutschen Bundesländern gilt dies insbesondere für den Vergleich mit 
dem Programm Stadtumbau West, das andere siedlungspolitische Schwerpunkte verfolgt und 
die gemeindlichen Zielvorstellungen daher auch in anderer Weise beeinflusst. Noch weiter 
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gefasst ist ein Vergleich mit anderen Programmen der Städtebauförderung von Interesse, um 
dort den Einfluss der überörtlichen Vorgaben auf das gemeindliche Konzept zu ermitteln, 
insbesondere im Bereich der Sanierung. 
Die in dieser Arbeit gewonnenen Erkenntnisse wurden aus der Perspektive vertikaler 
Zielbeziehungen formuliert. Aufbauend auf diese Arbeit ist es im Sinne des akteurzentrierten 
Institutionalismus erforderlich, auch die anderen Perspektiven einzubeziehen und damit einen 
planungspraktischen Umgang zu erreichen. Wie in Kap. 2.5 dargelegt, liegen hierfür 
erkenntnisleitende Beiträge bereits vor. Daher handelt es sich zukünftig insbesondere um 
empirische Forschungsbeiträge. 
Dies betrifft zunächst die Fragen nach horizontalen Zielbeziehungen. Hierfür ist es erforderlich, 
lokale Akteurskonstellationen zu analysieren, um den gegenwärtigen Prozess der Zielfindung 
vor Ort zu erkennen und zu optimieren. Dabei sollten weiterhin auch Chancen und Hemmnisse 
regionaler Kooperationsformen im Stadtumbau untersucht werden. Darüber hinaus sollten 
hinsichtlich der prozeduralen Zielbeziehungen die gegenwärtigen Abfolgen von 
Sensibilisierung, Analyse, Zielformulierung, Umsetzung und Evaluierung in den Städten 
untersucht werden. 
Die Ergebnisse der Arbeit beziehen sich auf die gemeindliche Siedlungspolitik im 
demografischen Wandel. Dies zeigt weitere Abgrenzungen auf, an die im Anschluss der 
Arbeit angeknüpft werden sollte. Konstitutiv für die Stadtumbaukonzepte ist deren integrierte 
Ausrichtung. Auch wenn mit der Siedlungspolitik ein zentrales Themenfeld behandelt wurde, 
sollten über eine vergleichende Erhebung auch die anderen Themenfelder hinsichtlich der 
Beschaffenheit und Eindeutigkeit von Zielen diskutiert werden.  
Die Arbeit als erste Untersuchung bietet hierfür eine Methodologie zur Bestimmung eindeutiger 
und vager Ziele, die weiteren Untersuchungen zur Verfügung steht. In dieser Arbeit wurden die 
Aussagen über die Gemeinden erhoben. Methodisch bietet sich nun an, ein Konzept zur 
quantitativen Ermittlung von Zielen zu entwickeln. Mit der in dieser Arbeit entwickelten 
Methode wurde die Zahl der Gemeinden gezählt, weil die Ziele nicht auf einfachem Wege 
addiert werden können. Es bleibt daher offen, auf welchem Wege die Methodik in diesem 
Bereich sinnvoll erweitert werden kann. Dies gilt auch für Zielvorstellungen, die z. B. im Sinne 
der Strategie des Stillschweigens nicht im Stadtumbaukonzept verschriftlicht sind, sondern als 
emergente Ziele oder Hidden Agenda verfolgt werden. 
Bei diesen zukünftigen Untersuchungen wird sich zeigen, inwiefern sich die Ergebnisse zur 
Eindeutigkeit und Vagheit mit den gewonnenen Erkenntnissen zur Siedlungspolitik decken. 
Dabei kommt der Betrachtung anderer Formen des Wandels eine zentrale Bedeutung zu. Denn 
es ist offen, ob die Gemeinden etwa bei der Reaktion auf den Klimawandel oder den Wandel 
in der Bereitstellung von Energieressourcen durch den institutionellen und den situativen in 
einem anderen Verhältnis beeinflusst werden, als dies für dem Umgang mit dem 
demografischen Wandel ermittelt werden konnte. Dabei sollten auch Interdependenzen der 
verschiedenen Formen des globalen Wandels untersucht werden, um deren wechselseitige 
Beeinflussung der Zielformulierung besser zu verstehen. 
Mit diesen Untersuchungen wird es möglich sein, die in der vorliegenden Arbeit formulierten 
Thesen zu falsifizieren, modifizieren oder zu bekräftigen. Bis dahin behält das Postulat der 
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Anhang 
Tabelle A: Skalierung 
(Quelle: eigene Darstellung; Quelle: siehe Fußnoten) 
Skalenniveau Beschreibung 
Nominalskalierung Merkmalsausprägungen, die nur als vorhanden bzw. nicht vorhanden 
deklariert werden können, weshalb sich auch eine Messung nur auf 
diesen Sachverhalt beziehen kann.1060 Nominalskalen bestehen daher 
„lediglich aus einem Satz rangmäßig nicht geordneter Kategorien“1061. 
Die Ausprägungen schließen sich gegenseitig aus, erfassen die 
Gesamtmenge aber vollständig.1062 Das Beispiel „Rechtliche Sicherung 
(einer Blockrandbebauung)“ zeigt: Eine rechtliche Sicherung kann nicht 
weniger oder mehr verfolgt werden, sondern nur komplett oder gar 
nicht. 
Ordinalskalierung Rangordnung, die eine in Stufen unterteilte lineare Hierarchie 
abbildet.1063 Diese Rangordnung erlaubt zwar die Bildung einer 
Reihenfolge zwischen einzelnen Merkmalsausprägungen,1064 zum 
Beispiel zwischen groß und größer. Dies erlaubt die Aussage, „[…] ob 
ein Merkmal bei einem Objekt stärker oder schwächer ausgeprägt ist als 
bei einem anderen“1065, jedoch nicht über die absoluten Abstände 
zwischen zwei Merkmalsausprägungen.1066 Sprachlich werden ordinal 
skalierte Ziele durch graduelle Unterscheidungen kenntlich gemacht. 
Intervallskalierung Differenzen zwischen zwei aufeinander folgenden 
Merkmalsausprägungen sind jeweils gleich groß.1067 Die Skalen haben 
keinen absoluten Nullpunkt, weshalb Aussagen über Differenzen, aber 
keine über Verhältnisse zwischen intervallskalierten Ausprägungsgraden 
möglich sind (daher z. B. kein Vergleich „doppelt so groß wie“).1068 Die 
Skalen finden ihren sprachlichen Ausdruck in der Angabe von Zahlen, 
z. B. Jahreszahlen. 
Verhältnisskalierung Verhältnisskalierte Niveaus weisen alle Eigenschaften wie die 
Intervallskalen und zusätzlich einen absoluten („invarianten“) Nullpunkt 
auf, weshalb sie Aussagen über Verhältnisse, wie z. B. „halb so groß 
wie“, ermöglichen.1069 Sie erlauben damit alle arithmetischen 
Operationen.1070 Als Beispiele sind Längen- und Volumenmaße zu 
nennen. 
                                                 
1060  Nach HAUSCHILDT (1977: 59) kann es nur ein „ja“ oder „nein“, jedoch kein „mehr“ oder „weniger“ geben. Trotz dieser 
geringen Aussagekraft handelt es sich aber um eine Messung, vgl. HEIDENREICH (1999: 349).  
1061  BENNINGHAUS (2005: 17). 
1062  Vgl. HAUSCHILDT (1977: 283). 
1063  Vgl. BORTZ UND DÖRING (2006: 67). 
1064  Vgl. HAUSCHILDT (1977: 59). 
1065  BORTZ UND SCHUSTER (2010: 18). 
1066  Vgl. HIRSIG (2003:1.6). 
1067  EBD. (2003:1.8).  
1068  EBD. (2003:1.8-1.9). 
1069  EBD. (2003:1.10).  
1070  Vgl. BECKER (1989: 770). 
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Tabelle B: Eigenschaften der Skalentypen 
(Quelle: eigene Darstellung; Inhalt: HIRSIG 2003: 1.10; FAHRMEIR ET AL. 2010: 18) 





Nominal Ja Nein Nein Nein Gleichheit oder Verschiedenheit














Tabelle C: Notwendige Zieldimensionen verschiedener Skalen 
(Quelle: eigene Darstellung unter Verwendung des in Kap. 2.2 eingeführten Beispiels) 
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Anlage A: Zielform als Ausdruck der Bestrebung 
(Quelle: eigener Text auf Grundlage der Literaturauswertung) 
Fixierter Endwert 
Das Streben eines Subjektes nach so genannten Anspruchsniveaus1071 wird durch die Angabe 
fixierter Endwerte1072 gefasst, die ungeachtet der gegenwärtigen Situation formuliert werden. 
Dabei handelt es sich um zukünftig erwünschte Werte. Sie bestehen aus Zielrichtungen und 
genau vorgegebenen Endpunkten. Die Messung des Zielausmaßes erfolgt ordinal oder 
kardinal, weshalb eine hohe Eindeutigkeit vorliegt.1073 Beispiele sind „Rückgang auf 30 ha“, 
„Umnutzung aller Gewerbebrachen“, „vollständiger Erhalt“ und „kompletter Abriss“. Das 
Beispiel „vollständiger Rückgang der Flächenneuinanspruchnahme bis 2020“ formuliert mit 
Zielausmaß und Zieleigenschaft präzise Angaben für Zielrichtung (Rückgang) und Endpunkt 
(vollständig), weshalb es für diese Dimensionen einen fixierten Endwert darstellt.  
 
Extreme Veränderung (Maximum, Minimum) 
Mit der Formulierung bis 2020 ist keine fixierte Aussage gegeben. Vielmehr handelt es sich um 
ein Streben nach extremer Veränderung:1074 Maximal dieser Wert kann erreicht werden; im 
Gegensatz zum fixierten Zielwert ist das Ziel bei extremen Aussagen aber auch erreicht, wenn 
der erreichte Wert geringer als der Extremwert ausfällt – in dem gegebenen Beispiel z. B. 
2019. Bei Extremalaussagen ist zudem zu berücksichtigen, dass sie unterscheidbar sind 
 in Aussagen ohne Extremwert und  
 in Aussagen mit Extremwert (Minimum, Maximum).1075 
Zu Extramalaussagen zählt auch die Angabe von Entwicklungskorridoren. 
Aussagen ohne Extremwert sind eher als vage einzustufen,1076 insbesondere weil sie keine 
explizite Aussage zum gegenwärtigen oder zukünftigen Zustand herstellen. Das Zielausmaß ist 
ordinal skaliert. Beispiele sind „so groß wie möglich“, „immer kleiner“, „größtmöglich“ und 
„weitaus am größten“.1077 Wenn ein Extremwert explizit angegeben wird, erhöht sich die 
Eindeutigkeit. Beispiele sind „bis zur maximalen Auslastung“, „bis zu zehn Wohneinheiten“, 
„zwischen 2 und 10 ha“,1078 „minimal 60 % Rückgang“. 
 
Graduelle Veränderung 
Das Streben nach gradueller Veränderung des Status quo gibt eine Richtung der gewünschten 
Veränderung gegenüber dem heutigen Zustand vor. Daher wird für die Zieldimensionen „[…] 
der Status quo als Bezugspunkt“1079 angenommen. Schlüsselbegriffe sind hierbei 
Vergleichswörter (z. B. „größer als zum jetzigen Zustand“; „ab heute geringer“; „gegenüber 
                                                 
1071  Vgl. HAUSCHILDT (1977: 65-73); SAUERWALD (2007: 57). HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 232) sprechen von Satisfizierung. 
1072  Vgl. z. B. SAUERWALD (2007: 57); BRAUN (1988: 182).  
1073  Vgl. BRAUN (1988: 188). 
1074  Die Verwendung des Begriffes erfolgt im mathematischen, nicht alltagsprachlichen Sinn. 
1075  Vgl. BRAUN (1988: 182); HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 232). 
1076  BRAUN (1988: 187). 
1077  Vgl. a. HAUSCHILDT (1977: 285). 
1078  Damit werden zugleich Minimum und Maximum formuliert. Nach BECKER (1989: 768) können solche „Bandbreiten“ die 
„strikte Operationalisierung auflockern“. 
1079  HAUSCHILDT (1977: 285). 
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heute jährliche Verringerung um“); die Zieldimension wird durch die Verwendung quantitativer 
Aussagen sowie Angaben des Grades präziser.1080 Daher fallen auch alle prozentuale 
Angaben (etwa „Verringerung gegenüber heute um 20 Prozent“) in diese und nicht in die 
Kategorie des fixierten Zielwertes. Ein Endwert kann zwar aus den Angaben errechnet 
werden, ist aber nicht explizit formuliert. Prägend ist daher der Bezug zum Status quo, der oft 
auch die Angabe eines zeitlichen Bezuges umfasst. Der Bezug zum gegenwärtigen Zustand 
ermöglicht den Vergleich mit den gegebenen analytischen Aussagen und führt daher zu einer 
höheren Eindeutigkeit als extremale Aussagen.  
 
En-bloc-Aussage 
Das Streben nach Zuständen der Tatsache nach korrespondiert mit so genannten en-bloc-
Aussagen.1081. Sie enthalten keine Angaben zum Zielausmaß. HAUSCHILDT anerkennt sie 
dennoch als normative Aussagen, bei denen „[…] ein gewünschter Zustand benannt oder 
beschrieben und in seiner Gesamtheit – en bloc – gewollt (oder in negativer Version 
ausgeschlossen) wird.“1082 En-bloc-Aussagen sind nominal skaliert. Es ist nicht möglich, „[…] 
von vornherein eine Tendenz zur Eindeutigkeit oder Vagheit zu erkennen.“1083  
Wie in Kap. 2.2.2.2 ausgeführt, sind auch eindeutige nominalskalierte Aussagen festzustellen. 
Entscheidend für die Vagheit von en-bloc-Zielen ist die inhaltliche Aussage des Ziels, die oft nur 
mit Zielobjekt und -eigenschaft wiedergegeben wird. Beispiele für en-bloc-Aussagen sind der 
„Schutz der Leistungsfähigkeit des Bodens“ und die „Stabilisierung des Wohnungsmarktes“ (als 
eher vage Ziele) sowie der „Erhalt des Alten Rathauses“ (als eindeutiges Ziel).  
Abbildung A: Eindeutigkeit im räumlichen Bezug 
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1080  EBD. 
1081  Vgl. FREY (2005: 169); HAUSCHILDT UND SALOMO (2011: 232). 
1082  HAUSCHILDT (1977: 72). 
1083  BRAUN (1988: 188). In der Literatur werden hierüber keine weiteren Aussagen getroffen. 
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Anlage B: Unterscheidung der Standards 
(Quelle: eigene Darstellung; wörtliche Zitate aus: SCHOLLES 2008e)  
 
Unterscheidung der Standards nach hoheitlichen und nicht-hoheitlichen Normen1084 
Hoheitliche Normen 
 Grenzwert: „verbindlich festgelegter Standard aus einem Gesetz, einer Verordnung oder 
einer Verwaltungsvorschrift, der ein Verschlechterungsverbot markiert“ 
 Leitwert: „verbindlich festgelegter Standard, der ein Minimierungsgebot markiert, um der 
Gefahr des Auffüllens von Grenzwerten entgegen zu wirken, wird derzeit nur auf EU-Ebene 
definiert“ 
 Richtwert: „einzuhaltender Standard, der durch ein autorisiertes Gremium gesetzt wird“  
 
Nicht-hoheitliche Normen 
 Diskussionswert: „aufzeigender Standard, der sich noch in der wissenschaftlichen 
Diskussion befindet“ 




                                                 
1084  Folgende Zitate entnommen bei SCHOLLES (2008e: 300); er stellt fest (EBD.: 302), dass viele andere Begriffe identisch oder 
ähnlich zu den genannten Begriffen sind; zur unterschiedlichen Verwendung vgl. z.B. MARIENFELD ET AL. (1978); BAHLBURG 
UND KUNZE (1979). vgl. a. BBR (1999: 6); RAABE (1979: 387); Fürst (2010: 212). SCHRÖTER verweist in diesem 
Zusammenhang auf den zeitlichen Wandel gesellschaftlicher Wertvorstellungen, vgl. HTTP://WWW.DR-FRANK-
SCHROETER.DE/PLANUNGSRICHTWERTE.HTM. 
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Anlage C: Gebietskategorien 
(Quelle: eigene Darstellung; wörtlich zitiert aus: MINISTERIUM DES INNERN 2005: 17; 
Rechtschreibung SEKo und InSEK i.O.) 
 
„Die Unterteilung nach stadtentwicklungsstrategischen Ansätzen (unter Punkt 5.3., 
Erläuterungen zur Gliederung SEKo) baut auf einer Auswertung der InSEK sächsischer 
Gemeinden sowie der Ergebnisse des Wettbewerbs ,Stadtumbau Ost‘ im Sächsischen 
Staatsministerium des Innern auf. 
Unabhängig von nachfolgender Einstufung wird der Stärkung von urbanen Kernen unter 
Berücksichtigung der historischen Besonderheiten eine herausragende Bedeutung in der 
Stadtentwicklungsstrategie beigemessen. 
Die Stärkung der Innenstädte ist als Ziel im Landesentwicklungsplan Sachsen 2003 verankert. 
 
Konsolidiertes Gebiet 
Als konsolidiertes Gebiet werden Bereiche bezeichnet, die auf Grund ihrer Lagegunst und 
Akzeptanz sowohl einen hohen Sanierungsstand als auch eine stabile 
Bevölkerungsentwicklung aufweisen. Aus strategischen Gesichtspunkten wird im konsolidierten 
Gebiet mittel- bis langfristig nur ein geringer Bedarf gesehen, dieses Gebiet in seinen 
Qualitäten weiter zu stärken. 
 
Konsolidierungswürdiges Gebiet 
Als konsolidierungswürdiges Gebiet werden die Bereiche bezeichnet, die zum einen mit ihrer 
Lage, Struktur und Funktion identitätsprägende Qualitäten für die gesamte Gemeinde, zum 
anderen Bestandsschwächen aus Sicht der Stadtentwicklung aufweisen. 
In diesen Gebieten besteht ein erhöhter Bedarf, vorhandene Missstände gezielt zu beseitigen, 
ohne Art und Maß der Nutzung wesentlich zu verändern. Strategisches Ziel in 
konsolidierungswürdigen Gebieten soll es sein, durch geeignete Maßnahmen die vorhandene 
Bevölkerungsdichte im Gebiet zu festigen bzw. zu erhöhen. 
 
Umstrukturierungsgebiet 
Als Umstrukturierungsgebiete werden Bereiche bezeichnet die erhebliche Missstände 
aufweisen und in denen die Lage im Siedlungskörper, die städtebauliche Struktur sowie die 
bisherige wie prognostizierte Entwicklung Änderungen am Maß und / oder an der Art der 
bisherigen Nutzung erforderlich machen. 
Insbesondere Umstrukturierungsgebiete sollen Maßnahmen konzentrieren, in denen durch 
Anpassung des Bedarfs an die prognostizierte Entwicklung wesentliche Beiträge zum Erhalt 
bzw. zur Stärkung der Funktionsfähigkeit der Gesamtgemeinde geleistet werden können.“ 
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Anlage D: Zuwendungsgegenstand Aufwertung 




„a) die Vorbereitung der Gesamtmaßnahme, dazu gehören die Erstellung und Fortschreibung 
des INSEK und SEKO sowie die Bürgerbeteiligung 
b) städtebauliche Neuordnung sowie Wieder- und Zwischennutzung von Industrie-, Verkehrs- 
und Militärbrachen 
c) Verbesserung des öffentlichen Raums, des Wohnumfeldes und der privaten Freiflächen 
d) Anpassung der städtischen Infrastruktur einschließlich der Grundversorgung 
e) Aufwertung und Umbau des vorhandenen Gebäudebestandes, dazu gehört auch die 
Erhaltung von Gebäuden mit baukultureller Bedeutung, zum Beispiel die Instandsetzung und 
Modernisierung von stadtbildprägenden Gebäuden 
f) Wieder- und Zwischennutzung freigelegter Flächen 
g) sonstige Bau- und Ordnungsmaßnahmen 
h) Sicherungsmaßnahmen 
i) Rückbau leer stehender, dauerhaft nicht mehr benötigter Gebäude oder Gebäudeteile und 
der dazu gehörenden Infrastruktur, soweit sie nicht im Programmteil Rückbau zuwendungsfähig 
sind 
j) Leistungen von Beauftragten 
k) Grunderwerb zum Zwecke des Rückbaus 
Die Förderung ist nur möglich: 
– im Rahmen einer Zwangsversteigerung oder 
– wenn das Grundstück nicht mit einem allein zum Wohnen genutzten Gebäude bebaut ist und 
der Erwerb zum Zwecke des Zwischenerwerbs oder zur künftigen öffentlichen Nutzung erfolgt 
und die Bewilligungsstelle zugestimmt hat. 
l) Teilfinanzierung von Verfügungsfonds“ 
 
                                                 
1085  SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM (2010a: Abschnitt 5.3.1). 
 
CCLXX  Anhang und Verzeichnisse 
 
Tabelle D: Normative Konzepte des nachhaltigen Flächenmanagements 
(Quelle: eigene Darstellung; Grundlage: siehe Fußnoten) 
 
Den Konzepten zum nachhaltigen Flächenmanagement ist gemein, dass sie mit ihrem 
Managementansatz eine Alternative zum Planungsverständnis der Bauleitplanung bieten, weil 
diese nicht ausreichend zu einer Reduzierung der Flächeninanspruchnahme und zum 




Strategiemodell, das die „[…] Mittel für eine aktivere 
Baulandpolitik“ wie kommunaler Zwischenerwerb oder die 
städtebauliche Entwicklungsmaßnahme thematisiert1087 
Flächenhaushaltspolitik Politisches Konzept zur Umsetzung der Forderung, „[…] daß auf 
allen Ebenen der räumlichen Planung die Flächenressourcen heute 
ebenso haushälterisch zu behandeln sind wie etwa die finanziellen 




Integriertes Konzept zu Analyse der Landnutzung, des Ausgleichs 
gesellschaftsräumlicher Konflikte sowie der 
Governancestrukturen.1089 Schwerpunkt unter anderem Stadt-
Umland-Verflechtungen. Dabei steht die nachhaltige Verbindung 
der Freiraumnutzung und der siedlungsstrukturellen Entwicklung im 
Vordergrund. Ein allgemein getragenes Verständnis ist bislang 
noch nicht vorhanden.1090 
Flächenkreislaufwirtschaft Strategischer „[…] Managementansatz für die gesamte 
Stadt/Stadtregion, der die Bündelung und Kombination aller 
flächenrelevanten Maßnahmen zur Ausschöpfung von Potenzialen 
der Bestandsentwicklung und der Wiedernutzung von Brachflächen 
verfolgt.“1091 Kern des Konzeptes ist die Entwicklung von 
Kreislaufstrukturen in der Flächenpolitik. 
 
                                                 
1086  Vgl. UMWELTBUNDESAMT (2003: 262) zu den Defiziten des Bebauungsplans im Bereich der Flächeninanspruchnahme. 
1087  TEIGEL (2002: 14). Es umfasst daher unter anderem Strategien zur Reduzierung des Zuwachses an Siedlungsfläche, zur 
Wiedernutzung von Brachen und leer stehenden Gebäuden sowie zur Erhaltung und Vernetzung klimawirksamer Freiflächen; 
vgl. DOSCH (2006: 34). 
1088  BORCHARD (1987a: 2); vgl. a. die Beiträge der ARL (ARL 1987; ARL 1999; AD-HOC-ARBEITSGRUPPE 2004). 
1089  Vgl. GAASCH UND WEITH (2011: 9-10); zu den Raumnutzungsansprüchen sind z. B. auch Stoff- und Energiekreisläufe zu 
zählen. 
1090  In der aktuellen gleichnamigen Fördermaßnahme des BMBF (HTTP://WWW.NACHHALTIGES-LANDMANAGEMENT.DE) wurde 
jedoch herausgearbeitet, dass vielfältige Einflussgrößen auf die Landnutzung einwirken und daher der Begriff zurzeit noch 
nicht abschließend definiert ist. 
1091  BERGMANN ET AL. (2006a: 25).  
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Anlage E: Handlungsziele des Nutzungszyklus 
(Quelle: eigene Darstellung) 
 
Höchste Priorität: verzichten  
Der Verzicht besteht aus folgenden Handlungszielen: 
 Erhalt der Grün- und Freiflächen sowie des Außenbereiches,1092 
 keine Neubebauung, 
 keine städtebauliche Planung und 
 Rücknahme der städtebaulichen Planung im Außenbereich. 
Der Verzicht verhindert die weitere Ausdehnung der Siedlungs-und Verkehrsfläche. Dadurch 
verteilt sich die Nachfrage auf bestehende Siedlungs- und Verkehrsflächen; entsprechend bleibt 
die Siedlungsdichte mindestens gleich groß oder erhöht sich.  
 
Hohe Priorität: zurücknehmen 
Die Rücknahme setzt sich aus den folgenden Handlungszielen zusammen: 
 Aufgabe der Nutzung, 
 Abriss eines Gebäudes bei Erhalt der Siedlungsfläche,1093 
 Wiederherstellung eines Zustandes der Fläche, welcher eine größere Naturnähe aufweist 
und damit ökologische Funktionen übernimmt und der Erholung, Land- oder Forstwirtschaft 
oder sonstigen Funktionen dient;1094 darunter Entsiegelung,1095 und  
 Rücknahme der verbindlichen Bauleitplanung.1096 
Die Siedlungs- und Verkehrsfläche wird mit der Renaturierung verringert; dadurch ist es 
potenziell möglich, auf der verkleinerten Siedlungs- und Verkehrsfläche eine höhere 
Siedlungsdichte zu erzielen, indem dort Brachflächen wieder genutzt und bestehende 
Siedlungsflächen nachverdichtet werden. 
 
                                                 
1092  Vgl. PREUß ET AL. (2007b: 20); KLAPPERICH ET AL. (2006: 71); BERGMANN ET AL. (2006a: 22); UMWELTBUNDESAMT (2003: 19); 
JÖRISSEN UND COENEN (2007: 44). 
1093  Damit wird der Abriss als erste Stufe einer Renaturierung anerkannt. 
1094  Vgl. KLAPPERICH ET AL. (2006: 71); JÖRISSEN UND COENEN (2007: 59); THIEL (2008: 33). 
1095  Vgl. UMWELTBUNDESAMT (2003: 19; 202-204); THIEL (2008: 33); JÖRISSEN UND COENEN (2007: 46). 
1096  Vgl. THIEL (2008: 33); einen Rückzug aus der Fläche sehen DOEHLER-BEHZADI ET AL. (2005: 75) als „heikle Frage“ an, weil es 
dabei auch um „Verteilungsfragen mit hoher sozialer Brisanz“ gehe. Ein erster Schritt kann der Entzug des Planungsrechts 
sein, allerdings besteht Bestandsschutz für die ausgeübte Nutzung bzw. können neue bauliche Vorhaben ggf. nach 
§ 34 BauGB bewertet werden. 
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Mittlere Priorität: dauernutzen 
Das Handlungsziel Dauernutzen wird folgendermaßen erreicht: 
 Erhalt der bestehenden Siedlungs- und Verkehrsflächen,1097 
 Erhalt des bestehenden Gebäudes, ggf. Umbau, Teilrückbau, und Umgestaltung des 
Grundrisses, 
 Erhalt bestehender Infrastruktur, 
 Umnutzung und Wiedernutzung der bestehenden Gebäude und Siedlungsflächen, 
 Verdichtung, Nachverdichtung und Erhalt einer ausreichenden Mindestdichte,1098  
 Tolerierung von Nutzungen im unbeplanten Innenbereich und ggf. städtebauliches 
Nachsteuern sowie  
 Erhalt der städtebaulichen Planung. 
Mit dem Dauernutzen bleibt sowohl die Siedlungs- und Verkehrsfläche als auch die 
Siedlungsdichte erhalten. 
 
Niedrige Priorität: Recyceln  
Beim Recycling stehen folgende Handlungsziele zur Verfügung: 
 Umnutzung, Nachnutzung, Umbau,1099 
 Wiedernutzung1100 und 
 Aufgabe der bisherigen Nutzung und Überplanung der Fläche1101 
Beim Reycling bleibt die Siedlungsfläche gleich groß, weil die zuvor brach gefallene Fläche 
aufgrund ihrer siedlungsstrukturellen Prägung in der Regel als Siedlungs- und Verkehrsfläche 
geführt wurde; mit der neuen Nutzung erhöht sich die Siedlungsdichte.  
 
Niedrigste Priorität: Einmotten  
Das Einmotten enthält folgende Handlungsziele: 
 keine Nutzung auf der bestehenden Fläche trotz vorhandener städtebaulichen Planung, 
 Abriss eines Gebäudes und temporäre Begrünung1102 sowie 
 keine Nutzung, Aufgabe der bestehenden Planung, aber dennoch Erhalt der 
Siedlungsfläche und des Gebäudes.1103 
                                                 
1097  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 26); UMWELTBUNDESAMT (2003: 230). 
1098  Vgl. PREUß ET AL. (2007b: 20); vgl. THIEL (2008: 32); UMWELTBUNDESAMT (2000b: 275-276; 2003: 249). Es sind zwar auch 
Vorteile einer maßvollen Entdichtung im Innenbereich festzustellen, indem neue Grünflächen entstehen, vgl. BORCHARD ET AL. 
(1987: 7); allerdings sind Mindestdichten insbesondere aus ökonomischer und sozialer Perspektive zu beachten. 
1099  BMVBS UND BBR (2006: 14-15). 
1100  Vgl. BERGMANN ET AL. (2006a: 22); THIEL (2008: 33; 42); BORCHARD (1987b: 26); UMWELTBUNDESAMT (2003: 251-252). 
1101  Vgl. BORCHARD ET AL. (1987: 26). 
1102  UMWELTBUNDESAMT (2003: 250). 
1103  DISSMANN (2011: 227) prägt hierfür den Begriff „Dornröschenprinzip“ und geht mittelfristig von einer Wiedernutzung aus. 
Noch weiter geht bereits die KOMMISSION (2000: 72): „Nicht alle leerstehenden Gebäude müssen abgerissen werden. 
Häufig, insbesondere bei abgelegenen Siedlungen (z. B. ehem. Armeestandorte) ohne räumliche Bezüge zur Stadt, können 
leerstehende Gebäude auch stehen gelassen werden. Knappe öffentliche Mittel könnten an anderer Stelle effizienter 
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Die Siedlungs- und Verkehrsfläche bleibt beim Einmotten in der Regel gleich groß, wenn durch 
die vorübergehende Nutzungsaufgabe kein Außenbereich im Innenbereich entsteht; die 
Siedlungsdichte hat bereits vor dem Einmotten abgenommen und verbleibt daher auf 
niedrigem Niveau. 
 
Nur nachrangig in Verbindung mit der Rücknahme an anderer Stelle: neu nutzen 
Die als nachrangig zu bewertende Neunutzung in Verbindung mit Renaturierung anderer 
Flächen besteht aus den folgenden Handlungszielen: 
 Neubau von Gebäuden auf bestehenden Siedlungsflächen,1104 
 Vollzug städtebaulicher Planung durch Entwicklung von Bauland im bisherigen 
Außenbereich, 
 Verdichtetes Bauen1105 und Vermeidung einer zu großen Versiegelung,1106  
 Ausbau von Verkehrstrassen sowie 
 Planung neuer Baugebiete im bisherigen Außenbereich. 
Mit der Neuausweisung vergrößert sich die Siedlungs- und Verkehrsfläche. Weil die 




                                                                                                                                                        
eingesetzt werden.“ Allerdings stellt sich hier die Frage nach dem Landschaftsbild, wenn in größerem Umfang Gebäude 
stehen blieben und mit der Zeit verfallen. 
1104  Z. B. als Mobilisierung von Baulücken, vgl. UMWELTBUNDESAMT (2000b: 275; 2003: 248-249); THIEL (2008: 33); KLAPPERICH 
ET AL. (2006: 71). 
1105  Vgl. BORCHARD (1987b: 26-27); UMWELTBUNDESAMT (2003: 238; 253-254; 267); KÖTTER (2001: 162); JÖRISSEN UND 
COENEN (2007: 58); THIEL (2008: 32). 
1106  Vgl. BLÄSER ET AL. (2006: 157-158); UMWELTBUNDESAMT (2003: 19; 21). 
 
CCLXXIV  Anhang und Verzeichnisse 
 
Tabelle E: Analysierte Stadtumbaukonzepte 
(Quelle: eigene Darstellung, Angabe der Quellen) 
Stichprobe
INSEK SEKO
Adorf Westsächsische Gesellschaft (2008c)
Aue/Sa. Westsächsische Gesellschaft (2007b) Westsächsische Gesellschaft (2011a)
Auerbach Große Kreisstadt Auerbach/Vogtl. (2009)
Burgstädt Westsächsische Gesellschaft (2007c) Westsächsische Gesellschaft (2009a; 2009b) 
Elsterberg Westsächsische Gesellschaft (2009c)
Flöha KEWO Städtebau (2008)
Frankenberg/Sa. Westsächsische Gesellschaft  (2008d)
Geyer die STEG Stadtentwicklung GmbH (2008b)
Hainichen Stadt Hainichen (2007)
Klingenthal Büro für Architektur und Stadtplanung (2007)
Lunzenau SLG Ingenieurbüro (2009)
Markneukirchen Westsächsische Gesellschaft (2008e)
Mittweida Westsächsische Gesellschaft (2008f) Westsächsische Gesellschaft (2011b)
Oelsnitz/ Vogtld. Westsächsische Gesellschaft  (2008b)
Penig Büro für Städtebau GmbH Chemnitz (2008b)
Rochlitz die STEG Stadtentwicklung GmbH (2008c) die STEG Stadtentwicklung GmbH (2011)
Rodewisch Büro für Städtebau GmbH Chemnitz (2008a) Büro für Städtebau GmbH (2012a; 2012b)
Schneeberg Stadt Schneeberg (2007)
Schöneck/ Vogtld. die STEG Stadtentwicklung GmbH (2009)
Wilkau-Haßlau Westsächsische Gesellschaft (2008g)
Summe 20 Gemeinden 7 Konzepte in 5 Gemeinden
Größere Städte
INSEK SEKO
Chemnitz Stadt Chemnitz (2009) Stadt Chemnitz (2012)
Freiberg Stadtverwaltung Freiberg (2007)
Plauen Stadtentwicklungsmanagement Plauen (2011) Stadt Plauen (2012)
Zwickau Stadt Zwickau (2006) Stadt Zwickau (2010; 2011; 2012)
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Tabelle F: Empirie: Formale Angaben zu den untersuchten INSEKs 
(Quelle: eigene Darstellung; Grundlage: untersuchte Konzepte der Stichprobe und der größeren Städte) 






1 Adorf 2008 Westsächsische Gesellschaft für Stadterneuerung mbH ZNL Plauen vorhanden nein ja
2 Aue/Sa. 2007 Westsächsische Gesellschaft für Stadterneuerung mbH in Überarbeitung nein ja
3 Auerbach 2009 Stadt Auerbach vorhanden nein ja
4 Burgstädt 2007 Westsächsische Gesellschaft für Stadterneuerung Chemnitz mbH in Überarbeitung nein ja
5 Elsterberg 2009 Westsächsische Gesellschaft für Stadterneuerung mbH ZNL Plauen vorhanden nein 0
6 Flöha 2008 KEWO Städtebau vorhanden nein ja
7 Frankenberg/Sa. 2008 Westsächsische Gesellschaft für Stadterneuerung mbH Chemnitz vorhanden nein ja
8 Geyer 2008 die STEG Stadtentwicklung Gmbh, Zweigniederlassung Dresden in Aufstellung nein ja
9 Hainichen 2007 Stadt Hainichen k.A. nein ja
10 Klingenthal 2007 Büro für Architektur und Stadtplanung Mederos-Dahms vorhanden nein ja
11 Lunzenau 2009 SLG Ingenieurbüro für Umweltschutz und Projektierung GmbH vorhanden nein nein
12 Markneukirchen 2008 Westsächsische Gesellschaft für Stadterneuerung mbH in Aufstellung ja nein
13 Mittweida 2008 Westsächsische Gesellschaft für Stadterneuerung Chemnitz mbH vorhanden nein ja
14 Oelsnitz/Vogtld. 2008 Westsächsische Gesellschaft für Stadterneuerung mbH ZNL Plauen vorhanden nein ja
15 Penig 2008 Büro für Städtebau GmbH Chemnitz vorhanden nein ja
16 Rochlitz 2008 die STEG Stadtentwicklung GmbH, Zweigniederlassung Dresden vorhanden nein ja
17 Rodewisch 2008 Büro für Städtebau GmbH Chemnitz vorhanden nein ja
18 Schneeberg 2007 Stadt Auerbach k.A. nein nein
19 Schöneck/Vogtld. 2009 die STEG Stadtentwicklung GmbH, Niederlassung Dresden in Aufstellung nein nein
20 Wilkau-Haßlau 2008 Westsächsische Gesellschaft für Stadterneuerung mbH ZNL Zwickau vorhanden nein ja
Größere Städte
21 Chemnitz 2009 Stadt Chemnitz, Stadtplanungsamt vorhanden nein ja
22 Freiberg 2007 Stadtverwaltung Freiberg, Dezernat Stadtentwicklung, Stadtentwicklungsamt vorhanden nein ja
23 Plauen 2010 Stadt Plauen, Stadtentwicklungsmanagement in Aufstellung nein ja
24 Zwickau 2006 Stadt Zwickau, Büro Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung in Aufstellung nein ja  
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Tabelle G: Empirie: Übergeordnete Elemente der Zielhierarchie 
(Quelle: eigene Darstellung; Grundlage: untersuchte Konzepte der Stichprobe und der 
größeren Städte) 
Gemeinde Zweck Leitbild Leitlinien Standards
1=ja; 0=nein 1=ja; 0=nein 1=ja; 0=nein 1=ja; 0=nein
Stichprobe
1 Adorf 0 1 0 0
2 Aue/Sa. 0 1 0 0
3 Auerbach 0 0 0 0
4 Burgstädt 0 1 0 0
5 Elsterberg 0 1 0 0
6 Flöha 0 1 0 0
7 Frankenberg/Sa. 0 1 0 0
8 Geyer 0 1 0 0
9 Hainichen 0 1 0 0
10 Klingenthal 0 1 0 0
11 Lunzenau 0 0 0 0
12 Markneukirchen 0 0 0 0
13 Mittweida 0 1 0 0
14 Oelsnitz/Vogtld. 0 0 0 0
15 Penig 0 1 0 0
16 Rochlitz 0 1 0 0
17 Rodewisch 0 0 0 0
18 Schneeberg 0 0 0 0
19 Schöneck/Vogtld. 0 1 0 0
20 Wilkau-Haßlau 0 0 0 0
Größere Städte
21 Chemnitz 0 1 1 1
22 Freiberg 0 1 1 0
23 Plauen 0 1 1 0
24 Zwickau 0 1 1 0  
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Tabelle H: Empirie: Bilanzziele: Mengenziel 






1 Adorf 0 0 0 0 1 Z
2 Aue/Sa. 0 0 0 0 1 Z
3 Auerbach Umwelt 0 1 0 0 Z
4 Burgstädt Wohnen, Umwelt 0 1 1 0 Z
5 Elsterberg Wirtschaft, Umwelt 1 1 0 1 Z
6 Flöha 0 0 0 0 0
7 Frankenberg/Sa. 0 0 0 0 0
8 Geyer 0 0 0 0 1 N
9 Hainichen Städtebau und D 0 1 0 1 Z
10 Klingenthal Wohnen, Wirtschaft 0 1 0 0 V
11 Lunzenau Städtebau 1 0 0 1 V
12 Markneukirchen Städtebau, Wirtschaft 0 1 0 1 N
13 Mittweida Städtebau, Umwelt 0 1 0 0 V/N
14 Oelsnitz/Vogtld. Umw, Städteb, Wirtschaft 0 1 0 0 Z
15 Penig Wohnen 0 1 0 0 Z
16 Rochlitz Städtebau, Wohnen 0 1 0 1 Z
17 Rodewisch Umwelt 0 1 0 0 Z
18 Schneeberg 0 0 0 0 1 Z
19 Schöneck/Vogtld. Städtebau und D 0 1 0 0 V
20 Wilkau-Haßlau Wohnen 0 1 0 0 V
Größere Städte
21 Chemnitz Grün und Freiraum 0 1 0 1 Z
22 Freiberg Städteb u. Denkmalpflege 0 1 0 1 V/Z/N
23 Plauen Städteb./Denkmalpfl., Wirtschaft, Umwelt0 1 0 0 V/Z/N
24 Zwickau Demografische Entwicklung 0 1 0 1 V/Z/N
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Tabelle I: Empirie: Bilanzziele: Dichteziel 





1 Adorf Städtebau und Denkmalschutz 0 1 0 0
2 Aue/Sa. alle 0 1 0 0
3 Auerbach Wohnen 0 1 0 1
4 Burgstädt Umwelt 0 1 1 1
5 Elsterberg 0 0 0 0 0
6 Flöha Städtebau und Denkmalschutz 0 1 0 1
7 Frankenberg/Sa. Städtebau und Denkmalschutz 0 1 0 0
8 Geyer Städtebau, Wohnen, Wirtschaft 0 1 0 1
9 Hainichen Städtebau, Wirtschaft 0 1 0 1
10 Klingenthal Städtebau, Wohnen 0 1 0 1
11 Lunzenau Städtebau 0 1 0 1
12 Markneukirchen Städtebau, Wohnen 0 1 0 0
13 Mittweida alle 0 1 0 0
14 Oelsnitz/Vogtld. Städtebau 0 1 0 1
15 Penig Wohnen 0 1 0 1
16 Rochlitz Städtebau, Wohnen 0 1 0 1
17 Rodewisch Städtebau und Denkmalschutz 0 1 0 0
18 Schneeberg 0 0 0 0 1
19 Schöneck/Vogtld. Städtebau Verkehr 0 1 0 0
20 Wilkau-Haßlau Städtebau; Wohnen 0 1 0 0
Größere Städte
21 Chemnitz Städtebau und Denkmalpflege, Wohnen 0 1 0 1
22 Freiberg Städtebau und Denkmalpflege 0 1 0 0
23 Plauen Städtebau und Denkmalpflege, Wohnen 0 1 0 1
24 Zwickau Wohnen 0 1 0 1






Anhang und Verzeichnisse  CCLXXIX 
 
Tabelle J: Empirie: Bilanzziele: Leerstandsziel 





1 Adorf 1 1 0 0 0
2 Aue/Sa. 1 1 0 0 0
3 Auerbach 1 1 0 0 0
4 Burgstädt 1 1 0 0 1
5 Elsterberg 1 1 0 0 1
6 Flöha 1 1 1 0 0
7 Frankenberg/Sa. 1 1 0 0 1
8 Geyer 1 1 1 0 0
9 Hainichen 1 1 0 0 0
10 Klingenthal 1 1 0 0 0
11 Lunzenau 1 1 1 0 0
12 Markneukirchen 1 1 0 0 0
13 Mittweida 1 1 1 0 0
14 Oelsnitz/Vogtld. 1 1 1 0 0
15 Penig 1 1 0 0 1
16 Rochlitz 1 1 1 0 1
17 Rodewisch 1 1 0 0 0
18 Schneeberg 1 0 1 0 0
19 Schöneck/Vogtld. 1 1 0 0 0
20 Wilkau-Haßlau 1 1 0 0 0
Größere Städte
21 Chemnitz 1 1 0 0 0
22 Freiberg 0 0 0 0 0
23 Plauen 1 0 0 0 1
24 Zwickau 1 1 0 0 0
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Tabelle K: Empirie: Weitere Qualitätsziele 
(Quelle: eigene Darstellung; Grundlage: untersuchte Konzepte der Stichprobe und der größeren Städte) 
Gemeinde
E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V
Stichprobe
1 Adorf 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0
2 Aue/Sa. 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
3 Auerbach 0 1 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
4 Burgstädt 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1
5 Elsterberg 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0
6 Flöha 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
7 Frankenberg/Sa. 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0
8 Geyer 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1
9 Hainichen 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1
10 Klingenthal 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1
11 Lunzenau 0 1 0 0 0 1 0 0 0 0 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1
12 Markneukirchen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1
13 Mittweida 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1
14 Oelsnitz/Vogtld. 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0
15 Penig 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1
16 Rochlitz 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1
17 Rodewisch 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1
18 Schneeberg 0 1 0 0 0 0 0 0 1 1 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1
19 Schöneck/Vogtld. 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1
20 Wilkau-Haßlau 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0
Größere Städte
21 Chemnitz 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0
22 Freiberg 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
23 Plauen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1
24 Zwickau 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0
Codierung: E: Eindeutig; V: Vage; 1: ja; 0: nein
Fläche Geb. Fläche Geb.Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb.
Weiteres
Nicht kategorisierbar
Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb.
Weitere gebäude- und flächenpolitische Qualitätsziele
Kategorien
Verzichten Zurückgeben Dauernutzen Reaktivieren Einmotten Neu nutzen Stärken, Entw.
 
  
Anhang und Verzeichnisse         CCLXXXI 
 
Tabelle L: Empirie: Handlungsziele in konsolidierten Gebieten 




handen zielen E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V ? E V E V
Stichprobe
1 Adorf 1 1 1 0 1 0 0 0 1 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
2 Aue/Sa. 1 1 0 0 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
3 Auerbach 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
4 Burgstädt 1 1 1 1 0 0 1 0 1 0 1 1 1 1 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 ZD 0 Z 0
5 Elsterberg 1 1 1 0 1 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 1 0 0 0 0
6 Flöha 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
7 Frankenberg/Sa. 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 1 0 0 0 0
8 Geyer 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 1 0 0 0 0
9 Hainichen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
10 Klingenthal 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
11 Lunzenau 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
12 Markneukirchen 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
13 Mittweida 1 1 0 1 0 1 1 0 1 0 0 1 0 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 1 0 0 0 0
14 Oelsnitz/Vogtld. 1 1 1 0 1 0 0 0 0 0 1 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 1 0 0 0 0
15 Penig 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
16 Rochlitz 1 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 1 1 0 0 0 0 0 0 1 1 0 0 0 0 x 0 0
17 Rodewisch 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 N 0 0 0
18 Schneeberg 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
19 Schöneck/Vogtld. 1 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 1 0 0 0 0
20 Wilkau-Haßlau 1 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
Summe 19 14 5 2 3 2 2 1 3 2 3 12 2 10 1 2 1 4 0 0 0 0 2 7 1 1 0 0 0 0 1 6 0 4 17
Summe Gesamt 6 5 3 5 13 11 3 5 0 0 8 2 0 0 6 4
Größere Städte
21 Chemnitz 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
22 Freiberg 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 dn 0 d
23 Plauen 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
24 Zwickau 1 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
P: Prioritäten vorhanden; E: Eindeutig; V: Vage; 1: ja; 0: nein; VZDREN: 5 Handlungsziele; GROSS: Eindeutig; klein: vage;A: Aufwertung; X: nicht kategorisierbar
Fläche Geb.
Handlungsziele in konsolidierten Gebieten
kategorisierbar
Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb.Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb.
PrioritätenGebiet Aufwerten NichtKategorien
Verzichten Zurückgeben Dauernutzen Reaktivieren Einmotten Neu nutzen
 
 
CCLXXXII       Anhang und Verzeichnisse 
 
Tabelle M: Empirie: Handlungsziele in konsolidierungswürdigen Gebieten 




handen zielen E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V ? E V E V
Stichprobe
1 Adorf 1 1 0 1 0 0 0 1 1 1 1 1 1 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 1 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 D 0 ZDN zd
2 Aue/Sa. 1 1 0 0 0 0 1 1 0 1 0 1 1 1 0 1 1 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 ZDN dnr x a D zd
3 Auerbach 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
4 Burgstädt 1 1 0 0 0 0 0 0 0 1 1 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 D 0 0 zr
5 Elsterberg 1 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 1 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 D dn DR d
6 Flöha 1 1 0 0 0 0 1 1 1 1 0 1 1 1 0 1 1 1 0 1 0 0 0 1 1 1 0 0 0 0 0 1 1 1 0 0 zdrn ZDRN zrn
7 Frankenberg/Sa. 1 1 0 1 0 0 0 1 1 1 0 0 1 1 0 1 1 1 0 0 0 0 0 1 1 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 zdrnx DRN zdn
8 Geyer 1 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 N n ZN 0
9 Hainichen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
10 Klingenthal 1 1 0 0 0 0 0 1 1 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 zn a Z zd a
11 Lunzenau 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
12 Markneukirchen 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
13 Mittweida 1 1 1 1 0 0 1 1 1 1 1 1 1 1 1 0 1 1 0 0 0 0 1 1 1 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 VZDR dn a ZR d x
14 Oelsnitz/Vogtld. 1 1 0 1 0 0 0 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 0 0 0 0 1 1 1 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 DN 0 D 0
15 Penig 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
16 Rochlitz 1 1 0 1 0 0 1 1 1 1 0 1 0 1 1 1 0 1 0 0 0 0 1 1 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 N zn Z 0
17 Rodewisch 1 1 0 0 0 0 0 0 1 1 1 0 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 1 0 1 0 DN x ZD d x
18 Schneeberg 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
19 Schöneck/Vogtld. 1 1 0 1 0 0 0 0 1 1 1 1 1 1 0 1 0 1 0 0 0 0 1 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
20 Wilkau-Haßlau 1 1 0 0 0 0 1 0 1 1 0 1 0 0 1 1 1 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 0 0 1 0 V 0 ZD zn
Summe 19 15 1 6 0 0 5 9 10 14 6 12 9 13 4 11 6 13 0 2 0 0 5 10 7 8 0 5 0 3 1 9 1 10 7
Summe Gesamt 6 0 10 14 14 13 12 13 2 0 11 10 5 3 9 10
Größere Städte
21 Chemnitz 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
22 Freiberg 1 1 0 0 0 0 0 1 1 1 1 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 D zd Z zd a
23 Plauen 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
24 Zwickau 1 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
P: Prioritäten vorhanden; E: Eindeutig; V: Vage; 1: ja; 0: nein; VZDREN: 5 Handlungsziele; GROSS: Eindeutig; klein: vage;A: Aufwertung; X: nicht kategorisierbar
Verzichten Zurückgeben Dauernutzen Reaktivieren Einmotten
PrioritätenGebiet Aufwerten NichtKategorien
Geb. Fläche Geb. Fläche Geb.
Neu nutzen
Fläche Geb.
Handlungsziele in konsolidierungswürdigen Gebieten
kategorisierbar
Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb.Fläche
 
  
Anhang und Verzeichnisse         CCLXXXIII 
 
Tabelle N: Empirie: Handlungsziele in Umstrukturierungsgebieten 




handen zielen E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V ? E V E V
Stichprobe
1 Adorf 1 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
2 Aue/Sa. 1 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 1 1 0 0 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 ZN 0 D 0
3 Auerbach 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
4 Burgstädt 1 1 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 Z a Z 0
5 Elsterberg 1 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 1 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 z
6 Flöha 1 1 0 0 0 0 0 0 1 1 0 0 0 0 0 1 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 1 0 0 r ZR X r
7 Frankenberg/Sa. 1 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 1 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 D z a
8 Geyer 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
9 Hainichen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
10 Klingenthal 1 1 0 0 0 0 0 1 1 1 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 zrn a Z zn a
11 Lunzenau 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
12 Markneukirchen 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
13 Mittweida 1 1 0 0 0 0 1 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 0 0 1 0 0 1 0 0 0 0
14 Oelsnitz/Vogtld. 1 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 1 0 0 0 0
15 Penig 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
16 Rochlitz 1 1 1 0 0 0 1 1 1 1 0 0 0 0 1 1 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 1 0 0 0 1 1 1 0 N a Z 0
17 Rodewisch 1 1 0 0 0 0 1 0 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 1 0 0 0 0 0 0 z x
18 Schneeberg 1 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
19 Schöneck/Vogtld. 1 1 0 1 0 0 1 0 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
20 Wilkau-Haßlau 1 1 1 0 0 0 0 1 1 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 1 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 VN x ZD d
Summe 18 14 2 4 0 0 4 7 7 13 0 1 2 3 1 8 1 3 0 0 0 0 2 6 2 3 0 9 0 3 1 5 2 4 11
Summe Gesamt 6 0 9 14 1 4 8 3 0 0 8 4 9 3 5 4
Größere Städte
21 Chemnitz 1 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 1 0 0 0 0
22 Freiberg 1 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 V 0 0 zd a
23 Plauen 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
24 Zwickau 1 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0
P: Prioritäten vorhanden; E: Eindeutig; V: Vage; 1: ja; 0: nein; VZDREN: 5 Handlungsziele; GROSS: Eindeutig; klein: vage;A: Aufwertung; X: nicht kategorisierbar







Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb.Fläche Geb. Fläche
 
 
CCLXXXIV       Anhang und Verzeichnisse 
 
Tabelle O: Empirie: Handlungsziele ohne Zuordnung zu Gebietskategorien 
(Quelle: eigene Darstellung; Grundlage: untersuchte Konzepte der Stichprobe und der größeren Städte) 
Gemeinde
E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V E V
Stichprobe
1 Adorf 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0
2 Aue/Sa. 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0
3 Auerbach 0 0 0 0 1 1 1 1 1 0 1 0 0 1 0 1 0 1 0 0 1 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0
4 Burgstädt 0 0 0 1 1 0 1 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 1 0 1
5 Elsterberg 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1
6 Flöha 1 1 1 0 0 1 0 1 0 1 1 1 0 1 1 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1
7 Frankenberg/Sa. 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1
8 Geyer 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 1 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0
9 Hainichen 0 1 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 1 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0
10 Klingenthal 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
11 Lunzenau 1 1 0 0 1 1 1 0 1 1 1 1 1 0 1 0 0 0 0 0 1 1 1 1 0 1 0 1 0 0 0 0
12 Markneukirchen 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 1 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1
13 Mittweida 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0
14 Oelsnitz/Vogtld. 0 0 0 0 0 1 0 1 1 1 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
15 Penig 1 1 0 0 0 1 1 1 0 1 1 1 0 1 1 1 0 0 0 0 0 1 1 1 0 1 0 1 0 1 0 1
16 Rochlitz 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 1 1 0 1 1 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1
17 Rodewisch 1 0 0 0 1 1 1 1 0 1 1 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 1 1 0 1 0 1 0 0 0 0
18 Schneeberg 0 1 0 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0
19 Schöneck/Vogtld. 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
20 Wilkau-Haßlau 0 1 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1
Summe 4 8 1 2 4 16 5 14 3 13 6 14 1 17 4 14 0 3 0 0 5 14 4 12 0 12 0 12 0 9 0 8
Größere Städte
21 Chemnitz 0 1 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0
22 Freiberg 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 1 1 0 1 0 0 0 1 0 0
23 Plauen 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 1 0 1 0 0 0 1
24 Zwickau 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0 1
Codierung: E: Eindeutig; V: Vage; 1: ja; 0: nein
kategorisierbar
Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb. Fläche Geb.Fläche









Anhang und Verzeichnisse  CCLXXXV 
 
Anlage F: Leitfaden Experteninterview (Beispiel Hainichen) 
(Quelle: eigene Darstellung) 
Dissertationsvorhaben Christian Strauß 
Leipzig, 17. Mai 2011 
Gespräch mit der Stadt Hainichen 
Thema: Gemeindliche Sicht auf das städtebauliche Entwicklungskonzept 
Zeit: 17. Mai 2011, 09.00 Uhr 
Ort: Stadt Hainichen 
Gesprächsleitfaden 
 
A Informationen über das Dissertationsvorhaben 
B Fragen 
Stellung des Konzepte 
 Welche Bedeutung haben das gesamtstädtische Stadtumbaukonzept und das 
Gebietskonzept für Ihre gemeindliche Politik der Stadtentwicklung? 
 Wie verhalten sich Gesamtstädtisches Konzept – teilräumliche Aussagen des 
gesamtstädtischen Konzeptes – Gebietskonzepte – jährliche Fortschreibung des 
gesamtstädtischen Konzeptes zueinander? 
 Ist überhaupt ein EIGENSTÄNDIGES teilräumliches Konzept erforderlich oder reichen 
teilräumliche Aussagen im gesamtstädtischen Konzept aus? 
 Unklar ist Verhältnis Fortschreibung Gesamtkonzept – Gebietskonzept. 
 Verhältnis des gesamtstädtischen Stadtumbaukonzeptes zum Flächennutzungsplan? 
 Erfolgen regionale Abstimmungsprozesse? 
 Wie erfolgt die Zusammenarbeit in der Praxis zwischen Planungsbüro und Gemeinde? 
 
Abstimmungsprozess zwischen den Ebenen 
 Wie beurteilen Sie die Zusammenarbeit im Stadtumbau mit… 
…der Landesdirektion, 
…der Regionalplanung, 
…der SAB sowie 
…dem SMI? 








 Was sollte sich in der Zusammenarbeit ändern… 
…in der Arbeitshilfe des SMI, 
…in der Förderpolitik, 
…in der Betreuung vor, während und nach der Planerarbeitung? 
 
Politikfeld „Fläche“ 
 Zwischen der „Gebäudepolitik“ (z. B. Leerstandsthematik, Sanierungsstand, Städtebau) 
und einer „Flächenpolitik“ (z. B. Brachflächenthematik, Kontamination, Siedlungsstruktur) 
bestehen Unterschiede. Welche Bedeutung hat die originäre Flächenpolitik im 
gesamtstädtischen Konzept? 
 Ziehen Sie planungsrechtlich gesicherte Flächen zurück (etwa mithilfe eines 
Bebauungsplanverfahrens)? 
 Wie beurteilen Sie die „Konzentration“ auf die Innenstädte von Seiten des Bundes und des 
Freistaates: Sollten Aufwertungs- und Rückbaumittel nur noch in die innerstädtischen 
Gebiete fließen? Müsste nicht auch am Rande und in der Peripherie zumindest 
„aufgeräumt“ werden? 
 Die Region wird insgesamt weiter Einwohner verlieren. Wie sollten diese 
Einwohnerrückgänge regional sinnvoll „verteilt“ werden? 
 Welche Konsequenzen der zweiten Leerstandswelle ergeben sich für die Flächenpolitik in 
Ihrer Gemeinde? 
 Sollten flächenpolitische Ziele und Maßnahmen durch das SMI im Stadtumbau intensiver 
finanziert werden, z. B. die Entschädigung bei der Rücknahme von Baurecht oder die 
Durchführung eines Bebauungsplanverfahrens zur Rücknahme Baurecht)? 
 
Eindeutige Ziele und Maßnahmen 
 Im gesamtstädtischen Konzept können sowohl eindeutig als auch vage formulierte Ziele 
und Maßnahmen sinnvoll sein. Wie gehen Sie hier vor, und aus welchem Grund? 
 Der demografische Wandel verläuft zum Teil schnelllebig und nicht vorhersehbar. Wie 




Vielen Dank für das Gespräch! 
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Thesenförmige Zusammenfassung zur Dissertation 
Programmorientierung der Gemeinden 
im Stadtumbau aus der Perspektive 
vertikaler Zielbeziehungen. 
Zur Wirkung überörtlicher Vorgaben auf gemeindliche 
siedlungspolitische Ziele am Beispiel von 
Stadtumbaukonzepten im Direktionsbezirk Chemnitz. 
 





zur Erlangung des akademischen Grades Doktor-Ingenieur (Dr.-Ing.) 
vorgelegt von Dipl.-Ing. Christian Strauß 
 
These 1: Demografischer Wandel und Stadtschrumpfung beeinflussen als situativer Kontext 
die Zielformulierung in der Stadtplanung, die im Stadtumbau mithilfe von 
gesamtstädtischen und teilräumlichen Konzepten erfolgt. Darüber hinaus wirkt der 
institutionelle Kontext auf das Handeln der Gemeinden, indem diese sich im Sinne 
des akteurzentrierten Institutionalismus an den überörtlichen Vorgaben des 
Programms orientieren. 
These 2: Ziele sind eines der vier Elemente der Stadtplanung. Die vertikale Ordnung nach 
ihrer Konkretisierungsstufe ergibt eine Zielhierarchie, bei der die Eindeutigkeit vom 
Zweck bis zum Handlungsziel zunimmt. Es sind verschiedene Typen von 
Zielhierarchien festzustellen, die sich hinsichtlich der vertikalen Zielbeziehungen 
voneinander unterscheiden und mit verschiedenen Instrumenten korrespondieren. 
These 3: Es bestehen vielfältige Gründe für eindeutige, zugleich aber auch für vage Ziele. 
Eine Zuordnung eindeutiger Ziele zur Entscheidungsorientierung ist ebenso wenig 
möglich wie vager Ziele zur Verständigungsorientierung.  
These 4: In Ostdeutschland werden weiterhin zu viele Siedlungs- und Verkehrsflächen neu in 
Anspruch genommen. Durch die zurückgehende Siedlungsdichte erhöht sich in 
schrumpfenden Städten der Problemdruck. Aus der angepassten Flächen-
kreislaufwirtschaft leitet sich ein geeignetes siedlungspolitisches Kategorienschema 
ab, das flächen- und gebäudepolitische Ziele vereint und in den Stadtumbau 
integriert werden kann.  
These 5: Die Themenanalyse ist die geeignete Methode, um siedlungspolitische 
Zielvorstellungen zu untersuchen und Rückschlüsse von den Konzepten auf die 
Programmorientierung zu ziehen. Die repräsentative Stichprobe von 20 Konzepten 
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sowie die Auswertung der vier größeren Städte im Direktionsbezirk Chemnitz 
ermöglicht die Falsifikation bzw. Bekräftigung der Hypothesen. 
These 6: In den gesamtstädtischen Konzepten kleinerer und mittlerer Städte werden keine 
Aussagen zu Zweck, Leitlinien und Standards formuliert, weil hierzu überörtliche 
Vorgaben fehlen. Die größeren Städte formulieren demgegenüber aus eigener 
Motivation Leitlinien, die Stadt Chemnitz auch Orientierungswerte. 
These 7: In den gesamtstädtischen Konzepten werden Leitbilder formuliert, weil die 
Arbeitshilfe diese anführt. Die größeren Städte treffen dabei mehr 
siedlungspolitische Aussagen als die kleineren und mittleren, darunter 
insbesondere Chemnitz und Plauen mit Leitbildern der zweiten Generation. 
These 8: Eindeutige Mengen- und Dichteziele werden als Bilanzziele auf gesamtstädtischer 
Ebene nicht formuliert, weil die Arbeitshilfe sie nicht enthält. Demgegenüber 
formulieren die Gemeinden auf Empfehlung der Arbeitshilfe überwiegend 
eindeutige Leerstandsziele im Fachkonzept Wohnen. Allerdings werden ihnen in 
den teilräumlichen Konzepten keine Handlungsziele zugeordnet. Daher leisten die 
Bilanzziele keinen Beitrag zur Parametrischen Steuerung. 
These 9: Die Gemeinden orientieren sich an den Empfehlungen für Gebietskategorien, 
definieren sie aber überwiegend selbst oder modifizieren die Definition. Eine 
gemeindeübergreifende Codierung entsteht daher nicht. Aufgrund der vagen 
Formulierung sind die Gebietskategorien keine Parameter im Sinne der 
Parametrischen Steuerung. 
These 10: Gebietskategorien sind flächen- und gebäudepolitische Qualitätsziele auf 
gesamtstädtischer Ebene. Ihnen werden auf teilräumlicher Ebene von den meisten 
Gemeinden Handlungsziele zugeordnet. 
These 11: Die Gemeinden formulieren trotz des hohen Wohnungsleerstands und der 
entsprechenden Schwerpunktsetzung in den überörtlichen Vorgaben auch 
flächenpolitische Handlungsziele. Ein Vorrang gebäudepolitischer Aussagen ist 
nicht festzustellen. 
These 12: In den INSEKs werden trotz Problemdrucks vorrangig vage Handlungsziele 
formuliert. Dies begründet sich mit den Unschärfen der ex-ante-Aussagen zum 
demografischen Wandel, fehlenden Hinweisen der Arbeitshilfe zu eindeutigen 
Zielen sowie mit der sich an das INSEK anschließenden Erarbeitung eines 
separaten SEKOs. Daher entsprechen die INSEKs der verständigungsorientierten 
Planungskultur mit vager Aussage. 
These 13: Obwohl die Gemeinden sich im INSEK mit der Rücknahme von Siedlungs- und 
Verkehrsflächen auseinandersetzen, beabsichtigen sie zugleich die 
Neuausweisung von Flächen unter Schrumpfungsbedingungen. 
These 14: Den Gebietskategorien werden in den INSEKs Maßnahmepakete zugeordnet, die 
eine unterschiedliche Prioritätensetzung aufweisen; der hohe Problemdruck in den 
Umstrukturierungsgebieten führt aber nicht vermehrt zu eindeutigen Aussagen. In 
Teilen sind der Nutzungszyklus und damit das Konzept der 
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Flächenkreislaufwirtschaft unter Schrumpfungsbedingungen erkennbar. Im Sinne 
des Förderprogramms erfolgt eine Rücknahme aber vorrangig für Gebäude. 
These 15: Aufwertung ist ein Handlungsziel mit flächen- und insbesondere gebäudepolitischer 
Aussage. Im Vergleich zum Rückbau handelt es sich aber um eine vage 
Formulierung. Nur teilweise werden ihm weitere Handlungsziele zugeordnet, um 
das Handlungsziel zu konkretisieren. 
These 16: Die Gemeinden formulieren in den INSEKs eine Zielpyramide. Darüber hinaus 
greifen sie die Elemente der Strategischen Planung (Strategie, Prioritäten) und der 
Parametrischen Steuerung (eindeutiges Leerstandsziel) auf. Daraus entsteht ein 
Hybrid. Da die Arbeitshilfe keine detaillierten Aussagen über die Zielhierarchie 
trifft, unterscheiden sich die gemeindlichen Konzepte lokalspezifisch im Detail. 
These 17: Im Gegensatz zur Arbeitshilfe des SMI wird mit den neuen Vorgaben für 
teilräumliche Fördergebietskonzepte die theoretisch sinnvolle Trennung der 
Konzepte auch in Sachsen vollzogen. Die Gemeinden greifen zunehmend diese 
Zweistufigkeit auf. Der Planungsabschluss im Stadtumbau wird zum Teil jedoch 
durch vage Handlungsziele in den SEKOs verhindert. 
These 18: Im Stadtumbau entsteht eine parallele institutionelle Struktur zur Bauleitplanung. 
Allerdings beruht sie nicht auf der Stufenfolge der räumlichen Gesamtplanung, 
sondern auf der Programmorientierung der Gemeinden. Entsprechend ist die 
Regionalplanung nicht institutionell eingebunden. Ebenso fehlen 
zwischengemeindliche Planungsprozesse. 
These 19: Die Gemeinden erfüllen mit den Konzepten die Vorgaben des Förderprogramms. 
Allerdings formulieren sie in den INSEKs und SEKOs vielfach vage 
Handlungsziele. Damit prägt grundsätzlich das Förderprogramm als institutioneller 
Kontext die Zielorientierung der gemeindlichen Konzepte, während der situative 
Kontext des demografischen Wandels eine partielle Risikoorientierung befördert. 
Die Unschärfen der ex-ante-Aussagen wirken sich demnach stärker auf die 
Zielformulierung aus als der Problemdruck. 
These 20: Ein Postulat der Eindeutigkeit oder der Vagheit kann für die gemeindlichen Ziele im 
Stadtumbau nicht formuliert werden. Die sächsischen Gemeinden im Stadtumbau 
Ost orientieren sich im Sinne einer Zielorientierung an den überörtlichen Vorgaben 
des Stadtumbau-Programms, zugleich aber an den Risiken des demografischen 
Wandels und der Stadtschrumpfung. Daher wird das Postulat der Ziel- und 
Risikoorientierung formuliert. 
These 21: Das Modell der Programmorientierung zeigt Bund und Ländern Möglichkeiten auf, 
den Gemeinden besser als bisher eine Orientierung hinsichtlich 
siedlungspolitischer Ziele zu geben. Handlungsmöglichkeiten beziehen sich auf die 
Stadtumbau-Paragrafen (rechtliches Instrument), das Bund-Länder-Förderprogramm 
(Anreizinstrument) und die Arbeitshilfe des Freistaats Sachsen (persuasives 
Instrument). Die Optimierung des institutionellen Kontextes befähigt die Gemeinden 
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Der demografische Wandel und die damit verbundene Stadtschrumpfung führen in vielen 
sächsischen Städten zu städtebaulichen Missständen. Als Reaktion darauf formulieren die 
Städte mit dem Stadtumbau Ost Ziele zur Wiederherstellung nachhaltiger Siedlungsstrukturen. 
Das Handeln der Gemeinden wird dabei durch überörtliche Institutionen des Stadtumbau-
Programms beeinflusst.  
Ziel der Arbeit ist die Ermittlung des Zusammenhangs zwischen den gemeindlichen 
siedlungspolitischen Zielen und den überörtlichen Vorgaben im sächsischen Stadtumbau. Als 
Erklärungszusammenhang für den oben beschriebenen situativen und institutionellen Kontext 
wird der akteurzentrierte Institutionalismus herangezogen. 
Ziele sind eines der vier Elemente der Stadtplanung. Es bestehen sowohl Gründe für eindeutige 
als auch für vage Ziele. Die vertikalen Zielbeziehungen vom Zweck bis zum Handlungsziel 
ergeben eine Zielhierarchie, die sich in den überörtlichen Vorgaben im Stadtumbau-Programm 
als hybride Zielhierarchie wiederfindet. Für den Anwendungsfall der siedlungspolitischen Ziele, 
die sich aus flächen- und gebäudepolitischen Aussagen zusammensetzen, wird ein 
Kategorienschema entwickelt, mit dem die Stadtumbaukonzepte untersucht werden können. 
Der empirische Teil der Arbeit basiert auf einer inhaltsanalytischen Themenanalyse von 24 
Stadtumbaukonzepten im Direktionsbezirk Chemnitz. Dabei wird grundsätzlich die 
Programmorientierung der Gemeinden nachgewiesen. Allerdings formulieren sie eindeutige, 
vielfach aber auch vage Handlungsziele. Ein Vorrang der gebäude- gegenüber den 
flächenpolitischen Zielen ist nicht festzustellen. 
Im Ergebnis ist im sächsischen Stadtumbau weder ein Vorrang der Eindeutigkeit noch der 
Vagheit festzustellen. Die sächsischen Gemeinden im Stadtumbau Ost orientieren sich bei der 
Zielformulierung zwar an den überörtlichen Vorgaben. Zugleich orientieren sie sich aber an 
den Risiken des demografischen Wandels und der Stadtschrumpfung. Daher wird das Postulat 
der Ziel- und Risikoorientierung formuliert. Auf dieser Basis werden Handlungsempfehlungen 
für die überörtlichen raumpolitischen Ebenen gegeben, um das Programm Stadtumbau Ost 
hinsichtlich der siedlungspolitischen Ziele zu optimieren. Diese Empfehlungen beziehen sich 
auf die Stadtumbau-Paragrafen, das Förderprogramm sowie die Arbeitshilfe und sonstigen 
Formen der Betreuung der Gemeinden. 
